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Vorwort.

Nicht so ganz zusammenhangslos, wie es auf den ersten Blick 

scheint, sind die beiden Abhandlungen, welche hier vorgelegt werden; 

sie hatten dieselbe Veranlassung und endigten mit nahe verwandten 

Resultaten. Ich hatte unternommen, eine Biographie Scharnhorsts 

zu schreiben. Eine Betrachtung der überlieferten Züge seines Cha­

rakters zeigte, daß die meisten derselben sich zu einem einheitlichen 

Bilde znsammensügen ließen; einige aber störten als grelle Mistöne 

jede Harmonie. Der treue Diener des preußischen Königshauses 

sollte in: Jahre 1812, als Friedrich Wilhelm III. das Bündnis mit 

Frankreich geschlossen hatte, hunderte von Offizieren zum Austritt 

aus der Armee bewogen haben, um dadurch dem König die neue 

Allianz zu verleiden; der unermüdliche Reformator des preußischer: 

Heeres sollte das Jahr darauf der Errichtung einer Landwehr wider­

strebt haben. Ich ging den Gewährsleuten dieser Nachrichten nach, 

und es ergab sich für die erste Knesebeck, für die zweite Schön. Die 

Prüfung ihrer Memoiren, welche natürlich über den Ausgangspunkt 

der Untersuchung weit hinausführte, brachte ein für beide Autoren 

wenig günstiges Resultat; aufs neue wurde ein oft verkündetes, öfter 

vernachlässigtes Axiom der historischen Methode bestätigt: daß es kaum 

eine unzuverlässigere Art der Ueberlieferung giebt als Memoiren.

Das urkundliche Material habe ich hauptsächlich dem Geheime» 

Staats-Archive entnommen. Begonnen vor dem Eintritt der neuen 
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Verwaltung darf diese Arbeit doch die erste Frucht derselben genannt 

werden. Einiges fand sich im Kriegs-Archive des Großen General­

stabes, mehreres im Archive des Oberpräsidiums zu Königsberg, dessen 

Akten hier einzusehen mir vertrauensvoll gestattet wurde. Bei dem 

Forschen nach Handschriften und seltenen Büchern hatte ich mich der 

thätigen Hülfe nicht nur meiner Herren Kollegen, sondern auch der 

Herren Direktor Arnoldt, Geh. Rath Friedländer, Professor Mauren­

brecher, Hauptmann Meie, Major v. Ratzmer, Dr. Pfund, Schulrath 

Schrader, Oberst-Lieutenant Tellenbach und Professor G. Voigt zu er­

freuen. Zu besonderem Danke fühle ich mich dem letzteren verpflichtet; 

er theilte mir aus dem Nachlasse seines Vaters einige Urkunden mit, 

welche eine hochwichtige Kontroverse vielleicht endgültig entschieden 

haben.

Berlin, 23. November 1875.

Mar Lehmann.
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Knesebeck,

der russische Operationsplan

und

die dreihundert preußischen Offiziere von 1812.





Wenn die Geschichtschreiber von dem Bündnis erzählen, das König 

Friedrich Wilhelm III. im Jahre 1812 mit dem ersten Napoleon 

einzugehen gezwungen wurde, so Pflegen sie außer andern traurigen 

Folgen desselben auch die zu erwähnen, daß dreihundert preußische 

Offiziere ihren Abschied nahmen, weil sie es nicht über sich vermochten, 

dem Sieger von Jena Heeresfolge zu leisten.

Dreihundert Offiziere. Angenommen in unserm heutigen Vater­

lande, dessen Armee zehn Mal so stark ist als die von 1812, gäbe 

die gleiche Zahl militärischer Würdenträger die Einmütigkeit ihrer 

Opposition durch Quittiruug des Dienstes kund, so würde dies ein 

Ereignis sein, wichtiger als alles was dazu Veranlassung gegeben: 

damals bedeutete es nichts geringeres als die Auflösung aller mili­
tärischen Ordnungen. Die preußische Armee zählte nach der Um­
formung des Jahres 1808 zwölf Infanterie- und neunzehn Kavallerie- 

Regimenter, drei Bataillone Jäger und Schützen, drei Brigaden Ar­

tillerie; die Jnfanterieregimenter hatten zwischen 80 und 90, die 

Kavallerie je 25, die Jäger je 23, die Artilleriebrigaden je 65 Offi­

ziere*).  Dreihundert Offiziere, das war mehr als ein Viertel der 

Infanterie oder über zwei Drittel der Kavallerie oder fast das Dop­

pelte der Artillerie. Ihr Austritt beraubte jede Truppe des sechsten 

Theiles ihrer Anführer, er zerrüttete das Offizierkorps der Armee

*) Für die Kavallerie und Artillerie vgl. (Scherbening) Die Reorganisation 
der Preußischen Armee nach dein Tilsiter Frieden I, 129. 214, für die In 
fanterie eine handschriftliche Rangliste vom Jahre 1811 im Kriegs-Archive des 
Großen Generalstabs und v. d. Oelsnitz Geschichte des 1. Jnfanterieregi 
ments 627 s. Zwischen 1806 und 1816 ist keine gedruckte Rangliste er­
schienen.

1*
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vollständig, er mußte um so verhängnisvoller wirken, da er mit einer 

Mobilmachung des Heeres zusammentraf.

Unter gewöhnlichen Umständen wäre es undenkbar, daß ein Er­
eignis von solcher Bedeutung keine Spur in der Tagesliteratur zu­

rückgelassen hätte; so aber dürfen wir keinen übermäßigen Werth 

darauf legen, daß keine Zeitung, keine Zeitschrift jener Tage es er­

wähnt: weder die „Berlinischen Nachrichten von Staats- und gelehrten 

Sachen" noch die „Königliche privilegirte Berlinische Zeitung", weder 

das „Politische Journal" noch die „Zeiten" von Chr. D. Voß/ noch 

„Posselt's Annalen". Nur der „Nürnberger Korrespondent" meldete 

im März 1812 aus Berlin, mehrere preußische Offiziere hätten in 

Folge des französischen Bündnisses ihren Abschied begehrt und er­

halten; aber auch die verwegenste Interpretation wird aus den „meh­

reren" nicht „dreihundert" machen wollen. Uebrigens fand die merk- 

würdige Nachricht, welche der Wahrheit näher kam als die ganze 

spätere Tradition, nur noch Beachtung seitens der „Allgemeinen 

Zeitung"'); kein anderes Blatt wagte sie wiederzugeben. Es war 

die Epoche, in welcher einem Gneisenau die Besorgnis aufsteigen 

konnte, daß die reine historische Wahrheit zu Grunde gehen würde. 

Die öffentlichen Blätter durften ohne Gefahr nur ausnehmen, was 

ihnen von den Franzosen geboten wurde, unter allem anderen 

richtete der Griffel des Censors solche Verheerungen an, daß der 

alte Spener verzweiflungsvoll daran erinnerte, wie die Römer in 

den Zeiten des Despotismus zur Fabel gegriffen hätten. Er selbst 

empfahl die Ironie, ein Freund von ihm meinte, nur bei Gelegen ­

heit von Rezensionen ließe sich die Wahrheit sagen.

Es kam aber die Zeit, wo das Wort sich wieder freier regte. 

Venturini, dessen Chronik des 19. Jahrhunderts nur durch die 

Aenderung ihres Titels und die Nachsicht der dänischen Regierung 

dem von Napoleon angedrohten Schicksal der Unterdrückung ent­

gangen war, gab jetzt (1815) die Geschichte des Jahres 1812 her­

aus. Die ersten Gesammtdarstellungen der eben durchlebten großen

’) S. die Nummer vom 17. März 1812. 
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Zeit erschienen, wie z. B. „Preußens Trauer und Glanz" von 

Th. Heinsius (1814) oder „Preußen in den Jahren der Leiden 

und der Erhebung" (1817), gut gemeinte populäre Bücher, von 

echter historischer Kunde sehr weit entfernt, in denen man aber wohl 

einen Nachklang von der That der Dreihundert zu suchen berechtigt 

ist: denn auf den Waffen ruht der Staub der Archive nicht. Unsere 

Erwartungen werden jedoch getäuscht. Dasselbe Schweigen beobachten 

die Schriften des geistvollen Benzenberg über Friedrich Wilhelm III. 
und über Hardenberg (1821), das zuerst anonym erschienene Buch 

von Manso (1819), welches auf lange Zeit die Grundlage aller Dar­

stellungen der preußischen Geschichte seit dem Hubertsburger- Frieden 

wurde, die 3. Ausgabe der „Geschichte der drei letzten Jahrhunderte" 

von I. G. Eichhorn (1817). Auch die seit der Mitte der zwanziger 

Jahre theils von Zeitgenossen selbst, theils aus ihrem Nachlaß ver­

öffentlichten Werke, wie das Tagebuch des Aorkscheu Korps von 

Seydlitz (1823), die Lebensbeschreibungen Blüchers von Barnhagen *)  

(1826), Dohnas von Voigt (1832), Scharnhorsts von Clausewitz 

(1832) uud die historische» Schriften des letztgenannten Offiziers 

(Band VII 1835) durchsuchen wir vergebens. Clausewitz, als eifriger 

Schüler und intimer Freund Scharnhorsts gewiß ein kompetenter 

Zeuge, drückt sich sogar so aus, daß man seine Worte kaum noch 

mit der heute recipirten Ueberlieferung vereinigen kann. In der 

Hauptstadt, sagt eri) 2), hätte es zur Zeit des französischen Bündnisses 

außer Scharnhorst und seinen nahen Freunden kaum einen andern 

Menschen gegeben, der den Akut zum Widerstaude nicht für halben 

Wahnsinn gehalten hätte; anch in der übrigen Monarchie seien wohl 

nur wenige zerstreute Spuren der Denkart Scharnhorsts gewesen. 

Nachdem er dann den Fortgang des leitenden Generals aus Berlin, 

den Abschied Boyens und Gneisenaus erzählt, fährt er fort: „Mehrere 

aridere, die zu den wärmsten Anhängern Scharnhorsts und feiner 

i) Des Unwerthes der Larnhagenschen Historiographie bin ich mir sehr 
wohl bewußt; hin und wieder ist sie aber doch auf authentische Quellen ge­
gründet.

8) Hinterlassene Werke VII, 1 ff.
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polititischen Ansichten gehörten, aber keine politische Bedeutung im 

Staat hatten, unter denen auch der Berfasser war, thaten dasselbe." 
Würde Clausewitz von „mehreren" gesprochen haben, wenn es Drei­

hundert gewesen wären?

Man wird einwenden, daß nachdem nun einmal der Abschied 

der Dreihundert durch eine allerdings höchst merkwürdige Verkettung 

von Umständen nicht in die Oeffeutlichkeit gedrungen, späterhin die 

Eingeweihten auch über ihn das ehrfurchtsvolle Schweigen beobach­

teten, das überhaupt die vaterläudische Historiographie bei Lebzeiten 

Friedrich Wilhelms III. kennzeichnete: um so mehr, da die Erwähnung 

gerade dieser Autonomie den soldatischen König leicht verletzen konnte. 

Hat er doch erst im Jahre 1822 den Offizieren, welche 1809 eigen­

mächtig zürn Freikorps des Herzogs von Braunschweig gegangen 

waren, verziehen'). Dann dürfen wir aber erwarten, daß sofort 

oder doch bald nachdem mit dem Regierungsantritt Friedrich Wil­

helms IV. der Bann gebrochen war, einer von den vielen noch 

lebenden Zeugen sich vernehmen ließ. Das ist nun keineswegs der 

Fall. Vielmehr brachten die „Beiträge zur Charakteristik Friedrich 

Wilhelms III", die der vortreffliche, durch Bachs Biographie uur 

uuvollständig bekannt gewordene Hippel herausgab (1841), eine Dar­

stellung des Ereignisses, welche die Angaben von Clausewitz iu allen 
wesentlichen Stücken durchaus bestätigte. Hippel sagt2): „Die Offiziere 

betrachteten sich als die willenlosen Werkzeuge einer höhern Hand, 

der selbst ihr König und Herr nicht widerstreben dürfe. Offiziere in 

höheren berathenden Stellen, welchen nach ihrer Ueberzeugung zu 

handeln vergönnt war, verließen ihr Vaterland oder gaben ihre 

Wirksamkeit auf, wie Boyen. Als Gneisenau, dessen Biederkeit ihm 

nie gegen seine Ueberzeugung zu handeln erlaubte, nicht mehr Hülfe 

leisten konnte, ging er in englische Dienste, um für Preußen zu 

wirken. Einige andere Offiziere, darunter Männer von hohem 

Werthe, waren, ihrem früheren Gelübde gegen Napoleon treu, uach 

Rußland gegangen." Nicht anders stellte Minutoli, ein ebenso gut

*) Militair-Wochenblatt 1822 S. 2265.
4) H. 59 f.
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unterrichteter Zeitgenosse, welcher während jener kritischen Periode in 

der Nähe des Königs war1), in seinen „Beiträgen zu einer künftigen 

Biographie Friedrich Wilhelms 111." (1843) den Hergang dar. Nach- 

dem er den Abschluß der französischen Allianz erzählt, fährt er fort2) : 

„Die nun ergriffene Maßregel fand bei manchen in diese Angelegen­

heit nicht tief genug eingedrungenen Baterlandsfreunden herben 

Widerspruch, und verließen selbst mehrere ausgezeichnete Offiziere 

das preußische Heer und stellten sich in die russischen Reihen, um 

hier den allgemeinen Feind zu bekämpfen, hoffend, hierdurch dem 
Baterlande einen großen Dienst zu leisten."

Ein wenig stärker trug Ernst Moritz Arndt, der Genosse und 

Herold des Freiherrn vom Stein während seines Petersburger 

Aufenthalts, die Farben auf. In den „Erinnerungen aus dem

• äußern Leben", die bald nach seiner Wiedereinsetzung in die Bonner 

Professur erschienen (1840), erzählte er von „vielen" preußischen 

Offizieren, denen das Herz zu schwer geworden, unter französischen 

Fahnen zu streiten, .die daher von ihrem König gnädigen Abschied 

genommen und erhalten hätten. Biele aber sind nicht Dreihundert, 

und auf diese Zahl kommt es an.

Erst über ein halbes Decennium nach dem Tode Friedrich Wil­
helms III., über dreißig Jahre nach dem Ereignis taucht die Kunde 

davon in der Fassung, die der Eingang unserer Untersuchung wieder­

gegeben hat, an zwei verschiedenen Stellen kurz hinter einander auf.

Im Jahre 1846 veröffentlichte Graf Henckel von Donnersmarck, 

der vis zum Waffenstillstände von 1813 Flügeladjutant Friedrich 

Wilhelms III. war, dann mit Ruhm die Dragonerbrigade des Hork- 

schen Korps geführt hat, „Erinnerungen" aus seinem Leben, in 

welchen cä3) heißt: „Als die Nachricht von der französischen Allianz 

sich verbreitete, nahmen dreihundert Offiziere ihren Abschied. Die 

Zahl mag wohl etwas übertrieben sein, mir ist sie aber von glaub­

würdigen Männern versichert worden."

*) S. seine Beiträge 61.
. 8) S. 131.

a) S. 98.
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Zwei Jahre darauf erschien im Beihefte des Militair-Wochen- 

blattes*)  ein Fragment der Memoiren, welche der eben (12. Januar 

1848) gestorbene Generalfeldmarschall v. d. Knesebeck hinterlassen 

hatte. Derselbe vindicirt sich hier die Autorschaft des Feldzugsplanes 

von 1812 und erzählt, wie er, um Napoleon recht tief tu die russi­

schen Ebenen hineinzulocken, bei Friedrich Wilhelm III. den Anschluß 

Preußens an Frankreich befürwortet unb ihm sowohl wie dem Zaren 

die Nothwendigkeit steten Rückzuges der russischen Armee bewiesen 

habe. Beide Monarchen seien seinen Rathschlägen gefolgt zum großett 

Berdrusse Scharuhorsts, der sich für schuelles Borrücken der russischen 

Truppen auf preußisches Gebiet verwendet hatte. „Scharnhorst — 

heißt es 2) — der seine Pläne durch mich vereitelt sah, hatte noch 

ein Mittel versucht: 300 Offiziere forderten auf einmal den Ab­

schied. Der König verfügte: „können gehen!" Die Fruchtlosigkeit - 

dieser Maßregel veranlaßte ihn, sich zurückzuziehen und nach Schlesien 

zu gehen."

*) Wiederholt in der als Manuskript gedruckten Schrift: Bruchstücke aus 
den hinterlassenen Papieren des K. Preuß. Generalfeldmarschalls C. Fr. v. d. 
Knesebeck, zusammengestellt von A. v. K(nesebeck). Magdeburg 1850.

9) Bruchstücke 103.
») II, 265.
«) I, 329. 348. II, 265. (1. Ausg.)

Diese Darstellung wurde mit erstaunlicher Schnelligkeit zur 

Tradition, die der eine Geschichtschreiber dem andern entlehnt hat. 

Matt darf wohl zweifeln, ob dies auch dann der Fall gewesen wäre, 

wenn sie ganz in der ursprünglichen Fassung weiter überliefert wor­

den wäre. Dropsen, der 1846 in seinen „Vorlesungen über die 

Freiheitskriege", auf E. M. Arndt gestützt, von vielen abschied­
nehmenden Offizieren gesprochen hattet, nahm 1850 in die Bio­

graphie Jorks 4) die Zahl dreihundert auf, behielt aber die alte voit 

Arndt gegebene Motivirung bei; nicht als eine von Schartthorst 

provocirte und als Zwangsmittel gegen den König verwendete Oppo­

sition erscheint bei ihm das Entlassungsgesuch, sondern als der Aus­

druck einer schmerzlichen Resignation, die mit dem Abschluß der 
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französischen Allianz die patriotischen Hoffnungen langer Jahre ge­

knickt sah. Wie sehr Dropsen in seinem Rechte war, als er die 

Knesebecksche Motivirung verwarf, wird sich bald zeigen; gerade da- 

durch aber rettete er dem Reste der Erzählung die Existenz. Ihm 

sind dann fast alle gefolgt, welche über diese Zeit geschrieben haben, 

von Ludwig Hausser an bis auf Gustav Freytag in der neuesten 

Auflage seiner Bilder „Aus neuer Zeit".

Niemand darf sich darüber wundern. Denn welche stärkere Be­

glaubigung könnte es geben als die durch zwei scheinbar von ein- 

ander unabhängige Gewährsleute, beide gleichzeitig, beide angesehene 

Männer, die in unmittelbarer Nähe ihres Königs weilten, der eine 

sogar ein intimer, zu zahlreichen wichtigen Missionen verwendeter 

Vertrauter desselben?

Und doch ist ihre Erzählung falsch, falsch mit allen Folgerungen, 

die man daraus gezogeu.

Zunächst muß es auffallen, daß sie durch keine einzige der nach 

1846 erschienenen Quellen - und Urkundenpublikationen bestätigt 

wird. Weder Boyen in dem für den Bereinigten Landtag geschrie­

benen „Ueberblick der preußischen Heeresverfassung"'), der für jene 
Zeit als Quelle gelten muß, erwähnt sie, noch Marwitz in seinen 

Denkwürdigkeiten, die in den dreißiger Jahren verfaßt, 1852 ver­

öffentlicht wurden; er spricht ^) nur ganz allgemein von preußischen 

in russische Dienste getretenen Offizieren. Wolzogen, der seine 1851 
herausgegebenen Memoiren vor 1845 aufzeichnete, hat sich zwar über 

die Mission Knesebecks nach Petersburg von diesem inspiriren lassen, 

aber auch er weiß uur von mehreren preußischen Offizieren, die 

sich in der russischen Armee wollten anstellen lassen^). Stein in 

seiner Autobiographie (1855 veröffentlicht) erzählt von vielen preu­

ßischen Offizieren, die nach Rußland gekommen, um gegen Napoleon 

*) Anonym und als Manuskript erschienen. Berlin 1847.
8) Aus dein Nachlasse F. A. v. d. Marwitz I, 336.
3) S. 96. Daß Wolzogen die Notizen über Knesebecks Mission von dem 

Gesandten selbst hatte, sagt er S. 178.
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zu fechten '). Ja der alte Arndt that, als er 1858 seine „Wande­

rungen und Wandelungen mit dem Reichsfreiherrn von Stein" her­

ausgab, sogar einen Schritt zurück, indem er2) nicht mehr von vielen, 

sondern von mancher! preußischen Offizieren redete, die nach Ruß­

land gezogen seien, „um die Glut des gerechten deutschen Zornes 

gegen den großen Ueberlister und Dränger der Könige und Volker 

in wälschem Blute abzukühlen." Und was noch mehr sagen will, 

Freiherr von Müffling, der im übrigen auf das stärkste von Knese­

beck beeinflußt wurde, nennt doch in seinen Memoiren"), wo er von 

den Offizieren spricht, vorsichtiger Weise keine Zahl: nach Knesebecks 

Rückkehr aus Petersburg sei „für alle preußischen Offiziere, welche 

nicht die Waffen gegen^ Rußland tragen wollten", keine andere Wahl 

geblieben als den Abschied zu nehmen.

Zu diesem Beweise aus dem Stillschweigen gesellen sich andere 

schwerer wiegende Argumente positiver Art.

Graf Henckel ist in Einzelheiten nicht immer korrekt. Er nennt 

Scharnhorst noch Major, wo er bereits Oberst war, und den Staats­

kanzler Hardenberg, der doch vom Freiherrn gleich Fürst wurde, 

„Graf"; er meint, Kork habe den Krieg in Amerika mitgemacht, der 

Herzog von Braunschweig bis zum Frieden von Basel den Ober­

befehl über das preußische Heer am Rhein geführt, im Feldzuge von 
1806 und 7 hätten beinahe lauter Fremde die Kommandos gehabt; 

er verwechselt einmal die neue Organisation der preußischen In­

fanterie mit der bis 1806 bestandenen 4). Einige Irrthümer mußte 

er gleich nach dein Erscheinen seines Buches öffentlich eingestehen, 

andere sind ihm später nachgewiesen worden-^). Vor allem aber: er 

schöpfte aus Mittheilungen Knesebecks, dessen Schwager er war. Er 

beruft sich wiederholt auf iljii6); allerdings nicht für das Abschieds-

*) Pertz Stein VI, 2, 177 der Anlagen.
8) S. 3.
8) „Aus meinem Leben" S. 153 (herausgegeben 1851).
4) Erinnerungen 43. 46. 88. 106. 387.
°) Militair-Wochenblatt 1846 S. 214. 1847 S. 14. M. Duncker in der 

Zeitschrift f. pr. Geschichte VIII, 776. Vgl. G. Zippel ebendaselbst XI, 487.
6) Z. B. S. 94. 202.
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gesuch der Dreihundert, wohl ciber für die unmittelbar vorhergehende 

Geschichte des Feldzugsplans von 1812, die er ganz im Sinne seines 

Schwagers giebt. Bei dem engen Zusammenhänge, der zwischen der 

Abschiedsforderung der preußischen Offiziere und dem Ursprung des 

russischen Krieges besteht, können wir mit einer an unbedingte Ge­

wißheit streifenden Wahrscheinlichkeit annehmen, daß für unsern Gegen­

stand das Henckelsche Werk, trotzdem es früher erschien, nur den 

Werth einer abgeleiteten Quelle hat. Statt zweier Gewährsleute 

haben wir es nur mit einem zu thun.

Knesebeck, auf dessen Glaubwürdigkeit nun alles ankommt, hat 
erst im Greisenalter, als er das 80. Lebensjahr fast erreicht hatte, 

seine Memoiren zu schreibe« begonnen *)  und dieselben unvollendet 

hinterlassen. Sie reichen nicht weiter als bis 1792 und enthalten 

außerdem nur noch die Petersburger Mission von« 1812. Daß Knese­

beck gerade diese aus seinem schicksalsreichen Leben auswählte, ist 

wahrscheinlich durch die „Lebensbilder aus dem Befreiungskriege" 

veranlaßt worden. Die dritte, 1844 erschienene Abtheilung der­

selben brachte?) einen vom 23. März 1812 datirten Bericht „des 

preußischen Generals (!) und außerordentlichen Abgesandten von Knese­
beck", der die Aufmerksamkeit vou Müffling, damals Chef des preußi­

schen Generalstabes, erregte. Wie so viele außer ihm übersah auch 

Müssling, daß das Aktenstück mit einigen anderen dem bereits 1820 
erschienenen 7. Bande der „Correspondance inédite officielle et 

confidentielle de Napoléon Bonaparte“ entnommen und bereits 

in der prenßischen Geschichte von Manso erwähnt war?); er ver­

mutete eine strafbare Indiskretion, ja eine Entwendnng aus den 

staatlichen Archiven. Deshalb wendete er sich an den ihm seit lange 
befreundeten Knesebeck mit der Frage, ob der Bericht echt sei, wie 

er in Hormayrs. Hände kommen konnte, ob ein Schritt gegen diese 

*) Am 1. Oktober 1846, laut seiner eigenen Erklärung Bruchstücke 7.
8) S. 433.
8) II, 93 der 2. Ausgabe; hier mit dem falsche» Datum des 13. März 

versehen.
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Veröffentlichung angebracht erschiene1). Die Antwort* 2) (b. d. Rö- 

dershoff bei Halberstadt 20. Mai 1844) erklärte, daß die „wört­

liche" Echtheit des Berichtes nicht in Abrede zu stellen fei, da 

er mit dem noch erhaltenen Brouillon stimme: eine Behauptung, 

welche beweist, daß Knesebeck doch nicht Wort für Wort verglichen 

hatte,'sonst würde er einige Irrthümer bemerkt haben, welche theils 

dem Herausgeber der Correspondance inédite, theils Hormayr zur 

Last fallen^). Ueber die Provenienz des Berichtes äußerte er sich 

nicht mit völliger Bestimmtheit, desto zuversichtlicher und ausführ­

licher über seinen Inhalt, der, wie er versicherte, aus dem Grunde 

einer starken Ergänzung und Modifikation bedürfe, weil er auf die 

Franzosen berechnet gewesen sei. Was er hier sagt, stimmt im 

Wesentlichen mit dem später geschriebenen^) Memoirenfragment, dessen 

wir oben gedachten,.überein; doch zeigen einige später zu erwähnende 

Differenzen in Nebeudingeu, wie den Verfasser das Gedächtnis im 

Stich zu lassen begann. Eben darauf läßt der Umstand schließen, 
daß auf den 13 Seiten des Memoirenfragmentes mit einer Aus­

nahme^) keine einzige genauere Zeitbestimmuug vorkommt. Bequem 

wie das Alter ist, verschmähte es Knesebeck sogar, aus dem Brouillon 

seines Berichtes, das ihm nach seiner eigenen Aussage zur Hand 

war, die Lücken des Gedächtnisses zu ergänzen.

*) Brief vom G. Mai 1844; vgl. Müffling Aus meinem Leben 157 f.
2) Das Original ist im Archive des Großen Generalstabs zu Berlin; uer-- 

öffentlich! von Müffling a. a. O. 159.
8) Hormayr schrieb gedankenlos S: 433 das „St. Petersbourg“ der Über­

schrift (für „Berlin“) und S. 438 das völlig unverständliche „comme ministre“ 
(für „comme militaire“) ab, vgl. Correspondance VII, 438. 444. Dazu fügte 
er S. 434 das falsche Datum „le 19. Février“ (für „le IG. Février“ Corre­
spondance VII, 438) ; endlich ließ er S. 43G den Namen des einen schwedi­
schen Gesandten fort, vermutlich weil ihm das „Schonkroh“ der Correspon­
dance VII, 441 nicht geheuer erschien rlnd er doch den richtigen Namen (Schön- 
kron) nicht wußte.

*) Daß er es uach dem Briefe von Müffling ausgezeichnet, ergiebt sich auch 
wohl daraus, daß es in demselben nicht erwähnt wird. Ein Grund, feine 
Existenz einem so nahen Freunde zu verschweigen, ist kaum denkbar.

°) S. 99.

Noch ganz andere Spürer: abnehmender Erinnerung rverden wir 
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aber gewahr, sobald wir die Richtigkeit dessen prüfen, was die Me­

moiren mit apodiktischer Gewißheit, ja mit einer Art freudigen 

Enthusiasmus als das Verdienst ihres Autors in Anspruch nehmen. 

Unsere Untersuchung wird hier erheblich über das Ereignis, von 

welchem sie ausging, hinausgreifen; indes jede Quelle muß nun ein­

mal in ihrer Totalität geprüft werden, und außerdem werden dabei 

Dinge zur Sprache kommen, welche an Bedeutung den angeblichen 

Austritt der dreihundert Offiziere fast noch überragen *).

In der Einsamkeit seines Gutes Carwe — so erzählt Knese­

beck — habe er seit dem Jahre 1809, wo er sich aus dem Staats­

dienst zurückgezogen, bis in den Januar 1812 Tag und Nacht über 

Napoleons weltumfassende Pläne und über die Mittel, sie zu ver­

eiteln, nachgedacht. „Die Pläne anderer schienen mir nicht aus­

reichend, und was hin und wieder, bald hier bald dort und vorzüg­

lich, außer in Spanien, von England aus genährt, durch eine damals 

sehr verbreitete geheime Gesellschaft von einzelnen unternommen 

und bewirkt wurde (er meint wohl den von so vielen überschätzten 

Tugendbund), schiert mir nur Mückenstiche, um einen Elephanten zu 

todten. Ein anderer Gedanke tauchte in mir aus! Er war: das 

Svstem jetzt schon in Anwendung zu bringen, das ich mit Phull oft 

besprochen und dieser 1807 als dasjenige mit mir erkannt hatte, 

wodurch Napoleon bekämpft werden müsse. Damals war es nicht 

anwendbar, denn Rußland war nicht genug gerüstet rind daher zum 

Frieden gezwungen. Die Basis dieses Systems war gegründet auf 

Raum und Zeit. Die Karte von Rußland kam nicht von meinem 

Pulte! Ich sah den unermeßlichen Raum, berechnete die möglichen 

Märsche des Eroberers, der, von der Seine herkommend, über Rhein, 

Elbe, Oder und Weichsel in Rußland einzudringen hatte, und die 

beiden großen Alliirten, die Rußland, und zwar Rußland von allen

') Vgl. die für jede fernere Forschung auf diesem Gebiete grundlegende 
Abhandlung von Max Duncker: Preußen während der französischen Occupation: 
Zeitschrift für preußische Geschichte VIII, 751; ich babe seine Argumente bei 
einer Nachprüfung fast durchweg bestätigt gefunden.
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Staaten Europas allein, hatte: Raum und Zeit, traten mit einer 

Lebendigkeit vor meine Seele, die mir keine Ruhe mehr ließ." Er 

'fjslbe in der Stille reiflich durchdacht, wie Rußland seinen Gegner 

nicht allein kommen lassen, sondern ihn immer tiefer in das Land 

hineinziehen, durch partielle Gefechte ihn täglich schwächen, jede Haupt­

schlacht aber vermeiden, dadurch des Feindes Kommunikationslinie so 

viel als möglich verlängern müsse, wodurch seine Ersatzmannschaften 

und Verstärkungen ihn nicht erreichen würden, er täglich schwächer 

werden und zuletzt untergehen müsse, wie das Beispiel Karls XII. 

schon einmal gezeigt habe. Um dies zu erreichen, müsse Preußen 

sich in die traurige Nothwendigkeit fügen, für den Moment mit 

Frankreich und gegen Rußland zu gehen. Auf 20,000 Preußen 

mehr in der Wagschale Frankreichs käme es für den Augenblick nicht 

an, nur dahin müsse möglichst gewirkt werden, das preußische Corps 

zusammenzuhalten und ihm eine selbständige Stellung zu geben, um, 

wenn das Glück sich wende, zur rechten Zeit umkehren und sich der 

Fesseln entschlagen zu können, in denen Frankreich jetzt Preußen ge­

knebelt halte. Sorgfältig hätte er die Märsche berechnet, auch vor­

ausgesehen, daß Napoleon nicht eher in Rußland einbrechen würde, 

als bis die grüne Fonrage ihm erlaubte, seine Kavallerie, Artillerie 

und Trainpferde dort zu ernähren. Sein Gedanke sei gewesen: zieht 

der Krieg sich durch das vorgeschlagene System in die Länge, so 
können Evenements nicht ausbleiben, und der Winter in diesem wenig 

bevölkerten Landstriche wird um so mehr Schwierigkeiten hervor 

bringen, je zahlreicher die Truppenmasse ist, mit der Napoleon in 

Rußland einbricht. „Zur Gewißheit wurde es mir: so ist er zu be­

siegen und so muß er besiegt werden."
Eine Zuversicht des Glaubens, welche dem in die Zukunft blicken­

den Sehergeiste so nahe kommt, daß es schwer hält, die Grenze 

zwischen beiden zu finden; nicht nur der Rückzug und Untergang des 

französischen Heeres, sondern sogar der Abfall des preußischen Hülfs- 

korps wird hier vorahnend geschaut. Die ernste, in das Gebiet der 

Religion reichende Frage, welche mit Recht von je her die Gemüter 

beschäftigt hat, ob der Untergang der großen Armee das Resultat
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menschlicher Berechnung oder ob er über und wider menschliches 

Wissen von der Vorsehung gewirkt ist, wäre hiernach unwiderruflich 
zu Gunsten der ersten Alternative entschieden. Und hiermit nicht 

genug: wie wir gleich sehen werden, ist es dem Glücklichen auch be- 

schieden gewesen, den in: stillen Studirzimmer gefaßten Gedanken 

kämpfend und leidend auf der Arena des politischen Gebens zur That, 

zum Entschluß der Mächtigen dieser Erde zu erheben. Es wäre ein 

Verdienst,, für sich geeignet, ihn unter die ersten Denker und Wohl­

thäter des menschlichen Geschlechtes zu stellen, ein Ruhm, dessen 

Glanz aber auch so manchen Ehrgeiz bethören und verführen könnte.
Die trümmerhaste Ueberlieferung jener Jahre gestattet nicht 

zu untersuchen, ob und wie weit Knesebeck sein System schon 1807 

und vorher mit Phull besprochen hat; einige vertraute Briefe an 

preußische Offiziere aus jener Zeit erwähnen nichts der Art1). Das 

aber kann ich mit Bestimmtheit behaupten, daß er in den entschei­

denden Tagen des Januars 1812, eben damals, wo er von dem 

Gedanken einer Bekämpfung Napoleons durch Raum und Zeit er­

füllt gewesen sein ivttt, ganz andere Meinungen verfochten hat.

Das Geheime Staatsarchiv in Berlin bewahrt bei den Akten 

der russischen Missionen Knesebecks eine von ihm eigenhändig unter­
zeichnete Denkschrift auf, welche das Datum des 21. Januar 1812 

trägt^ also kurz vor seiner Abreise nach Petersburg verfaßt ist. Sie

*) An Chlebowski, 14. Januar 1807: „Eine russische Armee thut gegen 
eine französische besser, den Feind in einer erwählten Stellung zu erwarten und 
von dieser aus, in dem Augenblick, daß der Feind angreift, ihm mit einem An­
griff entgegen zn gehen. Dies wird den Franzosen allemal überraschen und 
wahrscheinlich irre machen." An Kleist, 2. Febr. 1807: „Ich würde mich nur 
unterstehen, auf das eilte mit Nachdruck zu beharren, daß man nicht wieder auf 
eine Hauptschlacht die ganze Staatskraft setzt und va banque auf einer Karte 
sagt, sondern nur da schlägt, wo man es mit großer Ueberlegenheit der Streit­
kräfte thun kann. Der Zeitpunkt dazu ist, seit dem ich bei der russischen Armee 
gewesen bin, unzählig oft gewesen." An Tippelskirch unter demselben Datum: 
„Es scheint mir, als wenn man besonders dahin arbeiten müßte: 1. den Feind 
durchaus in das von uns und ihm ausgefreßne Land hinein zn manoeuvriren 
und nicht aus selbigem heraus zu lassen. 2. Sich sogleich mit Graudenz und 
Danzig in Verbindung zu setzen und aus der fruchtbaren Niederung die Lebens­
mittel zu ziehen." Kriegs-Archiv des Großen Generalstabs.
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war, das beweist noch ihr heutiger Aufbewahrungsort, dazu bestimmt, 

auf die leitenden preußischen Staatsmänner, auf den König von 

Preußen zu wirken, dessen Name ebenso wie der des russischen Kaisers 

stets mit allen Curialien angeführt wird. Sie weiß, wie sich zeigen 

wird, um die geheimsten, nur einem auserlesenen Kreise bekannt ge­

wordenen Verabredungen des preußischen und russischen Kabinets; in 

welchem Lichte würde ihr Verfasser erscheinen, wenn man annehmen 

wollte, er habe hier nicht seiner wahren Meinung Ausdruck gegeben? 

Mit Wärme, fast mit Leidenschaft bespricht er den von den Russen zu 

befolgenden Operationsplan; seine Rede ist nicht eben kurz und bündig, 

trotzdem erscheint sie wichtig genug, um wenigstens in ausführlichem 

Auszug wiedergegeben zu werden.
„Man wiederhole sich doch nur jede Minute — so sagt er —, 

dieser Kampf, der gekämpft werden soll, ist der letzte, der allerletzte, 

unwiederbringlich der letzte.
„Wird man dann noch wollen können, ihn unter viel ungünsti­

geren Umständen anzufangen als die 1809 waren?

„S. Mas. der Kaiser von Rußland sagen Selbst: das System 

dieses Krieges solle auf den Grundsatz der langen retrograden 
Linien basirt werden. — Es ist also ein Defensivkrieg, den Ruß­

land führen will, es will den kühnen Gegner locken, ihn: in unfrucht­

bare Gegenden zu folgen, sich von seinen etablirten Basen zu ent­

fernen, seine Operationslinien über die Kraft seiner Deckungen 

auszudehnen, den Krieg in die Länge zu ziehen u. s. w. Ein 

System, das unter andern Umständen ebenso richtig und genialisch 

entworfen als verderblich für den Gegner werden kann. Denn aller­

dings ist es wahr, daß eine oder zwei Schlachten, die Rußland an 

der Elbe und Oder gewinnt, den Krieg nicht entscheiden: wohl aber 

wird solches eine Hauptschlacht leisten, die mit Glück für Rußland 

am Riemen oder der Düna geschlagen wird, wohingegen eine Schlacht, 

so Rußland zwischen der Oder und Weichsel verliert, wahrscheinlich 

den Krieg für Frankreich entscheidet, welches noch zweifelhaft bleibt, 

wenn Frankreich diese Schlacht am Riemen gewinnt: — Wahrheiten, 
die aber stets nur wahr sind unter der Bedingung, daß Oesterreich
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in diesem Kriege mit Rußland verbündet ist. Denn bei diesem 

Systeme, wo ein großes Heer in langen Linien zurückgeht, das Land 

verwüstend und die- Hauptmacht des Gegners auf sich ziehend, ist 

immer vorausgesetzt, daß zugleich uoch eine andere Macht die Flanken 

und den Rücken des Gegners nicht bloß bedroht, sondern mit Macht 

angreift, seine Operationslinien unsicher macht, seine Convoys auf­

hebt u. s. w. Ohnedem entsteht daraus ein Zurückgehen ohne Ende, 

und der Gegner erobert das Land.

„In Spanien z. B., wo Wellington dies System mit Glück 

befolgt, sind die Engländer die Macht, die das Hauptheer der Fran­

zosen auf sich zieht, und die Spanier selbst (durch ihre Jnsurrektions 

korps) sind die Macht, die diese Operationslinien in einem fort an­

greifen. In dem gebirgigten, coupirten, größtentheils unwirtbaren 

Spanien und bei einem Charakter des dortigen Volkes, allein von 

Haß und Wut beseelt, können kleine Korps, dies leisten. In einem 

Lande, wie der Distrikt von dem Rhein bis zur Weichsel ist, der 

von ruhigen, friedlichen Völkern bewohnt wird, in dem kein unfrucht­

bares, unbebautes Fleckchen, selbst nicht auf dem Brocken zu finden 

ist, in dem die Mehrheit lieber duldet als stirbt und nur eine kleine 

Zahl wütet und zu sterben bereit ist, — in einem solchen Lande 
gehört eine andere große Macht dazu, die bei diesem Systeme mit 

zahlreichen Heeren in Flanke und Rücken aufzutreten vermögend ist, 

und bloße einzelne Trupps von zwei-, vier-, achttausend Mann, selbst 

wenn Festungen und verschanzte Läger zu ihren Schlupfwinkeln 

präparirt sind, leisten hier nichts, — weil der Geist der Station und 

die Physische Eigenheit fehlt.

„Oesterreich allein kann bei einem Kriege zwischen Rußland und 
Frankreich diese Macht sein, und unter dieser Voraussetzung nur 

kann jenes System einst den französischen Heeren den Untergang 

geben. Ohne aber daß Oesterreich Theil nimmt, ich wiederhole es, 

wipd dieses System nur Europas Untergang vollenden und bei 

einem plötzlichen Losbrechen der Türken und Schweden in die Flanken 

des russischen Heeres leicht Ursache sein können, daß der nächste 

Friede in Moskau geschlosseu wird!!
Lehmann, Knesebeck und Schön. 2

, (( W TORWIU j)
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„Möchte Seine Majestät der Kaiser Alexander geruhen, diese 

mit Wärme niedergeschriebenen Wahrheiten in Ihrer Weisheit zu 

erwägen. Allerhöchstdieselben würden Sich überzeugen müssen, daß 

die Stunde der Errettung noch nicht geschlagen hat, daß der Moment 

des Kampfes noch nicht gekommen, daß der Augenblick des Duldens 

noch vorhanden ist.
„Leicht wird es Seiner Kaiserlichen Majestät sein, das Mittel 

aufzufinden, das den Zustand der Dinge (ich weiß, daß ich ihn nicht 

Friede nennen kann, er ist aber besser als gänzliche Vernichtung und 

Sklaverei) für den Augenblick ohne Krieg erhalten kann. Und daß 

ich es ausspreche dies Mittel: es ist mit einem Worte ein weises 

Beobachten der Form in Napoleons Kontinentalsystem. Es ist der 

Zustand der Dinge, wie er 1808 und 1809 von Rußland gehalten 

worden ist.
„Kann dabei durch. Unterhandlungen eine der Festungen an der 

Oder dem Besitz Seiner Majestät des Königs wieder gewonnen 

werden, wie dies mit Glogau wohl wahrscheinlich ist, so ist dies 

mehr werth als ein geführter Feldzug, dessen höchstes Resultat, wenn 

er nach dem System der retrograden Linien geführt wird, höchstens 

— der Status quo bei dem Anfänge des Feldzugs sei« wird. Wer 

aber sichert in dieser Lage diesen Erfolg?"
Man traut seiuen Augen nicht. In den Memoiren hofft Knese­

beck von dem Rückzugssystem die Befreiung Europas, iu der Denk­

schrift fürchtet er, es werde die Unterjochung des Erdtheils vollenden; 
dort ist ihm der Krieg der Glockenschlag der Erlösungsstunde^), hier 

das Grabgeläute der Freiheit. Es giebt keine Bermittelung zwischen 

beiden Standpunkten, sie schließen einander völlig aus. Unter solchen 

Umständen wird auch einem Anfänger in der Anwendung der histo­

rischen Methode die Wahl leicht; sie kann nur zu Gunsten der Denk­
schrift ausfallen. Wenn aber Knesebeck damals nicht für die Rück-

*) An einer späteren Stelle des Memoircnfragments (S. 96) heißt es 
wörtlich: „Ich war nicht allein vom Kriege fest überzeugt, sondern wünschte ihn 
mehr als jemand, zur Erreichung des großen Zweckes, zu dem ich meine Reise 

unternahm."
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zugsidee eingenommen war, so konnte sie es auch nicht sein, die ihn 

nach Berlin führte; er konnte sie nicht bei Friedrich Wilhelm III. 

vertheidigen, sie nicht zum Gegenstand einer geheimen Mission nach 

Petersburg neben der ostensiblen machen, sie nicht zum folgereicheu 

Entschlüsse Kaiser Alexanders erheben; der ganze Bau der Memoiren­

erzählung stürzt so in sich zusammen. Unsre Untersuchung dürfte 

hiermit abschließen; wir führen sie aber weiter, um zu sehen, ob 

nicht doch vielleicht einige Bausteine aus deu Trümmern zu retten sind. 

Nachdem Knesebeck das Werden und Wachsen der Rückzugsidee 

geschildert, behauptet er weiter, sie hätte in ihm den Entschluß ge­
zeitigt, zum Kaiser Alexander zu gehen. „Ich rechnete — sagt er 

— dabei auf Phull, der in Petersburg war, uud uoch mehr auf des 

Kaisers mir bekannte hochherzige Gesinnung uud seine mir 1806 

und 1807 mehrfach bewiesene Gewogenheit und Vertrauen. Wie 

aber nach Petersburg kommen? Um in Berlin zu jeder Zeit unbe­

merkbarer zu sein, hatte ich seit 1809 dort mein Chambre garnie. 

Mein Koffer hier mit den nöthigen Karten war immer gepackt. 

Auf also und nach Berlin!"

Der Rückzugsgedanke also und nichts als der hätte Knesebeck 

nach Berlin gebracht. Ein wunderbares Zusammentreffen, daß gleich­

zeitig ein hochgestellter preußischer Beamter dem Könige im tiefsten 

Vertrauen seinen schon mehrfach im diplomatischen Dienst verwen­

deten Generaladjutanten zu einer durchaus friedlichen Mission an 

den russischen Hof vorschlug. Ancillon, der Erzieher des Kronprinzen, 

empfahl, nachdem auch Oesterreich jede Unterstützung Preußens ab­

gelehnt hatte, in einer Denkschrist vom 10. Januar 1812 deu An­

schluß an Frankreich; vorher aber möge der König, da Napoleon 

Aussichten auf Erhaltung des Friedens gemacht habe, falls Kaiser 

Alexander nur einen Spezialbevollmächtigten nach Paris schicke, den 

Zaren hierzu zu bestimmen suchen. In dem Briefe vom 11. Januar, 

welcher diese Denkschrift begleitete, war Knesebeck wegen seiner 

Friedensliebe als eine für die Petersburger Mission höchst geeignete 

Persönlichkeit bezeichnet. Darauf wies der König am 15. Januar 

• seinen Staatskanzler an, die Sendung Knesebecks unverzüglich vor- 
2*
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zubereiten und ohne den mindesten Verzug auszuführen *). So kam 

Knesebeck nach Berlin.

*) Aus den Akten des Geh. Staats-Archivs Duncker 745. 748/ 751.
®) M. Arndt Meine Wanderungen 134. Knesebeck an Gneisenau 22. Jan. 

1814 (bei Drohscn Aork III, 197) : „Ich habe es ruhig ertragen, daß der Mar- 
schall Vorwärts, wie einst der selige Scharnhorst, mir die härtesten Sachen sagte, 
weil sie mich nicht verstanden."

8) Ausbewahrt im Geh. Staats-Archiv. Er ist undatirt, aber, wie sein In 
halt zeigt, zwischen Anfang Februar und dem 8. März 1812 geschrieben: 
Scharnhorst erwähnt Knesebecks Abreise nach Petersburg und nennt sich noch 
Chef des Generalstabes. ,

4) Knesebeck wurde 1799 Riichels Adjutant.

Was er hier that, erzählt er folgendermaßen. „Mit Scharn­

horst fortwährend auf dem vertrautesten Fuße, war gewöhnlich mein 

erster Gang immer zu ihm, — so auch jetzt. Der Abend meiner 

Ankunft fand mich in seinem Hause. Auf der Treppe begegnete mir 

der russische Gesaudte Graf Lieven mit einem Portefeuille unter dem 

Arme. Bon dem Kriege 1806 ihm bekannt, hieß er mich freund­

lich willkommen und lud mich eiu, morgenden Tages im Familien­

zirkel bei ihm zu essen und etwas vor Tische zu kommen. Scharn­

horst — sonst immer sehr offen gegen mich — war den ganzen 
Abend höchst verschlossen, und so oft ich das Gespräch darauf brachte, 

was er in dem bevorstehenden Kampfe unsererseits thun würde, brach 

er ab."

Daß Knesebeck und Scharnhorst nicht „fortwährend auf dem 

vertrautesten Fuße" standen, ist von E. M. Arndt überliefert und 

von Knesebeck selber in einem Briefe aus dem Jahre 1814 zuge­

geben worden 2); wie das Verhältnis in den ersten Monaten von 

1812 war, lehrt ein gleichzeitiger 3) Brief Scharnhorsts an Harden­

berg. Hier schließt sich an eine Beschwerde über das Benehmen des 

Obersten Hake folgende Klage über den angeblich so intimen Freund:

„In noch eitlen: unangenehmeren Verhältnisse stehe ich mit dem 

Obersten von Knesebeck. Sein Benehmen in Potsdam, mit Beyme 

nicht öffentlich in Gegenwart von Nüchel zu sprechen und heimlich 

mit ihm zu konferireu, erweckte iu mir schon damals Mißtrauen.
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Als er bei meine Brigade gesetzt wurde, wollte er bei den General­

stabsarbeiten mich leiten; wir überwarfen uns in den Arbeiten im 

Hildesheimschen, und da er Unrecht hatte, mußte er sich submittiren. 

Er sagte nun allen Menschen, ich sei kein Mann von Kops, nur 

Pful sei ein brauchbarer Mann für die Ausführung. Als wir in 

Hannover 1805 waren und der Herzog von Braunschweig und der 

Gras Schulenburg mich mit mehreren Vertrauen als ihn behandelten, 

bat er um den Abschied; als hieraus wieder 1806 der General von 

Rüchel nach Hannover kam und sehr bald ausing zu mir mehr 

Vertrauen als zu ihn zu marquiren, erfolgten unangenehme Schritte 

zwischen ihn iiiib diesen General. Bei jeder Gelegenheit zeigte sich 

nachher die gegen mich zurückgebliebene Erbitterung. Auch bei seiner 

jetzigen Sendung sah er mich nur ein Mal; ich bat ihn bei mir zu 

essen, ich versprach ihn manche Renseignements, er kam aber nicht zu 

mir uud reisete weg, ohne daß ich einen Bries an Schöler mitschicken 

konnte. In Königsberg sollte er 1809 mit der militärischen Kom­

mission über unsre Konskription u. s. w. konferiren; er sagte, er 

würde seine Meinung geben und könnte sich zu keinen Konferenzen 

einlassen, dies sei ihn zuwider. Jedermann hält ihn für den größten 

Egoisten; ich habe ihn als den größten Intrigant, aber dabei als 

einem Mann von Beurteilung und Kentnissen kennen gelernt. Ich 

jcibe von ihn und Hak in jeden militärischen Verhältnis alles mög­

liche Unangenehme zu erwarten, und ich fürchte, daß sie, wenn es 

unvermerkt geschehen kann, die neuen Einrichtungen der Armee unter­
graben, in ihren Grundfesten erschüttern und sie so umkehren werden. 

Ich wünsche, daß dies alles S. Maj. der König erfährt, damit 

Allerhöchstdieselben nicht hintergangen werden."

Ich würde glauben den Fehler zu begehen, in welchen so viele 

Darsteller der preußischen Geschichte verfallen sind, wenn ich aus 

diesem Briese aus ein dauerndes und unheilbares Zerwürfnis schließen 

wollte. Man darf nicht jedes in der Leidenschaft hingewo.rfene 

Wort als das Resultat einer langen und berechnenden Ueberlegung 

ansehen, am wenigsten bei einem Volke, das an scharfen und eckigen 

Charakteren reicher ist als alle anderen. Wie heftig sind York und 
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Gneisenau, Scharnhorst und Borstell, Tauenzien und Bülow, Stein 

und Beyme, Hardenberg und Niebuhr, Hippel und Scharnweber auf 

einander geplatzt, wie harte Urteile lesen wir in den Briefen Steins 

und Gneisenaus und Niebuhrs auch über ihre Gesinnungsgenossen, 

so daß man fast glauben sollte, auf der ganzen Welt hätte es kein 

verrnchteres Gemeinwesen gegeben als dieses Preußen — und doch! wie 

einträchtig haben sie schließlich alle an dem einen großen Werke der 

Befreiung und Erhebung gearbeitet. Auch von Scharnhorst und 

Knesebeck liegt eine Anzahl schöner Briese aus dem Frühjahr 1813 

vor, welche beweisen, daß sie damals des alten Grolles vergessen hatten. 

Hier aber steht die Sache anders. Nicht um augenblickliche Auf­

wallungen und um subjektive Urteile handelt es sich, sondern um 

objektive Thatsachen. Knesebeck sagt: mein erster Weg war zu Scharn­

horst — Scharnhorst: er kam überhaupt nicht zu mir, obwohl ich 

ihn bat. Da der Bericht des ersteren so viel Jahre wie der des 

letzteren Tage nach dem Ereignis ausgezeichnet ist, so fällt die Ent­

scheidung, ganz abgesehen von dem bereits gewonnenen Resultat, auch 

hier gegen Knesebeck aus.

Er fährt, nachdem er den angeblichen Besuch bei Scharnhorst 

geschildert, so fort: „Ich kombinirte: Lieven am finstern Abend zu 

Fuß mit einem Portefeuille bei Scharnhorst; Scharnhorst stumm und 

verschlossen — hier treiben sich geheime Sachen zwischen beiden! — 

Am andern Morgen, während Scharnhorst den Vortrag beim Könige 

hatte, ging ich zu Lieven. Dieser, meine Gesinnungen kennend und 

nicht zweifelnd, daß für meine Person ich in dem bevorstehenden Kampfe 

nur auf russischer Seite sein könne, war etwas offener gegen midj1)- 

Ich ahnete, daß man etwas trieb, wodurch Preußen keine Wahl mehr 

geblieben sein würde, welche Partei es ergreifen würde (sic). — 

Ein schnelles Vorrücken der russischen Truppen, so weit es gehen 

würde, schien der Kriegsplan Rußlands zu fein! Dies war dem 

meinigen gerade entgegen."

Es ist verhängnisvoll für Knesebeck, daß auch über diese Unter-

*) Bei Henckel 95 heißt es „ganz offen". 
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redung ein Bericht von der anderen Seite vorliegt. Gras Lieven 

schrieb am 1. Februar seiner Regierung *):  „Knesebeck selbst stellte 

sich mir vor nnd legte mir offenherzig seine Ansicht dar. ,Jch habe 

nie, sagte er, die Meinung jener getheilt, welche glaubten, Preußen 

könne Frankreich einigen Widerstand entgegensetzen; ich halte Preußen 

für so schwach, daß nur ein Beseht von Napoleon Hinreiche, um es 

im Durchzuge zu unterwerfen. Die Sachen sind ganz wie 1806 

und 1809. Preußen und Oesterreich wichen dem Krieg nicht aus, 

uud der Krieg ward für sie verderblich. Ich würde glücklich sein, 

wenn ich in Petersburg überreden könnte, den Krieg noch aufzu 

schieben, um einen günstigeren Augenblick abzuwarten.' Ich erklärte 

ihm darauf, daß, wenn seine Sendung keinen andern Zweck habe, 

als uns vom Kriege abzurathen, sie ganz vergeblich wäre. Er ginge 

von einer durchaus falsche» Ansicht aus, wenn er glaubte, daß wir 

den Krieg wollten, und nicht in Betracht zöge, daß wir alles gethan, 

ihn zu vermeiden." Wenn man erwägt, daß Lieven sowohl wie 

Knesebeck nur von Einer Zusammenkunft reden und folglich die Diffe­

renzen ihrer Relationen nicht durch die Verschiedenheit des Gegen­

standes erklärt werden können, so ergiebt sich abermals ein starker 

Irrthum des Memoirenschreibers: er will zu Lieven gekommen sein, 

ehe er seine offizielle Mission erhielt; nach Lieven hatte er sie bereits, 

als die Unterredung stattfand. Sodann aber: Knesebeck war über 

den Kriegsplan Rußlands nicht so unwissend als er sich stellt, er 

hatte in keiner Weise nöthig, Gras Lieven deshalb auszuhorchen. 

Die Unterredung mit diesem fiele nach seiner Relation auf den Tag, 

welcher dem Besuch bei Scharnhorst folgte, also frühestens auf deu 

25. Januar^); aber bereits in jener Denkschrift vom 21. zeigt er 

sich, wie wir uns erinnern, aufs beste von dem russischen Operations-

1) F. v. Smitt Zur näheren Aufklärung über den Krieg von 1812 S. 322.
2) Am 24. kam Scharnhorst von seiner Reise nach Wien zurück. Ompteda 

Politischer Nachlaß II, 191. Ich weiß sehr wohl, daß es unmethodisch wäre, 
ein fingirtes Ereignis zur Datiruug eines nicht fingirten zu verwerthen; es 
kommt mir auch nur darauf an, die Unhaltbarkeit der Memoirenerzählung bis 
in das kleinste Detail hinein nachzuweisen.
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plan unterrichtet. Seit Monaten hatten sich alle Unterhandlungen 

zwischen Preußen und Rußland um die Frage gedreht, ob letzteres 

offensiv verfahren und einer Ueberflutnng Preußens durch fran­

zösische Truppen vorbeugen oder ob es letztere an seiner Grenze er­
warten, d. h. Preußen seinem Schicksale überlassen wolle; schließlich 

hatte sich Kaiser Alexander, nachdem seine polnischen Pläne durch die 

Weigerung des Fürsten Czartoryski vereitelt waren, für die Defen­

sive entschiedenx), und selbst den eisrigsten Bemühungen Scharnhorsts 

war nur jene Petersburger Konvention vom Oktober 1811 geglückt, 

welche die Mitwirkung russischer Truppen bei der Vertheidigung 

Königsbergs stipulirte. Knesebeck wußte sogar um diese im tiefsten 

Geheimnis getroffene Verabredung; denn er sagt: „Die Kombinationen 

der russischen und preußischen Militärs wagten nichts weiter zu hoffen 

als Königsberg gedeckt zu sehen." Wie konnte er am 25. Januar 

sich über etwas belehren lassen, was ihm am 21. so gut bekannt war!

Er erzählt nun weiter, wie er sofort nach der Konferenz mit 

Lieven eine Audienz beim König gefordert und diesem seinen auf 

die Defensive und den momentanen Anschluß Preußens an Frank­

reich gegründeten Kriegsplan entwickelt habe. Er habe wie ein in- 

spirirter Apostel mit der größten Lebhaftigkeit, mit Enthusiasmus 

gesprochen, der König trotz seiner Abneigung gegen diese Art des • 

Vortrages habe ihn ruhig über eine halbe Stunde?) angehört, sich 

überzeugt unb bereit erklärt, ihn nach Petersburg zu schicken, damit 

er seinen Gedanken dort vortrüge; über einen Vorwand zu dieser 

Reise werde weitere Rücksprache mit Hardenberg genomnlen werden. 

Tags darauf, also frühestens am 26. Januar, sei er zum Staats­

kanzler gerufen und habe von diesem die bekannte Friedensmission 

an Kaiser Alexander erhalten.'

Auch ohne das widersprechende Zeugnis von Urkunden erweckt 

diese Darstellung kein besonderes Vertrauen. Wozu bedurfte der 

Ueberbringer eines strategischen Gedankens solch eine diplomatische 

Mission, die nichts weiter als Vorwand gewesen wäre? Um vor

Bernhardt Geschickte Rußlands II, 2, 667.
2) „über zwei Stunden" heißt es in dein Briefe an Müffting. 
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französischen Spionen sicher zu sein? So eben hatte Scharnhorst kurz 

hinter einander zwei weite und wichtige Reiser: unternommen und beide 

Male das Geheimnis vollständig bewahrt. Auch verschmäht Knesebeck 

diese Motivirung; er erklärt vielmehr, daß er nicht ganz unoffiziell habe 

dastehen und sicher sein wollen, vom Kaiser gehört zu werden. Wie 

aber besteht damit das intime Vertrauensverhältnis zu Kaiser Alexan­

der, dessen er sich beständig rühmt? — Die oben erwähnten Urkunden 

vollends schließen jeden Zweifel aus. Friedrich Wilhelm III. kann 

nicht durch Knesebeck am 26. Januar aus den Gedanken einer osten- 

sibeln Friedensmission geführt sein, wenn er am 15. Januar, von 

Ancillon bewogen, seinen ersten Minister im tiefsten Vertrauen an­

gewiesen hat, in Petersburg durch den Generaladjutanten einen 

letzten Versuch zur Erhaltung des Friedens zu machen. Man beachte 

wohl, wie die Züge der Knesebeckschen Darstellung, welche sonst das 

Gepräge einer erstaunlichen Festigkeit und Sicherheit tragen, an 

dieser Stelle schwanken und zittern. In dein Briefe an Müffling 

heißt es: „Selbst der Staatskanzler ist von meinem geheimen Auf­

trage nie^ganz tu Kenntnis gekommen," in dem Memoirenfragment: 

„Ob Hardenberg von meiner wahren Absicht ganz unterrichtet gewesen 

ist, weiß ich diese Stunde noch nicht," und vier Seiten weiter eben­

daselbst: „Ich entnahm aus dem Gespräch mit Hardenberg, daß er 

den wahren Zweck meiner Sendung nicht kannte*)."  Als dies ge­

schrieben wurde, weilte weder der König noch Hardenberg unter den 

Lebenden.

Knesebeck verläßt Berlin. Kurz vor der Abreise schickt ihm 

einer der Räthe Hardenbergs, der so wenig wie alle anderen von 

dem wahren Zwecke der Reise weiß, noch die Abschrift einer so eben 

aus Paris eingelaufenen Depesche, anfangend: „Je crois à la guerre,“ 

um ihn zu überzeugen, „daß es Napoleon mit dem Friedensschlüsse 

nicht Ernst, sondern ein bloßes Vorgeben sei." — Auch diese Angabe 

ist nicht frei von Irrthümern. Das Aktenstück, auf welches der 

Legatiousrath Lecoq den reisefertigen Knesebeck spät arn 31. Januar

J) Müffling Aus meinem Leben 160. Bruchstücke 96. 99. 
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in einigen herzlichen Zeilen aufmerksam machte'), war nicht eine 

eben eingelaufene Depesche, sondern ein Auszug aus dem Berichte 

des preußischen Gesandten in Paris vom 18. Dezember 1811. Die 

Worte „je crois à la guerre“, an welche Knesebeck die bereits er­

wähnte Versicherung anknüpft, sie seien für ihn überflüssig gewesen, 

denn er sei nicht allein vom Kriege fest überzeugt gewesen, sondern 

er habe ihn mehr als jemand zur Erreichung seines großen Zweckes 

gewünscht — diese Worte eröffnen allerdings den erwähnten Depeschen­

auszug, sind aber schlecht gewählt, um seinen Inhalt zu kennzeichnen; 

Napoleon, der sich ihrer gegen Krusemarck bedient, hatte im wei­

teren Verlauf der Audienz erklärt, wenn ihn: nur Rußland einen 

Unterhändler schicke, könne der Frieden erhalten werden: eine Er­

klärung, aus welcher, wie wir sahen, Ancillon die Berechtigung der 

Friedensmission Knesebecks herleitete. Der Brief Lecoqs sammt dem 

Excerpt sind in das Geh. Staatsarchiv aus dem Nachlasse des Memoiren­

schreibers gekommen; er hatte sie tut eigenen Hause und zog sie den­

noch nicht zu Rathe.

Unterwegs besucht er Aork. „In Königsberg etwa 2 Uhr 

nachts angekommen, eilte ich zu Jork, bat, mich sogleich vor seinem 

Bette anzunehmen,. was auch geschah, erfuhr von ihm tut Vertrauen, 

wie er eigentlich zwei Weisungen habe?), die eine privatim, nach 

welcher er den Russen, wenn sie in Preußen einrücken sollten, keine 

Schwierigkeit in den Weg legen sollte, — auch bereits seit einiger

*) Knesebeck erhielt eine Abschrift des Dokumentes, die sich noch heute bei 
den Akten seiner Petersbitrger Sendung befindet: ob aber durch Lecoq, ist 
zweifelhaft. Derselbe schreibt: „Eine Pflicht gegen Sie glaube ich zu erfüllen, 
wenn ich Sie vertrauensvoll hiermit beschwöre, eher nicht von dannen zu gehen, 
bevor Sie nicht von dein unter dem 18. Dezember pr. erstatteten Bericht des 
H. v. Krusemarck über seine letzte Audienz beim Kaiser Napoleon Kenntnis er- 
halten und ihn Zeile vor Zeile erwogen haben. Graf Goltz wußte tlicht, ob 
der Staatskanzler E. H. diesen Bericht nicht etwa schon mitgetheilt hätte. Er 
besitzt davon eine Abschrift, der Herr v. Goltz aber das Original, welches Ihnen 
auf Ihr Berlangeir gewiß geru zur Durchlcsung sogleich vorgelegt werden 
wird." (Geh. St.-Arch.)

3) In dem Briefe an Müffling ist nur von einer, geheimen Weisung 
die Rede.
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Zeit deshalb zwei russische Geueralstabsoffiziere (mich dünkt, er nannte 

Kotzebue) in Königsberg seien; die andere Weisung aber (die er 

offizieller uud mehr direkt vom Könige ausgehend glaubte) dahin 

gehe, dies Einrücken der Russen möglichst noch hinzuhalten. Ich bat 

ihn, mit der ersten Weisung bis nach meiner Rückkehr zu zögern. 

Er erwiederte bloß: »Verstanden^, wünschte mir eine glückliche Reise, 

und wir schieden."

Abermals eine Mischung von Wahrheit und Irrthum. General 

Aork hatte seine große Vollmacht, welche ihm für außerordentliche 

Fälle einen Theil der königlichen Gewalt in der Provinz Preußen 

verlieh, im Mai 1811 erhalten^). Später, wohl im Oktober, war 

er, wie aus einem Briefe Scharnhorsts an Hardenberg hervorgeht2), 

ermächtigt worden, auf Grund der Petersburger Konvention den 

Schutz der Russen gegen eine französische Gewaltthat anzurufen. Es 

ist eine vollständige Verkennung der Situation, wenn ihn die Memoiren 

mit der Instruktion ausrüsten, den Russen „keine Schwierigkeiten 

in den Weg zu legen"; wie gering das Verlangen Kaiser Alexanders 

nach einer Offensive war, haben wir gesehen. Was die andere 

„offiziellere und mehr direkt vom Könige ausgehende" Weisung be­

trifft, so liegt hier wahrscheinlich eine Verschiebung der Thatsachen 

vor; Knesebeck meint wohl die Kabinetsordre vom 4. Februar ^), 

welche York von dem veränderten Verhältnis zu Frankreich benach­

richtigte und ihm nur „aus den ganz unwahrscheinlichen Fall offen­

barer Feindseligkeiten" die Anwendung der verabredeten Vertheidi- 

gungsmaßregeln gestattete. Knesebeck selbst wird York auf diese Ordre 

vorbereitet haben; so ist es wenigstens möglich, seine Bitte an den

Droysen York I, 261 f.
a) d. d. 1. Februar 1812: „Sollten unsere Verhältnisse mit Frankreich 

uns jetzt gegen gewaltsame Schritte sichern, sollte von Frankreich kein Gewalt-- 
streich mehr zu erwarten sein, so müßte der General von York von dieser ver­
änderten Lage benachrichtigt werden; denn dieser wird, wie Ew. Exc. wissen, bei 
jedem nnerwarteten Ereignis der voir mir geschlossenen Petersburger Konvention 
gemäß handeln." (Geh. St.-Arch.)

a) v. Seydlitz Tagebuch des Preußischen Armeekorps im Feldzüge von 
1812 I, 42. Droysen York I, 317.
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General, „mit der ersten Weisung bis nach seiner Rückkehr zu 

zögern" zu begreifen: was an und für sich schwer hält. Sollte Dort 

etwa dem Einrücken der Russen Schwierigkeiten in den Weg legen? 

Was er verstanden haben soll, als er „verstanden" rief, verstehen 

wir nur dann, wenn er in Knesebecks Rückzugsgedanken eingeweiht 

gewesen wäre: das war aber nach des letzteren ausdrücklicher Er­

klärung nicht der Fall, nur noch der König wußte darum.

Die Reise nach Petersburg wird aufs äußerste beschleunigt, tut 

Briefe an Müffling heißt es: „Ich war den 8. Tag nach meiner Ab­

reise von Berlin in Petersburg — damals eine ungeheure Schnellig­

keit."

Gewiß, so ungeheuer, daß sie ungeheuerlich wird; man ist ver­

sucht zu glauben, George Stephenson fei von den Chronographen ein 

halbes Jahrhundert zu spät angesetzt worden. Am 13. Februar ist 

Knesebeck nach seiner eigenen Erzählung^) in Petersburg angekommen; 

am 6. war er bei Jork?): er gebrauchte sieben Tage nicht von 

Berlin, sondern von Königsberg nach Petersburg; Berlin wird er, 

worauf auch andere Indizien führen, am 1. oder 2. des Monats 

verlassen habens.

„Um 8 Uhr morgens in Petersburg angekommen, wurde mir 

schon gegen 11 Uhr durch einen Adjutanten des Kaisers der Befehl, 

in den Palast zu kommen."

Auch hier widerlegt sich Knesebeck selber. In der ersten Depesche 

aus Petersburg schreibt er, daß er am 13. Februar nachmittags an­

gekommen sei, sogleich am 14. bei Graf Romanzoff um eine Audienz 
beim Kaiser angehalten und solche auch Sonntag den 16. gehabt

*) Erste Depesche an Hardenberg d. d. Petersburg 21. Febr. (Geh. St.-A.) 
2) Tagebuchnotiz von Schack bei Dropsen II, 264.
3) Lecoq in dem eben erwähnten Briefe an Knesebeck d. d. 31. Januar: 

„Von des H. v. Goltz Exc. hörte ich vor einigen Stunden, daß E. H. wohl 
schon morgen früh Ihre Reise antreten dürften." — Müfflings Behauptung 
(Aus meinem Leben 153), Knesebeck sei erst ant 9. Februar aus Berliu ab­
gefahren, bedarf keiner Widerlegung. Er gewann dies Datum durch eine Sub­
traktion: am 16. Februar ist sein Freund in Petersburg angekommen, nur 
sieben Tage wollte er unterwegs gewesen sein.
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habe. Sonach ist er nicht vormittags, sondern nachmittags ange­

kommen und nicht sofort, sondern erst nach drei Tagen vom Kaiser 

angenommen worden.
„Gleich bei- meinem Eintritte fragte der Kaiser in ziemlich 

barschem Tone: ,Qu’avez-vous à me dire?6 ,lii eu de bon, Sire!6 

erwiederte ich gelassen: ,j’apporte la guerre.6 Der Kaiser: ,C’est 

vous qui me l’apporte?6 Ich: ,Oui Sire! vingt mille Prussiens 

marchent contre vous!6 Diese Unterhaltung wurde nun abgebrochen; 

ich erwähnte meines offiziellen Auftrages, zugleich aber auch meines 

Privatvortrages, überreichte das Schreiben meines Königs vom 

31. Januar 1812, worin er meine Ansichten als die Seinigen an­

erkannte, die Hochherzigkeit des Kaisers anries und mich seinem Ver­

trauen empfahl. Ich bat um ferneres Gehör, wollte mich entfernen, 

als der Kaiser sein ,Adieu!6 ausgesprocheu hatte, ward aber zurück 

gerufen und gefragt: was ich zu sagen hätte? ,Kurz geht das nicht,6 

erwiederte ich, ,aber hören Sie mich!6 ,Gut,6 sagte der Kaiser, ,ich 

gehe täglich auf dem Quai an der Newa spaziren und spreche dort 

mit vielen Personen. Finden Sie sich in Civilkleidung ein; wenn 

Sie dort mit mir sprechen, macht es kein Aufsehen.6 Ich empfahl 

mich, erschien am bestimmten Orte*),  brachte mein Anliegen um 
eine geheime Audienz vor und erhielt die bedingte Zusicherung der­

selben, weil Späher alle Schritte des Kaisers so wie die meinigen 

bewachten. Er bezeichnete mir einen Kosacken und diesem meine 

Person und sagte: daß, wenn ich diesen Kosacken am bestimmten 

Audienztage im Thore des Winterpalastes stehezl sähe, ich abends 

nach 11 Uhr zu ihm kommen könnte. Der Kosack stand an der be­

zeichneten Stelle, und ich verfügte mich zum Kaiser. Erfüllt vom 

Zwecke meiner Sendung, trug ich mit Lebhaftigkeit und steigender 

Wärme meine Ansichten vor."

*) Der Ncwaspazirgang fehlt in dem -Briefe an Müffling.

Man wundere sich nicht über die ausführliche Wiedergabe dieser 

Einzelheiten; es geschieht mit gutem Bedacht, damit jeder Leser Ge­

legenheit finde, selber den absonderlichen Bericht zu prüfen. Uns 
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scheint, als sei er auch hier an sich nicht haltbar, ganz abgesehen 

von der Kontrolle durch audere Zeugnisse. Knesebeck will zwei Mis­

sionen erhalten haben, die eine auf Frieden lautend, die andere auf 

Krieg, die eine ostensibel und öffentlich, die andere so geheim, daß 

er die wunderlichsten Anstalten trifft, um sie in tiefster Verborgen­

heit, im Dunkel der Nacht, unter vier Augen auszurichten, lind irr 

der ersten öffentlichen Audienz soll er seines „Privatvortrages" er­

wähnt haben, soll fein erstes Wort gewesen sein: Ich bringe den 

Krieg? — Wozu danu uoch die Friedensmission? Hätte Kaiser Alex­

ander bei deil erläuternden Worten: „20,000 Preußen marschiren 

gegen Sie" ein Lächeln angewandelt, wir könnten es ihm nicht ver­

argen; Kllesebeck vergißt, daß er selbst weiter oben erörtert hat: „auf 

20,000 Preußen mehr in der Wagschale tarne es hier für beit 

Augenblick wohl nicht an." Die- Thatsache selbst so wenig wie die 

Zahl der marschirenden Preußen stand, als Knesebeck Berlin verließ, fest; 

sie ist bekanntlich erst durch das am 24. Februar tu Paris unter­

zeichnete Bündnis, eigentlich erst durch die Ratifikation Friedrich 

Wilhelms III. am 5. März entschieden worden.

Der Brief des Königs an den Zareit vom 31. Januar ist er­

halten^), oder sotten wir annehmen, daß Knesebeck, so wie er zwei 

Missionen hatte, auch zwei Briefe mitbekam, den einen ostensibel, 

den andern vertraulich? Diese Ausrede liegt nahe genug, wäre aber 

völlig hilifättig, denn durch die Erwähnung der ganz geheimell Mis- 

sion Scharnhorsts nach Wien würde immer auf das gewisseste ver­

bürgt bleiben, daß der vertrauliche Brief der erhaltene ist. Er müßte, 

wenn Knesebecks Behauptung von den zwei Missionen wahr wäre, 

gewissermaßen der neutrale Puttkt seiu, tu dem sich beide berührten; 

irgend ein Hinweis auf die geheime Mission, wäre er auch noch so 

versteckt, dürfte in demselben nicht fehlen. Knesebeck hat dies sehr 

wohl gefühlt; er versichert, seine Ansichten — nur die Rückzugsidee 

kann gemeint, sein — seien hier als übereinstimntend mit denen des 

Königs anerkannt worden. Schade nur, daß auch die geübteste Kunst 

*) Geh. St.-Arch. Jin Auszug 'bei Duncker 750.
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des zwischen den Zeilen Lesens nicht die leiseste Spur einer solchen 

Anerkennung zu finden vermag. Der König sagt: „Ich habe von 

neuem die Ueberzeugung erlangt, daß Oesterreich, wie gut feine Ab­

sichten sind, die Vertagung des Krieges verlangt und dieser Ver­

tagung dringend bedarf. Dies Bedürfnis, Sire, ist das von ganz 

Europa und besonders das von Preußen, dessen Lage seit dem vorigen 

Sommer sich sehr verschlimmert hat und jeden Tag gefahrvoller wird. 

Ich sende Ew. Majestät bcii Obersten und Generaladjutanten Knesebeck, 

um genauen Bericht hierüber wie von den Ergebnissen der Wiener 

Mission zu erstatten. Er wird Ihnen, Sire, mit rückhaltlosem 

Vertrauen meine Gedanken und Wünsche auseinander setzen. Er­

probte Freunde sind sich die Wahrheit schuldig, und ich zähle zu 

fest auf Ihre edle Gesinnung, um einen Augenblick zu fürchte», daß 

Sie an der meinigen zweifeln können. Geruhen Sie den Obersten 

v. Knesebeck anzuhören; er ist von den Umständen und meiner An­

schauungsweise völlig unterrichtet. Ich halte die Bewahrung des 

Friedens in diesem Augenblick für so wichtig für die Rettung 

Europas wie für die Sicherung und Wahrung des großen Zwecks, 

welchen Ew. Majestät sich stets gesetzt haben, daß die Aufopferung 

untergeordneter Erwägungen nichts kosten sollte. Sie werden da­
durch, Sire, (und es wird dies der Ihres Charakters würdigste Ruhm 

sein) der Menschheit und Ihrem Freunde insbesondere unüberseh­

bares Unglück ersparen."
Hinter welchem Worte versteckt sich da eine geheime auf mili­

tärische Operationen gerichtete Mission?
Endlich widerlegt sich Knesebeck nochmals selbst. In seinem 

Bericht vom 21. Februar schreibt er über die erste Audienz, der 

Kaiser habe die Gnade gehabt, ausführlich mit ihm zu sprechen und 

ihn über P/2 Stunden anzuhören. Es ist völlig unmöglich, daß die 

in dem Memoirensragment geschilderte Unterhaltung so lange gedauert 

hat, und zwei erste Audienzen wird niemand annehmen wollen. Den 

Schlußbericht Knesebecks jetzt schon zur Widerlegung des Verfassers her­

beizuziehen unterlassen wir, weil ihm die Vertheidigung wegen seines 

angeblichen ostensibeln Charakters die Beweiskraft absprechen würde.
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Zu geheimer Unterredung war Knesebeck nach den Memoiren 

ein, höchstens zwei Mal*),  nach dem Briefe an Müffling „wohl ein 

dutzend Mal" bei dem Kaiser. Der hartköpfige Zar ist so leicht nicht 

von den Bortheilen des Rückzugssystems zu überzeugen. Er beruft 

sich auf die Ansichten seiner Rathgeber und theilt sie aus den ge­

heimen Bureaus seines Geschäftslokals in „schrankenlosem Vertrauen" 

dem preußischen Abgesandten mit. „Unter den vielen Plänen," sagt 

dieser, „befanden sich auch drei den bevorstehenden Krieg betreffende, 

welche der Kaiser selbst besonders beachtet hatte: 1) der des Fürsten 

Bagration, der über die Weichsel gehen nnd den Kriegsschauplatz in 

die größtmöglichste Entfernung vom russischen Reiche verlegen 2) der 

des General Barclay de Tolly, der nur bis zur Weichsel vorgeheu 

uud daselbst Stellung nehmen 3) der des General Phull, der ein 

Lager bei Drissa beziehen und von da aus mit der Hauptmacht dem 

Marsche Napoleons in die Flanke fallen wollte."

Was den Operationsplan Bagrations betrifft, so ist seine Exi­

stenz einzig und allein durch dieses Zeugnis verbürgt; der wackere 

Georgier, der ebenso tapfer als ungebildet rocnr2), würde vermut­

lich selbst nicht wenig darüber erstaunt gewesen sein, daß man ihm 

die Fähigkeit einen Operationsplan zu entwerfen zutraute. Barclay 

de Tolly hat dem Kaiser mehrere Denkschriften über den Feldzugs­

plan überreicht; aber keine von ihnen wird durch die vorliegende 
Charakteristik erschöpft. Barclay redet allerdings einmal vom Vor­

märsche an die Weichsel, aber nur um einem andern Gedanken den 

Vorzug zu geben, welcher darin bestand, durch zeitweilige Besetzung 

der fremden Gebiete längs der eigenen Grenze das Heer möglichst 

lange auf fremde Kosten zu erhalten und zugleich dem Feinde 

durch die Verwüstung der besetzten Landstriche die Mittel, deren er 

zu seinen Angriffsoperationen bedürfe, vorweg zu nehmen^). Ver-

*) Je nachdem man die auf S. 101 erwähnte Adschiedsaudicnz als ge- 
heiin oder öffentlich ansieht.

“) Smitt 318. Bernhardt Denkwürdigkeiten aus dem reden ToUs 1, 301. 
(2. AuSg.) S. auch Bogdanowitsch Geschichte des Feldzugs von 1812 1, 140, 
der sich freilich vorsichtiger ausdrückt.

8) Bernhardt Toll I, 281.
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mutlich erinnert sich Knesebeck bunfel an die Abrede zwischen Barclay 

und Scharnhorst, die ihm in Berlin mitgetheilt worden war. Wer 

endlich vermöchte in dem, was er hier über Phnll sagt, das Wesen 

von dessen berühmtem Plane zn erkennen? Der militärische Mentor 

Alexanders wollte bekanntlich das feindliche Heer auf Drissa ziehen, 

damit, während es hier seine Kraft verbrauchte, die Armee Bagrations 

(nicht die im Lager stehende Hauptarmee) angriffsweise, gegen den 

Rücken des Gegners, operiren sönne1).

') Snlitt 439 ff. Bernhardt Toll I, 298.
*) Es ist erstaunlich, daß der Antor weiterhin von allen drei Plänen 

sagt: „sie entfernten Rußland zu weit vou feinen Hülfsquellen und führten 
Preußens Verwüstung herbei." Hat er ganz vergessen, daß Drissa in Rußland, 
fast 40 Rieilen von der preußischen Grenze, liegt?

3) Alexander an Friedrich Wilhelm III. 28. Mai 1811 bei Duncker 696 f.
Lehmann, Knesebeck und Schön. 3

„Ich bemerkte nun dem Kaiser — fährt Knesebeck wörtlich 

fort — daß diese Pläne, die er vertheidigte, nicht die meinigen 

wären"* 2).

Die er vertheidigte! Alle drei insgesammt, den bis zur Weichsel 

führenden, den über die Weichsel hinaus reichenden, den von Drissa? 

Knesebeck brauchte sich nur seiner eigenen Denkschrift vom 21. Januar 

zu erinnern, um vor dem Fluche des Lächerlichen bewahrt zu bleiben. 

Er wußte damals sehr wohl, daß der Zar entschlossen war, nicht die 

Offensive zu ergreifen, vielmehr lange Operationslinien für rück 

gängige Bewegungen, die in verschanzten Lagern endeten, zu orga 

nisiren3).

Etwas anderes ist es freilich, den Feind an der Grenze oder 

nicht weit von ihr zu erwarten, etwas anderes, jeder Entscheidungs­

schlacht in stetem Rückzüge ohne Rücksicht auf irgend eine Stadt, eine 

Festung, ein verschanztes Lager aus dem Wege zu gehen, so lange 

und so weit, bis die Kraft des Gegners sich an der Unermeßlichkeit 

des Raumes gebrochen hat. Dies letztere dem Kaiser plausibel ge­

macht zu haben maßt sich.der Autor des Memoirenfragmentes an. 

Wir sahen, am 21. Januar noch huldigte er einer völlig abweichenden 

Meinung. Aber eine gewissenhafte Untersuchung darf die Möglichkeit 
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nicht außer Acht lassen, daß er bis zum 16. Februar seine strate­

gischen Grundsätze gewechselt habe. Seine Erzählung freilich bliebe 

unwahr, aber ein Theil seines Verdienstes wäre gerettet.

Die schärfsten Waffen gegen ihn haben wir immer seinen 

eigenen, älteren und urkundlichen Aufzeichnungen entnommen; an 

dieses reiche Arsenal wenden wir uns auch jetzt. Der Schlußbericht 

über die gestimmte Petersburger Mission, dessen wiederholt Erwäh­

nung geschah, soll ja im Allgemeinen im Hinblick aus Frankreich ge­

schrieben sein, aber an einer Stelle desselben, versichert Knesebeck 

ausdrücklich'), wäre er „rein mit der Sprache herausgegangen": am 

Schlüsse, wo er die Gefahren eines Angriffes auf das russische Reich 

geschildert habe. Hier müssen wir den Gedanken finden, mit dessen 

Größe er den Kaiser erfüllt hat.
Er sagt2): „Wenn der Krieg einmal begonnen ist, darf man 

sich nicht verhelen: der Kampf wird schrecklich sein, und die Russen 

werden sich wütend schlagen. Die militärischen Kräfte müssen be­

trächtlich fein3); der Russe ist im allgemeinen tapfer, und wenn die 

Nation in ihrem Gebiet angegriffen, die Masse des Volkes — wie 

dies sicher der Fall sein wird — durch die Priester aufgereizt wird, 

so könnte dieser Krieg wohl den Charakter eines Volks- und Reli­

gionskrieges annehmen und länger dauern, als er vielleicht gedauert

*) Bruchstücke 103.
*) Die folgende Übersetzung ist nach dem im Geh. St. Arch. befindlichen 

Brouillon Knesebecks, ohne Rücksicht auf die Aenderungen angcfcrtigt, welche der 
Legationsrath Lecoq an dem inangelhaften Franzbsisch des Berfassers vornahm. 
Sie sind aus der Reinschrift in die „Correspondance inédite“ und die „Lebens­
bilder" übergcgangen.

8) Der Zusammenhang ergiebt, daß die russischen gemeint sind, die er nach 
der Darstellung der Memoiren dem Kaiser Alexander als so unzulänglich dar- 
gestellt hatte, daß sie keinen Erfolg verhießen. Napoleons Streitkräfte will er 
auf 600,000 Mann veranschlagt haben, eine Schätzung mit der er wohl ganz 
allein daställde; es ist bekannt, daß damals wie später die ganze Wklt die Macht 
des Imperators erheblich unterschätzte. Clausewitz hinterlassene Werke VII, 107. 
Gneisenau bei Duncker 747. Wolzogens Denkschrift vom 30. Januar 1812 
in den Anlagen zu seinen Memoiren p. CXI; s. außerdem Bernhardt Toll 
I, 344. Memoiren des Herzogs Eugen von Würtemberg I, 306. — Wolzogen 
rechnete z. B. 150,000 Russen gegen 160,000 Alliirte.
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hätte, wenn der Kaiser Alexander das System sich außerhalb seiner 

Grenzen zu schlagen angenommen hätte. Ich habe nicht geglaubt, 

diese Erwägung Ew. Majestät verschweigen zu dürfen; denn nur der­

jenige kann von dieser Wahrheit überzeugt sein, welcher an Ort und 

Stelle gewesen ist; ich berufe mich dafür auf alle die, welche so 

wie ich dort gewesen sind. Die Oertlichkeiten werden noch große Hin­

dernisse zu bewältigen geben, Sümpfe, große Wälder, wenig Woh 

nungen, keine im Stande gehaltenen Landstraßen, kein großer Fluß, 

dessen Richtung der Operationslinie parallel ist, im allgemeinen ein 

unfruchtbares Land; alles dies hindert die Bewegungen und wird 

verursachen, daß die großen Massen nicht lange auf einem Punkte 

versammelt bleiben können; man wird sie korpsweise vertheilen 

müssen, um sie erhalten zu können, und die Offensive bietet in diesen 

Beziehungen dem Vertheidiger große Vortheile, wie sie dem Angreifer 

Hindernisse bereitet. Ja^), das größte Genie wird unübersteigbare 

Schranken finden können, wenn derjenige, welcher sich vertheidigt, ein 

Verwüstungssystem befolgt, indem er fich auf gute, im Voraus ge­

wählte Punkte zurückzieht und mit Weisheit dadurch Terrain ver­

liert, daß er es Schritt für Schritt vertheidigt."

Ist der Rückzug bis ins Unendliche dieser hier, der bei „guten 

im Voraus gewählten Punkten" inne hält? Ist dies die Zuver­

sicht auf das Gelingen des unfehlbaren Planes, welche erst von 

großen, aber doch noch zu bewältigenden Hindernissen redet, dann 

allerdings von unübersteigbaren Schwierigkeiten, die aber nicht ge­

wißlich eintreten werden, sondern vielleicht eintreten können?

Es ist die für Knesebeck günstigste Erklärung, weiln wir an­

nehmen, er wäre in Petersburg, vielleicht durch Phulls Einfluß, von 

seinen in der Denkschrift vom 21. Januar uiedergelegten Ansichten 

zurückgebracht worden und habe dann auf seiue Verantwortung hin 

im Sinne einer Aufstellung bei Drissa auf den Kaiser zu wirken 

gesucht. Wir gestehen aber: nach allem, was vorangegangen, glauben

*) „ou“, wohl verschrieben für „oui“, was in der Ausdrucksweise des 
Autors die Stelle voit „même“ vertreten sollte.

3*
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wir auch dies nicht. Frieden wollte er, Frieden um jedeu Preis; 

darum stellte er in einer auf Preußen und Rußland berechneten 

Denkschrift das Rückzugssystem, von dein er wußte, daß es Kaiser 

Alexander adoptirt habe, als gefährlich für Rußland, in einem Be­

richt, den vielleicht Kaiser Napoleon lesen würde, als gefährlich für 

Frankreich dar. —

Die geheimen Unterredungen enden mit einer Rührscene im 

Stile der Frau von Krüdener. „In der Abschiedsaudienz sagte mir 

der Kaiser, die Hand reichend: ,Dites au roi, que je ne ferai pas 

la paix, même quand je serai à Kasan61). Ich ergriff die Hand, 

hielt sie lange fest, dankte mit bewegter Stimme dem Kaiser für 

diesen hochherzigen Entschluß, der Europas Freiheit zur Folge habe« 

und ihm die Segnungen der Nachwelt gewinnen, dadurch aber seinen 

Ruhm unvergänglich befestigen werde. Er umarmte mich herzlich, 

wünschte mir glückliche Reise und hat sein kaiserliches Wort männlich 

gehalten. Späterhin gestand mir der Kaiser selbst, daß die Wärme 

und Begeisterung meines Vortrages ihn hauptsächlich für meine An­

sichten gewonnen hätten, und daß, wenn Bitten und Trauerbotschaften 

aus den verwüsteten Ortschaften eingelanfen und er von allen Seiten 

um den Friedensabschluß gedrängt worden sei, er ost des Nachts auf 

beii Knieen um die Kraft und Ausdauer gebeten, das ritterlich ge­

gebene Wort mit Ehren zu halten."

Ich bedaure, das zarte Gewebe dieser Poesie mit brutaler Hand 

zerreißen zu müssen. Zunächst höre man wieder Knesebeck gegen 

Knesebeck. Am Ende seines Schlußberichtes, da wo er „rein mit der 

Sprache herausgeht", heißt es: „Man fühlt diesen Vortheil in Ruß­

land (des Rückzugsystems; die Stelle schließt sich unmittelbar an die 

oben mitgetheilte an): die Militärs reden davon und machen ihn 

geltend, und ich glaube, daß dies das Kriegssystem sein wird, welches

*) Knesebecks Darstellung ist hier etwas geschraubt. An und für sich ist 
unzweifelhaft der Entschluß, in keinem Falle Frieden zu machen, verschieden von 
dem Vorsatz, durch planmäßigen Rückzug die Streitkräfte des Gegners zu rui 
niren; ich glaube aber im Sinne des Antors zu handeln, wenn ich die Worte 
des Kaisers dennoch in diesem Sinne interpretire.
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man befolgen wird, wenn auch dies System erst mit der Wahl des 

kommandirenden Generals, dem der Kaiser die Führung der Armee 

anvertrauen wird, endgültig sestgestellt werden wird." Konnte Knese­

beck nach jenem Händedruck noch zweifeln, ob sein System befolgt 

werden würde?

Sodann: wollte man auch annehmen, daß Kaiser Alexander das 

berufene Gelöbnis steten Rückzuges abgelegt, so müßte man doch 

gleich hinzufügen: er hat es wahrhaft kläglich gehalten. Bis Drissa 

allerdings brach er es nicht; aber schon hier, am 8. Juli, wollte er 

eine entscheidende Schlacht liefern *)  : nur die numerische Schwäche 

der Streitkräfte und die Unzuverlässigkeit der eingenomntenen Posi­

tion vereitelten diese Absicht. Der Rückzug wurde fortgesetzt, aber 

nicht des Rückzugs wegen, sondern weil nur so die Vereinigung der 

getrennten Armeen bewirkt werden konnte. Als dies gelungen war, 

schrieb der Kaiser an General Barclay: „Ich bin erfreut, daß jetzt 

Sie nichts mehr verhindert, Angriffsoperationen zu unternehmen, 

und nach allem, was Sie mir berichten, erwarte ich nun in kurzer 

Zeit die glücklichsten Folgen davon. Ich kann nicht verschweigen, daß 

ich, obgleich bei der Eröffnung der Feindseligkeiten nothwendig war, die 

Grenzen unseres Landes aufzugeben, doch nicht anders als mit Kummer 

sehen konnte, daß diese rückgängige Bewegung sich bis Smolensk aus­

dehnte ... Ich erwarte mit Ungeduld die Nachricht von Ihren An­

griffsoperationen" 2). Als Barclay nach den Gefechten bei Smolensk 

den Rückzug fortsetzte, nur um ein angemessenes Schlachtfeld zu 

suchen, war Alexander damit in hohem Grade unzufrieden; noch im 

Herbste sprach er wiederholt in den schärfsten Worten seinen Un 

willen über Kutusoff aus, der bei Tarutino zaudere und die Fran­

zosen so lange in Moskau dulde, anstatt sie durch entschlossene An­

griffe von dort zu vertreiben^). Sogar Ende November, als der 

russische Operationsplan bereits der Geschichte angehörte und das 

*) Bernhardi Toll I, 340.
a) Bernhardi Toll I, 380.
8) Bernhardi in Sybels Historischer Zeitschrift IX, 57. Vgl. den Brief 

des Kaisers an Barclay vom 6. Dezember bei Bernhardi Toll II, 505 f.
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blödeste Auge die unbewußt benutzte Macht des Raumes zu erkennen 

vermochte, schrieb der Kaiser in einer rückschauenden Beurteilung des 

bisherigen Feldzugs: bei Smolensk sei der Augenblick gewesen, die 

rückgängigen Bewegungen zum Stillstand zu bringen. Als endlich 

kein Zweifel mehr an der Vernichtung des Feindes aufkommen konnte, 

da sah er in diesem Gelingen nicht das Resultat irgend eines Ope­

rationsplanes, sondern das Walten der göttlichen Vorsehung*).

Späterhin hat er wohl mit lautem Danke deu General Phull 

als den Urheber des Planes bezeichnet, „der mit Hülfe der Vor­

sehung die Rettung Rußlands und Europas zur Folge gehabt"^); von 

einer Anerkennung der Verdienste Knesebecks ist nichts überliefert. 

Wohl aber wissen wir, daß ein Jahr nach den Vorgängen, mit denen 

sich unsere llntersuchung beschäftigt, der Vertraute Friedrich Wil­

helms III., abermals zum Zaren entsendet, nicht vermochte, diesen 

für feine Ansichten zu gewinnen und sich gefallen lassen mußte, daß 

über seinem Kopfe weg eine neue Unterhandlung angeknüpft wurde, 

die sofort zum Ziele führte^). Nach einer nicht ohne weiteres ab­

zuweisenden Quelle^) hat Alexander damals, als er von Knesebecks 

Sendung benachrichtigt wurde, sogar den Ausruf gethan: „Ach, das 
ist der, welcher immer den kleinmütigsten Plan vorschlägt," imb 

Knesebeck selbst argwöhnte, wie er am 27. Februar 1813 an Harden­

berg schreibt, „daß der Kaiser gegen feine Person Klagen habe, und 

ihm solche zuwider sei"^). Gewiß, der Kaiser war nicht das Muster­

bild von Uneigennützigkeit, welches schmeichelnde Lobredner aus ihm 

gemacht haben, er hat sein Leben lang den wackern Herzog Eugen 

das intime Verhältnis entgelten lassen, in welchem dieser zu Kaiser

J) Bernhardt in der Historischen Zeitschrift IX, 58. 59.
3) Brief an Phull d. d. Frankfurt 30. Nov./12. Dez. 1812 bei Pertz 

Stein III, 711. Vergleiche hiermit die mündliche Aeußerung des Kaisers gegen­
über dem Herzog Eugen von Würtemberg aus dem Jahre 1821 (s. dessen Me­
moiren I, 213): „La Russie ne doit jamais oublier la reconnaissance que 
je porte au général Phull pour son système.“

s) Duncker 799 ff. Aegidi in der Historischen Zeitschrift XVI, 269 ff.
4) Scharnhorsts Sohn bei Pertz Gneisenau II, 504.
5) (Sei). St.-Arch. (Aegidi a. a. O. S. 287.)
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Paul gestanden, er hat auch den hochverdienten Speranski fallen 

lassen, als Verleumder ihm hochverrätherische Absichten zuschrieben: wo 

aber sein dynastisches Interesse nicht ins Spiel kam, da hat er gern 

und unumwunden gedankt; das zeigt nicht nur Phulls, sondern auch 

Steins und Czartoryskis Beispiel. Ist senes Wort wahr, so wäre 

nie ein unsterbliches Verdienst mit schnöderem Undanke gelohnt 

worden.
Kehren wir zu dem Memoirenfragmente zurück. Der Peters­

burger Aufenthalt neigt sich seinem Ende zu. „Kurz vor meiner 

Rückreise wurde ich eines Tages noch zur kaiserlichen Tafel nach 

Zarskoje-Selo befohlen. Am 12 Uhr mittags traf mich der Befehl; 

um 2 Uhr sollte ich zur Stelle sein, die Entfernung aber betrug 

9 deutsche Meilen. Ich befragte meinen russischen Kutscher: ob es 

möglich wäre, zur rechten Zeit anzugelangen'? Er bejahte dies, wenn 

ich mich entschlösse, mich in einem leichten Schlitten der ttänge nach 

hinzulegen. Ich ging auf seine» Vorschlag ein, flog aus Petersburg 

fort und befand mich 3/42 Uhr in Zarskoje-Selo."

*) Bernhardt HZ. IX, 60 gegen Smitt 320.

Neun deutsche Meilen in sieben Viertelstunden! Abermals eine 

Eisenbahnfahrt vor den Eisenbahnen. Der Autor hatte vergessen, daß 

Zarskoje-Selo nicht neun, sondern etwas über drei Meilen von Peters­

burg entfernt ist. Ein nachsichtiger Kritiker*)  ist geneigt, hier einen 

bloßen Schreib- oder Druckfehler anzunehmen. Mir hat die Handschrift 

des Fragmentes nicht vorgelegen, aber die Uebereinstimmung der Aus­
gabe von 1850 mit der im Militair-Wochenblatt von 1848, welche, 

wie einige Kleinigkeiten zeigen, bei jener Publikation nicht zu Grunde 

gelegt wurde, beweist, daß von einem Druckfehler nicht die Rede sein kann. 

Und an einen Schreibfehler wird nun wohl niemand mehr denken.

Es folgt die Rückreise. Unterwegs begegnet er dem russischen 

Flügeladjutanten Tschernischeff, der mit einem eigenhändigen Briefe 

Alexanders an Napoleon in Paris gewesen war und nun zurückkehrte. 

„Er hatte sich, lesen wir bei Knesebeck, durch Bestechung französischer 

Unterbehörden sichere Kenntnis von den Operationsplänen und der 
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Stärke der französischen Truppen verschafft und sagte mir, daß letztere 

600,000 Mann betrügen. ,Dites cela à l’Empereur‘ rief ich ihm 

zn. Er versprach es." Thatsache ist, daß Tschernischefs einen unter­

geordneten Beamten für Geld gewonnen hatte und durch ihn in 

den Besitz anscheinend sehr genauer Staudesausweise der französischen 

Armee gelangt war. Eben so sicher aber ist, daß diese Papiere sehr 

wenig werth waren, daß man beim Ausbruch des Krieges im russi­

schen Hauptquartier nicht gut über die französische Armee unterrichtet 

war und sie weniger zahlreich glaubte als sie war *).  Knesebeck aber 

wollte mit einer möglichst schnellen und zuverlässigen Bestätigung 

seiner angeblichen Kombinationen prunken.

') Bernhardt Geschichte Rußlands II, 2, 707.
2) Abweichend der Brief an Miifsling: „Ich hatte schon in Petersburg 

daran gearbeitet."
s) Diesen Irrthum hätte der Autor aus deu öffentlichen Blättern berich­

tigen können. Am 28. März rückte Oudinot ein, schon am 21. nieldeten die 
Berlinischen Nachrichten von Staats- und Gelehrten-Sachen: „Vorgestern ist 
der preußische General-Adjutant» Oberst v. d. Knesebeck ails Petersburg zurück 
gekommen." Pertz, der sonst aus richtiger Fährte war, hat sich so wenig wie 
Knesebeck die Mühe gegeben, die Zeitung aufzuschlagen; er sagt (Gneisenau 
II, 269): „Knesebeck kehrte nach seiner eigenen Angabe erst am Tage vor 
Oudinots Einrücken in Berlin, also am 14. März, von Petersburg zurück." 

' 4) Der damals «och gar uicht fertig war. Er ist datirt vom 23. März; 
am 20. wäre nach der obigen Darstellung Kriesebeck beim Staatskanzler gewesen.

„Auf dem Heimwege überlegte ich, wie wohl der Bericht über meine 

Sendung abzufassen wäre,?) und ich kam zu dem Entschlüsse, rein mit 

der Sprache herauszugehen und zu sagen: daß der russische Kaiser durch 

rückgängige Bewegungen die französischen Heere nach Rußland hinein­

ziehen, sich aus feine entscheidende Schlacht einlassen und sie so sicher 

ins Verderben führen wolle. Meine Voraussetzung dabei, daß Napo­

leon den Inhalt dieses Berichts nicht als Wahrheit annehmen, sondern 

dennoch losschlagen, aber auch untergehen werde, hat sich bewährt. Am 

Tage vor dem Einmärsche des Marschalls Oudinot3) traf ich in Berlin 

ein, trug dem König sogleich den Erfolg meiner Sendung vor, begab 

mich am folgenden Morgen zu Hardenberg, theilte ihm meinen Be­

richt mit4) und entnahm aus dem Gespräch, daß er den wahren
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Zweck meiner Sendung nicht kannte. Nach dem Durchlaufen meines 

Berichtes meinte er, daß es wohl nicht zum Kriege kommen werde. 

Ich ließ mich auf eine ausführliche Erörterung nicht ein, wurde 

aber auch bald wieder zu Graf St. Marsan abberufen. Dieser hatte 

bereits meinen Bericht empfangen, äußerte, daß derselbe den Krieg 

hindern würde, aber zu lang wäre, um ihn schnell abschreiben und 

abschicken zu können. Ich rieth ihm*),  bloß den Schluß des Be­

richts abschreiben zu lassen. Dies geschah, und derselbe ging so­

gleich 2) mit dem Courier nach Paris ab."

*) Nach dem Briefe an Müffling war es St. Marsan, der auf diesen Ans^ 
weg verfiel.

a) Das heißt am 24. März; s. Hardenbergs Weisung an Ärusemarck unter 
dem genannten Datum. ^Geh. St. Arch.)

Wir kommen hiermit zu einer der wichtigsten Fragen unsrer 

Untersuchung: ist der in der „Correspondance inédite“ und den 

„Lebensbildern" veröffentlichte Schlußbericht Knesebecks der einzige, 

den er eingereicht hat, oder wenn es mehrere giebt, ist er der osten­

sible oder der vertrauliche? Es leuchtet ein, daß je nachdem die Ant­

wort ausfällt, dieser Bericht mit seinen bedeutungsvollen Abweichungen 

von der Darstellung des Memoirenbruchstücks weiteres Material zur 

Widerlegung der letzteren bieten würde.

Die Unbestimmtheit, mit welcher Knesebeck sich über einen so 

wichtigen Gegenstand äußert, erweckt keiu günstiges Vorurteil. In 

dem Briefe an Müsfling erklärt er, nicht mehr genau zu wissen, ob 

er die Bemerkung am Schlüsse seines, doch schon an und für sich 

ostensiblen Berichtes noch einmal mit Rücksicht auf Napoleon ver­

stärkt und erweitert habe: vielleicht — fügt er hinzu — sei dies 

der Text der „Correspondance“. Drei Seiten später versichert er 

seinem Freunde, er habe ihm nun alles „treu und der strengsten 

Wahrheit gemäß" geschildert: „Du wirst daraus sehen, daß ich über 

die Publikation des Berichtes (in den -Lebensbildern') ganz ruhig 

sein kann, da der gedruckte Bericht nicht der Privatbericht meines 

geheimen Auftrages ist, vou welchem ich Dich übrigens oben vertrau­

lich auch nun in Kenntnis gesetzt habe." Meint er unter „Privat­
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bericht" die eben an Müffling ergangene Mittheilung oder eine 

amtliche Relation? In dem Memoirenfragment wird ein solcher -ver­

traulicher Bericht an den König auch nicht mit einer Silbe erwähnt, 

und doch wie dringend nöthig wäre er gewesen, da der Gesandte 

nur ganz fragmentarische Notizen aus Petersburg eiugeschickt und 

fortwährend auf seinen Schlußbericht verwiesen hatte.
Hätte Knesebeck zwei Berichte verfaßt, so ist doch nichts ge­

wisser, als daß die Bemerkung über die russischen Operationen, 

welche der für ostensibel erklärte enthält, in den vertraulichen gehört 

hätte. Denn welch ein Widerspruch wäre es, wenn der Gesandte 

sein folgenschweres Geheimnis auf das ängstlichste vor unberufenen 

Ohren bewahrte, mir um es nachher dem Gegner, welchen er damit 

vernichten will, laut und deutlich zu verkünden! Ich möchte den 

Leichtgläubigen sehen, der über diese Schwierigkeit durch die Erwar­

tung Knesebecks, daß „Napoleon den Inhalt des Berichtes doch nicht 

als Wahrheit annehmen würde" oder durch den unwiderstehlichen 

Drang zu prophezeien, den er in dem Briefe an Müffling vorschützt, 

hinweggehoben würde.
Nur von Einem Schlußbericht redet Knesebeck selbst in dem 

durchaus vertraulichen, nur für die Person des Königs bestimmten 

Schreiben vom 26. März *),  wo er die allerhöchste Aufforderung, 

wieder dauernd in den Staatsdienst zu treten, ablehnt — nur Einen 

Schlußbericht bewahrt das Geheime Staats-Archiv auf: ich deuke, es 

ist auch uur Einer geschrieben worden?). Danach erledigt sich die 

Frage: ob ostensibel, ob vertraulich? von selbst. Man kann sagen, 

die ganze Mission war ostensibel; der König war zur französischen 

Allianz entschlossen, als Knesebeck Berlin verließ; während dieser in 

1) Geh. St.-Arch. Ich conftatire, daß auch hier jeder Hinweis auf eine 
glückliche, durch Alexanders Rückzug herbeizuführende Zukunft fehlt; es sei denn, 
daß man die Schlußphrase dafür ansieht: „Und so wird auch diese Zeit vorüber 
gehen und der wahre Patriot noch die Frende haben, unter weniger drücken 
den Berhältnissen E. Maj. die reine Ehrfurcht zu weyhen" u. s. w.

9) In diesem Punkte ist Duncker andrer Meinung; er unterscheidet zwischen 
ostensiblem und vertraulichem Bericht, ohue aber deu letztere» zu produciren.
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Petersburg war, unterzeichnete er fie1); als er zurückkam, gab sein 

Bericht einen willkommenen Anlaß, vor Napoleons Augen Preußens 

Friedensliebe darzulegen. Hardenberg theilte ihn unter dem 24. März 

dem preußischen Gesandten in Paris mit: ob ganz oder theilweise, 

ist nicht mehr sestzustellen, die Worte des Staatskanzlers sprechen für 

das erstere; durch Krusemarck?) erhielt ihn Napoleon und aus dessen 

Papieren kam er in die „Correspondance inédite“.

Hiermit schwindet jede Rücksicht, die uns bisher abhielt, die An­

gaben des Schlußberichtes zur Kontrolle des Memoirenbruchstückes 

zu verwerthen. Für den Autor des letzteren ist das'Resultat geradezu 

vernichtend. Hardenbergs Behauptung gegenüber, es werde wohl 

nicht zum Kriege kommen, will er sich „aus eine ausführliche Wider­

legung nicht eingelassen haben"; in dem Bericht sagt er wörtlich: 

„Ich kehre nicht ohne Hoffnung auf Erhaltung des Friedens zurück." 

In der ersten Audienz will er dem Kaiser auf dessen Frage: „Was 

bringen Sie mir, Herr von Knesebeck" geantwortet haben: „Ich 

bringe den Krieg;" er hat aber erwiedert: er bäte nm Frieden. In 

dem Briese an Müffling geht er so weit, seine Unterredungen mit 

Romanzoff für „nichtssagende leere Gespräche über den Mann im 

Monde" zu erklären; jeder seiner Berichte zeigt, daß sie denselben, 
höchst wesentlichen Gegenstand wie die Konferenzen mit dem Kaiser 

betrafen: den Frieden. Für den hat er eifrig und geschickt gearbeitet, 

freilich ohne Erfolg, und dies war es, was in seiner Seele einen 

Stachel zurückließ.

*) Müffling freilich meint zur größeren Verherrlichung seines Freundes, 
die Allianz mit Frankreich sei erst nach dessen Rückkehr von Petersburg ge­
schlossen, und diese Behauptung ist noch.im Jahre 1855 gedruckt worden (Aus 
meinem Leben 153). Es lohnte eine besondere Untersuchung, alle Unwahr­
heiten der Müfflingschen Publikationen ausfindig zu machen (vgl. Bernhardt 
Toll II, 524); wie wir hören, ist er auch über seine orientalische Mission von 
1829 nichts weniger als zuverlässig.

2) S. dessen Bericht vom 3. April (Geh. St.-Arch.) : Napoleon schiene be­
sonders durch die hier erhaltene Gewißheit interessirt zu werden, daß Kaiser 
Alexander bei seinem Entschlüsse strikte Defensive zu halten beharre.
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Dies ist die Quelle, auf deren einzige und ausschließliche Auto­

rität hin man so lange die Erzählung von den Dreihundert geglaubt 

hat; würde man uns tadeln dürfen, wenn wir nun das Hausrecht 

der Historie an ihr übten?

Ich gedenke nicht es mir so leicht zu machen. Sie ist so hand­

greiflich unwahr, daß sie verworfen werden müßte, auch wenn sie 

nur mit den nächsten vorangehenden und nachfolgenden Sätzen der 

Knesebeckschen Memoiren überliefert worden wäre.

Knesebeck sagt: „Scharnhorst, der seine Pläne durch mich ver­

eitelt sah, hatte noch ein Mittel versucht: 300 Offiziere forderten 

auf einmal den Abschied. Der König verfügte: -Können gehen!' Die 

Fruchtlosigkeit dieser Maßregel veranlaßte ihn, sich zurückzuziehen und 

nach Schlesien zu gehen. Da nun unsere Wege auseinander gingen, 

meinte er: -bald könne ich Kriegsminister werden.' -Da irren Sie 

sich sehr,' erwiederte ich, Meinetwegen mag Kriegsminister werden, 

wer da will; ich gehe nach Carwe.' Dies geschah, und Hake bekam 

das Kriegsministerium."

Ein Kriegsministerium existirte damals nicht in Preußen. Die 

Geschäfte, welche heute dieser Behörde obliegen, hatte Scharnhorst 

als Chef des Allgemeinen Kriegsdepartements bis in den Juni des 

Jahres 1810 geleitet. Damals mußte er sie in Folge der offiziellen 

Erklärung des französischen Gesandten, „daß Scharnhorst das Unglück 

habe, dem Kaiser Napoleon in feinem Posten zu misfallen", scheinbar 

an den Obersten v. Hake abgeben, eine geheime Kabinetsordre band 

aber den neuen Chef in allen wichtigen Angelegenheiten an die Zu- 

stimmung des alten1). Der Satz: „Hake bekam das Kriegsministerium" 

trifft also das Wesen der Sache nicht. Ebenso schief ist die Be­

hauptung, Scharnhorst habe sich nach Knesebecks Rückkehr veranlaßt 

gesehen, von den Geschäften zurückzutreten. Bereits am 18. Februar, 

als Knesebeck eben in Petersburg eingetroffen war, schrieb Scharn­

horst an den Staatskanzler2) : „Sollte der Allianz-Traktat mit Frank­

el (Scherbening) Die Reorganisation der preußischen Armee nach dem Til­
siter Frieden II, 207 ff.

*) Geh. St.-Arch.



45

reich unterzeichnet sein, so müßte ich den Posten des Chefs im 

Generalstabe niederlegen." An demselben Tage (5. März), wo die 
Ratifikation des Vertrages erfolgte, sprach er diese Bitte förmlich 

aus; eine Kabinetsordre vom 8. Akärz erfüllte sie, elf Tage vor der 

Rückkehr des außerordentlichen Gesandten aus Petersburg. Am 

26. März, als der Eiumarsch der Franzosen dicht bevorstand, verließ 

ihr unversöhnlicher Gegner Berlin, ging aber zunächst nicht nach 

Schlesien, sondern nach seinem Gute Döllstädt in Preußen, von hier 

wahrscheinlich nach Königsberg, um die dortige Kriegsschule zu in- 

spizircu. Seitdem ist in seinen dienstlichen Verhältnissen keine Ver­

änderung vorgegangen bis zum 15. Akai, wo er den am 9. d. Ak. 

nachgesuchten Urlaub „zur Bereisung einiger Schlachtfelder in den 

östreichischen Staaten" erhieltT). Rach wie vor behielt er die Auf­

sicht über die Festungen, Kriegsschulen, Waffenfabriken, nach wie vor 

ist sein Rath in wichtigen Fragen eingeholt und ertheilt worden. 

Wie wäre dies möglich gewesen, ja wie hätte der König je wieder 

den Mann an seine Seite berufen können, der während einer Mobil­

machung Hunderte von Offizieren zu einer Massendemonstration ver­

führte, um die Ausführung eines eben geschloffenen Bündnisses zu 

vereiteln.
Doch es sei. An die Grenze des Aköglichen gehend, wollen wir 

einmal alles Bewiesene als unbewiesen ansehen; alle Ungenauigkeiten 

und Unwahrheiten, alle Unwahrscheinlichkeiten und Unmöglichkeiten, 

in deren Gefolge die Nachricht von den Dreihundert auftritt, als 

nicht vorhanden; sie selber als von einem glaubwürdigen Zeugen 

verbürgt. Auch so wäre sie nicht zu retten.

Der Austritt der Offiziere müßte nach der Akotivirung, die 

ihm gegeben wird, zwischen dem 19. und 26. März erfolgt sein; 

denn an jenem Tage kam Knesebeck von Petersburg zurück, an diesem 

verließ Scharnhorst Berlin. In diesem Zeitraum haben nach Aus­

weis der Akten nicht dreihundert, sondern 9, sage neun Offiziere der 

preußischen Armee den Abschied erhalten.

x) Äus dem Kriegs-Arch. veröffentlicht bei Klippel Leben Scharnhorsts III, 623.
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Wollte man aber in Erwägung der Neigung des Berichterstatters, 

alles und jedes als Resultat seiner Petersburger Sendung hinzustellen, 

annehmen, daß die Abschiedsforderungen nicht auf einmal erfolgt 

wären, sondern sich aus eine längere Periode vertheilt hätten, so ist 

der Kontrast allerdings weniger grell, immer aber noch so gewaltig, 

daß er auch dem Blinden die Augen öffnen müßte. Am 5. März 

wurden die Verträge, welche der preußische Gesandte in Paris am 

24. Februar unterzeichuet hatte, vom Könige ratifient; so lange 

wußte niemand, auch der Eingeweihteste nicht, welches das Schicksal 

Preußens, ob Unterwerfung, ob Verzweiflungskamps, sein würde. 

Von diesem Tage an bis Eude Juui, wo nach dem Einmärsche Na- 

poleons in Rußland jeder sich darüber klar geworden sein wird, ob 

ihm sein Gewissen den Kampf unter französischen Fahnen gestatte, 

haben 65 Ofstziere der aktiven Armee und 43 von den auf Halb­

sold stehenden ihren Abschied nachgesucht uud erhalten.

Hiermit fällt die Zahl 300 unwiderruflich. Aber auch jene 108 

bin ich weit entfernt einfach an ihre Stelle zu setzen; denn woraus 

wollte man folgern, daß sie sämmtlich aus Abneigung gegen Frankreich 

ihre Entlassung forderten? Es wird niemand von seinem Könige einen 

Gnadengehalt angenommen haben, der mit der Absicht gegen ihn zu 

kämpfen das Vaterland verließ; ohnehin war es gesetzlich unzulässig, 

die Pension im Auslande zu verzehren. Derer aber, die mit Pension 

verabschiedet wurden, sind in der ersten Kategorie nicht weniger als 

21, in der zweiten 22 ausdrücklich genannt. Bei den meisten von 

ihnen ist außerdem noch Invalidität als Motiv des Abschiedes ange­

führt; bei 3 Namen erscheint das letztere allein, in anderen Fällen 

mag es ungenannt obgewaltet haben. Da wo nur vou „geschwächter 
Gesundheit", „schwachem Körper" die Rede ist, könnte man vielleicht 

an einen Vorwand denken; diese Namen sollen also unberücksichtigt 

bleiben. Unter Hinzunahme von zwei Offizieren, die notorisch die 

Armee verließen, um iu den Civildienst überzugehen, ergiebt sich ein 

Gesammtabzug von 48 (23 bez. 25), so daß noch 60, darunter 42 

von den aktiven Offizieren übrig blieben.

Diese Zahl verringert sich abermals, sobald wir untersuchen,
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was aus den Abschiednehmenden geworden ist. Knesebeck geht hier­

über leichten Fußes hinweg. Arndt sagt in seinen Erinnerungen: 

„Viele gingen nach Schlesien, dort zu warten, wie die Dinge sich ent­

wickeln würden." Aber ist es nicht fast ein Widerspruch in sich, erst 

aus Haß gegen den fremden Usurpator dem angestammten Herrscher 

den Dienst aufzukündigen, nachher die Hände in den Schoß zu legen 

und die weitere Entwickelung der Dinge abzuwarten? Der alte 

Arndt denkt an Scharnhorst, Gneisenau, Chasot, Boyen, Friedrich 

Dohna, vielleicht auch an Blücher, welche er im Frühjahr und 

Sommer 1812 in der schlesischen Hauptstadt sah, ehe er von Stein 

gerufen nach Petersburg ging; wenigstens nennen seine Schriften*)  

nur diese. Die freigebige Erinnerung hat aus diesen wenigen „viele" 

gemacht, und nicht einmal sie können, wie sich zeigen wird, der nur 

Deui Arndt erwähnten Klasse der daheim Wartenden zugezählt werden.

*) Erinnerungen 123. Meine Wanderungen 143. Nothgedrungener Be­
richt I, 408. II, 13.

8) Beamish Geschichte der königlich Deutschen Legion II, 145 f. Anhang B. 
®) B. v. Quistorp Die Russisch-Deutsche Legion 317.

Die Frage: wohin sind die Emigranten gegangen? beantwortet 

sich leicht. Drei Nationen standen damals gegen Napoleon in Waffen: 

die Engländer, die Spanier und die Russen; und England verwendete 

die bei ihm Zuflucht suchenden Fremden, namentlich die Deutschen, 

ebenfalls auf der Pyrenäenhalbinsel, wo ein selbständiges Korps den 

Namen unseres Volkes trug: „die deutsche Legion". Wirklich be­

gegnen uns drei von den Abschiednehmenden, aber auch nicht mehr, 

in den Offizierlisten der Legion^): die Lieutenants Valentin v. Mas- 

sow, ältester Sohn des Hofmarschalls, Ulrich v. Barner und 

August v. Münchhausen, der erste vom Brandenburgischen Husaren- 

Regiment, die beiden andern vom Regiment Garde du Corps. Sie 

traten gleichzeitig, am 19. Mai 1812, in die Legion, jener in das 

2., diese in das 1. leichte Dragoner-Regiment. Münchhausen schied 

bereits an: 1. September wieder aus, um sich der gleich zu erwäh- 

nenden Russisch-Deutschen Legion anzuschließen b); Massow, der bei 

Venta de Po§o schwer verwundet worden, am 16. Mai 1813, als er 
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die Nachricht von der Erhebung des eigenen Vaterlandes erhalten 

hattet; am längsten, bis zum 23. Oktober desselben Jahres, blieb 

Barner. Die beiden letzteren sind in ihrer Heimat noch zu hohen 

Stellungen emporgestiegen, Barner wurde General, Massow Flügel- 

adjutant Friedrich Wilhelms III.

Näher als England und Spanien lag dem Preußen Rußland, 

uitb*  hierhin hat sich die Mehrzahl der trotzigen Auswanderer ge­

wendet. Man kam ihnen dort mit offenen Armen entgegen.

Gleich nachdem Scharnhorst seine Hoffnungen durch die Ratifi­

kation des französischen Bündnisses vereitelt sah, äußerte er im 

tiefsten Vertrauen gegen den Gesandten einer befreundeten Macht?) 

die Absicht, nach Rußland zu gehen und dort im Solde Englands 

eine „norddeutsche Legion" zu bilden. Aus Leuten desselben Vater­

landes, derselben Sprache, derselben Sitte bestehend, werde sie ein 

Vereinigungspunkt für alle werden, welche bei der gegenwärtigen Um­

wälzung des nördlichen Deutschlands freiwillig oder gezwungen ihre 

Laufbahnen und Wohnsitze verließen, um unter den Fahnen einer 

Macht zu kämpfen, welche allein noch der Tyrannei Frankreichs 

wiberstehe. Sie solle die Hoffnungen aller derer aufrecht erhalten, 

welche nicht Rußlands Partei ergreifen könnten, sie solle sie vor Ver­

zweiflung und resignirter Unterwerfung unter das Joch der Sklaverei 

bewahren.

Scharnhorst ging nicht nach Rußland, aber sein Plan wurde 

dort von andern ausgeführt.

Es war wohl die Erinnerung an das Unternehmen des Herzogs 

von Braunschweig, was einen andern Vertriebenen, den Herzog von 

Oldenburg, zu dem Versuche bestimmte, sich ebenfalls in der Fremde 

eine Schar zu werben. Er wußte seinen kaiserlichen Vetter dafür 

zu interessiren, uud dieser beauftragte den früheren Befehlshaber der 

jetzt aufgelösten oldenburgischen Truppen, Oberst v. Arentsschild, einen 

vielgewandten Offizier, der z. B. in Indien gegen Tippo-Saib gedient

!) Politischer Nachlaß von Ompteda 11, 310. Bgl. Gneismaus Empfehlung 
bei Pertz Gneismau III, 293.

2) Ompteda; s. dessen Politischen Nachlaß II, 239.
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hatte *),  in Deutschland Offiziere, „die sich außer Thätigkeit befänden und 

in keinen weiteren Verpflichtungen mit anderen Landesherren stünden," 

für den russischen Dienst zu gewinnen^); Ende Januar 1812 finden 

wir den Obersten in Memels. Als dann der Krieg zwischen Frank­

reich und Rußland entschieden war, erhob der Freiherr vom Stein 

den Gedanken des Oldenburgers aus der Enge des dynastischen Ge­

sichtskreises zu universaler Bedeutung; in jener berühmten Denkschrift 

vom 18. Juni, wo er die Frage untersuchte, wie die franzosenfeind­

lichen Elemente Deutschlands in den Dienst der guten Sache gestellt 

werden könnten, schlug er dem Zaren auch die allmähliche Verführung 

und Auflösung der unter Napoleons Fahnen kämpfenden deutschen 

Truppen und die Bildung eigener deutscher Korps vor* 4). So gab 

er den Anstoß zur Bildung der russisch-deutschen Legion: eine Schöpfung, 

die von ihm und anderen Patrioten mit den überschwänglichsten Hoff­

nungen begrüßt lourde und doch nur den kleinsten Theil derselben 

erfüllte. Ein Aufruf an die Deutschen im feindlichen Heere hatte 

geringen Erfolg: um nur einen Anfang zu machen, stellte man Ge­

fangene in die Cadres der Legion; trotzdem zählte sie Mitte De­

zember 1812 erst 1500 Mann, und auch diese waren nur durch 

eine erbarmungslose Disziplin zusammenzuhalten: sie mußten mit 

Säbelhieben, Stockschlägen und Verbannung nach Sibirien bedroht 

werden à), Nicht mindere Schwierigkeiten bereitete die Wahl der Offi­

ziere; die Listen zeigen eine bunte Mischung von gefangenen Rhein- 

bündlern, kur und livländischen Adlichen, übergetretenen Oestreichern, 

unzweifelhaften Abenteurern aus allerlei Volk; das Beste haben 

Preußen gethan, sie gaben der Legion das Gepräge, welches nachher 

ihre Einreihung in das preußische Heer so leicht machte.

*) Mittheilungen ans dein Leben Friedrich Dohnas 34 (als Manuskript gc 
druckt).

*) Quistorp 4.
s) Oinpteda Politischer Nachlaß II, 240.
4) Pertz Stein III, 71 f.
6) Onistorp 27. Mittheilungen ans dem Leben Friedrich Dobnas 175. 

Lehmann, Knesebeck und Schön. 4

Da begegnen uns wieder einige der Namen, welche wir in den 

Abschiedslisten der Frühjahrsmonate von 1812 fanden. Vor allen 
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die beiden Grafen Dohna, Friedrich und Helvetius, welche zu- 

sammen mit Graf Groeben und Kapitän Roeder gleich am 5. März, 

sofort nach der Ratifikation des französischen Bündnisses, ihren Abschied 

erbaten. Friedrich war ein Zögling Schleiermachers-, später der 

Schwiegersohn Scharnhorsts, von diesem in den Gencralstab berufen 

und wiederholt zu geheimen Sendungen verwendet, hatte er schon in 

der Krisis von 1809 den preußischen Dienst verlassen wollen; als ein 

Berather und Bote des Marquis von Paulucci nahm er Antheil an der 

Konvention von Tauroggen, führte dann im Feldznge von 1813 das 

2. Husaren-Regiment der Legion und wurde später in: Dienste seines 

befreiten Vaterlandes kommandirender General des 1. Armeekorps und 
General-Feldmarschall. Ganz erfüllt von hochkonservativer Gesinnung, 

stieß er mit den Königsberger Demokraten der vierziger Jahre hart zu­

sammen; seine unbeugsame Energie bewahrte die Provinz vor manchem 

Pöbelepceß, sein ehrlicher Patriotismus ihn selber vor der Rolle eines 

Monk, welche der Zar Nikolaus ihm alleu Ernstes antrugT). — Sein 

Bruder Helvetius stand 1812 bei den ostpreußischen Kürassieren; er 

wurde im 1. Husaren-Regiment der Legion 1813 an der Görde verwun­

det und führte 1815 seine in Ulanen verwandelten Reiter mit großer 

Auszeichnung in den Kämpfen gegen Grouchy. E. S))L Arndt nannte 

den jung Gestorbenen zur Zeit der beginnenden Demagogenverfolgung 

„unsern treuesten Freund"^). — Beide demselben hochgemuten und 

starkwilligen Geschlechte angehörend, das wie wenig andere an der 

Befreiung und Erhebung Preußens gearbeitet hat: der eine nahm 

an dem berühmtesten aller preußischen Landtage so hervorragenden 

Antheil, daß man ihn für den Schöpfer der Landwehr hat ansehen 

können, ein anderer führte das Aufgebot seiner Heimat vor Danzig 

und fand dort den Heldentod, ein dritter hatte 1809 seinem Vater­

lande, als es sich den Gegnern Napoleons nicht zugesellte, den 

Rücken gewendet und war in östreichische, dann in spanische Dienste 

gegangen.
Wie die Dohnas, so stellten auch die mit ihnen verschwägerten

’) Mittheilungen aus dem Leben Fr. Dohnas.
2) Nothgedruugener Bericht II, 5G.
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Tiedemanns, die Horsts und die Natzmers mehr als einen Geschlechts­

genossen in die Reihen der Legion.

Bon den Natzmers, einer pommerschen Familie, die bereits dem 

ersten Könige uiib Friedrich Wilhelm I. mit Ehren diente, hatte 

einer (Ferdinand), während des Krieges von 1807 Lieutenant in 

einem der neu errichteten Reserve-Bataillone, schon 1809 den Ab­

schied genommen, um dem Herzog von Braunschweig zu solgeu. 

In der Legion führte er das 1. Bataillon, später die 1. Infanterie- 

Brigade; er fiel bei Ligny an der Spitze eines preußischen Bataillons. 

Sein Better Hans, Stabskapitän bei den schlesischen Schützen, ver­

ließ erst im Frühjahr 1812 den preußischen Dienst, zählt also mit 

zu den „Dreihundert". Ein feuriger Geist, der gleich nach der 
Kapitulation von Ratkau an den Plänen einer nationalen Erhebung 

theilgenommen hatte, fand er jetzt keine Ruhe mehr daheim: er ließ 

seine Familie im Stich und ging nach Petersburg, indem er es 

darauf ankommen licp" ob er seinem Bruder, der dem König treu 

blieb, in der Feldschlacht gegeuübcrstehen würde. Er befehligte das 

6. Bataillon der Legion, trat wie die meisten anderen Offiziere in 

den vaterländischen Dienst zurück und führte zuletzt ein Regiments.

Die Horsts, aus Westfalen stammend; ein streitbares Geschlecht: 

es waren sieben Brüder, die des Königs Rock trugen. Nach dem 

Abschluß der französischen Allianz gingen zunächst zwei von ihnen in 

die Fremde: Giselbert, Lieutenant im Leib-Regiment, der jedoch in 

der Legion dem Reiterdienst den Vorzug gab, und Wilhelm, Lieute­

nant von den schlesischen Kürassieren. Dieser, mit Leib und Seele 

Husar, dem schou der Dienst bei einer andern Reiterart nicht be­

hagte, ganz zu geschweigen von der Infanterie und Artillerie, hatte 

sich 1806 aus der Jenaer Katastrophe zu Schill gerettet imb dessen 
Ruf mit begründen helfen. Natürlich zog er auch 1809 mit aus; 

er wurde bei Dodeudorf verwuudet und verhandelte nach der Schluß­

katastrophe mit General Gratien über freien Abzug der Geretteten.

0 Mittheilung des Herrn Majors v. Natzmer. Vgl. Gumtau die preußischen 
Jager und Schützen I, Beilage 19.

4*
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In der Megion dem 1. Husaren-Regimente zugetheilt, führte er seine 

Schwadron mit Ehren; 1815 bei Wavre eroberte er mit ihr in 

verwegenem Angriff mehrere Geschütze. Später wurde' er General 

und befehligte eine Reiterbrigade, aber nur bis in das Jahr 1848, wo 

er im Zorn über die Fortschritte der popnlaren Bewegnng seinen 

Abschied forderte. Einer der wenigen Glücklichen, denen es vergönnt 

war, die beiden Erhebnngen nnsres Boltes zu schauen, ist er erst 

vor knrzem gestorben. — Ein dritter Bruder, Ulrich, auch Miente- 
uaut im Meib- Regiment, ging seinen eigenen Weg. Jünger als 

die beiden anderen, blieb er der Fahne tren, von der sie sich ab­

wendeten; unter ihr zog er gegen sie zu Felde. Als er aber in 

russische Gefangenschaft fiel, zog er einem fernen Exil den Dienst in 

der Megion vor *).  In ihren Reihen focht er 1813 gegen die Dänen 

und fiel tnrz vor dem Frieden in dem unglücklichen Gefecht von 

Sehestädt in ihre Gefangenschaft. Jahrzehnte später war ihm im 

Kampfe gegen denselben Feind eine hervorragende Rolle bestimmt; 

er gehörte zu den preußischen Offizieren, welche der schleswig-hol- 

steinfchen Armee das feste Gefüge gaben und sie zum letzten ver­

zweifelten Einzelkampfe tüchtig machten. Hätten bei Idstedt alle so 

gestritten, wie er und seine Brigade, die Schlacht wäre schwerlich 

verloren gegangen; als sie es doch war, übernahm er aus Willisens 

Händen das Kommando über die ganze Armee, das er erst bei ihrer 

Auslosung uiederlegte2).

*) Denselben Entschluß faßten zwei andere Gefangene, die Lieutenants 
Wilhelm V. Wenckstern vom 4. und Karl v. Danielewitz vom 1. ostprcu 
ßischen Infanterie-Regiment (Ouistorp 302. 305).

a) E. v. Schaumburg Freiherr Wilhelm v. d. Horst. Berlin 1875. — 
Ulrich v. d. Horst Zur Geschichte des Feldzuges der Schleswig Holsteiner. 
Berliu 1852. Die Schlacht bei Idstedt, Beiheft zum Militair Wochenblatt 1851.

Ucbrigcns trat 1814 noch ein Bruder von den sieben in die Legion. Oui­
storp 320. Schaumburg 41.

8) Oelsnitz Geschichte des 1. Infanterie Regiments 046.

Bon den Tiedemanns wanderten gleich anfangs drei aus: 

zwei Mieuteuauts vom 1.3) bez. 4. ostprenßischeu Infanterie Regiment 

und ein Major, der bekannteste von allen, welche diesen Namen ge- 
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tragen haben. Einer der ausgezeichnetsten Offiziere der Armee, er­

freute er sich des engsten Vertrauens von Stein und Scharnhorst. 

Jener hatte ihn im Herbste 1808, als Oestreich unentschieden 

zwischen Rüstung und Unterhandlung hin und her schwankte, zum 

Grafen Götzen nach Schlesien gesandt, der ihm eine geheime Mission 

an den Wiener Hof anvertraute *);  Scharnhorst hatte ihn in den 

Generalstab gezogen und zum Lehrer der Taktik an der Berliner 

Kriegsschule gemacht. Jetzt stellte ihn Kaiser Alexander dem Gou 

verneur von Riga zur Seite, der aber seine unermüdliche und er­

finderische Thätigkeit mehr hemmte als ausnutzte; man sagt, daß er 
den Tod, welchen er im Gefecht bei Dahlenkirchen aus der Hand 

seiner eigenen Landsleute empfing, gesucht habe2). Gneisenau be­

klagte sein frühes Ende auf das tiefste.

*) Korrespondenz des Grafen Götzen im Kriegs-Archiv, aus welcher Hausser 
und Pertz (im Leben Gneisenaus) einiges veröffentlicht haben.

2) Gneisenau bei Pertz II, 369. 371. 406. Etwas abweichend Wolzogen 
Meinoiren 96.

Wenn wir von den Führern der Aktionspartei, die doch eine 

besondere Beurteilung erfordern, und von zwei deutschen Prinzen, 

deren unten gedacht werden wird, absehen, so waren außer Tiede­

mann nur noch zwei Stabsoffiziere unter den Emigranten, die Majors 

Karl von Clausewitz und Alexander v. d. Goltz. Der erstere allen 

anderen an geistiger Begabung überlegen; so eben hatte er jenes 

grandiose Programm der preußischen Kriegspartei verfaßt, welches der: 
Leser packt und fortreißt wie ein Sturmwind und noch späten Ge­

schlechtern als das erhabenste, je einem nationalen Freiheitskampfe er­

richtete litterarische Denkmal gelten wird. Im Unglücksjahr 1806 

war er der Adjutant des hochbegabten Prinzen August gewesen, mit 

ihm nach heldenmütigem Widerstände seines Grenadierbataillons in 

die Kapitulation von Prenzlau eingeschlossen, mit ihm in die fran­

zösische Gefangenschaft nach Soissons abgeführt, wo sie Muße fanden, 
ihre berühmten „Vorschläge zur Verbesserung der preußischen Mili- 

tair-Verfassung" auszudenken. Dann trat er seinem Freunde und 

Lehrer Scharnhorst auch dienstlich näher, er wurde sein Adjutant, sein 
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erster und vertrauter Arbeiter, damals bildete sich jenes Verhältnis, 

dessen Innigkeit Leopold Ranke wahrhaft rührend genannt hat. Ihm 

verdankte er nicht den geringsten Theil seiner neuen Lehre vom Kriege, 

die in unserem Generalstabe fortwirkt bis zu dieser Stunde. Ueber 

seinem Fortgänge aus Preußen schwebt ein gewisses Dunkel. 'Noch ernt 

23. März hatte Scharnhorst den König gebeten, ihm zur Besorgung 

seiner noch übrigbleibenden Dienstgeschäfte den Major Clausewitz 311 

belassen; am 18. April sucht letzterer aus Breslau seinen Abschied 

nach*).  Nach einer der mir vorliegenden Quellen hätte er ihn am 

23. April wirklich erhalten; in einer anderen Liste fehlt sein Name. 

Jedenfalls ging er ohne die zum Eintritte in fremde Kriegsdienste 

erforderliche königliche Erlaubnis; denn am 20. August 1812 erließ 

das Kammergericht eine noch am 2. März 1813 in den Berliner 

Zeitungen wiederholte Vorladung, welche ihn unter Androhung der 

Bermögenskonfiskation aufsorderte, sich über seine gesetzwidrige Ent­

fernung persönlich zu verantworten. Unter allen preußischen Offi­

zieren soll er der erste gewesen sein, der den Entschluß faßte, nach 

Rußland zu gehen; auch er ließ Brüder in dem vaterländischen Heere 

zurück, denen er später im offenen Felde gegenüberstand. Aus seiner 

Schilderung des Feldzuges von 1812 ist der bedeutende Antheil be­

kannt, welchen er an demselben nahm: er war erst bei Phull, dem 

Erbauer des Lagers von Drissa, dann ging er mit der Arrieregarde 

bis Moskau zurück, endlich kam er in das Hauptquartier voll Witt­

genstein ulld erwarb sich großes Verdienst imt den Abschluß der 

Konvention, welche eine neue Periode in der Geschichte Preußens 

eröffnete. In die Legion trat er thatsächlich erst 1813, als er 

General-Quartiermeister Walüilodens lvurde. Er empfahl schon im 

Herbst des Jahres die Uebernahme derselbeil in preußischen Dienst, 

wenngleich sein Stolz sich gegen den Verdacht sträubte, als wolle er 

*) „Meine Privat-Berhältnisse drängen mir — schreibt er — diesen Schritt 
ab, der mir unendlich schwer wird, aber vielleicht für das Glück meines Lebens 
entscheidend ist . . . Nie wird in meinem Leben die Dankbarkeit, das Gefühl 
der innigsten Anhänglichkeit, der treuesten Ergebenheit an E. K. Maj. Person 
erlöschen, die mich in dein jetzigen Augenblick mehr als je beseelen." (Hs.)
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sich selbst auf diesem Wege wieder „in die preußische Armee hinein 

manövriren". Schließlich kehrte auch er gern zurück: er starb als 

General-Major, wie es heißt, im Schmerze über den Tod Gneise- 

naus, der einst selbst das Geständnis abgelegt hatte, daß Clausewitz, 

dieser seltene Kops, dieses edle Gemüt, mit seltener Freundschaft an 

ihm hänge *).

i) F. v. Meerheimb Clausewitz. Pertz Gneisenau I, 609. 111, 522. 623 fj. 
Mittheilungen aus dem Leben Friedrichs v. Dohna 30. Clausewitz Scharnhorst 
39 ff. 47 (aus Rankes hist. - polit. Zeitschrift). Scherbeuing Reorganisation 
I, 147 ff. Boyen Beiträge zur Kenntnis von Scharnhorst 44.

3) Quistorp 5. Pertz Steiu III, 81. Lehmann der Tugendbnnd 204.
8) Meine Wanderungen 14.
4) Mr. Arck. (Einiges hierüber, freilich 511111 Theil falsch datirt, bei Pertz 

(Äneisenau I, 547. 696.)

Clausewitz war über 30 Jahre alt, Goltz fast ein Vierziger; 

er hatte seinem Könige 23 Jahre gedient, als er ihn verließ. Früher 

eifriges Mitglied des Tugendbundes, schreckte er auch vor bedenk­

lichen Mitteln nicht zurück: er suchte die beiden Schwadronen seines,, 

des 1. schlesischen Husaren-Regimentes, die unter Zork nach Kur- 

land gezogen waren, zum Treubruch zu verleiten *).  An der Spitze 

des 1. Husaren-Regimentes der Legion im Gefecht bei der Görde 

verwundet, ist er später, obwohl schon Brigade General, in ein Duell 

verwickelt worden, das ihm den Tod brachte.

Größere Verdienste um die Legion, als alle die Genannten, 

hat sich Ferdinand v. Stülpnagel erworben, Stabskapitän auf 

Halbsold, früher im Jnfanterie-Regimente Braunschweig-Oels. Er 

wurde erster Adjutant. des Obersten Arentsschild und entfaltete in 

dieser Eigenschaft ein organisatorisches Talent, das später auch Fried 

rich Wilhelm III. anerkannte, indem er ihn zum Direktor des All 

gemeinen Kriegsdepartements machte; Arndt, der ihn in Petersburg 

häufig sah, nennt ihn „fein, sehr thätig und geschickt" 3). Er war 

Uckermärker; mit seinem Landsmanne, dem Grafen Arnim- ans 

Boytzenburg, ist er im Juli 1809 von Blücher mit jener Mission 

an den Grafen Götzen betraut worden, die der Alte für so bedenk­
lich hielt, daß er darüber nichts dem Papiere anzuvertrauen wagte *).
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Es hat sich wohl um nichts geringeres als um einen Anschluß preu­

ßischer Truppen an Oestreich gehandelt.

Mit Stülpnagel kam Friedrich v. Horn, ebenfalls Stabs­

kapitän auf Halbsold, früher im Infanterie-Regiment Tresckow; er 

übernahm die Führung des Jägerkorps der Legion. Er stand in 
Gneisenaus Freundschaft; auch herzliche Briefe Arndts an ihn sind 

aufbewahrt wordenT).

Ueberblicken wir die Zahl der Uebrigen, so zeigt sich ein merk­

würdiges Alisverhältnis zwischen den einzelnen Waffengattungen, das 

wohl geeignet ist, ein tief eingewurzeltes Borurteil zu widerlegen. 

In der Regel sieht man die Artillerie als die oppositionelle Waffe 

an, mindestens schreibt man ihr ein höheres Maß von Spontaneität 

zn: hier bleibt sie gänzlich unvertreten; der Mangel an geeigneten 

Führern machte sich so fühlbar, daß zwei Offiziere andrer Waffen 

zur Artillerie übertraten^). Dagegen entfällt ein unverhältnismäßig 

hoher Prozentsatz auf die Kavallerie, deren Offizierkorps sich doch 

des Rufes konservativer Gesinnung erfreut;.zu den sieben bereits 

verzeichneten Reiteroffizieren kommen noch eben so viel hinzu: die 

Lieutenants Eugen v. Byern nnd Alexander v. Simolin von den 

brandenburgischen Kürassieren — Schimmelfen ni g v. d. O y e, 

vom Regimente des Majors Goltz — v. Görtzen, von dem andern 

schlesischen Husaren-Regiment — Woldemar v. Hannecken, vom 

ehemaligen Kürassier-Regiment Beeren, zuletzt im Marwitzischen Frei- 

- korps* 3) — endlich die Stabsrittmeister Karl v. P crusse r vom 

2. westpreußischen Dragoner- und Hans v. Brünnow vom 2. Leib- 

Husaren-Regiment: dieser ein Genosse Schills, der sich nach dem 

Tode des Führers freien Abzug voir deut Anführer der Holländer 

*) Dorow Denkschriften I, 216 ff. (hieraus Pertz Gneiseuau II, 488). Dorow 
macht ihn zll einem Mitglied«: des Tugendbundes; in den Listen bei Lehmann 
fehlt er.

s) v. Görtzen und ein Tiedemann; f. Quistorp 327. 328.
3) Seine offizielle Anstellung in der Legion datirt allerdings erst vom 

28. Juni 1813 (Quistorp 323); trotzdem zähle ich ihn mit, da die faktische 
Dienstleistung bei den meisten Offizieren vor dem Datum des Patents begann-
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ertrotzte, so dem gräßlichen Lose der Gefangenschaft entrann und die 

Trümmer des Korps von Stralsund auf heimatlichen Boden zurück­

führte i). Nehmen wir hierzu noch zwei Jnfanterieoffiziere: den 

Stabskapitän v. Schaper vom 2. ostpreußischen und den Lieutenant 

v. Funck vom 2. schlesischen Regiment?), so ist die Zahl der Emi­

granten, welche in die russisch-deutsche Legion traten, geschlossen: es 

sind im Ganzen 21, ohne den schon oben gezählten Münchhausen, 

dagegen mit Tiedemann, der doch jedenfalls in die Legion eingetreten 

wäre. Der einzige, der nach Rußland ging, ohne sich der Legion 

anzuschließen, ist der Prinz Ernst von Hessen-Philippsthal, 

Oberst-Lieutenant vom Garde-Regiment zu Fuß; Clausewitz und 

Wolzogeu erwähnen seiner bei der Schilderung der Schlacht von Boro­

dino, die er als Volontär bei dem Kosaken-Hetman Platoff mitmachte: 

er veranlaßte den wichtigen Kavallerieangriff Uwaroffs und bewirkte so, 

daß der für die Russen gefährlichste Moment der Schlacht noch immer 

leidlich genug vorüberging. Drei Tage später wurde er bei Moshaisk 

schwer verwundet. Er blieb in russischen Diensten und stieg bis zum 

General der Kavallerie empors).

Aber, wird der Kenner jener Periode einwenden, wie kann diese 

Listes Anspruch auf Vollständigkeit machen, da so bekannte Namen 

wie Chasot und Lützow in ihr fehlen? Unzweifelhaft hat außer 

den genannten noch mancher preußische Offizier in den Reihen der 

Legion gestanden, aber sie hatten ihren Abschied genommen, ehe das 

französische Bündnis geschlossen wurde, theilweise Jahre vorher. Ich

*) Barsch Schills Zug 112 f. 233 f.
a) Dieser war ein Kurländer, sei» Ausscheiden also sehr erklärlich. — Karl 

v. Zülow (Quistorp 311) war, als er am 10. April 1812 deu uachgesuchteu 
Abschied erhielt, noch nicht Offizier; er stand als Fähnrich bei den schlesischen 
Schützen und folgte vielleicht den Impulse H. v. Natzmers.

8) Clausewitz Hinterlassene Werke VII, 151. Wolzogcn Memoiren 145. 
151. Reinhard Geschichte des 1. Garde- Regiments 596. Bogdanowitsch Feld­
zug von 1812 II, 226.

4) Cs ist merkwürdig, das; mau auch früher nicht unterließ, solche Listen 
aufzustellen; sie kamen, wie die von Häusser (III, 570), der Wahrheit ziemlich 
nahe, und doch trennte man sich nicht von dem Mythus der Dreihundert. 
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gebe das Datum jedes Dimissoriale, so weit es sich ermitteln ließ*),  

und füge ein paar Worte über einige der Bekanntesten hinzu.

*) Ernst v. Scorck (Quistorp 289) ist am 5. Mai 1809 verabschiedet, der 
schon oben erwähnte Ferdinand v. Natzmer (ib. 292) am 24. Februar 1809, 
Ferdinand v. Fircks (ib. 298) am 3. Juli 1809, Äarl v. Mödcr iib. 298) 
am 10. August 1811, Ferdinand v. Ciesielsky (ib. 323) am 4. Dezember 
1807, Georg v. Tschepe (ib. 328) am 14. September 1810, Leopold v. Malt 
stein (ib. 330) am 23. Oktober 1809, Marl v. Thadden (ib. 334) am 
9. September 1809, Friedrich v. Bittinghosf (ib. 334) am 18. September 
1809, Johann v. Glaser (ib. 335) am 9. Dezember 1809. — Ernst v. Behr 
(ib. 322), welchen Hausser III, 570 (3. Ausl.) mit unter die nach Rußland ge­
gangenen zählt, befand sich bereits seit einem Jahre in russischem Dienst uiib 
trat in die preußische Armee erst, als die ganze Legion ein Bestandtheil derselben 
wurde. Eine ganz exceptionelle Stellung nimmt August v. AlveuSleben ein, 
der zwar am 15. Juui 1812 dimittirt wurde, auch in die Legion trat (Quistorp 
288) und dennoch nicht zu den „Dreihundert" gezählt werden kann, aus dem 
einfachen Grunde, weil er sich am 13. April 1812, nach der französischen Allianz, 
hatte in die preußische Armee aufnehmen lassen; er kann also den Entschluß des 
Möuigs nicht gemisbilligt haben.

Ich verdanke diese wie atldere Nachweise der Güte des Herrn Oberst-Lieute­
nant Tellenbach.

Ludwig Graf von Ch a so t stammte aus einer ursprünglich bur­

gundischen, dann nach der Normandie gewanderten Familie. Sein 
Vater zog 1734 mit der französischen Armee an den Rhein; ein 

unglückliches Duell trieb ihn ins deutsche Lager, wo er die Aufmerk­

samkeit des preußischen Kronprinzen auf sich zog, dem er für viele 

Jahre durch vertrauteste Freundschaft verbunden blieb. Bei Hohenfried­

berg konunandirte er das eine Bataillon von Baireuth-Dragonern; seit­

dem führte er im Wappen ein neues Schild mit dem preußischen Adler, 

zwei Fahnen und daneben die Zahl 66. Aufbrausend und rauflustig, 

hatte er abermals ein Duell, das ihn ein Jahr auf die Festung brachte; 

schließlich verscherzte er auch die Gunst des Königs und trat in die 

Dienste der Reichsstadt Lübeck. Hier heiratete er Camilla Torelli, 

die Tochter des bekannten italienischen Künstlers; hier wurde Lud­

wig geboren. Dieser stand erst ein paar Jahre als französischer 

Reiteroffizier in Maubeuge beim Regimente Royal Allemand; dann 

aber trat er in den Dienst des Staates, an den er gemahnt wurde, 
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so oft er sein Wappen sah. Der einmal erwählten Waffe treu 

bleibend, diente er bei den Leib-Kürasfieà, wurde Major und Flügel- 

adjutant. Die Katastrophe von 1812 fand ihn bereits inaktiv. Von 

Abstammung halb ein Franzose, halb ein Italiener, war er von Ge­

sinnung eilt ganzer Deutscher. Diese großartig angelegte Natur, 

deren Zauber in den enthusiastischen Lobsprüchen unsrer besten Männer, 

Steins und Blüchers, Gneisenaus und Boyens, Niebuhrs und Arndts 

nachklingt, war mit ihrem grimmigen Franzosenhaß und ihrer fast 

revolutionären Thatkraft wohl für eine Zeit hochflutender nationaler 

Bewegung, aber nicht für diplomatifirendes Abwarten und Zandern 

geschaffen; kein Wunder, daß das Joch der Fremdherrschaft schwerer 

auf ihm lastete als auf anderen. Als Schill aus Berlin zog, war 

er Stadtkommandant; er schickte den Offizieren ihre Burschen Mit 

Pässen nach und kompromittirte sich auch sonst so stark, daß er 

suspendirt und eine Zeit lang internirt wurde; persönlich mußte er 

sich in Königsberg verantworten. Am 28. August 1809 erhielt er 

seinen Abschied mit der Erlaubnis in fremde Dienste zn gehen; er 

blieb aber daheim und erschoß im Duell einen französischen Offizier, 

der sein Vaterland geschmäht. Im August 1811, zur Zeit der 

Rüstungen, wurde er dem König zum Kommissar mit außerordent­

licher Vollmacht vorgefchlagen. Er endete wahrhaft tragisch; Nachdem 

er im Gefolge des oldenburgischen Erbprinzen den Rückzug bis Mos- 

kau mitgemacht, dann in Petersburg für die Legion gearbeitet, wurde 

er im Januar 1813 noch auf fremdem Boden, in Pleskofi, vom 

'Nervenfieber dahingerafft: wenn einer, so konnte er dazu bestimmt 

erscheinen, nicht auf dem Krankenbette zu sterben1).

*) K. V. Scklözer Chasot. Tagebuch des Haus v. Briiimow im Soldaten 
freund Jahrgang 1852 Heft 4. S. 31. Clausewitz Hinterlassene Werke VII, 189. 
C. M. Arndt Erinnerungen 176 f. Wanderungen 94 (nur für die gleichzeitigen 
Ereignisse zu gebrauchen, die Notizen über die ältere Familiengeschichte sind ganz 
falsch). Nothgedrungener Bericht II, 163. Steffens Was ich erlebte VII, 55. 
Pertz Stein II, 501. III, 72. 148. 262. Gneifenau I, 242. 426. 498. II, 8. 
16. 84. 151. 153. Dropsen?)ork I, 224. Ompteda Nachlaß II, 42. Duncker 
705. Kriegs-Archiv des Großen Generalstabes.

Ebenfalls bei dem Unternehmen Schills, aber als aktiver Theil-
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neunter betheiligt war Leopold Freiherr von Lützow, ein jüngerer 

Bruder des Freischarenführers, der Sproß einer mecklenburgischen 

Familie, welche im Laufe der Zeiten den europäischen Heeren sechs 

zehn Generale gegeben hat. Die unersättliche Schlagelust und das 

heiße Ungestüm des Mannes ermessen wir, wenn wir hören, daß er 

seit 1806 alle Feldzüge gegen Napoleon mitgestritten hat. Als er Schill 

nicht zu überreden vermochte, aus den hoffnungslosen Gedanken einer 

Vertheidigung Stralsunds zu verzichten, ging er in östreichische 

Dienste und focht im Generalstabe Kienmayers. Als Oestreich Frie­

den machte, wandte er sich mit Grolman nach England, von da nach 

Spanien, wo er eine Kompagnie in der Fremdenlegion übernahm. 

Bei der Vertheidigung von Valencia in Gefangenschaft gefallen, nach 

. Frankreich gebracht, entfloh er, da ihn kein Ehrenwort band, aus

Autun und schlich sich unter den mannigfachsten Abenteuern nach 

Rußland durch, wo er zeitig genug anlangte, um — im Stabe des 

Generals Doktoroff — den ganzen Feldzug mit höchster Auszeich­

nung durchzukämpfen. So auch die Freiheitskriege, zuletzt wieder 

im Dienste des Vaterlandes; er wurde uoch General-Lieutenant und 

Kommandant der Hauptstadt. Ist es nicht, als zöge ein Stück 

Märchenpoesie an unsern Augen vorüber? Und dabei huldigte dieser 

Abenteurer auch der Wissenschaft: er hat eine vortreffliche Schilde­

rung der Schlacht von Hohenfriedberg hinterlassen1).

Minder bewegt, wenn auch noch wechselreich genug, ist das 

Leben Ernsts von P fuel-Gielsdorf; es ist der preußische Minister- 

Präsident von 1848, in politischer Gesinnung der Antipode von 

Friedrich Dohna und Wilhelm v. d. Horst: so bunt waren die Emi­

granten gemischt, so falsch wäre es, eine der Gegenwart entlehnte 

Schablone auf jene Zeiten anzuwenden. Wie Lützow ging er 1809 

— als Hauptmann — in den östreichischen Dienst, um ihn 1812 

mit dem russischen zu vertauschen. Gleicher Entschluß und auch

*) Militair Wochenblatt 1844. S. 176. Clausewitz VII, 42. Bärsch Schills 
Zug 100. 261 f. Pertz Stein III, 95. 609. Letzterer zählt (Stein III, 26) 
Lützow fälschlich unter die Abschiednehmeuden von 1812. In demselben Jrr^ 
thnm befindet sich F. v. Meerheimb hinsichtlich GrolmanS (K. v. Clausewitz 4\
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wohl gleicher Charakter führte ihn zusammen mit dem abenteuernden 

Tettenborn; mit ihm schlug er 1813 an der Görde, unternahm er 

den lustigen Zug nach Bremen; der Feldzug von 1815 fand ihn im 

Generalstabe Blüchers. Er war ein Freund Körners, der in seiner 

Nähe fiel. Nicht der geringste Theil seines Rufes ruht auf der 

kleinen Schrift über den Rückzug der Franzosen aus Rußland, die 

er im März 1813 herausgab; es war die erste Schilderung des 

großen Gottesgerichtes und darum von unbeschreiblicher Wirkung *).

Dann der tolle Gustav v. Barnekow aus Rügen, wie Chasot 

und der gleich zu erwähnende Nostitz ein Reiteroffizier, von dem sein 
Landsmann Arndt2) eine entzückende Schilderung entworfen hat. Eine 

Art Blücher im Kleinen, aber noch leichtsinniger, noch verschweuderi- 

scher, noch unbändiger, hatte er als Rittmeister bald nach dem Til­
siter Frieden in Königsberg die französischen Marschälle beim Ein­

tritt ins Theater öffentlich ausgescharrt und ausgepfiffen. Napoleon 

forderte seine Auslieferung; der König hielt die Sache für so wichtig, 

daß er eine besondere Kommission berief, in der die Majorität für 

Erfüllung des französischen Gebotes war. Da aber der Souverän 

sich auf die Seite der Minorität schlug, so wurde Barnekow unter 

der Hand mit einem stattlichen Reisegelde entlassen ^). Auch er focht 
1809 unter Oestreichs Fahne; auch er ging 1812 nach Rußland, 

nachdem er dem abermals durch Uebermut herausgeforderten Schick­

sal der Füsilirung nur eben entgangen war. In der Schlacht bei 

Borodino führte er ein paar Pulks Kosacken; von seinem wilden 

Mute hingerissen, durchbrachen sie zwei französische Regimenter, aber 

die meisten blieben, and) den Führer las man mit Wunden bedeckt

0 Der Rückzug der Franzosen aus Rußland. Aus dein Nachlasse von 
Pfuel. Herausgegeben mit Gedcnknisscn aus dem Leben des Verstorbene« von 
Fr. Förster. Berlin 1867. — Bgl. seine Observations sur la situation poli­
tique de l’Allemagne bei Pcrtz Stein III, 626.

2) Erinnerungen 193 f. Meine Wanderungen 115 f.
*) Schön in seinen Memoiren (Aus den Papieren des Ministers Schön 

I, 43) erzählt die Geschichte etwas abweichend. Nach Ausweis der Akten ist 
Barnekow am 14. März 1808 ohne Gehalt ausgeschieden, am 29. Mai desselben 
Jahres als Major dimittirt, also unter Verleihung eines höheren Grades.
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von dem Schlachtfelde auf. Als Siecher betrat er die Heimat wieder, 

aber sein gewaltiger Körper hielt aus; zusammen mit Tschernischefs 

verjagte er König Hieronymus aus Kassel; die gemachte Beute half 

endlich seine zahlreichen Schulden tilgen. Er ist als preußischer 

General gestorben.

Endlich Karl v. Nostitz, der ehemalige Adjutant des Prinzen 

Ludwig Ferdinand, diesem in allen Fehlern und einigen Tugenden 

gleich. Er hatte bedeutende Anlagen, aber sie blieben so gut wie 

völlig unausgebildet, er wuchs eigentlich ohne Erziehung auf. Sein 

Leichtsinn und Uebermut überstieg selbst das Maß, welches man 

einem Gensdarmenoffizier aus der Zeit vor 1806 nachzusehen pflegt; 

er verhöhnte schlechthin jede Ordnung, welche nicht die militärische 

war. Die umstürzende Gewalt, welche in so negativen Kräften wie 

den Schulden liegt — mit diesem köstlichen Humor hat er sie selbst 

bezeichnet — empfand er vielleicht mehr als irgend ein anderer; um 

sich ihrer zu erwehren, ging er eine Ehe ein, deren Joch ihm uner­

träglich war, über die er mit einem auch in jener Periode unge­

wöhnlichen Cynismus redet, vor der er eigentlich sein Leben lang 

geflohen ist. Bon Geburt nicht dem preußischen Staat angehörend 
(er war Obersachse), verließ er ihn schon vor dem Tilsiter Frieden, 

am 19. Juni 1807 für immer und wandte sich nach Oestreich, 

dessen Staatswesen so sinnlichen Naturen immer besonders zugesagt 

hat: man denke nur an Friedrich Gentz, dem Nostitz begreiflicher­

weise sehr wohl gefiel. Während des Krieges von 1809 suchte er 

in Böhmen eine fränkische Legion zu bilden, den Feldzug vou 1812 

machte er noch bei dem östreichischen Hülsskorps mit, erst im März 

1813 trat er in russische Dienste, zunächst bei der Legion: es waren 

wohl rein persönliche Motive, die ihn zu diesem abermaligen Wechsel 

bestimmten. Seitdem blieb er in Rußland').

Diese sind vor dem französischen Bündnis aus dem preußische« 
Dienste geschieden; von einigen kann nachgewiesen werden, daß sie 

später imb zwar so spät gingen, daß ihr Abschied gar nicht mehr

’) Aus ü. v. Nostik Vebcii und Briefwechsel. Dresden n. Leipzig 1848. 
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mit jenem Ereignis in Verbindung zu bringen ist1). Am 

von ihnen ist der Artillerie-Hauptmann Ernst Monhaupt, der ein­

zige Bürgerliche unter allen Enligranten. Erst im Oktober 1812 

verließ er nach erhaltenem Abschied seine Garnison Breslau^): eine 

so ausfällige Thatsache, daß wir nach einer besondern Motivirung 

verlangen. War, vielleicht durch Scharnhorsts Bermittelung, der da­

mals in Breslau lebte, eine Nachricht über den Mangel an Artillerie­

offizieren in der Legion dorthin gekommen? Oder hat Monhaupt, 

einer der ausgezeichnetsten Offiziere der Armee, der das Exerzir- 

Reglement von 1812 mit verfaßt hat und es später ebenfalls bis 

zum General brachte, eine besondere Mission nach Rußland ge­

habt 3)?

Weder zu den spanischen noch zu deu russischen Kämpfern ge­

hören zwei bereits oben flüchtig erwähnte Offiziere, der Kapitän 

Wilhelm v. Roeder und der Lieutenant Karl Graf v. d. Groeben, 

beide vom Generalstabe. Wohin jener ging, ließ sich nicht ermitteln, 

vielleicht ist er bei seinem Freunde und Lehrer Scharnhorst geblieben. 

Am 18. März war er in Gadow bei Lenzen; von hier richtete er 

an Friedrich Wilhelm 111. die schöne Vertheidigung, welche ich in 

den Beilagen mittheile. Arndt preist diesen „edlen, sinnigsten, für 
seinen König und Vaterland begeistertsten Krieger"; von ihm ist das

’) Friedrich v. Delitz (Ouistorp 289) erhielt seinen Abschied am 5. Oktober. 
1812, Josef v. Danowski (ib. 295 Rudolf genannt) am 26. November 1812, 
Alexander v. Bronsart (ib. 299) am 11. Dezember 1812. — Das Datum 
des Dimissoriale von August v. D ob schütz (il). 307) und v. Mirbach (ib. 

'333) hat sich nicht ermitteln lassen.
a) v. Strotha Geschickte der preußischen reitenden Artillerie 188. 595. 

Bogel Geschickte der preußischen Artillerie im Kampfe des Befreiungskrieges 2.
”) Pcrtz Gneisenau II, 689 versichert (ohne Angabe einer Quelle), Scharn 

horst habe die Russen durch Monhaupt warnen lassen, vor Moskau eine Scklacht 
anzunehmen. Wir wollen uns doch sorgfältig vor einer neuen Anflagc der 
Mission Mites ebeef hüten; so viel leuchtet wenigstens ein, daß im Oktober jener 
Rath zu spät kam. Im Militair Wochenblatt 1835. S. 5223 wird als Motiv 
von Monhaupts Entlassungsgesuch außer der Sehnsucht nach Kriegsthätigkeit die 
Besorgnis vor einer Reklamation der westfälischen Regierung angegeben (er war 
in Minden geboren): diese Sorge hätte sich dann jedenfalls etwas spät eingestellt.
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Wort an den geächteten Stein aufbewahrt: „Euer Excellenz werden 

jetzt durch die Franzosen Ihres angestammten Erbes beraubt; wir 

Preußen müssen es Ihnen mit unserm Blute wiedererobern." Er 

hat das Gelübde ehrlich gelöst; nachdem er den Frühjahrsfeldzug von 

1813 als Adjutant Scharnhorsts und als dessen Bevollmächtigter im 

Hauptquartier Winzingerodes mitgemacht, ist er im Generalstabe 

Kleists bei Nollendorf geblieben*).

*) Arndt Nothgedrungener Bericht II, 326. Pertz (der ihn 1809 schon 
Major fein läßti im Leben Steins II, 321. Militair Wochenblatt 1847. S. 83. 
An ibn sind die schönen, auch von Häusser benutzten Briefe Scharnhorsts aus 
der Zeit der Schlacht von Groß Görschen gerichtet. S. Militair Wochenblatt 
a. a. O.

Gro eben stammte aus einem ostpreußischen Geschlechte, das 

seit den Tagen des deutschen Ordens bis zu den Anfängen unseres 

parlamentarischen Lebens und unserem jüngsten glorreichen Kriege sich 

durch unbeugsamen Stolz und wilde Wagelust ausgezeichnet hat. In 

der Schlacht bei Tannenberg soll es vierzig seiner Mannen verloren 

haben. Ein Groeben erbaute im Dienste des großen Kurfürsten 

Fort Friedrichsburg an der Küste von Guinea, nahm dann an dem 
Feldzuge der Venetianer in Morea Antheil; von ihm rührt das 

merkwürdige Buch her: „Orientalische Reisebeschreibung des branden­

burgischen adlichen Pilgers Otto Friedrich v. d. Groeben." Ein 

anderer seines Geschlechts rief im Januar 1813 auf eigene Faust 

die Stände des Kreises, in welchem sein Gut lag, auf, um mit den 

Russen zusammen aus die Franzosen loszuschlagen; er mußte ver­

haftet und vor Gericht gestellt werden. Wieder ein anderer bezwang 

fein stolzes Herz und trat, obwohl Hofmarschall des Prinzen Wil­

helm, als Unteroffizier in ein Dragoner-Regiment. Würdig dieser 

Familie war der, von welchem wir reden. Eine große, kräftige Ge­

stalt, feurigen Akutes, dichterischen Schwunges und solch ritterlicher 

Tapferkeit, daß Gneisenau, in dessen Gefolge er die Schlachten des. 

Freiheitskrieges schlug, ihn seinen Bayard zn nennen pflegte; dabei 

hatte sein Wesen einen Zug religiöser Schwärmerei: noch in späten 
Lebenslagen, als er schon Kommandeur des Gardekorps war, wollte 
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er einen preußischen Feldzug nach dem gelobten Lande. In welchen 

Kreisen er sich damals bewegte, zeigt, daß er Mitglied des Tugend- 

bundes und Schwiegersohn Wilhelms v. Dörenberg war, jenes un­

ermüdlichen Gegners der Franzosen, welcher auch erst in der preußi­

schen Armee diente (er stritt zusammen mit Uork 1806 in den 

Straßen Lübecks), dann aber ganz auf die Gedanken des ihm ver­

wandten Grafen Münster einging, 1809 den mislungenen Aufstand 

in Westfalen anzettelte und hierauf dem Herzog von Braunschweig 

folgte, 1811 zwischen Preußen und England vermittelte, 1812 in 

russischen Dienst ging, 1813 das erste Treffen des Freiheitskrieges 

lieferte und dann die Kavallerie-Division der russisch-deutschen Legion 

führte; er hat in zehn Jahren sechs Mal den Kriegsherrn gewechselt. 

Groeben war von allen, die in Folge des französischen Bündnisses 

ihrem König den Dienst aufkündigten, der erste; vorher hatte er 

eine Zeit lang den Gedanken gehegt, mit den von Napoleon gefor­

derten preußischen Bundestruppen zu gehen, aber nur um in der 

ersten entscheidenden Schlacht die Schwerter rückwärts gegen die 

Unterdrücker zu kehren. „Ihres Purpurs beraubt — schrieb er an 

Gneisenau — stehen die Throne, unwerth der Hoheit Zierde; aber 

ein neues herrlicheres Reich entblüht bcm reinen Witten echter deut­

scher Kraft." Er ging nach Schweden, weil er gehört, daß der Kron­

prinz eine Landung in Deutschland unternehmen wolle; wie so viele 

andere hoffte er von diesem neuen Gustav Adolf das größte. Sein 

reines Herz empörte sich, als er vernahm, daß Bernadotte sich Nor- 

wegen als Preis der Theilnahme am Kriege gegen Frankreich aus­

gemacht habe; er rief Gneisenau die Worte des Psalmisteu zu: 

„Lerlasset euch uicht auf Fürsten, sie sind Menschen, sie können ja 

nicht helfen" ^).

Als den letzten, aber nicht als den geringsten verzeichnen wir 

den Prinzen Leopold von Hessen-Homburg, der als Major 

beim Leib-Regiment stand und am 25. März 1812 den erbetenen 

i) Pertz Gneisenau II, 271 ff. 334 ff. III, 554. Dropsen York I, 337.
Arcptag Aus neuer Zeit 406. Lehmann Tugendbund 34.

Lrhmann, Änescbeck und Schön. 5
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Abschied erhielt. Die Motive seines Ausscheidens sind nicht bekannt, 

man weiß nicht einmal, wohin er gegangen ist, und doch wird kein 

Kundiger zweifeln, daß er ging, weil er nicht unter Napoleons 

Fahnen fechten wollte. Das Land seiner Väter war der Habgier 

seines rheinbundseifrigen Vetters zum Opfer gefallen. Von seinen 

Brüdern hatten vier im östreichischen Heere gegen Napoleon ge­

stritten, der fünfte war preußischer General. Wie dieser wäre auch 

er vielleicht in seiner Stellung geblieben, wenn nicht gerade das 

Leib-Regiment, in welchem er diente, das Los getroffen hätte, mit dem 

mobilen Korps unter französisches Kommando zu treten. Das konnte 

er nicht über sich gewinnen, wie sehr auch den König die Abschieds­

forderung verdroß. Ein naher Verwandter des preußischen Königs- 

hauses — seine Schwester Marie Anna war die edle Frau, die sich 

1808 mit ihrem Gemahl, dem Prinzen Wilhelm, Napoleon als Geisel 

für die pünktliche Zahlung der Kriegskontribution angeboten hatte — 

trat er 1813, sobald die Allianz, die ihn vertrieben hatte, zerrissen 

war, wieder in das vaterländische Heer und ließ sein junges Leben 

in der ersten Schlacht des Freiheitskampfes, in dem wütenden Ringen 

um das Dorf Kleingörscheu, das er mit seinen Schlesiern gestürmt 

hatte; vergebens hatte General Zielen ihn aufgefordert, seinen weit­

hin sichtbaren Ordensstern abzulegen. Dem Todten aber sang Map 

v. Schenkendorf das schöne Lied nach, in welchem es heißt:

Fiirstenblut geflossen 
In der Liitzner Schlacht — 
Wie so gern vergossen, 

' Willig dargebracht!

Es entrann dem Kühnen 
All sein Lebensblnt, 
Freudig zu versühnen 
Schlechten Fiirstenmut. —

Bei diesem Geschlechte weilen unsere Gedanken gern. Leopolds Ahn 

ist jener Friedrich mit dem silbernen Bein, der im Liede fort­

leben wird, so lange Fehrbellin und der große Kurfürst unvcrgesseu 

bleibe», Leopolds Bruder Ludivig führte in Bülows Korps jene Bri-
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gade Ostpreußen, die bei Großbeeren, Dennewitz, Leipzig und im zweiten 

holländischen Befreiungskämpfe unvergängliche Lorberen pflückte').

So sind es denn nicht Dreihundert, aber gegen Dreißig; steht 

dies Resultat in einem Verhältnis zu der aufgewendeten Mühe?

Ohne gerade dem Grundsätze Hegels von der Identität der 

Qualität uud Quantität zu huldigen, kann man doch finden, daß 

es einen gewaltigen Unterschied ausmacht, ob ein Sechstel des Offi­

zierkorps sich von seinem König lossagte, oder ob die Führer der 

Aktionspartei eine unmöglich gewordene Stellung aufgaben und dann 

die bisherigen Gehülfen dieser Männer und einige heiße Köpfe außer 

ihnen solchem Beispiele folgten. Im ersteren Falle würden die Be­

trachtungen eines unserer ersten Historiker, der von dem Massen­

austritt einen tief gehenden und lange nachwirkenden Zwiespalt im 

Offizierkorps der Armee datirt, völlig begründet sein, im letzteren 

Falle bleibt kein Raum für sie.

lleberhaupt greift man fehl, wenn man alle bei dem Ereignis 

Betheiligten unter Einen Gesichtspunkt bringt; Scharnhorst, Gnei- 

senau und Boyen beanspruchen durchaus eine besondere Beurteilung. 

Scharnhorst als Chef des Generalstabes nnd Mitverwalter der höchsten 

militärischen Behörde, Gneisenan als Rath im Staatskanzleramte, Boven 

als Direktor der 1. Division des Allgemeinen Kriegsdepartements 2) 

hatten die Pläne znm Verzweiflungskampf gegen Frankreich entworfen, 

sie hatten die weit vorgeschrittenen Rüstnngen geleitet, sie hatten 

alles dergestalt vorbereitet, daß es, wie Gneisenan einmal sagt, nur 

uoch der beiden Worte „Friedrich Wilhelm" nnter der Lollziehuugs- 

nrknnde bedurfte. Alles dies hatte dem Feinde nicht verborgen 
bleiben können: war es nicht, abgesehen von jedem ethischen Rio 

litent, für sie beinahe eine Pflicht des Anstandes, nach dem Ab­

schluß des französischen Bündnisses ihren König nicht länger durch 

*) Baur Geschichts- und Lebensbilder I, 143 f.
a) Von Boyen sagt Ompteda (Nachlaß II, 238) geradezu, er habe „das 

Portefeuille des Krieges gehabt" und das meiste dazu beigetragen, um die Ein­
willigung des Königs zu den Rüstungen des Jahres 1-811 zu erlangen.

5*
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ihr Bleiben gegenüber dem neuen Miirten zu kompromittiren? „Die 

Männer — schrieb Stein *)  in jenen Tagen an die hochsinnige Prin­

zessin Luise — welche sich auf hervorragenden Posten befinden, müssen 

sie aufgeben um ihrer eigenen Sicherheit und der Regierung willen, 

da sie sich nicht vor dem Berdacht schützen könnten, in einem dem 

neuen System entgegengesetzten Sinn zu verwalten, und die Fran­

zosen der Regierung mistrauen werden, so lange sie jene in ihren 

Stellen sehen." Und denselben Gedanken entwickelte Scharnhorst schon 

früher, als er am 29. Februar an Hardenberg schrieb: „Sind 

S. Majestät der König entschlossen, bei einer nun schon angefangenen 

gewaltsamen Besetzung Ihrer Staaten nicht von hier zu gehe», Ihre 

Staaten und Ihre Person den Franzosen, wenn sie es gewaltsam 

verlangen, anzuvertrauen und unbedingt noch weiter als es bereits 

geschehen hinzugeben: so würde unser Aufenthalt, da man uns für 

diejenigen hält, welche gegen die Franzosen cabalircn, hier ferner 

nur uoch nachtheilig fein"2).

Nichts aber wäre falscher als wenn man meinen wollte, 

der König, welcher mit der Abschiedsforderung der jüngeren Offi­

ziere allerdings unzufrieden war3), hätte sich auch vou seinen bis­

herigen Rathgebern im Grolle geschieden. Unter die Kabmets-Ordre 

vom 11. März, welche das Abschiedsgesuch des „in seiner Gesund­

heit geschwächten" Majors Boyen genehmigte, setzte der König eigen­

händig die Ernennung zum Obersten, so daß also der Beförderte eine 

Charge übersprang: eine damals schon seltene, seitdem unerhört ge­

wordene Auszeichnung. Gneisenau wurde zwar „mit Rücksicht auf 

seine Privatangelegenheiten" von seinem Posten als Staatsrath ent­

hoben, aber in einer nicht für die Oeffentlichkeit bestimmten Kabinets- 

Ordre behielt sich der König vor, „seine Talente und seinen Dienst-

*) Pertz Stein III, 28.
a) Geh. St.-Arch.
8) Mittheilungen aus dein Leben Fr. Dohnas 30. 105. Wenn der Verfasser 

dieser Biographie meint, Friedrich Wilhelm III. hätte Friedrich Dohna niemals 
den Ncbertritt von 1812 ganz vergessen, so ist doch zu bedenken, daß er sich da 
dnrch nicht hat abhalten lassen, ihn zuin kommandirenden General zu machen. 
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eifer später wiederum für den Staat zu benutzen" befahl, ihm sein 

jetziges Gehalt fortzuzahlen und vertraute ihm eine geheime Mission, 

vor allem nach England an, um die Mittel und Wege zukünftigen 

gemeinsamen Kampfes gegen Napoleon bei Zeiten zu besprechen. Wie 

Friedrich Wilhelm III. endlich zu Scharnhorst stand, zeigt, daß er 

auf seinen Vorschlag sofort den Oberst-Lieutenant v. Ranch in die 

von ihm verlassene Stelle einsetzte, daß er ihn an seinem Vorhaben 

gleich abzureisen hinderte, daß er fortwährend persönlich oder durch - 

den Staatskanzler seinen Rath einholte; ein Vertrauen, welches wohl 

geeignet war, wieder Vertrauen zu erwecken und dem Rathgeber die 

folgende, Herr und Diener gleichmäßig ehrende Erklärung abnöthigte: 

„Ich möchte nicht gern vor E. K. M. anders als ein dankbarer imb 

bis in den Tod ehrfurchtsvoll ergebener Diener dastehen, der sich 

nur auf den Fall ein anderes Unterkommen reservirt hat, wenn er 

im Innern verfolgt gezwungen wird, seinen König, fiir welchen er 

zu sterben bereit ist, zu verlassen" *).

Von den andern darf man wohl noch die nächsten Verwandten, 

Schüler und Gehülfen der leitenden Männer aussondern: die Doh­

nas, Clausewitz, Tiedemann, Groeben und Roeder. Es war eine 

übermenschliche Forderung, die Hoffnungen und Entwürfe, die ein 

Stück ihres Geistes ausmachten, an denen ihr Herz mit der doppel­

ten Liebe des Egoismus und des Patriotismus hing, selber und sür 

immer, ohne Hoffnung auf Auferstehung, wie sie meinten, zu be­

graben.
Die dann noch übrig bleibenden — wer möchte gern den ersten 

Stein auf sie werfen? Es waren die schlechtesten nicht, welche 

gingen, diese, indem sie ihr Liebstes in die Hände eines rachsüchtigen 

Feindes gaben, jene, indem sie des Zwiespaltes nicht achteten, den 

sie in ihre Familie trugen, alle, indem sie eine gesicherte Stellung 

opferten und sich selber dem Schicksal einer ungewissen Zukunft 

überließen — und dies alles um einer großen Idee willen. Des-

9 d. d. Breslau 10. Mai 1812 (Geh. St.-Arch.). Pertz Gneisenau II, 
274 ff. Ompteda an Münster 15. März (Politischer Nachlaß II, 239).
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halb habe ich oben so lange bei ihren Persönlichkeiten verweilt, damit 

ein jeder ermessen möge, welche Manneskrast in ihnen lebte, welche 

Dienste die meisten auch späterhin dem wiedergewonnenen Vaterlande 

geleistet haben. Diese erste und einzige Emigration des preußischen 

Adels ist besser als alles andere geeignet, den fundamentalen Unter­

schied zwischen unserm ersten Stande und dem der Franzosen, den 

blinde Parteileidenschaft so oft übersehen hat, zu veranschaulichen; 

der französische Adliche ging, nachdem er umsonst die königliche Au­

torität gemisbraucht hatte, um seine Standesvorrechte zu retteu, der 

preußische, als er glaubte, die Krone sei ihrem nationalen Berufe 

untreu geworden.
Sollen wir aber darum die anderen schelten, welche nicht gin­

gen, sondern knirschend ihre Pflicht thaten, dieweil sie unter den 

Tugenden des Kriegsmannes den schlichten Gehorsam am höchsten 

hielten, obwohl ihr Grimm gegen den Rationalfeind dem der ersteren 

nichts nachgab: wie etwa jener Hiller, der als Adjutant Grawerts 

mit gegen die Russen zog und von dem Steffens *)  erzählt: „Er litt 

innerlich bei dem Verhältnis, welches ihn zwang; es kränkte ihn tief, 

wenn nicht unmittelbar, so doch mittelbar gegen sein eigenes Vater­

land kämpfen zu müssen." Der ethische Konflikt, dessen Vorhanden­

sein nur Gedankenlosigkeit oder Stumpfsinn nicht bemerken kann, ist 

wohl am lebendigsten empfunden worden von beni warmen Herzen 

des Freiherrn vom Stein. Er schreibt in dem oben erwähnten 

Briefe an die Prinzessin Luises: „Es ist in diesem Augenblicke schwer, 

die Pflichten des Bürgers mit denen des sittlichen Menschen zu ver- 

einigen. Die weniger hervorragenden Personen, die nicht zum Han­

deln berufen sind, können fortwährend bleiben und sich bei Seite 

halten — aber wie soll man den unglücklichen aktiven Militärs 

rathen, ihr Bült für die Sache der Unterjochung ihres Vaterlandes 

zu vergießen, diejenigen zu bekämpfen, welche man für seine Retter- 

ansehen muß! Befrage jeder sein Gewissen und folge dessen Ein-

0 Was ich erlebte VII, 38.
2) Pertz Stein III, 28. 
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gebung; ich wage ihnen keine Verhaltungsregel vorzuschreiben und 

vermag ihnen nur beizustimmen, wenn sie der Regel folgen, welche 

ihr sittliches Gefühl ihnen vorschreibt. Ich achte die, welche ohne 

sich zu entsittlichen, ohne sich zu erniedrigen, sich der Nothwendigkeit 

unterwerfen, in ihrem Innern die Gefühle verbergen und behalten, 

die sie doch eines Tages mit Erfolg zeigen können: aber ich kann 

diejenigen.nicht tadeln, die eine verschiedene Handlungsweise haben 

und ihrem Abscheu gegen die neuen Grundsätze nachgeben." — Wo 

aber war die sittliche Hingebung eine größere? Wer handelte mehr 

im Sinne des kategorischen Imperativs, der das ^ebensgesetz unseres 

Staates war, lange bevor der große Philosoph ihn wissenschaftlich 

formulirte? Jork und Kleist, Bülow und Borstell, Tauentzien imb 

Horn dem Beispiele der Tiedemanns iinb Horsts folgend, die Offi­

ziere ohne Generale, die Armee ohne Offiziere, das &nib ohne 

Armee — biese Perspektive braucht man nur zu eröffnen, und bie 

Entscheidung wirb nicht zweifelhaft sein. Sogar Stein, ben seine 

Sympathien bamals auf bie anbere Seite zogen, sagte boch: „Die 

welche aus ehrenwerthen Grüuben bleiben, zeigen vielleicht mehr 

Seelenstärke." Erinnert man sich vollenbs ber wieberholten im offenen 

Felde gemachten Perführungsversuche — ostpreußische Füsiliere wür­
ben z. B. von einem Stabsoffizier (wahrscheinlich von Goltz) gegen 

10 Rubel Belohnung zum Uebertritt aufgeforbert ’) — so wirb man 

sogar ein Verständnis für bie erbarmungslosen Worte Jorks über 

ben tobten Tiebemann gewinnen^).
Unser Urteil würbe auch bann ungeänbert bleiben, wenn bie 

Thätigkeit ber Abschiebnehmenben in ber Frembe eine reichere ge­

wesen wäre. Es traf sie bas Schicksal aller Emigranten, bas schon 

ber hellenische Dichter sichern Blickes künbete: „sie werben burch Neid 

unb Haß unb Misgunst benen verhaßt, zu welchen sie gelangen." In 

Sprache, Sitte unb Gebauten von ben Einheimischen nicht verstanben, 
sanben sie sich allerorten zurückgesetzt unb in ihrem Wirken gehemmt.

') Oelsnitz Geschichte des 1. Infanterie-Regiments 635.
a) Droysen Uork I, 217. Nach einer Ueberlieferung bei Droysen II, 265 

hätte auch Scharnhorst die Abschiedsforderungen gemisbiüigt.
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Bon boni Lose, welches Tiedemann traf, war schon die Rede; Chasot 

empfand bereits im September den auf allen Deutschen ruhenden 

Bann und wünschte sich einen andern Wirkungskreis; im Januar 1813 

schrieb Gneisenau: „Alle Deutschen in russischen Diensten sehnen sich 

aus ihrer dortigen Lage heraus": — eiue Empfindung, welche auch 

die Erfolge der Legion im Herbstfeldzuge von 1813 nicht zurückzu­

drängen vermochten *).  Davon gar, daß unsre Landsleute außerhalb 

der Legion in Rußland eine umfassende Wirksamkeit entfaltet hätten, 

konnte, schon wegen ihrer geringen Zahl, nicht die Rede sein. Am 

werthvollsten war ihre Thätigkeit unzweifelhaft bei dem Abschluß der 

Konvention von Tauroggen, zu deren Bermittelung sie, nach ihrer 

äußeren Stellung dem russischen, nach ihrer inneren Neigung dem 

preußischen Heere angehörend, wie geschaffen schienen.

Daß ihrer aber nicht mehr waren, hatte doch noch eine ganz 

besondere Bedeutung. In dieser Epoche tiefgehender Umwandlungen 

auf alleu Gebieten des menschlichen Thuns, wo selbst konservative 

Naturen zu radikalen Mitteln ihre Zuflucht nahmen, hat es auch 

an Bersuchen, die Treue des preußischen Heeres zu erschüttern nicht 

gefehlt. Um nur bei dem Jahre 1812 stehen zu bleiben, so war 

schon der oben erwähnte Auftrag des Obersten Arentsschild anstößig 

genug; im Januar berichtete der östreichische Gesandte seiner Regie­

rung, daß eine Wiederholung des Schillschen Unternehmens geplant 

würdet; sehr ernsthaft gemeint war ein Borschlag des Grafen 

Münster, über den wir erst kürzlich unterrichtet worden sind3). Der 

eifrige Diener des Hauses Welf, der eifrigste wohl, den es je ge­

habt hat, in dessen Herzen der Haß gegen den Räuber von 1806 

nur durch die Furcht vor dem Räuber von 1803 gezügelt wurde, 

hätte an und für sich Preußen, das ewige Hindernis einer Wieder- 

aufrichtung des Reiches von Heinrich dem Löwen, am liebsten ver­

nichtet^); damals aber war er in Ermangelung eines minder ge-

0 Pertz Gneisenau II, 379. 482. III, 521. 580. 584. Schaumburg 
W. v. d. Horst 42 f. a) Geh. St.-Arch, (hieraus bei Duncker 749).

®) Ompteda Politischer Nachlaß II, 174 ff.
4) 'Noch im Januar 1813 schrieb er an Stein: „Sie müssen dem König 
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jährlichen Bundesgenossen bemüht, es so weit in seinen Kräften 

stand auszunutzen. Natürlich um einen möglichst geringen Preis. 

Er wollte ihm nicht Geld, nicht Soldaten geben, sondern — abge­

sehen von dem großmütigen Anerbieten einer Flottenaufstellung in 

der Ostsee — nur Waffen, und auch diese nicht aus freiem Antrieb 

und in völliger Verkennung der Lage Preußens unter solchen Klau­

seln, daß im Falle der erstrebten „nicht voreiligen Ablieferung" der 

Staat vom Feiitde überschwemmt gewesen wäre, ehe eines der ge­

lieferten Gewehre abgefeuert wurde. Als Friedrich Wilhelm III. den 

Bemühungen Englands, seine Unterthanen als verlorenes Volk in 

die Bresche zu werfen, zähen Widerstand entgegensetzte, verfiel der 

welfische Staatsmann auf ein Mittel, welches schneller zum Ziele 

zu führen versprach. In der Depesche vom 2. Dezember 1811 be­

auftragte er seinen Agenten Ompteda — der, früher hannoverischer 

Gesandter in Berlin, seit dem Juli die geheimen.Verhandlungen 

mit Preußen vermittelte — zu probiren, ob nicht Blücher, Scharn­

horst und Gneisenau zu einer selbständigen Aktion, ohne und gegen 

den Willen des Königs, zu bewegen seien. Ein Unterfangen, höchst 

befremdlich an sich, doppelt befremdlich, wenn man bedenkt, wie viel 

gerade in England auf der Unterordnung der stehenden Arntee unter 

die staatlichen Gewalten beruht.

Blücher befand sich damals nicht in Berlin, und dies war 

Ompteda nach seiner eigenen Versicherung ganz recht, da er „an der 

Diskretion des sehr respektablen Greises" zweifelte; an Scharnhorst 

und Gneisenau aber erging wirklich, gerade in der Zeit, wo die 

französische Allianz entschieden wurde, die verfängliche Frage, welchen 

Eindruck der von Münster gesetzte Fall in der preußischen Armee 

machen würde.

Seien wir ehrlich: keiner von beiden fertigte den Verführer so 

ab, wie er es verdiente. Sei es nun, daß sie durch eine andere 

als dilatorische Antwort den Vertreter einer für die Befreiung Europas

von Preußen sein Militär nehmen, um ihn unschädlich zu machen . . . Preußens 
Macht lebt nur noch in der Erinnerung. Sie mag zwischen der Weichsel und 
Elbe als Macht der zweiten oder dritten Größe aufstehen." Pertz Stein III, 242. 
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unentbehrlichen Macht zu verletzen fürchteten, sei es, was wahrschein­

licher, daß sie auf das einträchtige Zusammenwirken von Königthum 

und Heer nicht den hohen Werth legten wie wir, die wir den böh­

mischen Krieg erlebt haben, und daß überhaupt damals ihr Glaube 

an den preußischen Staat ins Wanken gekommen war — genug, sie 

wiesen den Gedanken des Hannoveraners nicht unbedingt zurück. 

Aber sie erklärten, was 1809 oder selbst im Sommer 1811 möglich 

gewesen wäre, sei es heute nicht mehr. Sie motivirten dies mit 

der Abberufung Blüchers vom Pommerschen Kommando, durch welche 

man zwei höchst wichtige Vortheile verloren habe: den einen, auf 

die Gesammtheit der Truppen durch einen Führer zu wirken, der 

ihr ganzes Vertrauen habe und der vorbereitende Maßregeln er­

greifen könne, den andern, während dieser Zeit Offiziere und Soldaten 

zu bearbeiten und sie auf ein heroisches Unternehmen vorzubereiten. 

„Beide, Scharnhorst und Gneisenau — fährt Ompteda fort — sahen 

diese großen Vortheile als unumgänglich an, um unter den Trllppen 

eine Bewegung zu Gunsten der guten Sache bewirken zu können. 

Uebrigens verzweifelten sie beide an einer solchen Bewegung. Ihre 

Gründe waren: der Mangel an Gemeinsinn (esprit public) unter den 

Truppen und die geringe Abneigung, welche sie gegen eine Unterwerfung 

unter das französische Joch hätten, sobald ihr Souverän einwillige. Sie 

waren überzeugt, daß fast alle Soldaten, falls die Franzosen sie nicht 

aufs äußerste mishandelten, es vorziehen würden, in ihren gegen­

wärtigen Stellungen zu verbleiben, anstatt eine Partei zu ergreifen, 

welche Ehrgefühl, Abneigung gegen Knechtschaft und eine erhabenere 

Vaterlandsliebe sie demjenigen Schicksal sollten vorziehen lassen, das 

ihrer wartet, wenn sie unter die französischen Adler gestellt werden. 

Sie hatten im allgemeinen dieselbe Meinung von der größten Zahl 

der preußischen Offiziere, wenige Individuen ausgenommen, welche 

es wahrscheinlich vorziehen würden außer Landes zu gehen."

Indem Ompteda weiter die Richtigkeit dieser Ansicht an der 

Hand der Thatsachen prüft, giebt er eine höchst wirksame Bestätigung 

des Resultats unsrer Untersuchung. Er sagt: „Sie irrten sich 

nicht. Alle Truppen beruhigten sich bei der Unterwerfung unter 
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Frankreich, einige wenige Individuen ausgenommen. Unter den Offi­

zieren waren mehrere, welche sehr froh waren, ihre alte Animosität 

gegen Rußland befriedigen zu können. Andere freuten sich das 

Handwerk des Krieges unter so geschickten Generalen lernen zu 

können. Eine sehr kleine Zahl Offiziere vom Generalstabe und von 

der Berliner Garnison forderten sogleich ihre Entlassung, welche 

ihnen der König mit vielem Verdruß bewilligte."

lliii) nun beachte mau wohl: mit den Dreihundert verschwindet 

eine von den drei großen autonomen Willensäußerungen des preu­

ßischen Heeres ans jener Epoche, au denen man so lange geglaubt 

hat festhalten zu müssen. Ueber die Konvention von Tauroggen hat 

Droysens Untersuchung in so fern abgeschlossen, als sie erwies, daß 

Aork nicht nach geheimen Instruktionen handelte, welche seine That 

mit ausdrücklichen Worten als mögliche Eventualität berücksichtigt 

hätten. Im klebrigen aber bedarf das traditionelle Urteil über das 

Ereignis vom 30. Dezember 1812 eben so einer Modifikation wie 

über diesen ganzen Abschnitt unsrer Geschichte. Hardenberg war doch 

etwas mehr als der leichtsinnige und doppelzüngige Diplomat, den 

Steins ungerechtes Urteil aus ihm gemacht hat, und der König doch 

etwas anderes als der beschränkte, kleinmütige und eigensinnige Tyrann, 

zu welchem ihu eine um ihre Hoffnungen getäuschte politische Oppo­

sition gestempelt hat: keiner von beiden hat ein anderes Ziel als die 

Befreiung des Vaterlandes vor Augen gehabt und diesem Herzens­

wünsche haben sie beide auch in so weit Ausdruck gegeben, daß 

General Aork wissen konnte, er würde mit seinem Entschluß auf 

keinen unüberwindlichen Widerstand stoßen. So bliebe denn noch 

das Unternehmen von Schill. Aber abgesehen davon, daß ihm nicht 
mehr als eine Kompagnie und vier Schwadronen folgten, so wurde 

doch sein Entschluß bloß durch eine verwickelte Situation ausführbar, 

in der seine Versicherung, daß er im Auftrage des -Königs handle, 

'tci den von ihm geführten Mannschaften Glauben finden konnte. 

Uebrigens scheint uns das letzte Wort über den ganzen Zug, der 

das ihm gespendete Lob nur zum Theil verdient, noch nicht gesprochen.

Als Gras Münster jenes Attentat aus die Treue der preußischen 
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Armee unternahm, mochte ihm vorschweben, daß ja noch unlängst der 

Herrscher von Frankreich durch militärische Gewalten erhoben, der 

von Schweden durch militärische Gewalten gestürzt war. Er ver­

kannte völlig die Natur und das Wesen unsres Staates. Unter 

allen Heeren der europäischen Großstaaten ist das preußische das 

einzige, welches niemals die Wege eigener Politik gewandelt ist. 

Oestreich hatte seinen Wallenstein, Rußland seine Strelitzen und 

Garden, das osmanische Reich seine Janitscharen; in Schweden mußte 

Gustav IV., in Sardinien Biktor Emanuel I. einem Soldatenauf­

stande weichen; Englands Heer gebar den gewaltigsten aller revo­

lutionären Generale nächst Bonaparte; im neuen Spanien und 

Frankreich sind so viel Soldateneide, als da geschworen wurden, auch 

gebrochen worden. Durch die preußische Geschichte geht eine Ver­

einigung von Gehorsam und Freiheit, welche geradezu einzig dasteht: 

insonderheit unsere Freiheitskriege erhalten hierdurch eiu Gepräge, 

das sie von allen andern nationalen Erhebungen unterscheidet. Der 

vor der schwersten Verantwortung nicht zurückschreckende Mannesmut, 

wie ihn Heinrich von Kleist in einer ewig mustergültigen Dichtung 

verherrlicht hat, ist im preußischen Offizierstande lebendig gewesen seit 

jenem Buddenbrock, der auch einem Friedrich Wilhelm I. zu wider­

stehen wagte, bis auf die Schlachtfelder von 1870, wo unser Heer 

eben so oft seinen höchsten Führern den Impuls gegeben, als es ihn 

empfangen hat. Aber in einen bewußten politischen Gegensatz zu 

seinem Könige hat es sich nie gesetzt. Wie hätte es auch gekonnt? 

Es wäre eine Sünde wider seinen Geist gewesen. Unter allen Ge­

schichtsverdrehungen der Gegner Preußens ist doch keine erheiternder 

als die des Apostels der deutschen Sozialdemokratie, der einmal be­

hauptet hat, die preußischen Könige hätten den Begriff Kriegsherr 

erfunden. Die Hohenzollern haben in höchst persönlicher Arbeit das 

Heer geschaffen, welches der Anfang und die Vollendung unsres 

Staates ist, und darum nennen sie sich nach unverjährbarem Rechte 
heute wie immerdar: Kriegsherren von Preußen.



Schön,

der preußische Landtag und die Landwehr von 1813.
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Im Vergleich mit der Geschichte anderer moderner Großstaaten 

ist die preußische arm an Memoiren. Einsam fast stehen in der 

Erinnerung die Riesengestalten des großen Kurfürsten, Friedrich 

Wilhelms I., Friedrichs des Großen; neben ihnen kommen und gehen 

ihre Staatsmänner, kaum daß wir wisien, woher und wohin. Noch 

ist uns über das Werden und Wachsen der Fuchs und Meinders, 

Danckelmann und Jllgen, Grumbkow unb Waldburg, Podewils uud 

Finckenstein uicht viel mehr bekannt als was in den dürftigen Notizen 

beschlossen ist, die vor länger als einem halben Jahrhundert Cosmar 

und Klaproth in ihrer Geschichte des preußischen Staatsrathes zu­

sammentrugen. In stolzer Bescheidenheit haben sie verschmäht, die 

Nachwelt über ihr Thun aufzuklären; was sie thaten, thaten sie als 

konnte es nicht anders sein. Ihr Schweigen ist auch ein Abglanz 

des Geistes resignirter Pflichterfüllung, der unsern Staat groß ge­

macht hat; aber dem nachlebenden Biographen ist dadurch feine Auf­

gabe unermeßlich erschwert worden.

Eine merkwürdige Ausnahme macht die Periode der Unter­

werfung unter Frankreich und der Befreiung von Frankreich. Wir 

besitzen bereits Memoiren von Haugwitz, Lombard und Masienbach, 

Knesebeck und Müffling, Henckel v. Donnersmarck und Marwitz, 

Arndt und Raumer; im Erscheinen begriffen sind die von Harden­

berg, des Herausgebers warten die von Boyen. Wo keine ausge­

arbeitete Darstellung vorlag, zeigte sich doch der Nachlaß fast immer 

reichhaltig genug, um zu dem Versuche einer Monographie zu er­

muntern. So haben Stein und Alexander Dohna, Hardenberg und 

W. v. Humboldt, Blücher und Gneisenau, Bülow und 2)ork, Grol- 



80

man und Scharnhorst ihren Biographen gefunden; auch kleineren 
Geistern wendete sich oie Liebe des Forschers in reichem Maße zu: 

wie viel ist z. B. über Schill geschrieben worden.

Die Folgen hiervon waren nicht eben günstig. Während sonst 

der Historiker das Interesse des von ihm geschilderten Staatswesens, 

wie es sich in der Person des Fürsten und der Totalität seiner 

verwaltenden Beamten verkörpert, zum Mittelpunkte der Betrachtung 

macht, war ihm hier der Gesichtspunkt seines jedesmaligen Helden 

maßgebend, und wer wie Häusser ohne vollständige Durcharbeitung 

des vorhandenen Aktenmaterials eine Gesammtdarstellnng versuchte, 

konnte kaum anders als zu einem negativen, für die Regierung 

ungünstigen Resultate kommen. Grundverschieden erscheint darum 

heute die Aufgabe des Geschichtsschreibers in den älteren Perioden 

der preußischen Geschichte und in dieser neuen. Dort gilt es die 

Thätigkeit des Fürsten in ihre einzelnen Faktoren zu zerlegen, hier 

die vereinzelten Faktoren, die auf ihn wirkten, in geordneten Zu­

sammenhang zu bringen, dort den anderen Persönlichkeiten ihren be­

rechtigten Einfluß zu wahren, hier das Uebermaß des in Anspruch 

genommenen abzuwehren. Beide Aufgaben haben ihre eigenthüm­

lichen, in dem Zustande der Quellen beruhenden Schwierigkeiten, die 

aber doch in den: letzten Falle eher größer als geringer sind. Dem: 

unglaublich viel des Materials, was man in den Archiven zu suchen 

berechtigt ist, ging in den Stürmen der Jahre von 1806 bis 13 

unter, noch mehr gelangte gar nicht zur Auszeichnung; zahlreiche ge­

heime Missionen sind auf Grund mündlicher Weisungen unternommen 

worden, oft genügte eine Notiz in einem unverfänglichen Buche zur 

Legitimation des Gesandten, zuweilen war die geschriebene Instruktion 

ostensibel für den spähenden Feind. Ob es unter diesen Umständen 

jemals möglich sein wird, eine Rekonstruktion in der angegebenen 

Richtung, wie sie Max Duncker mit solchen: Erfolge für einen Theil 

der Hardenbergfchen Verwaltung unternommen hat, auch auf die 

vorangegangenen Ministerien auszudehnen, ist sehr zweifelhaft. In 

vielen Fällen wird man sich mit einen: mehr kritischen Resultat be­

gnügen müssen.
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Die Zahl der Memoiren über die genannte Epoche ist kürzlich 

noch vermehrt worden durch eine Publikation aus dem Nachlasse 

Schöns^). Veranstaltet durch die Familie, ist sie doch so beschaffe», 

daß jene eher ein Interesse an ihrer Geheimhaltung gehabt hätte. 

Denn das Bild des alten Oberpräsideuten und Ministers, des Ge­

hülfen von Stein und Scharnhorst, des Führers der ostpreußischen 

Verfassungspartei, des Alterspräsidenten der preußischen National­

versammlung von 1848 war, wie es die auch in unserem Jahr­

hundert sehr geschäftige Sage verklärt hatte, doch schöner als er cs 

hier selber wider seinen Willen zeichnet. Und was die positiven von 

ihm mitgetheilten Thatsachen betrifft, so liegen die gewichtigsten 

Gründe vor, an der Zuverlässigkeit des Erzählers zu zweifeln.

Schön hat seine Selbstbiographie ersichtlich erst im späteren 

Lebensalter begonnen. Man ist soweit gegangen, ihre schließliche 

Redaktion in die zwei letzten Jahre vor seinem Tode (1854—56) 

zu verlegen. Der, welcher diese Behauptung aufgestellt hat2), macht 

dafür geltend, daß Schöu iu einer damals mit Varnhagen über seine 

Biographie geführten Korrespondenz dieses aus der eigenen Feder her- 

vorgegangenen Versuches nicht Erwähnung gethan hat, und daß die 

Ordnung der Schönschen Papiere, welche die Ausarbeitung des letz­

teren doch nothwendig hätte begleiten müssen, im Jahre 1854 noch 

nicht begonnen war. Indes mit der Voraussetzung, daß der Autor 

seine Arbeit nicht anders als an der Hand der Urkunden unternommen 

haben wird, thut man ihm, wie sich sofort zeigen wird, zu viel Ehre

*) Aus den Papieren des Ministers und Burggrafen von Marienburg 
Theodor v. Schön. I. Halle 1875.

’) Ä. Reichard (Jin neuen Reich 1875 I, 734), dessen Auffassung ich sonst 
durchaus theile. Auch mit Maurenbrccher (Ärenzboten 1875 I, 161. 481) 
stimme ich in allen Hauptsachen überein. — Wie Mejer (Preußische Jahrbücher 
XXXI, 521) dazu kam, die Abfassung der „Denkwürdigkeiten" Schöns ins 
Jahr 1844 zu verlegen, womit die von Maurenbrecher angeregte Frage ver 
schiedener Redaktionen zusammenhängt, darüber werden ja wohl die folgenden 
Bände des Nachlasses Aufklärung bringen. Ich will nur daran erinnern, daß 
Schlosser in seiner beschichte des 18. und 19. Jahrhunderts ausführliche Aus­
züge aus Denkwürdigkeiten Schöns gegeben hat, welche völlig verschieden sind 
von der jetzt veröffentlichten Sclbstbiograpbie.

Lehmann, Knesebeck und Schön. 6 
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an, und die Beweiskraft des andern, nur dem Stillschweigen ent­

nommenen Argumentes wird durch positive Gründe erschüttert. 

Allerdings ist die Selbstbiographie schwerlich in einem Zuge ge­

schrieben. Bei dem Tilsiter Frieden ist eine Unterbrechung deutlich 

zu bemerken; die Erzählung beginnt gewissermaßen von vorn, wenn 

es heißt: „Als Student und als Referendarius brausete es in mir. 

Der Entschluß zu reisen (1796 gefaßt) war, ohne daß das Reisen 

selbst, wozu, wohin? mir klar war, der Gedanke des Reisens war 

gescheit und bestimmte meine ganze Lebensrichtung. Die Reise machte 

mich klar über Staat und Volk." In diesem Stile geht es weiter, 

über eine Reihe von bereits erwähnten Ereignissen wird noch ein 

Mal berichtet. — Unmöglich aber liegt zwischen Ausarbeitung und 

Schlußredaktion ein so weiter Zwischenraum wie jene Annahme will. 

Gleich im Anfang gedenkt Schön eines Jugendfreundes, des Ge­

heimen Rathes Göbel, und spricht die Hoffnung aus: „unsere innige 

Freundschaft wird auch wohl bis ans Ende unseres Lebens fort­

dauern"; Göbel aber starb bereits am 14. April 1839. Und auf 

einer der letzten Seiten wird die Theilnahme gepriesen, die „unser 

Kronprinz" der Restauration des Marienburger Schlosses schenkte: 

also hatte der Autor auch damals das Jahr 1840 noch nicht er­

reicht. Eben so sicher begrenzt sich die Abfassnngszeit nach rückwärts. 

Bei der Schilderung des preußischen Landtages von 1813 wird 

auf die Schrift des General-Auditeurs Friccius „Zur Geschichte der 

Errichtung der Landwehr" verwiesen, und diese ist im Jahre 1838 

erschienen. Die Biographie entstand also in den Jahren 1838 und 

1839. Hierzu stimmen die sonst noch vorkommenden Erwähnungen 

gleichzeitiger Persönlichkeiten. Es ist vom Tode Steins die Rede, 

und dieser fällt bekanntlich ins Jahr 1831. Köhn v. Jaski'), der 

Gouverneur von Königsberg, und Knesebeck, über den der erste Theil 

unsrer Schrift handelt, werden als lebend eingeführt: jener starb

') Mauren brecker irrt, wenn er meint, daraus, daß Jaski „jetzt General" 
genannt wird, einen-Anhalt für die Abfassung nach 1831 gewinnen zu können. 
Dieser Offizier ist nach Ausweis der Ranglisten schon zwischen 1817 und 1819 
General geworden.



83

1846, dieser 1848. Der Schulrath Jachmann wird Geheimer Rath 

genannt, was er erst 1831 oder 1832 wurde. Immerhin war 

Schön also über die Mitte der Sechzig hinaus, als er sich anschickte 

sein Leben aufzuzeichnen.

Wie bequem der Alte damals schon geworden war, ersieht 

man aus eiuem Satze wie diesem: „Etwa im Jahre 1804 starb 

Struensec, und Stein wurde dessen Nachfolger;" denn was wäre 

leichter gewesen als sich zu überzeugen, daß beide Ereignisse wirklich 

in jenem Jahre stattfanden? Er gedenkt des Ministers Hagen mit 

den Worten, er sei in den letzten Jahren Friedrichs II. sehr wichtig 

gewesen: Hagen starb aber bereits 1771 x). Bon dem eben ge­

nannten Vorgänger Steins heißt es, er habe zur Zeit seines dänischen 

Dienstes Friedrich dem Großen durch eine grobe Antwort so impo- 

nirt, daß als „die Scene sich in Kopenhagen zu verändern anfing", 

d. h. als die Stellung seines allmächtigen Bruders erschüttert war, 

der König sogleich Negotiationen mit ihm einleitete, ihn in seinen 

Dienst zog und zum ersten Rath bei einem schwachen Minister machte. 

Diese Anekdote widerspricht der sonstigen Ueberlieferung in mehreren 

Punkten. Struensee war schon vor seiner Berufung nach Dänemark 

einmal preußischer Beamter gewesen: König Friedrich selber hatte ihn 

1757 als Professor der Philosophie und Mathematik an die Lieg- 

nitzer Ritterakademie berufen. Ferner ist er nicht gleich nach dem 

Sturze seiues Bruders (1772) in den vaterländischen Staatsdienst 

zurückgetreten, er hat bis 1777 als Privatmann in Schlesien gelebt. 

Endlich wurde er auch damals noch nicht zum Rath bei einem 

schwachen Minister gemacht, sondern zunächst als Direktor des neu 

errichteten Bankkomptoirs nach Elbing geschickt. Von da kam er 

1782 als Geheimer Finanzrath und Direktor der Seehandlung nach 

Berlin* 2).

*) M. Niebuhr Geschichte der Königlichen Bank in Berlin 53.
2) Co smar und Klaproth 515 f. Schiick in den Abhandlungen der Schlesischen 

Gesellschaft 1864. Philos.-hist. Abtheilung I, 28 f.

Zu solchen Irrthümern verhältnismäßig harmloser Art, über 

welche man keine Abhandlung schreiben würde, gesellen sich andere, 

6*
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zu deren Erklärung Altersschwäche und Bequemlichkeit uicht ausreichen. 

Sie durchdringen sich bei der Darstellung des preußischen Landtages 

von 1813 dergestalt, daß es zulässig erscheint, die Untersuchung der 

Glaubwürdigkeit des Autors ganz an dieses Ereignis anzuknüpfen. 

Indem ich mir der Gefährlichkeit meiner Aufgabe wohl bewußt bin 

— Schöns Bericht wird in gewissen Kreisen wie ein Evangelium 

geglaubt — werde ich zuerst zeigen, daß es gerade hier mehr als 

eine Versuchung für den Autor gab, von der strengen Wahrheit ab­

zuweichen.

Vor dem Stadtmuseum tu Königsberg haben die Ostpreußen 

ihrem aus dem Staatsdienst scheidenden Oberpräsidenten noch bei 

Lebzeiten ein Denkmal errichtet, und niemals hat der Lenker irgend 

einer unserer Provinzen diese hohe Anerkennung mehr verdient als 

Schön. Allerdings ruht der Patriotisinus des Deutschen fast immer 

in der Liebe zu seiner engeren Heimat; nur wenigen begnadeten 

Naturen hat Politik und Historie die Augen geöffnet und das Herz 

erweckt, daß sie das Vaterland lieben als solches, ohne den geheimen 

Vorbehalt, es sei nirgend herrlicher und großartiger gestaltet als bei 

ihnen daheim. Bei Schön aber, hatte alles, Fühlen und Denken, 

Wollen und Handeln einen provinzialen Altstrich. Es ist sehr be­

zeichnend, daß der Herausgeber der Memoiren nicht Schöns, sondern 

Kants Bildnis seinem Werke beigiebt. Mit welchem Stolze erzählt 

Schön, daß seilt Vater den großen Philosophen gebeten habe, für 
dett jungen Bürger der Albertüta die Kollegien zu wählen, und 

wer vermöchte den nachwirkenden Einfluß dieser Wahl zu ver- 

fernten, wäre es auch nur in den Aeußerlichkeiten der Terminologie. 

Will Schön deit Abgrund von Schlechtigkeit bei einem Manne oder 

Staate bezeichnen, so sagt er: „er hatte keine Ideen in sich aufge- 

nommen." Seiner Abneigung gegen Stein giebt er deit originellen 

Ausdruck: „die Macht der Idee war ihm fremd." An Beyme lobt 

er, „daß Gott ihn für Ideen empfänglich hatte geboren werden 

lassen, wenngleich das Zuströmen der Ereignisse und seine Freude 

an diplomatischen Kunststücken die schöne Gottesgabe bei ihm sehr be- 
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nebelt hatten." Die preußische Regierung nach beut Tode Harden­

bergs „brachte das Bolk so herunter, daß verächtliche Handlungen 

keinen Anstoß mehr gaben": sie war eben „ideenlos". — Schön 

studirte Kant bis an das Ende seines Lebens. Höchst charakteristisch 

fängt er seinen berühmten Brief an Schlosser aus dem Jahre 1849 

also an: „Wenn ich von dem ideenlosen Gange der jetzigen Zeit er­

müdet und ermattet und besorgt bin, daß die Gemeinheit die Ober­

hand bekommen könne, und wenn ich dann aus dem unerschöpflichen 

Jdeenschatze meines großen Meisters Kant mir Stab und Stütze 

suche, dann geben Sie durch Ihre Geschichtswerke der Idee Gestalt 

und Leben, und da stärken Sie mich so, daß ich so wie Sie die ein­

zelnen Ereignisse und den gedankenlosen, oft schlechten Gang der Zeit 

nur als Gerüste und Material zu dem großen Gebäude betrachte, 

welches die menschliche Vernunft zwar zu ahnen, aber nicht zu be­

greifen im Stande ist." "Roch in dem letzten Briefe der vorliegenden 

Sammlung, den er als Achzigjähriger schrieb, citirt er die Abhand­

lung „Ueber die Macht des Gemütes seiner krankhaften Empfin­

dungen Herr zu werden" und erklärt, ohne Kantische Philosophie 

wäre er längst s" rabeu.

Ein anderer Königsberger Professor, wie Kant ein Landsmann 

Schöns, Christian Jakob Kraus, der mit unter den ersten die Lehren 

von Adam Smith in Deutschland verbreitet hat, führte Schön in die 

wissenschaftliche Nationalökonomie ein; Gedanken von Kraus hat er 

später in seiner praktischen Thätigkeit als Staatsmann verwirklicht. 

Die Königsberger Kriegs- iiitb Domänen-Kammer war es, bei der­

er nach Absolvirung der Universitätsjahre angestellt sein wollte, der 

Oberpräsident von Preußen, Freiherr von Schrötter, versöhnte durch 

seine „höheren Gedanken" den nur für „Ideen" schwärmenden Re­

ferendar mit dem „augenblicklichen gemeinen Leben". Als nach dent 
Tilsiter Frieden der König seine Residenz in der Provinz aufschlug, 

trat Schön ins Ministerium, um es nicht lange vor der Rückkehr 

des Königs nach Berlin zu verlassen. Er ging als Regierungsprä­

sident nach Gumbinnen, „um wenigstens in einem beschränkten Kreise 

von Ideen ausgehen und Ideen ins Leben führen zu können."
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Gumbinnen wählte er „als den entferntesten Theil unseres Staates, 

weil da noch die wenigste Verbildung war und ich mit Recht von 

dem einfachen Menschen noch die mehrste Klarheit erwartete": eine 

Erklärung, welche dem Verfasser des Emile Ehre gemacht haben 

würde. In dem Gesuche, welches er damals an Friedrich Wilhelm III. 

richtete, bezeichnet er es geradezu als eine Strafe, wenn ihn der 

König in eine andere Provinz versetzen würde; er bittet flehentlich, 

ihn in Preußen zu belassens. Er ist seitdem immer nur auf kurze 

Zeit aus der Provinz gegangen. Im Jahre 1810 begab er sich 

nach »Berlin, einem Rufe des Staatskanzlers folgend, der ihm das 

Finanzministerium übertragen wollte; die Verhandlungen zerschlugen 

sich, unter anderem auch wohl deshalb, weil Schön sich so ungern 

von Gumbinnen trennte; wenigstens schrieb damals der Königs): 

„Wie von Schöns schätzbarer Fähigkeit wird Gebrauch zu machen 

sein, wenn man ihn nicht auf seinem Lieblingsposten in Gumbinnen 

lassen will, sehe ich nicht recht ein." Drei Jahre später berief ihn 

der König als preußischen Bevollmächtigten in die Centralverwaltung 

der von den Verbündeten besetzten deutschen Länder; er verließ 

Gumbinnen, doch nicht ohne zuvor Hardenberg gebeten zu haben, 

daß er ihm seine Präsidentenstelle aufheben möchte: „es ist mir heil­

sam — sagt er — nichts mehr zu wollen; mein Werth als Mensch, 

Unterthan inib Diener wird durch dies Nichtsmehrwollen erhöht." 

Und als wenn es kaum noch einen Unterschied zwischen seinem In­

teresse und dem der Provinz gäbe, fährt er fort: „Verlassen Ew. 

Excellenz diese Provinz nicht. Ich bitte mehr, als ich für mich bitten 

kann, für die Provinz 3)." Lange hielt er es denn im Verwaltungs­
rathe nicht aus; schon im August bat er um die Erlaubnis auf seinen 

alten Posten nach Gumbinnen zurückkehren zu dürfen4). Nach ge­

schlossenem Frieden wurde er Oberpräsident erst von Westpreußen, 

dann von ganz Preußen; als er aus dem Staatsdienste schied, dachte 

0 Ans den Papieren Schöns I, 97 der Anlagen.
2) Mittheilungen aus dein Leben Fr. Dohnas 231.
3) Alls den Papieren Schöns I, 147 f. der Alltagen.
4) Ebendaselbst S. 158.
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er nicht daran, aus der Provinz zu gehen, er hat auch den Abend 

seines Gebens in ihr zugebracht. Sein Einfluß war und blieb 

außerordentlich groß; er erlebte den Triumph, daß die Mehrzahl der 

Bewohner sich zu seinen politischen Ansichten bekannte; kein Wunder, 

daß sich sein Provinzialstolz zu einer Gesinnung verhärtete, die von 

Hochmut nicht weit entfernt ist. So giebt er zu verstehen, daß 

Steins Reformen nur in der Königsberger Luft hätten gedeihen 

können; ein ander Mal erklärt er ganz unumwunden, „für die west­

fälischen und märkischen Ohren sei die Aufhebung der Erbunter- 

thänigkeit Hirngespinst gewesen". Wir werden also nicht überrascht 

sein diirfen, wenn sich Herausstellen sollte, daß Schön in der Er­

zählung des Landtages von 1813, den er als die herrlichste Mani- 

festation des Provinzialgeistes feierte, die Farben etwas stark zu 

Gunsten seiner Landsleute aufgetragen hätte.

Ferner war Schön, wenigstens in den spätern Lebensjahren, 

denen die Memoiren ihren Ursprung verdanken, Parteimann durch 

uud dlirch. Seine Gesinnungen erwuchsen natürlich aus den: Boden 

der Provinz, in der er lebte und webte. Die Bedeutung von Kants 

metaphysischen und ethischen Schriften für die Erhebung und Be­

freiung unseres Volkes ist unermeßlich, in der Lehre vom Staate 

dagegen zeigt sich die Originalität dieses bahnbrechenden Genius am 

wenigsten. Es war im Grunde doch nichts als die von den fran­

zösischen Radikalen aus den Lehrsätzen des Naturrechts gezogene Kon­

sequenz, der Gesellschaftsvertrag I. I. Rousseaus, auf welchen der 

große Denker seinen Staat gründete. Von der „Freiheit des Einzel- 

menschen" ging er aus; deshalb verwarf er jede „väterliche Regierung" 

als despotisch, selbst wenn sie noch so wohlwollend für ihre Unter­

thanen sorgte. Als eine Folge der angebornen Freiheit ergab sich 

ihm die Gleichheit; in der Verurteilung jedes Privilegiums stimmte 

er fast wörtlich mit der Erklärung der Menschenrechte überein. Auch 

der unheilvollen Lehre von der Theilung der Gewalten huldigte er 

und lieh ihr eine philosophische Begründung, indem er sie mit den 

logischen Funktionen des Syllogismus verglich.
Die Misachtung der historischen Grundlagen des Staates, die 
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von dieser nivellirenden Lehre unzertrennlich ist, theilte Schön in 

vollem Maße; es genügt an die enge Verbindung zu erinnern, in 

welche er mit einem Manne vom Schlage Johann Jacobys trat. 

In der bekannten Denkschrift „Woher und Wohin?", die er im 

Jahre 1842 an Friedrich Wilhelm IV. richtete, hat er seine letzten 

Gedanken und Wünsche wohl nicht ganz rückhaltlos ausgesprochen, 

denn er war Hofmann genug, um die Wirkung derselben gerade auf 

diese Adresse zu berechnen; doch kann sich die seiner Staatsanschammg 

eigenthümliche Abneigung gegen sedes Beamtenthum, ihre Gering­

schätzung der früheren „barbarischen" Perioden der Geschichte, ihre 

Ueberschätzung der neuesten Leistungen des aus seiner Bevormundung 

erwachten „Volkes" auch hier uicht verleugnen. Schön versteigt sich 

zu der Behauptung, Friedrich II. habe ein ungebildetes, gedankenloses 

und kaum denkfähiges Volk vorgefunden. Er umgiebt den König mit 

dem hellsten Glanze, hauptsächlich wohl, um die Nacht des Beamten 

thums desto dunkler erscheinen zu lassen. Einige Strahlen seines 

Geistes feien zwar auch auf die Vollstrecker seiner Befehle überge­

gangen, diese mußten aber vor dem immer Heller aufleuchtenden dichte 

der Volksbildung, vor dem steigenden Kultrkrstande des Volkes immer 

matter zurücktreten. Die preußische Beamtenwelt habe schließlich wie 

im Sinne der katholischen Kirche gehandelt; denn wie der Geistliche 

dort nur für sich ohne Beziehung und Riicksicht auf die Gemeinde 

den Gottesdienst verrichte, so wähne der preußische Beamte, besonders 

der dem Volke fernstehende, daß der Staatsdienst nur für ihn und 

daß er nicht für das Volk, sondern das Volk für ihn da sei. Wie 

am Gängelbande sei das Volk geleitet, gleich einer Herde hierhin 

und dorthin geführt und, ohne Grund oder Zweck zu kennen, bald zu 

dieser, bald zu jener Handlung und Leistung anfgefordert und ge­

nöthigt worden. Oft sei durch Einseitigkeit einzelner Machthaber 

der Zweck des Staates verkehrt und verrückt, nicht selten zu solchen 

einseitigen Tendenzen vom Volke überdies noch Leistungen und Bei­

hülfe gefordert. — Unstreitig eignet man sich mit solchen Gesinnungen 

nur unvollkommen zum Historiker eines Staates, dessen Geschichte 
lange und ruhmvolle Perioden hindurch mit der Geschichte seines
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Beamtenthums zusammenfällt. In der Praxis freilich milderte sich 

Schöns Haß einigermaßen, denn einer von den vielgeschmähten Be­

amten war doch er selber, der tüchtige Präsident von Gumbinnen, 

der auch nicht unterläßt mitzutheilen, was er seinen armen und un­

gebildeten Litthauern mit Rath und That genützt hat.

Aber nicht nur diese negative Empfindung führte ihm die Feder 

bei der Schilderung der Ereignisse des Jahres 1813: er sah in 

ihnen auch die erste Morgenröthe eines öffentlichen Lebens, und als 

die schönste Frucht und herrlichste Erscheinung dieses Zeitgeistes pries 

er eben in seinem „Woher und Wohin" die preußische Landwehr. 

Zur Begründung seiner konstitutionellen Forderungen mußte er der 

Krone gegenüber eine 'Legitimation haben: er sand sie in der Land­

wehr. Er erklärt wörtlich: „sie ist nicht von Militär- oder Civil- 

beamten errichtet, sondern aus dem Volke hervorgegangen und durch 

die Kraft des Volkes herangereift." Wem: er aber wählen sollte 

zwischen Militär- mib Civilbeamten, so gab er doch noch diesen den 

Vorzug; „militärische Leistungen — gesteht einer seiner eifrigsten 

Verehrer — schlug er kaum so hoch an als die anderer Staats­

diener *),"  und sehr ärgerliche Streitigkeiten sind ihm aus einer offen 

zur Schau getragenen Misachtung militärischen Wesens erwachsen. 

Um keinen Preis durfte also ein Militär, ein „Liniensoldat", wie er 

zu sagen pflegte, Stifter der Landwehr sein, allenfalls noch ein Civil- 

beamter, und so hat er denn in Momenten, wo seine populare Ader 

weniger stark schlug und ihm die Nennung einer einzelnen Persön­

lichkeit gestattete, den Grafen Alexander Dohna als Stifter der 

Landwehr gelten lassen. Derselbe empfahl sich auch dadurch, daß er 

1813 nicht mehr im aktiven Staatsdienste, also dem „Volke" wieder­

gegeben war.

*) Nasemann in den Preußischen Jahrbüchern V, 185.

So vereinigten sich provinziale Neigung und politische Abneigung, 

um das Auge des rückwärts gewandten Propheten zu trüben. Er 

wird darum nicht Heller geschaut haben, weil er nebenbei auch von 

dem Wirken eines Mannes zu künden hatte, dem er nach seiner 
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Parteistellung nicht gerecht werden tonnte: ich meine den Freiherrn 

vom Stein. Ein paar verschiedenere Naturen als Stein und Schön 

hat der preußische Beamtenstaat jener Tage wohl nicht umschlossen. 

Der eine heftig und aufbrausend, der andere kiihl und berechnend — 

der eine ein treuer Anhänger seiner Kirche, der andere ein Freigeist 

— der eine ein Aristokrat, der andere unbedingt dem dritten Stande 

zngethan *)  — der eine ganz und gar der Lehre folgend, welche in 

Staat und (Gemeinde historisch erwachsene und nach besondern Regeln 

lebende Organismen erblickt, der andere erfüllt von der Ueberzeugung, 

daß sie nach Einem Gesetze entstanden, also auch nach Einer Vor­

schrift zu ändern seien. Wie herbe hat Schön in den Jahren der 

deutschen Revolution dem „Nationalitätsschwindel" der historischen 

Schule das Mislingen des Frankfurter Verfassungswerkes vorge­

worfen; aus seinem Urteile über Stein tönt etwas von diesem 

Grimme wieder. Eine besonders ausfällige Steigerung desselben ver­

mag ich wenigstens in der Zeit nach 1838 nicht zu finden. Er bricht 

schon aus den Memoiren massiv genug hervor. Nicht daß er etwa 

den Stab über ihm bräche, im Gegentheil: in beut Briefe an Schlosser 

nennt er ihn seinen Freund, und in der biographischen Skizze* 2), welche 

er an den Oberburggrafen Brüntteck und dieser an Alexander von 

Humboldt gab, erklärt er ihn für einen großen Mann, dem Deutsch­

land eine Ehrensäule setzen müßte größer als die des heiligen Borro­

mäus, und der 9iatne Stein müßte in ellenlangen goldenen Buch­

staben auf dem Postamente stehen. Aber es macht doch den Ein­

druck, als wäre ihm dieses Lob mehr durch die Größe des Mannes 

0 Schöns Borfahren waren bürgerlich. Erst Rudolf II. verlieh der 
Familie den Adel, der aber wieder abgelegt mit) erst erneuert wurde, als 
Schöns Vater mehrere seiner Söhne Soldaten werden ließ. Nasemanu 11.

2) Aus den Papieren Schöns I, 163 ff. der Anlagen. Sie erscheint hier 
nicht zum ersten Male, sondern ist bereits bald nach SchönS Tode erst in den 
Grenzbotcn, dann in der Augsburger Allgemeinen Zeitung veröffentlicht worden. 
Es gereicht Hausser zur höchsten Ehre, daß er sie, unbeirrt durch den Phrasen 
schwall der Bergötterer Schöns, „unerquicklich" zu nennen wagte und Stein gegen 
sie in Schutz nahm.
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und die Rücksicht aus das Publikum abgenöthigt würden, und als 

wäre sein Herz mehr bei den starken Einschränkungen, die er sofort 

hinzufügt. Stein — sagt er — habe der Idee des Vaterlandes 

mehr instinktartig als mit Bewußtsein gelebt. Sein Geist sei nicht 

ties gewesen. Er sei in den Vorurteilen eines Reichsfreiherrn aus­

gewachsen, und diese Vorurteile hätten sich in ihm so festgesetzt, daß 

die Erfahrungen des weiteren Lebens sie nicht erschüttern, noch weniger 

ausrotten, sondern nur in einzelnen Fällen hätten übertünchen können. 

Seine Bildung sei die gewesen, daß er Einzelheiten in Masse in sein 

Gedächtnis gebracht habe, ohne diese zu Begriffen zu erheben und 

diese wieder zur Entwicklung von Ideen zu benutzen. „Stein — wir 

citiren wörtlich, um jede Möglichkeit eines Misverständnisses auszu­

schließen — kannte von mehreren Sprachen die Vokabeln, aber das, 

was Sprache ist, war ihm fremd. Er hatte eine Niasse von histori­

schen Notizen in seinem Gedächtnisse, wie wenig Historiker von Pro­

fession besitzen werden, aber was Karl der Große und Ludwig der 

Vierzehnte und Friedrich der Große in der Geschichte waren, das 

war ihm gänzlich unbekannt. So waren ihm namentlich alle Einzeln- 

heiten von Colberts Leben bekannt, aber daß dieser durch sein System 

der Hauptschöpser eines Mittelstandes, also einer der Begründer 

unserer Kultur gewesen, ist Stein niemals in den Sinn gekommen." 

Jede philosophische und politische Bildung sei ihm nicht allein abge­

gangen, sondern sein historischer Notizenkram habe ihn auch zu einem 

förmlichen Widerwillen besonders gegen philosophische Entwickelung 

gebracht. Noch im Monat August 1808 hätte er nichts von Goethe 

gelesen gehabt; der Faust, zu dem er erst in Folge von Necken und 

Scherzen gegriffen habe, sei von ihm nur als ein Geschichtsbuch be­

urteilt worden. „Seine Staatswissenschaft bestand in der Lebens- 

gefchichte einzelner hervorragender Staatsmänner mib in der Kennt­

nis der einzelnen administrativen Maschinerien. Man würde ihn in 

Verlegenheit gesetzt haben, wenn man die Beantwortung der Frage 

von ihm verlangt hätte: was ein Staat sei? und zu welchem Zwecke 

wir in einem Staate leben, leben sollen? Finanziell und staats­

wirtschaftlich war Stein ganz ungebildet. Trat ein Ereignis ein, 
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welches entweder Ausnahme und Entwickelung oder Gegenmaßregeln 

forderte, dann suchte er aus seinem großen Notizen-Magazine das 

heraus, was in ähnlichen Fällen in andern Staaten geschehen war." 

Oder wie es an einer andern Stelle heißt: „Als Politiker war Stein 

so voll von den äußeren politischen Verhältnissen eines Staates, von 

der sogenannten Diplomatik und setzte ans dieses an sich fundamentlose 

Wesen einen solchen Werth, daß es ihm niemals der Mühe werth 

gewesen war, die Idee des Staats bei sich zu entwickeln oder vollends 

sich mit dem Studio der Staatswissenschaften, der Staatswirtschaft 

und des Finanzwesens zu beschäftigen."

Dieser Schilderung wird man höchstens darin Recht geben, daß 

Steins hochbegabter Geist allerdings am wenigsten empfänglich war 

für den Zauber des Schönen und der Kunst. Was aber die übrigen 

Behauptungen betrifft, so werden sie in ihrer maßlosen Uebertreibung 

— ich wähle den mildesten Ausdruck — von jedem gewürdigt wer- 

den, der auch nur einen flüchtigen Blick in Steins Denkschriften über 

deutsche Verfassung, über preußische Verwaltung, über Regeneration 

des Adels geworfen hat; wer Stein genauer kennt, 'weiß auch von 

seiner gründlichen Abneigung gegen die Diplomatie x), von seinem 

eifrigen Studium der Werke Adam Smiths und von seinen prophe­

tischen Gedanken über die Zukunft Europas aus deu Wintermonaten 

1812, auf welche die Behauptung, Stein sei kein tiefer Geist ge­

wesen, ein wahrer Hohn ist. Diesen finanziell und staatswirtschaft­

lich ganz ungebildeten Mann hat Hardenberg seinen Meister im 

Finanzfache, Roscher einen der größten Volkswirte, Al. v. Humboldt 

einen der ersten Bergwerkskundigen seiner Zeit genannt2). Es gehörte 

die Doppelzüngigkeit des letzteren dazu, um begeistert seine Zustimmung 

zu jenem historischen Essay „des philosophischen, an Geist und Aus­

bildung dem Geiste des Freiherrn von Stein weit, weit überlegenen

*) Pertz Stein I, 69.
a) Pertz Stein V, 420. Roscher Geschichte der Nationatökonoinik 703 f. 

Ueber Steins Verdienste nm die Preußische Bank s. M. Niebuhr Geschichte der 
Ägl. Bank 58 f.
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Biographen" zu erklären. Welchen wohlthuenden Eindruck macht im 

Vergleich mit Schöns lobendem Tadel die warme und herzliche An­

erkennung seiner Gaben im Munde Steins^).

Unbegreiflich, daß ein Autor, welchem die Memoiren, damals 

noch als Handschrift, vorlagen, sich zu der Behauptung versteigen 

konnte, Schön habe die Verdienste Steins „auf das neidloseste aner­

kannt" und „überall, wo er seiner erwähnt, eine reinere, weil neid­

losere Bewunderung vor ihm ausgesprochen, als viele andere, die 

dem Freiherrn nahe gestanden" ?). Will man auch aus jene allge­

meinen Tadelworte geringeren Werth legen, so zeigt doch eine Prüfung 

der Angaben über Steins einzelne Handlungen die böse Absicht des 

Autors auf das deutlichste. Ich darf hier etwas Länger verweilen. 

Aengstliche Interpreten des meiner Abhandlung gegebenen Titels 

mögen bedenken, daß die Spitze der Schönschen Erzählung über den 

Landtag von 1813 notorisch gegen Stein gerichtet ist, ich also später 

desto leichter Glauben zu finden hoffen darf, je sicherer die Animosität 

des Autors auch anderweitig verbürgt ist.

Zum ersten Male kommt Schön auf Steiu zu reden bei Ge­

legenheit der preußischen Mobilmachung von 1805 und des durch sie 

erforderten außerordentlichen Geldbedarfes. Nachdem er Steins Vor­

gänger Strucnsee auf Kosten seines Nachfolgers gelobt, tadelt er, daß 

letzterer, als er die Mittel für den erwarteten Krieg angeben sollte, 

sich nicht die Frage gestellt habe, welches in diesem Falle die zweck­

mäßigsten Maßregeln wären, „so wie es Pitt gethan hätte"; er habe 

vielmehr nachgeschlagen, was Frankreich, Oestreich und Rußland in 

solchen Fällen gethan hätten. „Da wollte er in Münster, Kassel 

und Danzig Anlehne eröffnen, aber da er mit solchen Angelegenheiten 

so unbekannt war, daß er mit den Bankiers nicht einmal verhaitdeln 

konnte, so wurde diese Sache so uubehülflich angefangen, daß sie keinen 

Fortgang haben konnte. . . Stein, der niemals Gelegenheit gehabt 

hatte, es kennen zu lernen, wie man nur den Kurs berechne, wollte

r) Pertz Stein II, 422.
8) Nasemann 18. 21. 
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durch seine Bureau-Beamten, welche zwar Seehandlungsräthe hießen, 

aber die See niemals gesehen hatten, die Anlehnssache führen. Das 

mußte misglücken." Nur in dem Zerrbilde der Wirklichkeit, welches 

Schöns haßerfüllte Phantasie erschuf. Trotz der Unbeholfenheit Steins 

ist es am 1. Januar 1806 zur Aufnahme von Anleihen in staffel, 

Leipzig, Münster, Fürth und Danzig im Betrage von etwa 2 Mil- 

lionen gekommenT).

„Zugleich — fährt Schön fort — verfiel Stein auf ein anderes 

Mittel, welches dem Anlehnsgeschäfte nur nachtheilig sein konnte, auf 

Papiergeld. Ohne das Wesen des Papiergeldes zu kennen oder auch 

nur gelesen zu haben, was wissenschaftlich darüber schon feststand, 

sollten Millionen Papiergeld, sogenannte Tresorscheine, unrealisirbar, 

wie das ehemalige französische, östreichische und russische Papiergeld 

ausgegeben werden." Noch etwas pikanter hat Schön diesen Her­

gang in der oben erwähnten biographischen Skizze Steins so ge­

schildert: „Weil im Jahre 1806 (er meint 1805) bei uns zur Kriegs­

führung Geld fehlte, so wollte Stein das Land mit unrealisirbarem 

Papiergelde überschwemmen, weil Frankreich und Oestreich es in 

ähnlichen Fällen gethan hatten. Allen Gegenvorstellnngen nnd jeder 

Darstellnng der üblen Folgen einer solchen Maßregel setzte er seine 

Notizen entgegen, und von dieser landesverderblichen Operation trat 

er erst dann zurück, als ich ihm aus Büsch den Fluch überschickte, 

welchen dieser über den preußischen Minister ausgesprochen hatte, 

welcher Papiergeld bei uns einführen wollte^). Zur Zurücknahme 

dieser Maßregel brachte Stein nicht Ueberzeugung, sondern nur der 

angedrohte Fluch, als Bernichtung seiner Celebrität." Daß diese Be­

hauptung eines über Stein errungenen Erfolges den eigenen Me- 

moiren und der Wirklichkeit widerspricht — denn Stein trat von

*) Genauer: 1,936,136 Thaler, s. die Einzclnachwcise in L. Krugs Nack 
gelassenen Schriften I, 45. Vgl. Riedel Der brandenburgisch preußische Staats 
haushalt 238. Bergius Die Fiuanzwisscuschaft 647.

2) Etwas abweichend der Brief an Barnhagen vom 27. Februar 1854 
(Gegenwart 1872. II, 114). Hier flucht Büsch nicht dem Papiergelde schlecht­
weg, sondern nur dem unrcalisirbaren Papiergelde.
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seiner „landesverderblichen" Operation mit luchten zurück und Preußen 

erhielt wirklich das von ihm vorgeschlagene Papiergeld — das hat 

Schon in seinem Eifer gar nicht bemerkt. Ich möchte nur nicht, 

daß man hieraus auf eine größere Zuverlässigkeit der Memoiren 

schlösse. Denn sollte man nach ihnen nicht glauben, Papiergeld 

sei bis dahin in Preußen nicht einmal vorgeschlagen worden, am 

wenigsten' von dem in so leuchtenden Gegensatz zu Stein gestellten 

Struensee? Bereits 1798 hatte dieser Struensee das Doppelte des 

von Stein geforderten Betrages auszugeben empfohlen und zlvar 

„unrealisirbar", während Stein wenigstens in seinem ersten Gut­

achten') die Einrichtung voll Komptoirs für den Umtausch gegen 

baares Geld verlaugte. Die Behauptung, daß Stein llicht gewußt 

hätte, was damals „wissenschaftlich über Papiergeld feststand", würde 

unsre Heiterkeit erregen, selbst wenn jener Brief an Bincke nicht 

mehr erhalten wäre, wo er schreibt: „Sie werden mit nächstem das 

Edikt wegen realisirbarer Tresorscheine erhalten. Bei dieser Sache 

habe ich die Grundsätze von Smith Wealth of Nations B. II Kap. 2 

vor Augen gehabt" ?). Dessen Wissenschaftlichkeit wird ja lvohl Schön, 

der begeisterte Freihändler, dessen loirtschaftlicher Doktrinarismus 

zuweilen bedenklich an Mauchesterthum erinnert, nicht anfechten 

wollen -').

Auch der weitere Verlauf ist von Schön völlig entstellt worden. 

Er behauptet, des Königs klarer Sinn hätte Bedenken getragen, den

*) Vom 9. Oktober 1805. Auszug aus demselben bei Pertz Stein, I, 306; 
vgl. die Selbstbiographie Steins bei Pertz VI, 2, 160 der Beilagen. — Nebrigcns 
fielen doch auch die Violen der bekanntlich schon von Friedrich dem lÄroßen ge 
gründeten Preußischen Bank unter die Kategorie des Staatspapiergeldes; denn 
das Institut gehörte damals noch ganz dem Staate.

8) Pertz Stein I, 328.
®) Jin Jahre 1807 erklärte sich Schön gegen den von Stein befürworteten 

Gencralindult: „Der Staat kann kein Interesse daran haben, ob A oder B 
ein Landgut besitze. Derjenige, der den mehrsten Kredit hat, ist der beste Be­
sitzer." Pertz Stein II, 46." Im Jahre 1844, als die schlesischen Weber Noth 
litten, meinte er, cs sei das beste, von der Sache keine Notiz zu nehmen. 
Sonntags-Beilage No. 22 der Vossischen Zeitung 1875.
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Steinschen Plan zu genehmigen. Es steht aber urkundlich fest, daß 

ganz im Gegentheil der König dem Papiergeld eine weitere Aus­

dehnung geben wollte als Stein. Dieser hatte vorgeschlagen, die er­

forderliche Summe von 30 Millionen nur zum sechsten Theile 

durch Ausgabe von Papiergeld zu beschaffen; für die Deckung des 

Nestes hatte er Anleihen, Naturallieferungen, Benutzung des Schatzes, 

Erhöhung der Steuern anempfohlen. Als der König antwortete, 

5 Millionen Papiergeld schienen ihm nicht ausreichend, sie müßten 

aus das vierfache erhöht werden, widersprach Stein in einem zweiten, 

sehr ausführlichen Gutachten, welches zum Glück vollständig erhalten 

ist ’) und auf das schlagendste die Behauptung Schöns widerlegt, daß 

Stein „den Gedanken des Papiergeldes beinahe bis zur Verrücktheit 

verfolgt habe." Keiner der möglichen Nachtheile des Papiergeldes ist 

ihm entgangen, weder die Entstehung eines Diskantes zwischen Papier 

und Metall, noch die Bertheurung der Lebensmittel, noch die Aus- 

wanderung des Metalls bei einer nachtheiligen Handelsbilanz, noch 

die Zerrüttung des Wechselkurses; ausdrücklich erklärte er, eine zu 

große Ausdehnung des Papiergeldes würde dem auswärtigen Handel 

einen tödtlichen Streich versetzen, die Industrie zum Stillstand bringen, 

den ganzen innern Verkehr lähmen, den Staatshaushalt zerrütten, 

alles in Gefahr bringen. Er war auch nicht blind gegen die Hinder­

nisse, welche der Einführung desselben überall und in Preußen speziell 

im Wege standen: die Aengstlichkeit des Publikums, die Unveräußer­

lichkeit- des Grundeigenthums, da der größte Theil der adlichen Güter 

mit dem Lehensnexus, der bäuerlichen mit der Erbunterthänigkeit und 

Eigenbehörigkeit belastet sei, die geographische Lage der preußischen 

Provinzen, die zum Theil zerstückelt, von den Hauptbestandtheilen der 

Monarchie entfernt seien und in genauer Verbindung mit dem Aus­

lande stünden. „Bei allen diesen Hindernissen — heißt es wörtlich 

weiter — welche der Cirkulation des Papiergeldes entgegenstehen, ist 

die größte Behutsamkeit bei seinem Ausbringen nöthig; man kann

*) d. d. 2. Dezember 1805 bei Pcrtz Stein I, 540 ff. Wir entnehmen ihm 
auch den Inhalt der KabinetS Ordre vom 15. Oktober (S. 541).
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nicht vorher eine gewisse Summe bestimmen, welche man emittiren 

will, höchstens eine Grenze festsetzen, die man nicht zu überschreiten 

sich vornimmt. Und wenn auch alle Hindernisse gehoben sind, so bin 

ich doch der Meinung, daß man mit dem Papiergelde selbst unter 

dem Bedürfnis der Cirkulation bleibe und es nach hergestellter Ruhe 

uud gesammelten Zahlungsmitteln demonetisire, um zu verhindern, 

daß das baare Geld nicht verdrängt werde und um sich selbst solche 

Grenzen zu setzen, die einen jeden aus irgend einem Bewegungsgrund 

entstehenden Misbrauch erschweren." Und als wenn Stein im Vor­

aus die Beschuldigungen seines Gegners wegen angeblicher kritikloser 

Benntznng ausländischer Vorbilder widerlegen wollte, fügte er den 

aus einer echt historischen Würdigung der besondern Natur des preu­

ßischen Staates entsprnngenen Satz hinzn: „Für einen militärischen 

Staat, der einen Theil seiner Ausgaben in Metallgeld ausschließend 

zn bestreiten eine gegründete Veranlassung hat, der in dem Fall ist, 

außerhalb seiner Grenzen Krieg zu führen, bleibt es wichtig, einen 

bedeutenden Vorrath von Metallgeld zur Bestreitung seiner laufen­

den Bedürfnisse und zum Aussammeln für außerordentliche Erforder­

nisse zu erhalten." Schließlich veranschlagte er den Betrag des 

Papiergeldes, was sich vermutlich im Umlauf erhalten lassen würde, 

im Maximum auf Million.

Das nannte Schön Preußen mit Papiergeld überschwemmen 

und den Gedanken des Papiergeldes bis zur Verrücktheit verfolgen; 

das war der Plan, der ihm zweckwidrig und landesverderblich erschien 

oder, wie wir vorsichtig sagen müssen, erschienen sein soll.

Als Mitglied des Generaldirektoriums war er nämlich persön­

lich bei der Verhandlung der Sache betheiligt. Nachdem sie auf 

Steins eigenen Antrags), nicht wie Schön behauptet aus freiem An­

trieb des mistrauisch gewordenen Königs, dem Plenum dieser Be­

hörde, deren Mitglied Stein selbst war, überwiesen worden, erklärten 

die Minister in allem Wesentlichen ihre Zustimmung zu dem Separat­

votum ihres Kollegen. Allerdings gaben sie im Prinzip dem realisir-

Pertz Stein I, 551.
Lehmann, Knesebeck und Schön. 7
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baren Papiergeld beit Vorzug vor dem unrealisirbaren — ein Stand­

punkt, den Stein, wie wir sahen, noch in seinem Gutachten vom 

9. Oktober getheilt hatte und von dem er wohl nur durch die in­

zwischen näher gerückte Kriegsgefahr verdrängt worden war —: in 

der Anwendung aber unterschieden sie zwischen zwei Fällen. Bei 

kriegerischen Zeitumständcn sei es besser, die Einwechselung der Tresor­

scheine auf die Tage der wiederhergestellten Ruhe zu verschieben; 

sollte aber der Kriegszustand der Arntee bald aufhören, so sei die 

Emission von realisirbarem Papiergelde vorzuzieyen*).  Der König, 

welcher täglich mehr der Annahme des unseligen Schönbrunner Ver­

trages zuneigte, entschied sich gegen den Zwangskurs.

1) Das Generaldirektorium an den König 8. Januar 1806. Pcrtz
Stein I, 551.

2) Pcrtz Stein I, 317.
8) (1. (1. Berlin 8. August 1810 (Geh. St.-Arch.).

Es ist ausdrücklich überliefert, daß Schön vom Generaldirekto­

rium zum Referenten in der Papiergeldfrage ernannt idciy1 2). Seine 
Memoiren sowohl wie alle andern Kundgebungen, welche er gelegent­

lich ausgehen ließ, schweigen darüber. Da er ohne Grund sein Licht 

niemals unter den Scheffel gestellt hat, so erscheinen nur zwei An- 

uahmeu zulässig. Entweder er wurde überstimmt, und seine Eitel­

keit sträubte sich die erlittene Niederlage einzugestehn. Das ist aber 

wenig wahrscheinlich, denn Kollegien pflegen wie Parlamente den Re- 

ferenteu der Majorität zu entnehmen. Ich 6m überzeugt, daß er 

damals den Plan Steins mit den Modifikationen, welche er im 

Generaldirektorium erfuhr, gebilligt hat. Als im Jahre 1810 die 

gleich zu erwähnende Kritik Steins über den Hardenbergschen Finanz- 

plan, in welchem es sich abermals um die Ausgabe von Papiergeld 

handelte, zu Schöns Kenntnis kam, schrieb er an den Staatskanzler ^): 

„Die Schreiben des Herrn von Stein waren inir — abgerechnet, 

was er von mir sagt, weil die Freundschaft gegen mich sehr lebhaft 

durchspricht — sehr interessant. Ich kann nicht sagen, daß Homer 

schlmnmerte, aber er war durch die Eile, mit der er die Sache auf- 

faßtc uud die Kritik schrieb, und durch die Freude, daß es besser 
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werden würde, sehr aufgereizt. Er hat mir auch geschrieben. Jeder 

Punkt ist früher von ihm mit mir durchdebattirt bei der ersten Ein­

richtung der Tresorscheine. Er hat an Gegenstände dieser Art lange 

nicht gedacht, und ich bin durchaus überzeugt, daß wenn Ew. Excellenz 

ihm, nachdem von dem Niebuhrschen Gutachten die üble Form 

abgestreift wäre, solches kommuniciren und meine Meinung bei- 

sügen sollten, er seine Meinung anders stellen würde." Wer 

würde diesen Worten entnehmen, daß im Jahre 1805 ein unver­

söhnter Gegensatz zwischen den beiden Männern bestanden hat? 

Redet man so von jemand, der sich als unbelehrbarer Doktrinär 

gezeigt hat?

Angenommen aber, Stein hätte 1805 wirklich mit Leidenschaft 

und Unbesonnenheit auf die Emission von Papiergeld gedrungen, so 

gab dieser eine Misgriff Schön noch nicht das Recht zu allgemeinen 

Beschuldigungen, um so weniger, da er in demselben Athemzuge deu 

„Hellen Geist" des Papiergeld-Fanatikers preist. Er empfand dies 

selber gar wohl; er sah ein, daß, er weitere Ausbrüche jener Verrückt­

heit und eine psychologische Erklärung derselben beibringen müsse. 

Die letztere fand er in der (nur von ihm überlieferten) Aeußerung 

Steins, „daß der hochverschuldete östreichische Adel durch Tilgung 

seiner Schulden mit einem 80 Prozent verlierenden Papiergelde, 

welches gesetzlich pari angenommen werden mußte, seine Schulden 

bezahlt und sich vollständig retablirt hatte." Es fällt schwer, für diese 

Taktik Schöns einen parlamentarischen Ausdruck zu finden. Stein 

deshalb der Anwalt des Papiergeldes, damit der Adel, zu dem er 

doch selber gehörte, seine in Silber kontrahirten Schulden in ent- 

werthetem Papier zurückzahlen könne! Unter gewöhnlichen Umstän­

den würden wir glauben, Misbrauch mit der Sprache zu treibeu, 

wenn wir ein Wort der Widerlegung hinzufügten; im Hinblick aber 

auf die Leidenschaft, mit welcher noch immer in weiten Kreisen der 

Schönkultus betrieben wird, sei auf die Stelle der Denkschrift Steins 

vom 2. Dezember 1805 hingewiesen, wo er sich ausdrücklich dagegen 

erklärt, der Einführung des Papiergeldes eine rückwirkende Kraft 

auf die zwischeu Privaten geschlossenen Verträge yi geben, sofern 
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sie sich auf wirklich gegebenes oder empfangenes baares Geld 

gründens.

Die weiteren historischen Beweise für seine Behauptung ent­

nahm Schön dem Auftreten Steins im Januar uud Februar 1813 

uud seinem Verhalten gegenüber der Finanzpolitik Hardenbergs von 

1810. Da jenes uns später bei der Geschichte des preußischen Land­

tages beschäftigen wird, so beschränken wir uns hier auf eine Kritik 

des zweiten Beweises.

„Im Jahre 1810 — sagt Schön?) — ertheilte Stein dem 

Staatskanzler Hardenberg, als dieser eben sein Amt angetreten 

hatte, unaufgefordert den Rath, Papiergeld machen zu lassen. Er ging 

sogar soweit, Hardenberg gegen meinen wie Stein sich ausdrückte 
Esprit à système, vermöge dessen ich dem Papiergeld entgegen sei, zu 

warnen." Es ist unwahr, daß Stein unaufgefordert seine« Rath ertheilt 

habe; die Initiative ging von Hardenberg aus, der ihm Ende Juni 

oder Anfang Juli seinen Finanzplan übersandte^). Es ist unwahr, 

daß Stein bei Hardenberg den Gedanken einer Papiergeldansgabe 

angeregt habe; das Projekt des letzteren enthielt bereits den Vor­

schlag einer Emission von 16 Millionen ^). Es ist unwahrscheinlich, 

daß Stein den Staatskanzler vor Schön gewarnt habe; denn er 

richtete in jenen Tagen, als er von der Berufung Schöns nach Berlin 

hörte, einen herzlichen Brief an den alten Genossen^), und auf die 

Kunst der doppelten Rede verstand sich der stolze und gerade Mann

*) Pertz Stein I, 549.
2) In der biographischen Skizze Steins (Aus den Papieren Schöns I, 167 

der Anlagen). Die Meinoiren schweigen von dieser Episode.
8) Pertz Stein II, 486.
*) Pertz Stein II, 495.
B) Stein an Schön im Juli 1810 bei Pertz Stein II, 503 : „Daß Sie mit 

Ihren seltenen Geistes- uud Gemütskräften wieder dem Mittelpunkt der Ge­
schäfte nahe gebracht sind, dies ist fiir Ihr unglückliches Baterlaud ein wohl­
thätiges, für Ihre Freunde, insbesondere für mich, ein erfreuliches Ereignis. 
Möge die Norschuug Ihre cdclcn Bemühungen und Ihre Aufopferungen mit dem 
glücklichsten Erfolge belohnen und mögen Sie Ihre Umgebungen stählen und 
Härten, um den Kampf mit der Halbkultur der Pfiffigkeit und Plattheit zu be 
stehen."
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nicht. Wie schrieb Schön, als er durch Hardenberg selber Einsicht 

in den angeblichen Warnungsbrief erlangt hatte? „Die Schreiben 

des Herrn von Stein waren mir .(abgerechnet, was er von mir 

sagt, weil die Freundschaft gegen mich sehr lebhaft durchspricht) 

sehr interessant." — Es ist endlich unzweifelhaft, daß Stein 1810 

dieselben grundsätzlichen Bedenken gegen das Papiergeld hegte wie 

1805 und daß er das kleinere Uebel nur wählte, um dem größeren 

zu eutgehen. „Habt ihr, schrieb er an Schön, andere Bkittel 

bei Krebs und Brand als Schnitt, Schirling und Höllenstein, so 

sagt sie. Wollt ihr sie aber mit Froschlaichpflaster heilen? Preußens 

Emanzipation muß innerhalb eines Jahres, Oktober 1811, als dem 

letzten Zahlungstermin erfolgen, als der wahrscheinlichen Dauer des 

spanischen Kampfes. Sonst ist es unübersehbar, welche neue Kom­

binationen tu dem Kopf des Uebermütigen und Ungebundenen ent­

stehen können. Papier ist Uebel, und gewaltsame Maßregeln um 

Metall zu erpressen sind auch ein Uebel; aber der gegenwärtige Zu­

stand der Dinge ist noch ein größeres, und seine Dauer wegen der 

Folgert das allergrößte. Wer würde Friedrich deut Großen Bor­

würfe machen, d.iß er schlechte Münze schlug, da dieses eine uner­

läßliche Bedingung der Erhaltung seiner Staaten war. Papier ist 

nur im Uebermaß nachtheilig, und auch die Maßregel der über­

mäßigen Papier-Emission läßt sich nicht tadeln, wenn man es als 

Mittel ansieht, um den langen Kamps gegen fremde Uebermacht zu 

kämpfenWorte eines echten Staatsmannes, die das Herz wahr­

haft erquicken! Ich wüßte dieser glänzenden Selbstverteidigung 

weiter nichts hinzuztlsügen, als daß Stein, von jeder doktrinären 

Rechthaberei weit entfernt, durch die Bedenken Schöns und Niebuhrs 

sich bewegen ließ, seine Zustimmung zu einer vorläufigen Vertagung 

der ganzen Angelegenheit zu erklären'). Schön selbst hatte, wie wir 

uns überzeugten, diese Nachgiebigkeit erwartet. —

Wenn die Papiergeldfrage dazu diente, Stein als unwissen-

*) Pertz Steirr I, 505. Bgl. I, 495.
a) Pertz Stein I, 512.
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schaftlich, eigensinnig strafbarem Standeseigennutze nachgebend darzu 

stellen, so sollte die Erzählung der Ministerkrisis von 1806 ihm den 

Ruhm rauben, nach Grundsätzen, ohne Rücksicht auf persönliche Nei 

gungen und Abneigungen gehandelt zu haben.

In den Memoiren heißt es: „Stein hatte kleinliche Streitig­

keiten mit einem der Person des Königs sehr nahe stehenden Manne, 

welche bis zur Kenntnis des Königs -kamen und Steins gänzliche 

Entlassung zur Folge hatten. Stein sprudelte Feuer und Flamme 

bei einer Gelegenheit, wo Feuer und Flamme verschwendet waren, 

und sein Austritt aus dem Dienst war der Schluß dieser Scene." 

Diese geheimnisvolle Andeutung wird in der biographischen Skizze 

über Stein näher erläutert. „Ueber Staatsgrundsätze und eigentlich 

über Staatseinrichtungen ist Stein mit dem Könige niemals in Dif­

ferenz gekommen, aber gegen die Kabinetsregierung, wie sie damals 

bei uns war, trat er auf. Statt im Jahre 1805- -1806 das Ka­

binet als Ersatz der deutschen Konferenz-Minister und des fehlenden 

Staatsraths anzusehen und zu verbessern, wollte er, daß die Admini- 

strations-Minister ihre Pläne und Vorschläge vor dein Könige selbst 

rechtfertigten. Die blutlosen Leute, Beyme und Lombard, waren ihm 

selbst zuwider, so daß er mehr gegen diese persönlich als gegen die 

Kabinetsregierung kämpfte."

Dort ist also Beyme gemeint'): denn Lombard war int No­

vember und Dezember 1806 nicht mehr um die Person des Königs. 
Aber vergebens durchsuchen wir die vollständig erhaltenen Akten der 

Verhandlungen, welche zu Steins Entlassung führten, nach „klein­

lichen" Streitigkeiten des Ministers mit dem einflußreichen Kabinets- 

rathe. Worum es sich handelte zwischen beiden, das weiß jeder, der 

nur oberflächlich die preußische Geschichte jener Tage kennt. Beyme 

wollte den alten Organismus der Verwaltung, das Kabinet mit seiner 

usurpirten Mittlerrolle zwischen König und Ministerium im wesent-

') K. Reichard vermutet, es sei Äöckeritz gewesen: dann wäre, da dessen 
Name in den betreffenden Akten nicht einmal gelegentlich erwähnt wird, der 
Darstellung Schöns erst recht der Boden entzogen.
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lichen erhalten, Stein — und zwar nicht erst damals') — ihn de 

fettigen, das Ministerium in direkten Verkehr mit dem Souverän 

bringen und mit vollster Verantwortlichkeit für alle seine Rathschläge 

belasten. Weil der König auf Beymes Seite trat und Stein nicht 

die Hand zur Ausführung eines die Gegensätze verdeckenden Ver- 

mittelnngsvorschlages reichen wollte, kam es zum Bruche^). Das 

mag den mit „Ideen begabten" Staatsmännern, zu welchen Schön 

bekanntlich auch seinen Freund Beyme rechnete, kleinlich erscheinen; 

mehr realistische Naturen halten eine zweckmäßig organisirte Verwal­

tung für eben so wichtig wie eine Menschen- und Grundrechte sauber 

buchende Musterkonstitution. Noch weniger als kleinlich können die 

Streitigkeiten persönlich genannt werden. Mit Stein zusammen for­

derten Hardenberg und Nüchel, zwei Naturen, sehr verschieden so­

wohl von Stein wie von einander, die Beseitigung der Kabinets- 

regierung, mit Stein zusammen schied, als der König sich sträubte, 

Hardenberg aus dem Staatsdienste, würde vermutlich auch Rüchel 

geschieden sein, wenn nicht die Rücksicht auf den Kriegszustand den 

aktiven Offizier zum Bleiben genöthigt hätte. Wenn Schön Recht 

haben sollte, müßte er zuvörderst erläutern, welche „kleinliche Streitig­

keiten" denn Hardenberg und Rüchel mit Beyme hatten. Uebrigens 

ergeben die Akten sehr bestimmt, daß Stein sowohl wie Hardenberg 

gegen Beymes Person viel weniger einzuwendcn hatten wie gegen 

Haugwitz und Lombard und daß sie seine Entfernung hauptsächlich 

aus Rücksicht auf den russischen Hof, bei dem er unbeliebt war, for­

derten^); beide haben ihn später in ihrem Ministerium geduldet. —

*) Seine „Darstellung der fehlerhaften Organisation des KabinetS und der 
Nothwendigkeit der Bildung einer Ministerialkonferenz" entstand bereits im April 
1806 (Pertz I, 328 ff. 415. VI, 2,160 der Beilagen^. Sie giebt zwar auch eine 
Kritik der Personen, aus welchen das Kabinet damals bestand, erklärt aber die 
Einrichtung für fehlerhaft an sich und gipfelt in der Forderung der „Aufhebung 
des Kabinets und der Bildung eines Staatsraths oder einer unmittelbar unter 
dem Könige arbeitenden, mit anerkannter und nicht erschlichener Verantwortlich 
keit versehenen obersten Behörde".

a) Pertz Stein I, 386 ff.
a) Pertz Stein I, 334. 386. 576. Vgl. die schönen Worte Hardenbergs 
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Wie es möglich ist, das preußische Kabinet von 1805 als Ersatz 

eines Staatsrathes anzusehen und einer Scheidung des Ministeriums 

in Konferenz- und Administrations-Minister den Vorzug vor den: 

Projekte Steins zu geben, bescheiden wir uns gern nicht zu ver­

stehen. —

So hat Schön seine Leser in die erforderliche Stimmung für 

die Betrachtung des Steinschen Ministeriums von 1807 und 1808 

versetzt. Der eigensinnige, unwissenschaftliche, vorurteilsvolle, durch 

kleiuliche Streitigkeiten vom König entfernte Mann kann, nachdem 

er (man begreift freilich nicht warum) wieder zurückberufen ist, un­

möglich großes wirken: gleich das Verdienst des ersten von ihm unter­

zeichneten Gesetzes wird ihm abgesprochen.

Es ist das berühmte Edikt, „den erleichterten Besitz und den 
freien Gebrauch des Grundeigenthums so wie die persönlichen Ver­

hältnisse der Landbewohner betreffend", vom 9. Oktober 1807. Schön 

nennt es die Habeascorpus-Akte des preußischen Staates, welche die 

Sklaverei, diese Schmach des Vaterlandes, vernichtet und die Idee 

der Freiheit ins Leben gerufen habe. Diese überschwänglichen Lobes­

erhebungen lassen den Kenner des Memoirenstils bereits vermuten, 

daß der Autor sich selber keinen geringen Antheil an dem Gegen­

stände des Lobes zuschreiben wird, und so ist es in der That. „Alles 

andere, was ich im Leben that, ist nichts gegen die Lebendigwerdung 

der Idee der Freiheit; mein ganzes und alleiniges Streben im össent- 

lichen Leben war erfüllt." Nur in diesem Gedanken lebend, hat er 

schon früher jede Gelegenheit wahrgenommen, um amtlich und außer­

amtlich die Gräuel der Sklaverei zu schildern: allein vergebens. „Es 

war finster in den Köpfen und in bcii Herzen. Ich sprach arabisch 

zu Leuten, die kein Wort davon verstanden und es nicht verstehen

in dem Briefe an Beyme 2. Februar 1807 bet Bassewitz Die Kurmark Brau- 
deuburg vou 1806—1808 I, 366; s. auch ebeuda I, 394 uud über das Ver­
hältnis zwischen (Stein und Beyme nach dem Tilsiter Frieden I, 455. 458. 630. 
Beyme protestirt hier dagegen, Steins Feind zu fei», Stein erbittet sich seinen 
Beistand uud Rath, nennt seine Gesinnungen und Vorsätze erfreulich und beruhi­
gend für jcbeu Freund der guten Sache u. s. w.
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wollten. Bis zum Jahre 1807 wußte man überhaupt in Deutsch­

land wenig von Volk uiib unveräußerlichen Menschenrechten')." Klingt 

das nicht, als hätte vor Schön niemand in Preußen den Gedanken. 

der Aufhebung der Erbunterthänigkeit gehabt? Man ist fast über­

rascht, nachträglich zu hören, daß denn doch zu Gunsten Kants und 

des Kriminalisten Klein eine Ausnahme gemacht wird.

Nur mit Widerstreben erklären wir uns die in diesen Worten 

enthaltene Verkennung der Wahrheit allein aus dein Unvermögen 

Schöns, geschichtliche Gewordenheiten zu verstehen. Das Edikt vom

*) Schön benutzt die Gelegenheit, um auch gegen Hardenberg einen Streich 
zn führen. Bon den ersten Monaten 1807 redend, versichert er: „Hardenberg 
schien bedeutend werden zu sollen. Ich trat gleich mit der Sklaverei wieder vor; 
eö war der Moment, die Niasse des Volkes zu heben. Aber anfangs glatte 
Worte, dann immer mehr Aeußerungen, welche zeigten, daß Hardenberg keinen 
Begriff von und keinen Sinn für Menschenrechte habe; ich hoffte noch, daß wenn 
Hardenbergs Kopf die Sache auch nicht fassen konnte, das Herz hier den Kopf 
ersetzen würde." Bei Schön allerdings ersetzte das Herz, d. h. seine maßlose 
Tadelsucht, fast regelmäßig den Kops. Welch eine Verblendung nicht zu scheu, 
daß Hardenberg sehr viel Sinn, den meisten jedenfalls unter allen preußischen 
Ministern jener Tage für „Menschenrechte" hatte. Zur Probe gebe ich einige 
Sätze aus seiner Denkschrift vom 12. September 1807 (Bach Hippel 101 ff., 
Klose Hardenberg 222 ff.): „Es darf keines Individuums Freiheit mehr be 
schränkt werden, als es die Stufe von dessen Kultnr rind dessen eigenes Wohl 
fordert. Um unter allen Staatsbürgern eine natürliche Freiheit und Gleichheit 
herzustellen, dürfen keine scharf abgeschnittene Kasten oder Stände mit besonderen 
Vorrechten und Privilegien stattfinden. Jedem Unterthan muß unbenommen 
bleiben, sich Eigenthum zu erwerben und solches frei zn benutzen. Zünfte, Taxen, 
Bionopole und Zwangsrechte dürfen daher nicht existiren. Persönliche Abgaben­
befreiung darf nickst stattfinden. Dem Adel ist außer dem ihm angeborenen 
Vorzug Edelmann zu sein, kein weiteres Vorrecht vor anderen Staatsbürgern 
einzuräumen n. s. w. u. s. w." — Fast schäme ich mich, die Stelle noch aus­
drücklich zu citiren, welche beweist, daß der große Reformator Preußens Gegner 
der von Schön so genannten „Sklaverei" war: „Bei dem Bauernstande ist keine 
Erbunterthänigkeit zu gestatten, vielmehr den Bauern zu erlauben, in einen an­
dern Stand übergehen zu dürfen und ihn nicht an seiner Ausbildung zu behin- 
deru; beim gerade der körperlich stärkste Stand bedarf vorzüglich einer mensch- 
lichen Ansbildung und macht dann die Hauptkraft des Staates aus." Schon 
als hauuoverscher Kammerrath, im Jahre 1779 hatte er darauf gedrungen, daß 
„Nahrung und Gewerbe durch Eigenthum und persönliche Freibeit belebt wür­
den". Mlofe Hardenberg 23.
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9. Oktober 1807 verdankt seinen Ursprung nicht einem plötzlichen, 

unvermittelten, von außen gegebenen Impulse, es ist der Schluß- 

, stein einer stetigen, aus dem Boden des preußischen Staates voll- 

zogenen Entwickelung, deren Anfang älter ist als die Formulirung 
der unveräußerlichen Menschenrechte, deren letzte Ausläufer Schön 

selber vollauf Gelegenheit hatte zu beobachten. Wer hat nicht gehört 

von dem merkwürdigen Versuche des Luben von Wulfsen, welcher zur 

Zeit des ersten Königs die harten Dienste der Domänenbauern auf­

heben und ihre persönlichen Leistungen in ein Dienstgeld verwandeln 

wollte? Wer wüßte nicht, daß Friedrich Wilhelm I. die Leibeigen­

schaft, Erbunterthänigkeit und Gutspflichtigkeit der Domäneneinsassen 

wenigstens im Königreich Preußen gänzlich ausgehoben, auf Ermäßi­

gung und gesetzliche Begrenzung der bäuerlichen Lasten in allen seinen 

Staaten hingewirkt, entehrende Bestrafung der Frohnenden so wie 

das „Legen" der Bauern verboten hat? Friedrich der Große erklärte 

bekanntlich den Zustand der Leibeigenschaft für den unglücklichsten und 

empörendsten von allen; von einer völligen Abschaffung derselben ließ 

er sich nur durch die Besorgnis vor einem Ruin der Landwirtschaft 

und durch den Mangel an Entschädigungsgeldern, die er dem Adel 

nicht glaubte vorenthalten zu dürfen, abschrecken: trotzdem hat er sie 

einmal für Ponunern dekrctirt. An einer Milderung der Abhängig­

keit hat er fortwährend gearbeitet; wie viele schöne Züge dieser seiner 

Sorge für den kleinen Mann sind uns überliefert worden. Unter 

seinem Nachfolger erschien das Allgemeine Landrecht, welches an die 

Stelle der Leibeigenschaft eine weniger harte Form der Abhängigkeit, 

die Erbunterthänigkeit setzte; eine mit Recht scharf getadelte Regie­

rung unterließ doch nicht, das Besitzrecht der Domänenbauern an 

Hof und Gebäuden ausdrücklich anzuerkennen, sowie hier und da 

dienstpflichtige Bauern mit Ablösung ihrer Dienste in freie Eigen­

thümer zu verwandeln *):  so sehr war die Idee der Emanzipation

ł) Edikt vom 25. März 1790 in Rabes Sammlung II, 29. Bassewitz Die 
Kurmark Brandenburg vor 1806 S. 420. Die landläufige Behauptung, daß das 
Allgemeine Landrecht in der Sache alles beim Alten gelassen und nur beit Stamen 
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den: preußischen Beamtenstande bereits in Fleisch und Blut über­

gegangen.
Die für uns interessantesten Versuche endlich sind in jenem 

ersten, an Reformbestrebungen überhaupt so reichen Dezennium der 

Regierung Friedrich Wilhelms III. gemacht worden. Ein neuerer 

Schriftsteller, welchem sich gewiß keine übermäßige Voreingenommen­

heit für den preußischen Staat nachsagen läßt, bemerkt ganz mit 

Rechts: „Es ist zu wenig bekannt und verdient besonders hervor­

gehoben zu werden, daß Friedrich Wilhelm III. zu den sehr wenigen 

deutschen Fürsten zählte, welche nicht erst die Anregung, den mittel­

baren Zwang des Auslandes oder den unmittelbaren der Verhält­

nisse abwarteten, um die Verbesserung der bäuerlichen Zustände ihres 

Landes mit Ernst und Eifer in Angriff zu nehmen." Bereits im 

Jahre 1799 sagte einer seiner Minister zum französischen Gesandten: 

„Die Revolution, welche Ihr von unten nach oben gemacht habt, 

wird sich in Preußen langsam von oben nach unten vollziehen. Der 

König ist in seinem Wesen Demokrat; er arbeitet ohne Unterlaß 

daran, die Vorrechte des Adels einzuschränken: aber durch langsame 

Mittel; in wenigen Jahren wird es in Preußen keine feudalen Vor­

rechte mehr gebens." Ohne Uebcrhebung durfte der König in der 

Kabinctsordre an den Minister Schrötter vom 23. August 1807 

sagen: „Die Aushebung der Erbunterthänigkeit ist seit meinem Re­

gierungsantritt das Ziel gewesen, wonach ich unverrückt gestrebt

geändert habe, wird durch das Urteil zweier Autoritäten ersten Ranges wider­
legt; Veite und Rönne nennen die Bestinunnngen des Gesetzbuches im Bergleich 
zu dciu bisherigen Zustand „milder und günstiger für den Bauernstand". (Die 
Landesknltnr-Gesetzgebung des preußischen Staates I, 81 der Einleitung.) Es 
gestattete z. B. „daß die Unterthanen gleich andern Bürgern des Staates freies 
Vermögen erwerben und besitzen können"; es verbot willkürliche Erhöhung der 
Leistungen; es gewährte unter Umständen zeitweisen, selbst dauernden Erlaß der 
Dienste; es verbot, die Zahl der bäuerlichen Besitzungen zu vermindern u. s. w.

*) Sugenheim Geschichte der Aushebung der Leibeigenschaft 415.
’) Bericht des Gesandten Otto d. d. Berlin 26. Thermidor an VII 

<13. Angnst 1799) bei Lefebvre Histoire des cabinets de l’Europe I, 33 
(2. Anög.).
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habe i)." Er wollte es, ivic er weiter sagt, allmählich erreichen; mit 

dem noch unterthänigen Reste der Domänenbauern sollte der Anfang 
gemacht werden, und ganz im Sinne der Hardenbergschen Gesetz­

gebung von 1811 ist man damals bereits über das Oktoberedikt von 

1807 hinausgegangen, indem man nicht nur die Aufhebung der per­

sönlichen Unterthänigkeit, sondern sofort auch die Ablösung der Dienste 

und die Umwandlung der bäuerlichen Besitzungen in freies Eigen­

thum anstrebte. Sehr achtungswerthe Resultate waren bereits er­

reicht, als die Invasion von 1806 die Arbeiten aus diesem Gebiete 

unterbrach. Ein Kenner wie Lette nennt die am 5. Mai 1806 fiir 

die Kurnrark ergangene Instruktion ein „Vorbild gründlicher Arbeit 

und werthvolles Material" für die späteren Gesetze von 1811 und 

1821* 2 *); nach den in ihr niedergelegten Grundsätzen war bis Oktober 

1806 die Dienstaufhebung in 16 Domänenämtern der Provinz ein­

geleitet ^). Erheblich weiter war Pommern, wo in 19 Aemtern die 

Naturaldienste völlig beseitigt waren4). In Westpreußen war es der 

damalige Kammer-, spätere Oberpräsident von Auerswald, welcher 

sich die größten Verdienste um die Emanzipation der Domänenbaueru 

erwarb. Kraus schrieb ihm bereits 1799: „Die Aufhebung des 

Scharwerkes wird Ihnen einst Gott lohnen" und: „Sie können in 

Ihrer Arbeit, zumal was die Aufhebung der Amtsimterthänigkeit be­

trifft, sich durch den herrlichen Gedanken erquicken, daß es wahrlich 

in bcn Augen Gottes und der Vernunft keine Arbeit giebt, die ver­

dienstlicher wäre." Der König selbst lobte in einer Kabinetsordre 

vom 23. November 1800 den Präsidenten, der vorzüglich thätig bei 

der Scharwerksaufhebung gewesen und dem- der über alle Erwartung 

gute Fortgang derselben besonders zuzufchreiben sei. Derselbe wackere 

Beamte bewirkte, nach Königsberg versetzt, in den Jahren 1802 bis 

1805 die Aufhebung des Scharwerkes auch auf den ostpreußischen 

0 Aus dem Geh. St.-Arch, bei (Bassewitz) Die Kurmark Brandenburg von 
1806—1808 I, 634.

2) Die Landeskultur Gesetzgebung des preußischen Staates 1,77 der Einleitung.
8) (Bassewitz) Die Kurmark Brandenburg vor 1806 S. 428 ff.
4) L. Krug Geschichte der staatswirtschaftlichen Gesetzgebung in Preußen 1,41 Iss.
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und lithauischen Domänen. Schön schweigt über alles dies, obwohl 

er als ein naher Verwandter von Auerswald (er war sein Schwieger­

sohn) es wissen mußte. Er schweigt auch über das Gutachten, welches 

sein hochverdienter Mehrer Kraus 1802 gegen die „Privatunterthäuig- 

keit" abgab, obwohl es bereits seit 1808 veröffentlicht war: aller­

dings durch Auerswald. Mit dessen Familie muß er sich aufs bitterste 

verfeindet haben, sonst ist sein Verhalten in dieser Angelegenheit 

völlig unverständlich* 1).

*) Vermischte Schriften von Kraus I, 175 ff. II, 141. 143. 153. 190.
I. Voigt Beiträge zur Geschichte der Familie Auerswald 62. 96. Frau 
v. Bardelebcn Ein Blick aus die einstige Stellnng der Obcrpräsidcnten Auers­
wald und Schön 22 f. Hinterlassene Schriften von Friccius 308. Schlick Ab­
handlungen der schles. Gesellschaft 1867 S. 68. Die letzteren messen dem älteren 
Schrötter das Hauptverdienst des ostprcußischcu Emanzipationsgesetzes (vom 29. De 
zemver 1804) bei. — Anch der vortreffliche Hippel, wie Schön und Auers 
wald ein Schüler von Kraus, verfocht die Aufhebung der Erbunterthänigkeit: 
erst 1798, dann 1804. Bach Hippel 55 ff.

8) Vcttc und Rönne Die Landeskultur Gesetzgebung des preußischen Staates 
I, 76 der Einleitung. 8) Vermischte Schriften von Kraus II, 143.

Die Aufhebung der Erbunterthänigkeit auf den adlichen Gütern 

wäre, nachdem die Reform auf den Domänen geglückt war, un­

zweifelhaft nachgefolgt. Schon die Kabinetsordre vom 25. Juli 1798 

hatte sie als höchst wünschenswerth bezeichnet: denn — so lautet die 

fast im Tone der Steinschen und Hardenbergschen Denkschriften ge­

haltene Motivirung — der frei gewordene Unterthan werde mit 

Dankbarkeit und Liebe stärker an sein Vaterland und dessen gesetz­

mäßige Verfassung gefesselt sein. Wie Friedrich der Große, so ließ 

sich auch Friedrich Wilhelm III. dnrch den Respekt vor der Heiligkeit 

des Privateigenthums nnd durch die Gefahr einer thcilweisen Ver­

ödung der adlichen Ländereien von radikalen Maßregeln abhaltcn: 

aber die weitere erbliche Fortpflanzurig des Erbunterthänigkeits-Ver- 

hältnisses wollte er verhindert und so wenigstens die kommenden 

Generationen befreit sehens. Im Jahre 1799 erklärten dann unter 

dem Einflüsse des Präsidenten Schrötter die westpreußischen Stände 

sich bereit, tu die Aufhebung der Erbunterthänigkeit zu willigen^).
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Hier und dort hatten bereits einige Gutsbesitzer ihre Unterthanen 

aus eigenem Antriebe frei gegeben1); in allen Provinzen waren die 

Stimmen humaner und intelligenter Männer laut geworden, welche 

theils vom ethischen, theils vom wirtschaftlichen Standpunkt aus die 

Reform forderten. Um nur bei dem Centrum des Staates, wo man 
nach Schöns Worten eine besonders hartnäckige und ganz allgemeine 

Opposition voraussetzen sollte, stehen zu bleibe«, so batte schon 1796 

Schulmeister Baumann in seinem Buche „Ueber die Mängel in der 

Verfassung des platten Landes der Kurmark Brandenburg" die Schäd­

lichkeit der Hofdienste erörtert; 1798 gab Leopold Krug eine Schrift 

gegen die Erbunterthänigkeit heraus; 1803 schrieb der Justizkommissar 

Seebald „Ueber die Aufhebung der Spanndienste in der Kurmark", 

1806 der Kreissyndikus Jahu zu Neustadt an der Dosse „Gedanken 

über Gemeinheitstheilungen und Aushebung der Spann- uttb Zwang­

dienste". In einem Theile der Monarchie, in Schlesien, war das 

Ziel aller dieser Bestrebungen, die gänzliche Aufhebung der Erb­

unterthänigkeit bereits erreicht, als das Oktoberedikt erschien: und 

wenn die Reform hier auch nichts weniger als freiwillig, sondern 
unter dem moralischen Drucke des nahenden Feindes erfolgt war *),  

so beweist sie doch wie alles andere, dessen wir gedachten, daß der 

von Schön auf einen so kleinen Kreis beschränkte Gedanke universale 

Bedeutung erlangt hatte.

*) Z. B. Auerswald und der Prinz von Oranien, der spätere König der 
Niederlande, s. Bardcleben 20, Jahrbücher f. d. preußische Monarchie 1798 III, 
445 uud Zeitgenossen II, 2, 28. Bgl. Kraus iu seinci» Gutachteu von 1802 
(Vermischte Schriften I, 184). 2) (Benzenberg) Hardenberg 15.

Schön würde indes geglaubt haben sein Werk nur halb zu thun, 

wenn er die Frage der Erbunterthänigkeit erörtert hätte, ohne seinen 

Mut an Stein zu kühlen. Die westfälischen Ohren, welche er zu­

sammen mit den märkischen als besonders unempfänglich für seine 

abolitionistischen Reden aus der Zeit vor Jena bezeichnet, sind die 

Steins, den er für einen Sohn der rothen Erde hielt. Doch war 

diese Anspielung noch nicht deutlich genug. Indem er die Geschichte 

des Ediktes vom 9. Oktober erzählt, versichert er, Steins „innere
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Richtung" sei gegen das Gesetz gewesen, „welches er einige Zeit vor 

seinem Tode noch verwünscht haben sott." Sein Kopf aber hätte ihm 

gesagt, daß das Gesetz gescheit sei, sein Ehrgeiz hätte ihm die Glorie 

gezeigt, die daraus für ihn entstehen würde: so hätte er den von 

anderen bis auf die Unterschrift fertig gemachten Entwurf unter­

zeichnet.

Ich brauche wohl nicht auszuführen, in welchem dichte Stein 

erscheinen würde, wenn diese Darstellung der Wahrheit gemäß wäre. 

Er hat noch im späten Lebensalter, in der nach 1820 ausgezeichneten 

Selbstbiographie, die Aufhebung der persönlichen Leibeigenschaft neben 

der Städteordnung rmd der Vorbereitung der Reichsstände als eine 

That seines Ministeriums in Anspruch genommen1); wie hätte er 

dies nach dem obigen gekonnt, ohne offenbar unehrlich zu sein? Er 

hat sein Leben lang die Wahrheit geliebt und die Lüge gehaßt wie 

wenig andere Staatsmänner, und ich denke, dieser Ruhm wird ihm 

durch Schöns Verdächtigungen ungeschmälert bleiben.

*) Pertz Stein VI, 2, 165 der Beilagen.
*) Pertz Stein I, 196 ff.

Vor uns liegt der Verwaltungsbericht, den Stein als Ober­

präsident der westfälischen Kammern zu Wesel, Hamm und Minden 

am 10. März 1801, also sechs Jahre vor dem „wider seine innere 

Richtung" erlassenen Gesetze, eingereicht hat"). Hier heißt es in dem 

Kapitel über die Landwirtschaft wörtlich: „Soll die Landwirtschaft 

in einem blühenden Zustand sein, so muß dem Landmann der Besitz 

von Freiheit in Benutzung seiner Kräfte und seines Grundeigen­

thums verschafft und gesichert sein; wenn er aber dieses nur in 

einem sehr unvollkommenen oder eingeschränkten Grad genießt, so 

kann nichts anderes als eine kraftlose und kümmerliche Bewirtschaf­

tung erwartet werden. Wird dem Landmann periodisch bei jedem 

Todesfall des Hausvaters oder der Hausmutter der größte Theil 

seines Anlage- und Betriebskapitals genommen, ist sein Land mit 

Zehntgerechtigkeiten belastet, wird seine Zeit aus unentgeltliche einem 

Dritten geleistete Dienste verwendet, so muß seine Lage ärmlich, der 
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Ertrag des Bodens gering mib der Biehstand schwach und unein­

träglich sein, und leider ist dieses das Bild des größten Theils der 

Landwirtschaft im hiesigen Kammer-Departement." Hiermit aber 

nicht genug, ein besonderes Kapitel des Berwaltungsberichtes handelt 

von der „Aufhebung der Eigenbehörigkeit". Wie ernst der Verfasser 

es hiermit nahm, mögen wieder, um jeden Zweifel auszuschließen, 

seine eigenen Worte darthun: „Das Wesentliche der Verbesserungen 

des bürgerlichen Zustandes des Bauern besteht in Ueberweisung des 

ungetheiltcn Eigenthums seines Landes, in Aufhebung der Dienste 

und solcher Abgaben, wodurch sein Gewerbefleiß unterdrückt, nicht be­

nutzt wird. Der nachtheilige Einfluß der Eigenbehörigkeit auf deu 

Wohlstand des Bauern äußert sich durch die vou der Willkür eines 

Dritten abhängig gemachte Befugnis das Grundeigenthum zu ver­

äußern, durch die periodische Entziehung der Hälfte seines ganzen 

Mobiliars oder seines Betriebskapitals und des Produkts seiner In­

dustrie, durch die gesetzlich nothwendig gemachte Einwilligung des 

Gutsherrn zu allen auf das persönliche Glück des Bauern Einfluß 

habenden Veränderungen, auf den Antritt der Stätte, Auswahl seiner 

Gattin, Bestimmung des Schicksals seiner Kinder. Nach der absolu­

ten Leibeigenschaft ist die Eigenbehörigkeit das drückendste Verhältnis 

des Bauern zum Gutsherrn und das nachtheiligste für menschliches 

Glück, Sittlichkeit, Wohlstand und Gewerbfleiß." Weiterhin be­

ruft sich Stein auf die Berichte und Abhandlungen anderer Beam­

ten, die ebenfalls das Nachtheilige der Eigenbehörigkeit in staats­

wirtschaftlicher Hinsicht und das Ungerechte in ihrer Entstehung nach­

gewiesen hätten. Zum Schluß erklärt er, daß bei den „königlichen" 

Bauern die Aufhebung der Eigenbehörigkeit, die Ertheilung eines 

vollkommenen Eigenthums und persönlicher Freiheit keine Schwierig­

keiten habe; das Ganze sei nichts als eine freiwillige Verabredung 

zwischen dem Oberhaupte des Staates in seiner Qualität als Guts­

besitzer und dem Eigenbehörigen; es bedürfe hierzu nicht einmal eines 

Gesetzes (das für die Emanzipation der „privat-gutsherrlichen" Eigen­

behörigen allerdings nöthig sei), sondern nur „der durch eine Kabinets- 

ordre ausgedrückten Genehmigung der in dem Bericht <1. d. Minden
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den 6. Februar 1799 vorgeschlagenen Entschädigungsgrundsätze." 

Also schon drei Jahre zuvor, da Schöu noch aus der Reise begriffen 

war, welche ihn nach seiner eigenen Erklärung erst klar über Staat 

und Volk gemacht hat*),  hatte Stein praktische Vorschläge zur Ver­

nichtung der „Sklaverei" sormulirt, und diese waren sicherlich mehr 

werth als die Reden und Abhandlungen, deren sich Schön berühmt.

Niemand wird auf den Gedanken verfallen, daß Stein sich in 

der Zwischenzeit von 1801 bis 1807 seiner humanen Ideen ent- 

schlagen haben könnte. Zum Ueberfluß sei darauf hingewiesen, daß 

er 1802 seinem Unwillen über die Zustände Mecklenburgs, wo die 

ganze arbeitende Klasse „unter dem Drucke der Leibeigenschaft" stünde 

und „die Wohnung des Edelmannes wie die Höhle eines Raubthiers 

erscheine", einen energischen, ja leidenschaftlichen Ausdruck lieh; daß 

er ferner in dem merkwürdigen Kapitel der sogenannten Nassauischen 

Denkschrift vom Juni 1807, welches von den polnischen Provinzen 

Preußens handelt, für dieselben die Aushebung der Leibeigenschaft 

fordert: er erhebt diese Forderung als völlig selbstverständlich, er 

thut sie beinahe nebenbei. „Dem Bauernstand muß das Gesetz per­

sönliche Freiheit ertheilen und bestimmen, daß ihm der unterhabende 

Hof nebst Inventarium gehöre, gegen Erlegung der bisherigen guts­

herrlichen Abgaben, bei deren Nichtzahlung er aber abgeäußert und 

des Hoses entsetzt wird?)." Gesinnungstüchtige und kenntnisreiche 

Freunde Schöns haben aus dem letzten Theile dieses Satzes (über 

die Fortzahlung der Abgaben) Stein ein Verbrechen gemacht: ohne 

zu bedenken, daß § 12 des Gesetzes vom 9. Oktober, als dessen Ur­
heber sie ihren Meister feiern, über die bisherigen Gutsunterthanen 

folgende Bestimmung enthält: „Es versteht sich von selbst, daß alle 

Verbindlichkeiten, die ihnen als freien Leuten vermöge des Besitzes 

eines Grundstückes oder vermöge eines besondern Vertrages obliegen, 

in Kraft bleiben." Dies ist einer der oft übersehenen wesentlichen 

Unterschiede zwischen den Agrargesetzgebungen Steins und Harden-

1) Aus den Papieren Schöns I, 39.
8) Pertz Stein I, 192. 435 f.

Lehmann, Knesebeck und Schön.
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bergs. Jener ließ die aus dem dinglichen Besitz fließenden Ver­

pflichtungen der Bauern unverändert, dieser dehnte auch auf sie 

die Reform aus, und zwar in einem Umfange, der allerdings Steins 

Unzufriedenheit erregt hat. Er hat darüber manches harte Wort 

gesprochen und sich sogar der Opposition westfälischer Gutsbesitzer 

gegen die Ablösungsgesetze angeschlossen was man so wenig wie 

manches andere aus diesen späteren Jahren der Entfremdung von 

praktischer Politik gutheißen wird; daß er aber jemals die Aufhebung 

der Leibeigenschaft verwünscht haben soll, ist eine teere Insinuation, 

für welche Schön und seine Anhänger bis jetzt den Beweis schuldig 

geblieben sind?).

Wie weit die in den Memoiren gegebene Vorgeschichte des 

Oktober-Ediktes richtig ist, kann vor der Hand nicht in allen Einzel­

heiten kontrollirt werden, da die betreffenden Akten an das Geheime 

Staats-Archiv in auffallend verstümmeltem Zustande gekommen und 

die Nachforschungen nach dem Fehlenden bis jetzt resultatlos geblie­

ben sind; die historische Forschung muß sich leider auf das vou 

Pertzb) wohl aus dem Nachlasse Steins mitgetheilte Material be-

*) Pertz Stein V, 596. VI, 2, j65 der Beilagen.
2) Der bekannte zornige Brief an Gagern (vont 24. August 1821, bei Pertz 

Steiu V, 575), wo Stein der „Schreibmaschinerie" einen 14. Oktober wünscht, 
würde mit seinen Klagen über die neue „Hörigkeit an die Juden", welche an 
Stelle der alten „Hörigkeit an die Gutsherrn" getreten sei, deutlich zeigen, daß 
Stein eben jede Art von Hörigkeit verdammte: wenn uns überhaupt die Pflicht 
eiues Beweises in dieser Frage obläge.

3) Stein II, 12 ff. — Den Aufsatz vou Friccius „Der bürgerliche Zu 
stand des preußischen Staates nach dem Tilsiter Frieden" (Hinterlassene Schrif 
ten 292 ff.) zu verwerthen erscheint bedenklich, weil bei den notorischen Bezie 
Hungen des Autors zu Schön (s. weiter unten) der Verdacht einer Beeinflussung 
seitens des letzteren nahe liegt. Schön wird überschwänglich gelobt: „Er ist 
der hochbegabte Staatsmann, welcher mit scharfem Blick schnell herausfindct, 
was die nächste Zukunft für das allgemeine Wohl des Vaterlandes fordert, der 
den kühnen gji'ut hat, es laut auszusprechcn, unbekümmert um die Gefahren, in 
welche er sich stürzt, und mit Kraft und Ausdauer das Ziel verfolgt; seine zahl 
reichen Gegner haben zuletzt immer anerkennen müssen, daß er das Rechte und 
Wahre im großartigsten Sinpe getroffen und gewollt hat" (S. 312). Stein wird 
zwar nicht entfernt so behandelt wie in den Produkten der Schönschen Muse, 
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schränken. Aber es genügt, um zwei nichts weniger als unwesent­

liche Irrthümer Schöns aufzudecken. In der Jmmediat-Kommission, 

welche bis zur Ankunft Steins die Civil-Verwaltung des Staates 

leitete, will er den Anstoß zur Aufhebung der Erbunterthänigkeit ge­

geben haben, und zwar bei Gelegenheit des vom Provinzialminister 

Schrötter zur Herstellung des zerstörten Biehstandes eingereichten 

Antrages. Dieser „Kuhantrag", wie ihn Schön höhnend nennt, trägt 

das Datum des 20. Juli; am 16. hatte der Geheime Rath Wilcken 

bei der Kommission aus Abschaffung der Erbunterthänigkeit ange­

tragen: alfo kann Schön unmöglich diese Frage zuerst angeregt 

habens. Ein zweiter Irrthum betrifft den Antheil Steins, der sich 

nach den Memoiren auf die Unterzeichnung der fünf Buchstaben sei­

nes Namens beschränkt hätte. Aus seinem noch erhaltenen Votum 

vom 8. Oktober geht aber hervor, daß das Gesetz zwei wesentliche 

Modifikationen ihm verdankt^). Selber ein Schüler von Adam 

Smith, hat er sich doch stets Selbständigkeit genug bewahrt, um 

radikale aus seiner Lehre gezogene Konsequenzen abzuweisen; es ent­

sprach durchaus dem echt historischen und echt humanen Grundzuge 

seines Wesens im allgemeinen und seiner bis in das höchste Lebens­

alter bethätigten Vorliebe für den Bauernstand insbesondere^), daß

es heißt ausdrücklich (S. 319), daß ihm der große Ruhm bleibe, das Oktober- 
Edikt treu ausgeführt zu haben: aber voll und ganz wird sein Verdienst auch 
hier nicht anerkannt, die beiden von ihm durchgcsetztcn Modifikationen werden 
gänzlich verschwiegen.

’) ES ist selbstverständlich, daß die hohen Berdienstc, welche sich Schön, 
nachdem die Frage einmal angeregt war, um das Zustandekommen des Gesetzes 
erworben hat, von diesem unserm Resultat unberührt bleiben. Wohl ihm, wenn 
er sich an ihnen hätte genügen lassen!

8) Beymc schrieb 1827 an Varnhagen, Stein habe bei seiner Ankunft in 
Memel sich etwas gegen die Unterzeichnung des fertigen ihm vorgelegten Gesetzes 
gesträubt. Dorow Denkschriften IV, 29. Dein widerspricht das oben citirtc 
Votum Steius, in welchem es wörtlich heißt: „Dieses Edikt ertheilt dem Grund 
eigenthümer die freie Benutzung seines Territorialeigenthums und dein Land­
bauer die Befugnis seineKräfte frei zn gebrauchen. Es ist sehr wohlthätig und 
wird auf die ganze Monarchie sobald als möglich auszudehneu sein."

8) „Mit dem, wie er einmal sagt, der Flor der Landwirtschaft, die Stärke 
des Heeres, die Erneuerung der übrigen Gewerbe durch kräftigen Ersatz ihres 

8*  
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er auf Eine gesetzliche Einschränkung der freien Disposition über das 

Grundeigenthum nicht verzichten wollte: „diejenige nämlich, welche 

dem Eigennutz des Reicheren und Gebildeteren Grenzen setzt und 

das Einziehen des Bauerlandes zum Borwerksland verhindert." Er 

setzte durch, daß eine Instruktion erging, welche die Verringerung des 

Bauerlandcs unmöglich machte. Und wie Preußen überhaupt unter seinem 

Ministerium die wichtigsten Fortschritte in der Entwickelung vom 

Provinzial- zum Einheitsstaate machte, so bewirkte er die Ausdehnung 

des ursprünglich nur für die Ptoviuz Preußen berechneten Gesetzes 

auf den Bereich der ganzen Monarchie. Dies war so augenschein­

lich sein Verdienst, daß auch Schön, als er noch — soll ich sagen 

ehrlicher oder behutsamer war, sich uicht sträubte es anzuerkennen; 

denn am 29. November 1808 schrieb er in sein Tagebuchs): „Stein 

hat viel gethan, aber nur im ersten Anfänge und ant Ende. Er 

debutirte mit dem Edikte vom 9. Oktober 1807, welches er fertig 

fand und dessen Generalisirung nur sein Verdienst ist."

Wie aber, fragt der Leser der Memoiren immer und immer 

wieder, wie war es ntöglich, daß an den Namen dieses Stein, dieses 

beschränkten und unselbständigen Mannes eine der ruhmreichsten Pe­

rioden unserer Geschichte geknüpft werden konnte? Schön fühlte, 

daß in seiner Darstellung eine Lücke zu entstehen drohte, und aus 

der Noth eine Tugend machend griff er zu einer Erklärung, bei 

welcher wieder etwas für seinen und seiner geliebten Provinz Ruhm 

abfiel. Sie ist ebenso einfach wie sinnig: er bringt Stein, um ihn 

zu bessern, in gute Gesellschaft. „Stein freute sich zwar schon in 

Memel über seinen neuen Heiligenschein (eine Anspielung auf den 

unverdienten Ruhm des Oktober-Ediktes), allein dort isolirt lebend 

konnte ihm das Feuer nicht gegeben werden, auf der eröffneten 

Bahn gleich unaufhaltsam fortzugehen. Seine angeerbten und durch

Abganges so innig verbunden ist." Bgl. die Denkschrift voin 14. Juni 1808 
bei Pertz II, 634 ss. Seine Besorgnis vor einer Auslösung des Standes in 
Tagelöhner und Proletarier ging so weit, daß er schließlich Untheilbarkcit der 
Bauergüter forderte. Pertz VI, 1, 34. 128.

J) Sonntagsbeilage Nr. 35 zur Bossischen Zeitung 1875.
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Erziehung noch vermehrten Vorurteile hemmten ihn, er mußte in 

eine bessere Gesellschaft gebracht und von dieser mit fortgerissen wer­

den. Bald darauf zog alles nach Königsbergs), und Stein wurde 

trotz seiner veralteten Vorurteile von der Zeit und dem Treiben um 

ihn so fortgerissen, daß er, indem die Glorie, welche ihm bevor­

stand, ihm zugleich schmeichelte, gar nicht zur Besinnung kommen 

konnte^)." Womöglich noch kläglicher ist die Rolle, welche Stein in 

dem Briefe Schöns an Professor Rosenkranz spielen muß. „Er 

gab — heißt es hier — in den Jahren 1807 und 1808 allerdings 

die Firma, aber mit Ausnahme des Gedankens der Städteordnung 

(wobei er aber auch das ständisch-aristokratische3) Prinzip vorwalten 

lassen wollte) duldete er mehr das, was unter seiner Firma geschah, 

als daß es von ihm ausging." Schön ahnt, daß sich in dem Leser 

die verzeihliche Neugierde regt, „wer deun unter der Firma von 

Stein und Comp. in der Compagnie gewesen". Nachdem er die 

beiden Humboldt^), Altenstein, Schuckmann und Eichhorn^') abge-

*) Ich gehe von S. 48 gleich über auf S. 51.
2) Man beachte den Widerspruch mit der eben mitgetheilten Tagebuchnottz, 

wonach Stein nur „im ersten Anfänge" und am Ende viel gethan hat. Der 
erste Anfang, das war eben die Zeit in Memel (bis Januar 1808), welche nach 
den Memoiren noch zu wünscheu übrig gelassen hätte.

3) In der Gegenwart 1872 II, 70 steht, offenbar verdruckt, „städtisch e 
aristokratische". — Die Memoiren lassen Stein kamn einmal das Verdienst der 
Städteordnung; wenigstens muß er es mit vielen, eigentlich mit allen anderen 
theilen: „Jeder, der im Conseil war, sowie jeder geistreiche Mann, der davon 
Kenntnis erhielt, wenn er auch nicht im Conseil war, trug sein Scherflein dazu 
bei. Für Stein war es genug, daß die Frauzosen damals keine selbständigen 
Municipalitäten hatten, um das Oppositum davon, die Städteordnung eifrigst 
zu fördern."

4) Wer etwa glauben wollte, daß Wilhelm v. Humboldt, der doch gewiß 
mit Jdeeu beguadigt war, dadurch gegen Schöns Neid gesichert sei, würde sich 
in einem starken Irrthum befinden. Es heißt von ihm: „Als er 1809 zu uns 
kam, stand die Berliner Universität schon fest." Dem gegenüber genügt es, an 
das Wort von Rudolf Köpke zu erinnern: „W. v. Humboldt hat deu laug ge­
hegten Gedanken der Berliner Universität zur That erhoben und mit starker 
Hand geleitet, bis die fernere Entwickelung eigener Kraft überlassen werden 
konnte" (Die Gründung der kgl. Friedrich-Wilhelms Universität zu Berlin 61).

6) Dem letzteren spendet er die ebenso boshafte als ungerechte Charak- 
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lehnt, entscheidet er sich für Rhediger, Scheffner, Friese, Stägemann, 

Nicolovius, Süvern, Schleiermacher (der indes nur „eine Zeit lang" 

mitgewirkt habe) und „meine Wenigkeit". Ich will die Thaten dieser 

Männer und der anderen, welche sich hinter den von Schön hinzu­

gefügten „u. s. w. u. s. w." verbergen, nicht herabsetzen, sie haben alle 

ihre Pflicht erfüllt, einige von ihnen dadurch großes gewirkt. Aber 

wenn sie wirklich die Treibenden und Stein nur der Getriebene 

war, warum trat, nachdem er das Ministerium hatte aufgeben müssen, 

während sie sämmtlich in ihren Stellungen blieben, auf fast alleu 

Gebiete» des öffentlichen Lebens Stillstand und Rückschritt ein? Um 

in der Sprache Schöns zu reden, die Firma Stein und Comp. 

machte nahezu Bankerott, nachdem sie ihren Chef verloren hatte, und 

das beweist doch wohl, daß dieser mehr war als der geduldige Ja­

sager, den Schön aus ihm macht.

Begreiflich, wenigstens folgerecht finden wir, daß die Memoiren 

keine radikale Besserung Steins statuiren, trotz der guten Gesellschaft, 

in die sie ihn gebracht haben. Er fällt, da die Elemente einmal 

verpfuscht sind, von Zeit zu Zeit fast mit Nothwendigkeit in die 

alten Untugenden zurück. Namentlich kann er sich durchaus uicht 

von dem Wahne losmachen, daß zum Wohlergehen eines Volkes 

noch etwas mehr gehört als ein geschüttet und gerüttelt Maß kon­

stitutioneller Freiheiten. „Mit vollem Herzen war er nicht bei 

unserm Leben und Treiben in der Idee des Staates; dagegen inter 

essirte ibn eine Verschwörung in Westfalen, von welchem unreifen 

Gedanken er voll war." Da ist er denn auch mit dem Plan eines 

Herrn Bardeleben den Tugendbund zu errichten bekannt geworden. 

„Stein war voll von diesem unklaren Plane, er setzte darauf einen

teristik: „Diese gutmütige Ambosnatur hat von dem Prinzipe wohl niemals eine 
Ahnung gehabt, nach welchem die Schläge des Hammers fielen." Schön hat 
wohl niemals eine Ahnung davon gehabt, baß diese gutmütige Ambosnatur das 
Berdienst, den Zollverein gestiftet zu haben, nur mit sehr wenigen anderen 
theilt: ein Verdienst freilich, welches er kaum zu würdigen im Stande war. 
Denn mit dem Zollverein, welchen der „finanziell und staatswirtschaftlich ganz 
ungebildete" Stein freudig begrüßte (Pertz VI, 1, 519) hat sich der mit „Ideen 
begabte" Schön nicht befreunden können. H. v. Treitschke Zollverein 109. 
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größeren Werth als aus alles, was das Bolt zur Erkenntnis der 

Vorzüglichkeit unseres Gouvernements bringen und es so zur wahren 

Kraft, wie sie sich tut Jahre 1813 zeigte, wecken sollte. Stein ging 

von dem dunkeltr Gedanken aus, man müsse den Menschen Haß und 

Widerwillen gegen Napoleon ausreden. An dem Tugendbunde glaubte 

er Marionetten zu haben, deren Drähte er nach Gefallen ziehet: 

könnte." In schneidendem Gegensatze hierzu steht die Erklärung, 

welche Stein in seiner Selbstbiographie abgegeben fy.it1): „Ich kann 

bei meiner Ehre versichern, daß ich so wenig Stifter als Mitglied 

des Tugendbundes war. Seine Mitglieder reichten nach Vorschrift 

der bestehenden Gesetze ihre Statuten und das Verzeichnis der Mit- 

glieder bei des Königs Majestät ein, der die erstern ohne mein Zu­

thun genehmigte, weil ich überhaupt glaubte, es bedürfe keiner andern 
Anstalt, als nur der Belebung des christlichen vaterländischen Geistes, 

wozu der Keim in den bestehenden Einrichtungen des Staates und 

der Kirche bereits liege. Die neue Gesellschaft hielt ihre Versamm­

lungen, von deren Beschäftigungen mir nichts bekannt war, und als 

sie sich später erbot, auf Erziehungs- und Militäranstalten einen 

mittelbaren Einfluß auszuüben, so wies ich den Antrag, als in den 

bett Staats- und kirchlichen Behörden zustehenden Wirkungskreis ein­

greifend, ab. Da ich bald darauf aus dem Staatsdienste verdrängt 

wurde, so ist mir das fernere Wirken dieser Gesellschaft unbekannt." 

Ungefähr ebenso urteilte er bereits tut Jahre 1812, als er tut Lager 

voit Drissa die Dettkschrift eittes oldeuburgischen Prinzeu über Mittel 

iinb Wege ber Restauration kritisirte: „Eine Gesellschaft ber Tugenb- 

freunbe, bie sich 1808 bilbete, ist burch ihre guten Absichten achtbar, 

aber bis jetzt ist von ihren Werken noch nichts erschienen; sie sinb 

tu heftigem Zoru gegen bie Franzosen, aber ihr Zorn kommt mir 

vor wie ber Zorn ber tränmenben Schafe." Schärfer lautet bas 

Urteil in einem Briefe an seinen Biographen: „Ich habe nie Theil 

an bem Tugenbbtmbe genommen, er schien mir unpraktisch, tittb bas 

Praktische sank in bas Gemeine" 2). Unb wem auch nach bett bereits

*) Pertz Stem VI, 2, 170 der Beilagen.
a) Pertz Stein II, 194. III, 99. 582.
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gewonnenen Resultaten unserer Untersuchung diese Gegenüberstellung 

der Zeugnisse Schöns und Steins nicht genügt, der überzeuge sich 

aus der aktenmäßigen Geschichte des Tugendbundes von I. Loigt, 

daß der leitende Minister Preußens eher gegen als für die Gesell­

schaft war*).  —

*) S. namentlich S. 51. 54. — Das am Schluß der Voigtschen Schrift 
(S. 119) mitgetheilte „Wort eines Staatsmannes über den Tugendbund" ist 
nach der ausdrücklichen Erklärung von Pertz (Leben Steins III, 582) der Feder 
Schöns entflossen. Sicherer noch wird diese Provenienz durch die Uebcrein- 
stinnnung nlit Tadel und Unwahrheit der Memoiren verbürgt; nur läßt Schön, 
wo ihn die behagliche Sicherheit der Anonymität umgiebt, seiner Lust am Kri- 
tisiren noch mehr Raum. So erklärt er z. B., der Verein habe bei Steins 
Abgang nur als eilt Gegenstand des Gelächters dagestanden, von dem jeder in 
Achtung stehende Mann sich fern gehalten: während doch der Autor, dem er sein 
litterarisches Danaergeschenk weihte, selber nachgewiesen hatte, daß so wackere 
Männer wie Merkel und Manso noch ein ganzes Jahr für den Verein thätig 
waren (S. 82 ff.).

8) Pertz Stein II, 487.' (Vgl. Preußische Jahrbücher XXXI, 518.)
®) d. d. Gumbinnen 14. Juni 1810. (Geh. St.-Arch.)

So gestaltet, in der Gesammtauffassung völlig fehlgegrisfcn, in 

fast allen Einzelheiten so ziemlich das Gegentheil der Wahrheit, war 

das Bild, welches Schön sich von Stein in seinen späteren Lebens­

jahren zurechtgelegt hatte. Daß dies Urteil kein zu hartes ist, dafür 

mögen schließlich die eigenen Worte dessen Zeugnis ablegen, der von 

ihm betroffen wird. Es gab eine Zeit, da Schön anders von Stein 

dachte. Wenn er an ihn selbst im Jahre 1810, als er nach Berlin 

zur Uebernahme des Finanzministenums berufen wurde, die Worte 

richtete: „Weil Sie nicht sind, ergab ich mich nicht unbedingt"^), so 

mag man hierin nur ein Kompliment sehen, wie es auch gewissenhaften 

Briefschreibern zuweilen entschlüpft. Was er aber um dieselbe Zeit 

über Stein an einen dritten, an Hardenberg, schrieb3), darf man wohl 

für den unverfälschten Ausdruck feiner Herzensmeinung ansehen. In­

dem er den Staatskanzler bittet, seine Anstellung in Berlin nicht eher 

zu bewirken als er Gelegenheit gehabt, sich von der Lage der Dinge 

im Centrum des Staates zu überzeugen, fügt er folgende Motivirung 

hinzu: „Ew. Excellenz haben mich in einigen Jahren, in den wich- 
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tlgsten meines Lebens, nicht gesehen. Eine sülche Schule hat Einfluß 

auf Charakter und Bildung. Die Mängel unseres Volkes und unserer 

Verfassung stehen mir setzt klar vor. Der große Mann, den wir 

nach Ew. Excellenz erhielten und auch verloren und dessen Vertrauen 

ich vielleicht am mehresten hatte, hat wesentlich auf mich gewirkt." 

Dies wird sofort an einem einzelnen Falle erläutert. Bekanntlich 

schied Schön 1809 aus dem Ministerium; hier erfahren wir, warum. 

„Ich hätte mein Leben verloren, wenn ich geblieben wäre. Daran 

lag nichts; aber ich nutzte nichts, und deshalb mußte ich weg. deicht 

bloß des Fiuanzministers wegen, sondern auch des auswärtigen und 

des inneren Ministers wegen mußte ich weichen; denn das patriotische 

Herz konnte es nicht ertragen, den Steinschen Grundplan in Be­

ziehung aufs Volk durchaus unbeachtet und verworfen zu sehen. Ich 

konnte nicht dabei stehen, wenn ich das, was Stein seinen Freunden 

in seinem Testaments ans Herz gelegt und mit dem Hochverrath 

gegen unsern König für den, der davon abwich, besiegelt hatte, als 

nichtig und werthlos verworfen sah." Noch lauter fast ertönt das 

Lob Steins in der nun folgenden Vergleichung der augenblicklichen 

Lage mit der von 1807. „Ew. Excellenz haben ein ungleich schwie­

rigeres Terrain. Minister Stein fand eine Nation, die nichts wollte. 

Sein erster Schritt gab Leben. Dieses Volk, das alles hoffte, verlor 

durch die Hemmung alles Fortschreitens, ja durch eine Verschlechterung 

Steinscher schöner Einrichtungen den Mut und alle Hoffnung." 

Wie auch die Kritik, auf welche Schön gegenüber dem „großen Mann" 

mit Recht nicht verzichten wollte, sich ihm unter den Händen in 

freudige Anerkennung verwandelte, sahen wir bereits. Auf die Steinsche 

Denkschrift von 1810 möchte er wohl das Wort „Zuweilen schläft 

auch Homer" anwenden, aber er kann sich nicht dazu entschließen: 

Stein ist ihm wohl Homer, aber kein schlafender.

’) Kann man unumwundener jemandes Anrecht an ein litterarisches Werk 
anerkennen, als hier mit Bezug auf ©teilt und sein sogenanntes politisches 
Testament geschieht? Und daneben halte man die Darstellnng der Memoiren, 
welche Stein kaum das Verdienst der Unterschrift lassen.
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Pon zweien eins.' Entweder Stein war ein „Homer" unter 

den praktischen Volkswirten — oder er war „finanziell unb staats­

wirtschaftlich ganz ungebildet". Entweder er hat einen legitimen An­

spruch darauf, die „schönen Einrichtungen" der Jahre 1807 und 1808 

sein Werk genannt zu sehen — oder sie sind ihm mühsam, halb 

wider seinen Willen abgerungen worden. Entweder er wirkte durch 

überlegene Bildung, echte Leidenschaft, unerschütterliche Thatkraft 

„wesentlich" auf seine Umgebung im allgemeinen und auf Schön iiii 

besonderen — oder er erhielt seine Erudition durch die „gute Königs­

berger Gesellschaft". Entweder er war ein „großer Mann" — oder 

sein Ruhm war erschlichen und erlogen.

Einmal muß Schön die Unwahrheit gesagt haben.

Nun kam Stein 1813 nach Preußen obenein als Bevollmäch­

tigter des russischen Kaisers, eine Würde, die nicht eben dazu beitrug, 

im vierten, fünften und sechsten Jahrzehnt dieses Jahrhunderts liberale 

Memoirenschreiber günstiger gegen ihn zu stimmen. Im Sommer 

1848 veröffentlichte Schön, jedoch nur als Manuskript, eine Schrift 

„Staat und Nationalität", in welcher er für die Rechte der „unter­

drückten" Polen eintrat *).  Polenkultus uud Russenhaß waren Mode- 

krankheiten jener Tage, die, wie wir gleich hinzufügen, begreiflich und 

verzeihlich genug waren. Damals, als die „Baterhaud" des weißen 

Zaren schwer ruhte auf unserem Staate, als dem Grafen Branden­

burg das Herz brach ob der Rohheit des Kaisers Nikolaus, als dieser 

wagen durfte, in aller Form den kommandirenden General eben der 

Provinz Preußen zu einem Rache- und Rettungszuge gegen die revo- 

lutionirte Hauptstadt aufzuforderu, damals mußten die Sympathien des 

preußischen Patrioten sich gründlich von dem Bundesgenossen von 1813 

abwenden, wenn ihn nicht schon politische Parteistellung in das Lager 

der konstitutionellen Westmächte geführt hatte. Daß das letztere bei 

Schön der Fall war, versteht sich von selbst und ist außerdem aus- 

’) Schön an Parnyagen. Gegenwart 1872 II, 69,
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ausdrücklich überliefert. Er, der Schüler von Kant und Kraus, der 

Freund der Städteordnung und der allgemeinen Wehrpflicht, der Be-- 

wunderer deutscher Poesie und Architektur verleugnet am Schlüsse seiner 

Selbstbiographie Lehrer, Vaterland, Neigung, indem er das Verhältnis 

der in Paris eingezogenen Deutschen zu ihren besiegten Feinden mit 

dem von Rom zu Hellas vergleicht! Zur Zeit der Julirevolution 

soll er aus die Frage, ob Krieg werden würde, geantwortet haben, 

die Franzosen könnten es ja niemals dulden, daß die Deutschen und 

andere Völker wie Hunde oder Sklaven behandelt würden^). Das 

wäre nur die Konsequenz jener Geschichtsphilosophie.. Die Härte des 

Parteimannes hat für alle Zeiten und Völker nur Eine Schablone.

Noch aber sind wir nicht am Ende. Provinz und Partei, per­

sönliche und nationale Abneigung waren für Schön ebensoviele Ver­

suchungen, bei der Darstellung des preußischen Landtages seine Wünsche 

mit der Wirklichkeit zu verwechseln: nun war er noch gar persönlich 

betheiligt — welche neue Gefahr für den eitlen Mann! Daß er die 

menschlichste der menschlichen Schwächen in ungewöhnlich hohem Grade 

besaß, wird jeder Leser der Memoiren mit uns empfunden haben; sie 

wirkt um so unerträglicher, da sie gepaart auftritt mit jener Nergel- 

und Tadelsucht, die nun einmal zum Erbtheil seiner Fraktion gehört. 

Freudiger und rückhaltloser Anerkennung begegnet man, abgesehen 

von einigen weniger bedeutenden Männern, eigentlich nur bei der 

Person Niebuhrs; sie ist doppelt merkwürdig, da ja die Kluft zwischen 

dem liberalen Doktrinär und dem Matador der historischen Schule 

sehr weit war. Allerdings berührten sie sich in dein Uebermaße an­

gewandter Kritik, das aber bei Niebuhr einen anderen Grund, die 

krankhafte Verstimmung seines reizbaren Gemütes, hatte. Außer 

dieser Oase sind die Memoiren eine weite, traurige Wüste der Un­

zufriedenheit und Selbstüberhebung; nichts findet Gnade vor den 

Augen des strengen Richters, und im Hintergründe steht immer das 
eigene Ich. Natürlich fehlte es dem Jünger dessen, der den kategori­

schen Imperativ lehrte, nicht an Momenten der Selbsterkenntnis; 

*) Bardeleben 15.
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aber die Art, in welcher diese auftritt, charakterisirt den Mann 

unvergleichlich. Bei der Schilderung seiner Thätigkeit nach dem 

Tilsiter Frieden wirft er die Frage auf: „Was that ich", und er be- 

antwortet sie dahin: „Nichts was der Rede werth wäre". Aber 

Frage und Antwort schreibt er mit den größten Buchstaben, die seine 

Feder zu malen im Stande ist.

Hiernach wird sich niemand mehr wundern über die systematische 

Beeinflussung der historischen Litteratur durch Schöu, die allerdings 

so bedeutend ist, daß sie auf den ersten Blick in Erstaunen setzt: 

namentlich, wenn man fortwährend seine Bescheidenheit preisen und 

als seinen Wahlspruch das Wort nennen hört: „Thue das Gute, 

wirf es ins Meer: sieht es der Fisch nicht, sieht es der Herr"x). 

Unsere Leser mögen entscheiden, in was für ein Meer Schön seine 

Gutthaten warf und ob diese Operation nicht doch auch auf die 

„Fische" berechnet war.

Schöns Thätigkeit als Historiker beginnt schon im Jahre 1814 

mit einem Briefe an E. M. Arndt. Er beschwert sich hier, daß 

Arndt in der Flugschrift „Das Preußische Volk und Heer im Jahre 

1813" des preußischen Landtages gar nicht gedacht habe, und nun folgen 

die seitdem unzählig oft wiederholten Worte: „Dieser Landtag ist 

wichtiger als der Brand von Moskau und die 26 Grad Kälte. Die 

Horksche Konvention war ein Schattenspiel, wenn der Landtag nicht 

so war, wie er war: er gab ihr erst Fundament und Kraft. Das 

Borrücken der Russen war eine Kosackenoperation, die eben so schnell 

zurück als vorwärts geht, wenn das Volk ans dem Landtage nicht 

sprach, wie es sprach." Hier bereits erhebt Schön im Namen seiner 

Provinz den Anspruch, daß ihre Landwehr Muster für alle übrigen 

geworden. Es fehlt auch uicht der diesem Standpunkt so nahe 

liegende häßliche Hinweis auf die angeblich geringeren Leistungen 

anderer Provinzen, den Schön freilich späterhin kluger Weise wieder 

fallen ließ. Ueberhaupt blieb der Bries zunächst ohne jede weitere 

Folge, Arndt hat ihn erst 1847 in seinem „Nothgedrungenen Bericht" 

*) Nasemanil 11. Preußens Staatsmänner II am Schluß.
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veröffentlicht, ohne sich jemals die dort ausgesprochenen Ansichten in 

ihrer ganzen Schroffheit anzueignen; dazu stand er den Ereignissen 

doch zu nahe.

Auch ein zweiter Versuch misglückte. Im Frühjahr 1819 sandte 

Schön einen Aussatz über die preußische Landwehr an den Minister 

Bülow mit der Bitte, ihn in den von der preußischen Kalenderdepu- 

tation herausgegebenen „historisch-genealogischen Kalender" aufzunehmen. 

Leider liegt uns die Abhandlung nicht vor; doch ergiebt sich wenigstens 

im allgemeinen ihre Tendenz aus dem Briefwechsel, welche» sie her­

vorrief. Graf Bülow trug Bedenken, ihr ohne weiteres die ge­

wünschte Stelle in dem offiziellen Jahrbuch einzuräumen, und be­
schloß, zuvor das Gutachten des Kriegsministers einzuholen. Dieser 

— es war niemand geringeres als Boyen — ergriff in seinem Ant­

wortschreiben die Gelegenheit, das Anrecht Scharnhorsts an die In­

stitution der Landwehr klar und bestimmt zu wahren und die auf­

geworfene Prioritätsfrage zu Ungunsten des Grafen Dohna zu ent- 

scheiden. Den Verdiensten des letzteren ließ er alle Gerechtigkeit 

widerfahren, aber den (wohl von Schön ausgegangenen) Vorschlag, 

denl Kalender ein Bild des Gepriesenen beizugeben, verwarf er: Ver­

storbene schienen ihm in dieser Beziehung den Vorrang vor noch 

Lebenden zu verdienen. Auch diese Aeußerlichkeit verdient Erwähnung, 

denn sie gestattet einen Rückschluß auf den Inhalt der Schönschen Ab­

handlung. Nach der Kritik Boyens gelangte sie nicht zur Veröffent- 

lichuug, wenigstens nicht im historisch-genealogischen Kalender.

Statt dessen mußte Schön sogar erleben, daß seine zwar nicht 

in gedruckter Schrift veröffentlichte, aber sicherlich in zahlreichem 

Freundeskreise wiederholt besprochene Ansicht von dem ostpreußischen 

Ursprung der Landwehr einen gefährlichen Gegner erhielt. Im Jahre 

1832 publizirte Ranke in seiner historisch-politischen Zeitschrift aus 

dem Nachlasse des eben verstorbenen Generals Clausewitz eine Ab­

handlung „Ueber das Leben und den Charakter von Scharnl)vrst".

*) S. die Beilagen, 
mir Herr Professor Voigt

Dieses sowie manches andere wichtige Dokument hat 
aus dem Nachlasse seines Vaters gütigst mitgetheilt.
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Hier heißt eê1) bei Gelegenheit der Schilderung von Scharnhorsts 

reformatorischer Thätigkeit nach dem Tilsiter Frieden: „Was aber 

das Wichtigste war, er bereitete die Idee einer allgemeinen Landwehr 

nach dem Beispiele Oestreichs vor." Sehr bescheidene Worte, welche 

das unsterbliche Verdienst des großen Mannes in die denkbar ein­

fachste Form kleideten, und doch die Unzufriedenheit Schöns erregten. 

Es kam ihm zu Statten, daß damals (1833) der Königsberger Pro­

fessor Joh. Voigt mit einer Lebensbeschreibung des inzwischen eben­

falls verschiedenen Ministers Dohna beschäftigt war; er benutzte sein 

intimes Verhältnis zu dem Biographen, um eine Widerlegung der 

Elausewitzschen Darstellung in die Oeffentlichkeit zu bringen. Er that 

es ohne Nennung seines Namens; Jahrzehnte lang hat man Joh. 

Voigt als einen von Schölt unabhängigen Gewährsmann für den 

ostpreußischen Ursprung der Landwehr angesehen, nur wenigen Ein­

geweihten wurde der wahre Sachverhalt bekannt^). Zu ihnen gehörte 

Beyme, wie wir sahen, einer von den Glücklichen, die mit „Ideen" 

begnadigt wurden; dieser schrieb am 21. Mai 1833 an Schöns: 

„Womöglich noch herzlicher aber danke ich Ihnen für die vertraulichen 

Ergießungeu Ihrer ungeschwächten geistigen Kraft über die Entstehung 

unserer Landwehr, die einen so wesentlichen Bestandtheil unserer 

Landesbewachung ausmacht, durch welche unser Vaterland in der Welt­

geschichte so einzig sich auszeichnet. Auch Mit- uud Nachwelt müssen 

es Jhneu danken, daß Sie durch Johannes Voigt dafür gesorgt haben, 

das Verdienst unseres verewigten Freundes, des Ministers Grasen 

Dohna um die Landwehr gegen die Anhänger Scharnhorsts zu viu- 

diciren".

*) S. 9 des Separatabdrnckes.
2) Wie wir sahen (S. 120), hat Schön denselben Autor auch in seiner 

Geschickte des Tugendbundcs beeinflußt. Für das an Unfehlbarkeit streifende 
Ansehen, dessen er sich namentlich in der Provinz Preußen erfreute, ist eü be 
zeichnend, daß seine Mittheilung, obwohl sie wesentliche Theile der Voigtschen 
Resultate einfach negirte, dennoch ohne jeden Borbehalt abgedruckt wurde.

8) Abschrift im Nachlasse von I. Voigt.

Welche Stellen es sind, die Schön in das Boigtsche Buch hiueiu- 

glissirte, ist uicht schwer zu erkennen. Da wo von Scharnhorsts Leben 



127

und Thätigkeit vor dem Jahre 1813 die Rede ist, begegnen dem 

kundigen Leser lauter Lieblingssätze Schöns, die er später mehrmals 

wiederholt hat: es sei kaum abzusehen, wie in Scharnhorsts Geiste 

die Idee einer Landwehr als Volksbewaffnung habe entstehen können; 

er sei nicht lange vor 1806 in preußische Dienste getreten (woraus 

folge» soll, daß er die preußischen Verhältnisse nicht genügend kannte); 

er habe, weil in Berlin wohnend und mit dem Unterrichte von Offi­

zieren beschäftigt, das Volk und den gemeinen Mann im Militär 

wenig oder nicht kennen gelernt; seit Auerstädt aber habe er von dem 

gemeinen Soldaten die schlechteste Meinung gehabt und immer danach 

gestrebt, ihn in keine Verbindung mit dem Bürger zu bringen; durch 

eiue allgemeine Bewaffnung habe er nur die Masse der Linientruppen 

so viel als möglich verstärken wollen u. s. w.1) Kurz, es ist die- 

jenige Charakteristik des großen Heeresreformators, für welche Schön 

später das Schlagwort „großer Liniensoldat" aufgebracht hat.

Derselbe, welcher bereits im Jahre 1819 die Ausstellungen 

Schöns bekämpft hatte, antwortete auch (1833) auf die Voigtsche 

Schrift in jener glänzenden Skizze „Beiträge zur Kenntnis des Ge­

nerals v. Scharnhorst", die mit das Beste ist, was über Scharnhorst 

je geschrieben wurde. Schön ließ sie vorläufig unerwidert, ohne aber 
deshalb die Hände in den Schoß zu legen.

Im Jahre 1838, bei Gelegenheit der fünfundzwanzigjährigen 

Jubelfeier der Landwehr, erschien, als Manuskript gedruckt, eine 

Broschüre des General-Auditeurs der Armee Karl Friccius unter 

dem Titel: „Zur Geschichte der Errichtung der Landwehr in Ost- 

und Westpreußen und in Litthauen im Jahre 1813". Ihr Ver­

fasser war ein Landsmann von Schön und hatte manches mit ihm 

gemeinsam: eine liberale Gesinnung, die ihm in den Zeiten der 

Manteuffelschen Reaktion die damals gewöhnlichen kleinlichen und 

niedrigen Verfolgungen zuzog, ferner ein nicht geringes Maß von 

Selbstgefühl, vor allem einen unbegrenzten Stolz aus seine Provinz. 

Mit einer Naivität,, wie sie nur der Tiefe ehrlicher Ueberzeugung

0 S. 26 f. 
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entspringen kann, hat er einmal mit Bezug auf die Ereignisse von 

1813 erklärt'): „Die Bewohner der Provinz Preußen sahen klarer, 

urteilten schärfer und richtiger und waren mutiger und entschlossener 

zum Handeln." Auf diese Behauptung hatte er so zu sagen ein sub­

jektives Anrecht; denn er gehörte nicht nur zu den „scharf und richtig 

Urteilenden", sondern auch zu den „mutig und entschlossen Han­

delnden". Er verließ damals eine gesicherte Stellung, um an der 

Spitze des Königsberger Landwehr-Bataillons hinauszuziehen in den 

Kampf für die Freiheit; er hat ihn ruhmvoll bestanden, wenngleich 

ihm später nachgewiesen werden mußte, daß sein Antheil namentlich an 

der Erstürmung vou Leipzig nicht so groß war, wie er beanspruchte?). 

Immerhin gehörte sein Bataillon zu den besten der Landwehr und 

blieb länger geschlossen als so manches andere; er erlebte die ver­

diente Genugthuung, daß ihm die Errichtung der Landwehr in dem 

treuen Ostfriesland übertragen lourde. Kein Wunder, daß er mit 

Begeisterung dem Gedanken der neuen vaterländischen Bewaffnung 

zugethan war; mistrauisch sah er in allem und jedem eine Zurück­

setzung derselben, auf das festeste war er überzeugt, daß die Linien­

truppen sich nicht besser geschlagen hätten als die Landwehr; von 

ihrer Einrichtung, Ordnung und Behandlung hing nach seiner Ansicht 

auch späterhin die Rettung und Erhaltung des preußischen Staates, 

die Veredlung des preußischen Volkes ci63). Einen großen Theil 

seiner schriftstellerischen Thätigkeit richtete er auf die Erforschung ihrer , 

Geschichte, freilich, was wohl zu beachten, nur in so weit sie seine 

Provinz betraft); den verehrlichen Landständen von Ost- und West-

*) Geschichte des Krieges von 1813 und 1814 I, 111.
2) (C. V. Helldorf) Preußens Landwehr 130. Arn bedenklichsten für die 

Glaubwürdigkeit von Friccius ist die Thatsache, daß er seine Schilderung des 
Gefechts von Pannsdors am 18. Oktober im Militair- Wocheublatte von 1843 
(S. 203) öffentlich berichtigen mußte; er hatte, seiner Gewohnheit die Thaten 
der Linie zu Gunsten der Landwehr herabzusctzen folgend, das Füsilier-Bataillon 
des 4. Reserve-Regimentes ungerecht beschuldigt.

8) So lauten seine eigenen Worte in der Borrede, zu der 1854 erschieuencu 
„Geschichte der Befestiguugen uud Belageruugeu Danzigs".

4) Geschichte der Blockade Cüstrins in den Jahren 1813 und 1814. Mit 
besonderer Rücksicht auf die Ostprcußische Landwehr. — Geschichte der Befestigungen
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Preußen und Litthauen und dem ehrwürdigen Magistrat der Stadt 

Königsberg hat er die erwähnte kleine Schrift gewidmet. Sie brachte 

über den preußischen Landtag die ersten ausführlichen Mittheilungen, 

die offenbar auf einen der Eingeweihtesten zurückgingen; von wem 

sollten sonst die 'Notizen über vertraute Unterredungen der Führer 

herrühren? So wird über eine Verhandlung zwischen Stein und 

Schön berichtet; Stein war todt und hat nie mit Friccius in Ver­

bindung gestanden, letzterer konnte seine Nachrichten nur von Schön 

haben. Dies wird weiter dadurch bestätigt, daß Schön in seinen 

Memoiren, wo er den Landtag erzählen sollte, einfach aus Friccius 

verweist, dessen Buch „alle Thatsachen darüber enthielte", und der 

letzte Zweifel wird ausgeschlossen, wenn wir in der Broschüre dem 

ewig wiederkehrenden Lieblingswort Schöns, er werde die Provinz 

gegen die Russen aufbieten, zuerst begegnen.

Auch dieser neue Versuch die historische Ueberlieferung zu usur- 
piren blieb nicht ohne Anfechtung. Da Schön den Oberpräsidenten 

v. Auerswald, denselben, dessen wir oben bei der Besprechung des 
Oktober-Edikts gedachten, so ziemlich ganz bei Seite geschoben hatte, 

erließen drei Söhne und eine Tochter desselben Erklärungen, in wel­

chen sie das Anrecht ihres verstorbenen Vaters würdig und bestimmt 
wahrten: jene merkwürdiger Weise in einem wenig gelesenen Lokal­

blatte, den „Elbinger Anzeigen" * *),  diese allerdings in der Königs­

berger Zeitung?). Aber Frau v. Bardeleben hatte ihren Namen 

nicht genannt, und wer die Verfasserin kannte, hatte auch gehört, daß 

sie zu den Muckern gehöre, ein Schlagwort, welches damals jeden, auch 

den unschuldig davon Betroffenen in weitert Kreisen um jeden Kredit 

brachte. Ihre Stimme verhallte ungehört, und auch voll der Er­

klärung der Söhne nahmen wohl nur die Forscher 'Notiz. Dafür 

erhob sich, nachdem Schön an die Spitze der ständischen Opposition 

in Ostpreußen getreten war und diese Rolle mit dem Märtyrerthum 

und Belagerungen Danzigs. Mit bcfoiibctcr Rücksicht auf die Ostprenßische 
Landwehr, welche iii den Jahren 1813—1814 vor Danzig stand.

*) Jahrgang 1838 Nr. 63. Beilage.
«) Jahrgang 1838 Nr. 68.

Lehmann, Knesebeck und Schön. 9
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der Entlassung aus dem Staatsdienst büßen mußte, eine wahre Flut 

üüii lobpreisenden Enthüllungen zu Gunsten des populären Staats­

mannes. .
Die Rheinische Zeitung *),  in welcher der französische Konstitu­

tionalismus jener Tage sich am unverfälschtesten ablagcrte, pries in 

schwungvoller Rede, wie wenig es Schön, diesem würdigen Staats­

manne, um seinen persönlichen Ruhm zu thun gewesen, wie viele der 

leitenden Ideen, die Stein ausführte, von ihm herstammten, wie er 

mit uneigennützigster Selbstverleugnung überall der vertraute Rath­

geber, der gute Genius Steins gewesen. Die Abneigung der Durch­

schnittsliberalen jener Tage gegen Stein, den strengen Marschall des 

westfälischen Landtages, ist bekannt; was zur Verkleinerung seines 

Ruhmes gesagt wurde, war Wasser auf ihre Mühle. Sofort also 
fiel in regelrechtem Responsorium vom andern Ende der Monarchie 

her die Königsberger Zeitung?) mit lauter Stimme ein: ja, so sei es 

gewesen. Sie begann mit dem tapferen imb ehrlichen Vorbehalt ge­

sinnungstüchtiger Kritiker. „Ohne an den Ehren des verewigten 

Stein zu rüttelu, muß es doch der Nachwelt kund gethan werden, 

welchen wesentlichen Antheil Schön an jenen Ereignissen der Jahre 

1808 —11 gehabt, die bisher fast ausschließlich Stein zugeschrieben 

wurden." Der Historiker der Königsberger Zeitung wußte also nicht, 

daß Stein bereits 1808 aus dem preußischen Staatsdienste schied 

und daß das erste große Reformgesetz bereits 1807 erschien. Dafür 

wußte er, daß Schön „nicht bloß mit und durch Stein, sondern auch 

in entschiedener Opposition gegen denselben für die Rettung des Vater­

landes wirkte." — „Mit und durch Stein" — das nannte er nicht an 

den Ehren des verewigten Stein rütteln; Stein das Werkzeug vou 

Schön! Dann folgt ein Excerpt aus Friccius über die Königsberger 

Vorgänge des Jahres 1813: natürlich nicht ohne einige kleine unschul­

dige Auslassungen und Aenderungen. Friccius hatte gesagt: Stein be­

wies, je strenger er gegen die Landgüter der Rheinbundfürsten verfuhr, 

desto größere Schonuug und Rücksicht gegen alles, was Preußen angehörte

]) Jahrgang 1842 28. April.
9) Jahrgang 1842 14. Mai.
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— dies übergeht der Journalist. Friccius sagte: „Auch mag Stein 

die Uebernahme der Verwaltung der preußischen Provinzen im Namen 

des russischen Kaisers für nothwendig erachtet haben" — der Jour­

nalist änderte: „Stein hielt es für nöthig, die Verwaltung der 

preußischen Provinzen im Namen des russischen Kaisers zu über­

nehmen." Er konnte nun mit dreister Stirn fortfahren: „Niemand 

war zweifelhaft, was Rußland beabsichtige, Schön allein aber war 

es, der mit männlicher Entschlossenheit diesen Absichten Rußlands ent­

gegen zu treten den Acut hatte." Stein das Werkzeug russischer 

Annepionsgelüste auf Preußen — alles „ohne an den Ehren des ver­

ewigten Stein zu rütteln"^).

Bald darauf, noch in demselben Jahre, erschien in der Samm­

lung „Preußens Staatsmänner" eine kurze Biographie Schöus, eben­

falls anonym und durchaus im Stile des Königsberger Artikels 

gehalten, welchem auch die Ehre widerfuhr, ausdrücklich citirt und wört­

lich abgefchrieben zu werden. Wir begegnen hier derselben Ani­

mosität gegen Stein, derselben — man kann nicht anders sagen als 

Reklame für Schön: nur daß letztere tu bedenklicher Weise bereits 

an den Ton erinnert, den man sonst nur auf den letzten Seiten der 

Tagesblätter zu finden gewohnt ist. Von Friccius zum Königsberger 

Artikel, von diesem zu „Preußens Staatsmännern" geht es in stei­

gender Progression fort. Das geistreiche Wort, daß Schön der gute 

Genius, der vertraute Rathgeber Steins gewesen, wird dahin kom- 

mentirt, daß fetter diesem „seine freiesten und großartigsten Ansichten 

inspirirt und seine mächtige, aber aufflackernde und ungleiche Energie 

durch seine unerschütterliche Konsequenz geleitet habe". Oder wie an 

einer anderen. Stelle wörtlich zu lesett ist: „Es fehlte Stein Konse­

quenz und besonnene Ausdauer. Diese gab ihm Schön, dem wir 

Unrecht thun würden, wenn wir ihn die rechte Hand Steins nennen 

9*

*) Noch beleidigender für Stein drückte sich das Konversationslexikon von 
Brockhaus aus: „Als die Russen bei ihren: Einrücken 1813 Miene machten, von 
den: östlichen Preußen völlig Besitz zu ergreifen, trat Schön diesen Absichten :nit 
großer Energie entgegen und bewirkte, daß Stein seine Pläne aufgab und der 
russische General Paulucci abberufen wurde."
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wollten, den wir vielmehr den Kopf desselben nennen könnten. Schön 

machte Stein zum Gefäß seiner Ideen; Schön gab die Gedanken, 

Stein brachte sie zur Ausführung"*).  Nach diesen Prämissen werden 

wir uns über keine Folgerung mehr wundern dürfen — und doch! 

der Autor übertrifft sich selber da, wo er von den Ereignissen der 

Jahre 1812 und 1813 redet. „Es läßt sich, sagt er im Hinblick 

auf die Konvention von Tauroggen, mit ziemlicher Bestimmtheit 

die Vermutung aussprechen, daß Schön auf die Entschließung des 

Generals Aork einen wesentlichen Einfluß geübt uud daß er vielleicht 

nur, um dem Schauplatz des großen Dramas näher zu sein, die 

Stelle eines Präsidenten d'er Regierung zu Gumbinnen angenommen 

hatte." So wäre denn der Jünger der Philosophie des 18. Jahr­

hunderts auf die einfachste Weise von der Welt zum Propheten ge­

worden. Er nahm im Jahre 1809 die Präsidentenstelle in Gum- 

binnen an, weil er für das Jahr 1812 das große Drama des fran­

zösisch-russischen Krieges, die Betheiligung Preußens, den Abfall Horts 

voraussah uud er sich seinen Antheil an diesen Ereignissen sichern 

wollte. Und dieweil dem gottbegnadeten Seher nichts versagt ist, so 

hat er dem Verfasser seines Panegyrikus etwas von seiner Gabe das 

Unmögliche möglich zu machen verliehen. So eben war Schön noch 

Präsident der Regierung von Gumbinnen, zehn Zeilen weiter ist er 

noch im Winter 1813 bereits Präsident der Provinz Preußen; wie 

schade, daß das Buch so kurz ist, Schön hätte es sonst gewiß noch 

weiter gebracht. Zeitunterschiede existiren ja in prophetischen Kreisen 

so wie so nicht: „als endlich Hort, heißt -es weiter, das Signal ge­

geben hatte, begann augenblicklich die Organisation der allgemeinen 

Volksbewaffnung"2). Augenblicklich! Die Epoche vom 30. Dezember 

bis zum 8. Februar Ein Augenblick!

Ganz ohne Schamgefühl war aber der mit so zügelloser Phan­

tasie begabte Autor nicht; er fühlte das Bedürfnis, sein Beginnen 

zu rechtfertigen, und er that es durch einen Hinweis auf die geringe 

bisher Schön zu Theil gewordene Anerkennung. „Wer kennt denn

*) Preußens Staatsmänner II, 4. 10.
2) II, 21.
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— ruft er aus — mit Ausnahme vielleicht eines kleinen Kreises, 

seine ganze Bedeutung? Vielleicht war es in seine Hand gegeben, 

in die erste Reihe zu treten und seine Gedanken unter seinem eigenen 

Namen zu verwirklichen. Er verschmähte dies; ihm war es nur um 

den Triumph der Sache zu thun, die er für die heilige und gerechte 

hielt; persönlicher Ruhm war ihm gleichgültig"*).  Wir sahen schon 

und werden es noch unten sehen: so ganz gleichgültig war er da­

gegen nicht; bei der Schrift von Friccius kann eine Beeinflussung 

von seiner Seite gar nicht bezweifelt wörden. Sollen wir eine solche 

auch hier statuiren? Gewiß nicht durchgängig, dazu müßten die Irr­

thümer des Autors weniger massiv sein; auch liegen sie theilweise 

ganz außerhalb des Gebietes, welches Eitelkeit und Ehrgeiz reizen 

könnten. Andererseits ist der Gedanke doch auch nicht ganz von der 

Hand zu weisen; von wem sollte der Autor z. B. den von Schön 

herrührenden Entwurf zu dem sogenannten politischen Testamente 

Steins, der von der schließlichen Redaktion mehrfach abweicht2), an­

ders erhalten haben als von Schön selbst? Vor allem aber: Schön 

las das Buch und unterließ es, laut und öffentlich gegen dessen maß­

lose Uebertreibungen zu protestiren; nur in einer bei Gelegenheit 

seiner Jubelfeier erschienenen Broschüre2) erklärte einer seiner Ver­

ehrer sehr beiläufig, in einer Anmerkung, „daß Schön das Er­

scheinen einer Schilderung seines politischen Charakters gemis- 

billigt habe": womit doch augenscheinlich nicht eine einzige Angabe 

desavouirt, sondern nur der Eutschluß die Biographie eines Lebenden 

zu schreiben getadelt war. Derselbe Verehrer eignete sich übrigens 

notorische Irrthümer der gerügten Biographie an: so macht er wie 

diese seinen Helden zu einem der bedeutendsten Mitglieder des Tugend­
bundes. Natürlich verwendet er auch die nun bereits zum Stichwort 

der Schönschen Historiographen gewordene Drohung aus dem Jahre 

1813, das Volk gegen die Russen aufzubieten. In einem Punkte 

übertrifft er sogar alle seine Vorgänger und Nachfolger, er verschweigt

') II, 4.
») Mitgetheilt II, 11.
®) Jubelfeier des Ministers v. Schön. Königsberg 1843. 
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bei der Erwähnung des preußischen Landtags den Namen Steins 

gänzlich, indent er die stereotype Lobpreisung Schöns in folgende Form 

gießt: „Er, Schön, war es endlich, der 1813 in Verbindung mit 

dem Grasen Dohna bei dem Drange der Verhältnisse auf eigene 

Gefahr die Ausschreibung eines General-Landtages bewirkte und die 

Errichtung der Landwehr einleitete." So etwa haben die Sänger 

der Ilias und des Nibelungenliedes sich die historischen Ereignisse 

zurechtgelegt, welche sie besangeu. Schön ließ sich diese poetische 

Licenz gefallen; auch die „Jubelfeier" blieb ohne Widerlegung.

Noch einmal trat sodann (1843) Friccius für ihn in die Schran­

ken. Es sei ferne von mir, diesen Autor auf eine Höhe mit den 

eben besprochenen zn stellen; er hat sich Schöns Einflüsterungen gegen­

über eine achtungswerthe Selbständigkeit bewahrt und ist namentlich 

stets bemüht gewesen, Stein sowohl wie Auerswald gerecht zu wer­
dens. Aber in dem ersten Bande seiner „Geschichte des Krieges in 

den Jahren 1813 und 1814" wiederholte er doch den wesentlichen 

Inhalt der Broschüre von 1838 und fügte sogar einige Aenderungen 

zu Gunsten Schöns hinzu; er bezeichnete setzt z. B. den letzteren ganz 

bestimmt als den Urheber des Gedankens einer Landtagsberufung?).

*) Diesen vermittelnden Charakter trägt auch die oben (S. 114) erwähnte 
Abhandlung über den bürgerlichen Zustand des preußischen Staates nach dem 
Tilsiter Frieden. Da sie übrigens bereits 1819 niedergeschrieben ist, so beweist 
auch sie, wie früh Schön seine Beeinflussungen begann.

9) Zum dritten Male schilderte Friccins diese Vorgänge in seiner bereits 
erwähnten „Geschichte der Befestigungen und Belagerungen Danzigs" (S. 182 ff.). 
Er hielt hier an der ihm von Schön suppeditirten Ansicht über den ostpreußischen 
Ursprung der Landwehr fest, entfernte sich aber, was den Landtag selbst und 
Schöns Antheil an der Berufung betrifft, ziemlich bemerkbar von seinen älteren 
Darstellungen. Hatte er früher (Geschichte des Krieges von 1813 I, 77) gesagt, 
der Vorschlag der Landtagsberufung sei von Schön gemacht, so ließ er jetzt 
ungewiß, ob er von Schön oder Dohna oder Jork ausgegangcn sei (S. 184). 
Schöns Name wird nur an dieser Stelle genannt und ohne die obligate Lobes-- 
erhebung; die Redensart vom Aufbieten der Provinz gegen die Russen läßt der 
Autor gänzlich fallen, obwohl er doch in der Vorrede seinem Zorn gegen die 
Barbaren des Ostens freien Lauf gelassen hatte; von dem gleich zu erwähnenden 
Sendschreiben an Schlosser nimmt er gar keine Notiz. Ist dies alles nur Zu­
fall oder sind ihm von einem Wissenden die Angen geöffnet worden?
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Ob Schön selber diese Modifikationen veranlaßt hat, vermag ich nicht 

zu sagen, jedenfalls fuhr er fort zu schweigen.

Er schwieg auch, als die Dame, welche zuallererst den Auf­

stellungen seiner Anhänger entgegengetreten war, sich zum zweiten 

Male, und jetzt mit Nennung ihres Namens und in einer besonderen 

Schrift*)  vernehmen ließ; er schwieg, obwohl sie schwere ihrer per­

sönlichen Erfahrung entnommene Beschuldigungen gegen seinen Pri­

vatcharakter hinzufügte. Er schwieg das Buch todt; dasselbe ist heute 

eine bibliographische Seltenheit geworden.
Viel gefährlicher für ihn war, daß in den Beiheften des Militair- 

Wochenblattes von 1846 Major Gerwien die Entstehung der ostpreu­

ßischen Landwehr behandelte, auf Grund der Akten und in einem der 

provinziellen Tradition theilweise entgegengesetzten Sinne. Als daher 

der Rektor Gottschalk in Pr. Eylau für den Jahrgang 1847 der 

„Neuen Preußischen Provinzialblätter" einen Auszug aus der Ab­

handlung verfaßte, verfehlte Schön nicht, ihm die gewiß schon ein 

Dutzend Mal gedruckten Notizen über seme Opposition gegen Steins 

russische Gelüste von neuem zuzustellen: er sand diese Thätigkeit 

so harmlos, daß er kaum noch ciu Hehl daraus machte. Der wackere 

Rektor löste seine Aufgabe nicht ganz zur Zufriedenheit des hohen 

Gönners: er hatte sich zu eng an das Militair-Wochenblatt gehalten. 

Nachdem Schön Jahre lang im Geheimen auf die historische Ueber­

lieferung gewirkt hatte, hielt er jetzt den Kampf für weit genug vor­

geschritten, um selber mit aufgeschlagenem Visir in den Schranken zu 

erscheinen. In dem vom 20. Oktober 1847 datirten, in: 5. Bande 

der genannten Provinzial-Zeitschrift veröffentlichten Sendschreiben an 

Gottschalk begegnen wir den aus dem Boigtschen Buche genugsam 

bekannten Tiraden gegen Scharnhorst, gemischt mit denselben osten- 

sibeln Lobpreisungen, welche die Charakteristik Steins so widerlich 

machen. Auch Scharnhorst nannte er seinen „noch im Grabe hoch-

!) (Sin Blick auf die einstige Stellung der Oberpräsidenten Auerswald und 
Schön in Königsberg i. Pr., mit Rücksicht auf einige dahin bezügliche Schriften 
von Eveline Ernestine v. Bardeleben, geb. v. Auerswald. Stuttgart 1844. 
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verehrten Freund", auch ihm hängte er einiges Lob an, um ihm 

dann sein Hauptverdienst abzusprechen, auch auf ihn wandte er den 

Ausspruch Kants an: man könne ein großer Philosoph sein und doch 

schlecht die Flöte blasen. Die Größe der Philosophie bestand hier in 

dem Wirken als Liniensoldat, das mangelhafte Flöteblasen in dem 

Verhältnis zur Landwehr. „Scharnhorst war ein großer Liniensoldat 

mit einem durchaus edlen Charakter; als solcher hat er genug gethan: 

warum soll er dabei auch Stifter unserer Landwehr sein?"

Indes Scharnhorst war glücklicher als Stein. Er fand in dem 

Militair-Wochenblatt einen Vertheidiger, der zwar nicht die Irre­

leitung so manchen Urteils verhindern sonnte, aber doch bewirkte, daß 

die von Schön ausgegebene Parole keine allgemeine Anerkennung er­

langte. Mit verdoppeltem Eifer warf sich letzterer wieder auf das 

andere Feld, und hier behauptete er eine fast unbestrittene Herrschaft.

Noch immer schwiegen die von seinen Parteigenossen hauptsäch­

lich gelesenen Werke Schlossers über den preußischen Landtag. Er 

entschloß sich, diesem Uebelstzmde abzuhclfen und an den Heidelberger 

Historiker, der ihm nach seiner oben mitgetheilten Erklärung „Stab 

und Stütze" war, wenn er sich von dem ideenlosen Gange der Zeit 

ermüdet und ermattet fühlte, ein Sendschreiben mit ausführlicher 

Darstellung der Königsberger Vorgänge von 1813 zu richten (am 

3. März 1849). Schlosser aber besaß einen solchen Reichthum an 

Ideen, daß er der Thatsachen kaum bedurfte; er bewies den Ent­

hüllungen Schöns nicht einmal die Rücksicht, welche er den Mitthei­

lungen des badischen Generals Krieg und des Markgrafen Wilhelm 

über die Leipziger Schlacht schenkte. Diese druckte er in einer Vor­

rede seiner umfangreichen Geschichte des 18. und 19. Jahrhunderts 

ab, um sie einige Bände weiter, bei der Darstellung des Ereignisses 

selbst gänzlich zu ignorirenT) — jene legte er einfach zu seinem 

schätzbaren Material. Die Weltgeschichte wie die Geschichte des 18. 

und 19. Jahrhunderts haben auch in der letzten vom Verfasser be­

sorgten Ausgabe keine Silbe über den Landtag gebracht. Nun hatte

* ) Vorrede des VI. Bandes und Band VIII, 447 der vierten „durchaus 
verbesserten Auflage".



137

Schlosser es wiederholt für seine Maxime erklärt, mehr zu prüfen, 

ob er die innere Wahrscheinlichkeit, als ob er die Dokumente für sich 

habe, „die man freilich auch nicht verschmähen darf"; er habe sie aber 

stets verschmäht, wo die Autorität gedruckter Quellen hinreichte, lind 

bei Auswahl uud Beurteilung der Quellen habe er nach subjek­

tiven, im Umgang erworbenen, nicht aus Büchern geschöpften Grund­

sätzen gehandelt. Wenn man hier Wort für Wort erwägt, so kam 

das Schweigen des Autors über Schön und den Landtag eigentlich 

einer persönlichen Beleidigung nahe, und der Zorn des also Behan­

delten mag nicht gering gewesen sein.

Aber er verzagte nickt. Von der „idealen" Geschichtschreibung 

zurückgewiesen, wandte er sich an die kritische. Liest man seine 

bitteren Bemerkungen über Pertz und Dropsen, so sollte man 

glauben, er hätte auch hier vollständig Fiasko gemacht. Im Jahre 

1852 erklärte er seine völlige Unzufriedenheit mit den gesummten 

neuerdings erschienenen Memoiren und Biographien; von jenen be­

hauptete er, der kaum eine Zeile schrieb, ohne sich zu nennen, daß 

sie ihn durch „Selbstlob" anekelten, diese verwarf er wegen ihres 

Notizenkrams: „wollte man selbst die Biographien von Stein, York, 

Hardenberg u. s. w. wörtlich auswendig lernen, so würde man doch 
kein treues Bild von diesen Männern erhalten"; die „angebliche" Bio­

graphie Yorks von Dropsen sei so gut wie die andern ein Notizen­

magazin, und er möchte den sehen, der aus ihr sich ein Bild von York 

machen könne; nach fünfzig Jahren sei neun Zehntel der darin ent­

haltenen Notizen werthlos und unverständlich; die entscheidenden Mo- 

mente schwäche der ungeheure Berg Unrath, welcher sie. umgebe, ab. 

Hiermit aber uicht genug. Barnhagen, an den diese Herzensergüsse 
gerichtet finb1), berichtet weiter, daß Dropsen anfangs, als er in 

Königsberg nach Quellen für seine Biographie Yorks forschte, aller­

dings die Gunst und das Vertrauen Schöns gewonnen habe; letzterer 

hätte ihm sogar die Herausgabe der eignen Denkwürdigkeiten über­

tragen wollen. Nach dem Erscheinen jener Biographie aber sei Schön

* ) 28. Juni und 15. Juli 1852. Gegenwart 1872 II, 71. Das Zeugnis 
Barnhagens ebendort S. 116.
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sehr aufgebracht gewesen und habe von Droysen kurz und gut ver­

langt, daß er den Theil, welcher die Ereignisse in Preußen zur Zeit 

der Aorkschen Konvention betreffe, ganz umschreibe und als Wahr­

heitsfreund seinen Irrthum offen eingestehe: nicht Stein, nicht Aork 

gebühre die Hauptrolle und das Hauptverdienst, sondern ihm. Droysens 

Weigerung hätte die völligste Entzweiung zur Folge gehabt. Schlagen 

wir nun Droysen auf und vergleichen seine Darstellung mit der des 

Sendschreibens, so stellt sich Uebereinstimmung in sehr wesentlichen 

Theilen heraus; unsere Untersuchung wird zu zeigen suchen, daß der 

Autor den Schönschen Mittheilungen zu viel Vertrauen geschenkt hat. 

Nicht minder der von Schön wiederholt gescholtene Pertz, der sogar 

das von Schlosser verschmähte Sendschreiben für so werthvoll hielt, 

daß er es vollständig producirte. Es wäre ein sehr wohlfeiles Ver­

dienst, hierüber nachträglich zu Gericht zu sitzen: man muß sich stets 

gegenwärtig halten, in welcher angesehenen, jeden Verdacht tenden­

ziöser Darstellung beinahe ausschließenden Position der Berichterstatter 

sich befand. Hier kommt uns nur darauf an zu konstatircn, daß 

Schön sich an dem auf die deutsche Historiographie gewonnenen Ein­

fluß keineswegs genügen ließ.

Wie mußte ihn da erst der einzige ernsthafte Widerspruch auf­

bringen, den sein Sendschreiben erfuhr. Er ging, um das Quid- 

proquo dieser wuuderlichen Episode moderner Quellenkritik zu voll­

enden, von einem Schriftsteller aus, dessen kritische Ader sonst nicht 

besonders stark schlug, von Fr. Försters. Schön beklagte sich über 

ihn brieflich bei seinem Freunde Eichendorff; dies Benehmen sei so 

gemein und boshaft, daß es beinahe undenkbar sei, wie ein Mensch 

im ruhigen Gange seiner Gedanken und Empfindungen zu einem 

solchen Grade von Bosheit kommen könne; er tröstete sich aber damit, 

daß gleichzeitig Barnhagen, den er zur Biographie Bülows von Denne- 

witz veranlaßtund natürlich weidlich bei Ausarbeitung derselben 

beeinflußt hatte, die Erklärung abgab, Schön sei zufrieden, wenn 

andere sich sein Verdienst aneigneten. Eichendorff rieth, von dem

* ) Neuere unb neuste Preußische Geschichte II, 871 ff. (1854).
2) Schön au Barnhagen 28. Juni 1852. Gegenwart 1872 II, 71.
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Gegner keine Notiz zu nehmen, vielmehr „alle zur dercinstigen Wider­

legung und rechten Wahrheit führenden Beweisstücke, Dokumente, 

Briefe und Traditionen zu sammeln, um sie dann Barnhagen zu 

übergeben"r).
Barnhagen, diese gleichgestimmte Seele, in Eitelkeit, neidischer 

Tadelsucht, systematischer Oppositionsmacherei Schön gleich, wenn nicht 

überlegen, hatte der Einsiedler von Arnau sich zu seinem Biographen 

erkoren. Er hoffte ihn für sich zu gewinnen durch Schmeicheleien, 

die, ob ehrlich oder nicht ehrlich gemeint, den Schmeichler auf das 

stärkste kompromittiren. Die Lebensbeschreibung des Hans von Held 

— welche Barnhagen bekanntlich schrieb, ohne die Hauptschrift seines 

Helden, das sogenannte schwarze Buch, auch nur gesehen zu haben — 

nennt er „die erste Biographie in dieser Zeit"?). In jenem Brief, 

wo er über Dropsen und die ganze neuere Memoiren- und Bio- 

graphien-Litteratur den Stab bricht, erklärt er, es sei hohe Zeit, daß 

diesem Unwesen durch das Borbild einer Biographie, „wie sie sein 

soll", eine Grenze gesetzt werde, und diese zu liefern, dazu sei Barn­

hagen der Mann. Mit der überlegenen Miene eines Kenners giebt 

er ihm gleichzeitig ein wahrhaft klassisches Rezept für diese Muster- 

biographie an die Hand. Nachdem er noch einmal den modernen 

Notizenkram verdammt hat, fährt er wörtlich also fort: „Das Bild 

eines großen Mannes als des Repräsentanten einer Idee oder von 

Ideen bedarf wenig Notizen, wozu, wenn das Bild bald nach dessen 

Tode aufgestellt wird, die öffentliche Handhabung, die Sage und eine 

stattgefundene persönliche Bekanntschaft zureichend sind." Die öffent­

liche Handhabung, eine persönliche Bekanntschaft und — die Sage! 

Das kennzeichnet den Mann. Den Notizenkram, d. h. die Wahrheit, 

verwirft er; zur Biographie genügt ihm die Sage. Hat der Held 

der Biographie nur bei Lebzeiten durch fleißiges Renommiren für 

die Entstehung der Sage gesorgt, so muß sich der Biograph an sie 

halten, wohl oder übel. Welch ein Lichtstrahl fällt nun auf die 

historisirende Thätigkeit des alten Oberpräsidenten!

*) Aus den Papieren Schöns Ï, Borrede S. VI. IX.

ä) Arn 28. Dezember 1853. Gegenwart 1872 II, 99.
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Als er nun die Biographie Bülows aus der Werkstatt Barn­

hagens vor sich hatte und sein Rezept im großen und ganzen be­

folgt sah, regte sich das Verlangen nach gleicher Verherrlichung in 

ihm auf das gewaltigste. „Wären Sie doch nicht, seufzte er, ein ab­

hängiger Mann! Ich schickte Ihnen alle meine Papiere und erklärte 

öffentlich den für einen Hundsfott, der sich außer Varnhagen von 

Ense unterstände, über mich etwas drucken zu lassen." Der schlaue 

Diplomat erwiderte: „Ew. Excellenz werden dem Ehrengeschicke einer 

Biographie doch nicht entgehen; soll dasselbe jedoch an eine gewisse 

Bedingung geknüpft sein, so wünsche ich, daß diese so spät als mög­

lich eintrete, und gönne jüngeren Nachgeborenen gern das Glück, an 

so reicher und würdiger Aufgabe, sich zu versuchen." Schön, ganz 

berauscht von der Hoffnung auf ein großes, nur ihm zu Liebe ge­

schriebenes Werk, ließ nicht nach. 'Noch zwei Jahre vor seinem Tode 

schrieb er: „Mein Freund Eichendorff, der eben so herrliche Dichter 

als herrliche Mensch, der mich genau kennt, meint von mir, ich sei 

dazu geboren, dem gemeinen Gange der Meinungen und der Dinge 

in den Weg zu treten, und wenn ich an die Jahre 1807—1809, 

1812 und 1813 und an das Cholera-Jahr 1830 und an andere 

weniger wichtige Momente meines Lebens und an meine Meinung 

von Stein, Scharnhorst, Gneisenau, Jork u. s. w. denke, dann mag 

er Recht haben." Den Mut freilich, lästige Konsequenzen seiner Ent­

hüllungen auf sich zu nehmen besaß er nicht. „Mit dem In den 

Weg treten — fährt er fort — werden alle unklaren und unlau­

teren Geister rechts und links aufgeregt, und diese sind boshaft und 

giftig und in der heutigen Zeit auf Verfolgungen und Gewaltmaß­

regeln versessen. Hier ist es Pflicht des Mannes, das Treiben des 

Satans zu berücksichtigen und das Dürfen genau zu ermessen, um 

so mehr, da das Wesen meines Lebens in einem Sturm auf Ideen­

losigkeit und Gemeinheit bestand. Hohe Aufregung ideenloser und 

gemeiner Geschöpfe in menschlicher Gestalt ist hier nicht zu vermeiden, 

und deshalb kommt es hier auf einen Mann an, der Wut und 

Verfolguug nicht scheuen darf. Gegen solche vergiftete Pfeile ist der 

Tod der beste Panzer, und so 'bleibt nur der Ausweg, daß der
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Biograph, der während seines Lebens die Operationen des Teufels 

zu berücksichtigen verbunden ist, erst nach seinem Tode der Welt das 

hinstellt, was der Verkiindigung werth ist. Hiernach wäre es, Ihre 

Zustimmung in der Sache an sich vorausgesetzt, der angemessenste 

Weg, wie mein Freund Eichendorfs meint, daß ich an E. H. scholl 

jetzt meine Papiere schicke, damit Sie, weiln Stimmung und Ver­

hältnisse zusagen, sie durchsehen, die etwa dazu noch nothwendigen 

Notizen von mir fordern, darauf allmählich zum Werke schreiten uild 

sowie ein abgeschlossener Theil fertig ist, das Manuskript in England 

oder all einem andern sicheren Orte mit dem Auftrage niederlegen, 

dell Druck nach Ihrem Tode zu besorgen."

Ein besonders günstiges Vorurteil erwecken diese Vorsichtsmaß- 

regeln sicher llicht; gerade einem Manne von Schöns Grundsätzen, 

sollte man meinen, wäre für die Wahrheit kein Preis zu hoch ge- 

wesen. Zur Ausführung kamen sie übrigens llicht; beim Schön starb 

1856, ehe ein Anfang gemacht war. Allerdings enthielt sein Testa­

ment eine Bestimmung über diese Angelegenheit, die ihll sein ganzes 

Leben beschäftigt hattet, und nach Varnhagens Tode im Jahre 1858 

sind seitens der Erben mit andern, theilweise sehr namhaften Histo­

rikern Verhandtllllgell über eine Biographie eröffnet worden. Sie 

scheiterten sämmtlich. Wer das gesammte Material, Memoiren und 

Urkunden, vor sich hatte, konnte wohl eine Kritik der ersteren schreiben, 

nimmermehr aber sie zu einer Biographie eriveiteril.

Zur Kritik der Darstellung übergehend, welche Schöll von dem 

preußischen Landtage gegeben hat, senden wir eine allgemeine Be­

merkung voraus.
Wie er in den Mitteln des Kampfes wechselte, bald seine Beein- 

flussuilgen ganz im Verborgenen ausübte, bald deil von ihm gemachten 

Mittheilungen seinen Namen hinzufügen ließ, wieder ein ander Mal

x) Kurz vor seinem Tode hatte er noch A. Witt, den Berfasser des Auf­
satzes „Der preußische v'audtag im Februar 1813" iii Räumers Historischem 
Taschenbuch vou 1857 S. 533 ff., durch „mündliche Mittheilungen" erfreut. 
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selber in die Schranken trat — so auch in den Zielen. Es besteht 

ein bemerkenswerther Unterschied zwischen den eigenen Kundgebungen 

und denen seiner Freunde und Gesinnungsgenossen: offenbar ließ er 

die letzteren einen Schritt über die Linie hinaus gehen, welche er 

selber inne hielt. So hütet er sich wohl zu behaupten, daß er es 

gewesen, der den Gedanken einer Landtagsberufung zuerst ausge­

sprochen — in Friccius steht es zu lesen; er hütet sich, Stein als 

Werkzeug russischer Annexionsgelüste darzustellen — der Königs­

berger Journalist und der Mitarbeiter des Konversations-Lexikons 

thun es; er hütet sich, ein hervorragendes Verdienst bei der Errich­

tung der Landwehr in Anspruch zu nehmen — der Verfasser der 
„Jubelfeier" schreckt sogar hiervor uicht zurück. In Schöns eigenen 

Aufzeichnungen haben wir es welliger mit groben Verstößen gegen 

die Wahrheit, obwohl auch diese nicht fehlen, als mit Verschwei­

gungen, Verschiebungen, Uebertreibungen zu thun. Das Halbrichtige 

überwiegt das Falsche.

In der Selbstbiographie wird, wie schon erwähnt, der Vor­

gänge des letzten Monates von 1812 und der ersten von 1813 nur 

gauz im Vorbeigehen gedacht. Schön sagt: „Ueber die Iorksche Kon­

vention, wozu ich nur bemerke, daß die anscheinend große Kühnheit 

Jorks dabei durch die Lage der Umstände sehr gemildert wurde, uud 

über den Durchzug der Russen ist schon so viel geschrieben, daß hier 

davon nicht weiter die Rede sein darf." Dies eben ist der Ton, der 

die Schrift so unleidlich macht: kein fremdes Verdienst ist hoch genug, 

um sie von dem Versuche einer Herabziehung abzuschrecken.

Ausführlicher hat sich der Verfasser in dem an Schlosser ge­

richteten Sendschreiben ausgelassen1).

Es beginnt mit jener captatio benevolentiae für den Adressaten 

und fährt dann also fort: „Im Jahre 1812 und 1813 war ich Präsi­

dent der Regierung zu Gumbinnen und stand als solcher auf dem 

Vorposten der kultivirten Welt." Eine vortrefflichere Exposition zu dem

ł) Es ist nicht weniger als drei Mal abgedruckt; zuerst bei Pcrtz Leben 
Steins III, 649 ff., dann in den Preußischen Jahrbüchern XXX, 213 ff., zuletzt 
im I. Baude der Papiere Schöns S. 84 ff.
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folgenden Drama vermöchte man sich nicht zu denken. Schön auf 

dem Vorposten der kultivirten Welt: also im Mittelpunkte der Er­

eignisse, sobald die russischen Barbaren das civilisirte Litthauen be­

rühren; also mit der Aufgabe betraut, je nach den Umständen Uebcr- 

griffe derselben tapfer abzuwehren oder listig zu verhindern.

„Im Dezember 1812 rückten die russischen Truppen bei Ver­

folgung der Franzosen in 3 Abtheilungen über die preußische Grenze."

Schön meint das Korps Pauluccis, welches von Riga kommend 

Macdonald verfolgte — das Wittgensteinsche, welches den Riemen 

abwärts ziehend dem französischen Marschall den Weg nach Königs­

berg zu verlegen bemüht war — endlich die sogenannte Donau-Armee 

unter dem Admiral Tschitschagoff, die noch weiter südlich der direkten 

Straße von Wilna nach Königsberg folgte. Schöns Zeitangabe ist 

insofern nicht ganz richtig, als Tschitschagoff erst am 2. Januar die 

preußische Grenze überschritt *).

*) Bogdanowitsch Geschichte des Feldzugs von 181'2 III, 341.

„Das mittlere Korps unter dem General Wittgenstein nahm 

meinen Vorschlag an, daß nur von militärischer Besetzung des Landes 

die Rede sei."

Will Schön hiermit sagen: mein Vorschlag war eigentlich über­

flüssig, denn Wittgenstein war so wie so Preußen- und deutschfreund­

lich gesinnt und von allen Eroberungsgelüsten weit entfernt, so hat 

er Recht. Meint er aber, es hätte seines Vorschlages bedurft, um 

den General anderen Sinnes zu machen, legt er seinem Vorschläge 

irgend eine Bedeutung bei, so befindet er sich in einem schwer be­

greiflichen Irrthume.

Gras Wittgenstein war kein großer Mann, er hat später, an 

die Spitze des vereinigten russisch-preußischen Heeres gestellt, nicht die 

für eine so schwere Aufgabe erforderlichen Talente gezeigt: aber 

außer Steiu und den kürzlich eingewanderten Deutschen gab es da­

mals vielleicht in ganz Rußland niemanden, der es so gut mit un­

serem Vaterlande meinte als er. In seinem Hauptquartier uud bei 

seinem Korps waren die Diebitsch, Clausewitz, Auvray, Dörnberg, 
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Tettenborn, die insgesammt daran arbeiteten, ihn in feinen guten 

Vorsätzen zu bestärken, unb Stein war denn auch von der Reinheit 

und Zuverlässigkeit seiner Gesinnungen so fest überzeugt, daß er ihn 

schon im November 1812 dem Kaiser für den Oberbefehl desjenigen 

Heeres empfahl, welches zu der größten Theilnahme an den Kriegs­

ereignissen berufen sei*).  Bereits am 15. Dezember, als er noch 

sein Hauptquartier in der Nähe Wilnas hatte, befahl er seinen der 

preußischen Grenze nahenden Truppen strengste Mannszucht und 

Achtung des Eigenthums und setzte Todesstrafe auf die geringste 

Gewaltthat. Den Preußen verkündete er, des Kaisers Heere kämen 

„nicht als Feinde, nicht als Eroberungssüchtige", sondern als Befreier; 

das i^and werde nach dem Kriege wieder geräumt werden; Preußen 

möge sich erheben, mit Rußland verbündet seine Unabhängigkeit zu 

erkämpfens. Sollen wir annehmen, Schön habe nach Wilna hin 

mit Wittgenstein korrespondirt, um diese Proklamation zu bewirken? 

Auch jenes Schreiben des Generals an 3), wo es heißt, nur 

ungern würde der Kaiser unter einem andern Titel als dem eines 

Freundes des Königs von Preußen dessen Staaten besetzen, wäre 

dann wohl eine Folge „des Vorschlages" von Schön; am Ende 

müßte er es sich gefallen lassen, die ganze Konvention von Tauroggen 

als sein Werk gepriesen zu sehen: ist sie doch geschlossen, nachdem 

„das mittlere Korps unter Wittgenstein" die Grenze bereits über­

schritten, also auch Schöns „Vorschlag" angenommen hatte.

*) Am 5./17. November. Pertz Stein III, 213. — Clausewitz, der gewiß 
kein Augendiener war, erklärt (Werke VII, 168. 2. Ausl.'», das Wittgensteinsche 
Hauptquartier sei in den drei wichtigsten Personen aus lauter edlen Charakteren, 
voll von redlichem Ciser und gutem Willen, ohne irgend eine Nebenabsicht, zu 
sammengesetzt gewesen. Vgl. Bernhardt Toll II, 406.

2) Bei Dropsen Aork II, 7.
8) Vom 15.,/27. Dezember, bei Dropsen I, 551.

Ob seine conciliatorische Thätigkeit sich in noch höhere Regionen 

erstreckt hat, vermeldet er nicht. Fast sollte man es meinen; denn 

um dieselbe Zeik, am 19. Dezember, verbot Fürst Kutusoff, der 

Oberbefehlshaber des russischen Heeres, seinen die Grenze überschrei- 
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teilten Truppen irgend welche Unordnungen zu begehen und die Be­

wohner in der Ausübung ihrer Geschäfte zu stören; zwei Tage da­

raus mußte er auf ausdrücklichen Befehl seines Kaisers eine Prokla­

mation an die Bewohner Preußens erlassen, in welcher er fast mit 

den Worten Schöns die Ueberschreitung der Grenze als eine unver­

meidliche Folge der Kriegsoperationen bezeichnet; frei von jeder Er­

oberungslust, beabsichtige der Kaiser vielmehr dem Unglücke, welches 

auf Preußen laste, ein Ende zu machen, dem Könige Beweise seiner 

Freundschaft zu geben und der Monarchie Friedrichs ihren Glanz 
und ihre Ausdehnung wiederzugeben. „Er hofft, daß S. M. der 

König Düii Preußen, erfüllt von den Empfindungen, welche diese offene 

Erklärung in ihm erwecken muß, unter diesen Umständen keine andere 

Partei ergreifen wird als die, welche das Interesse seiner Staaten 

und die Wünsche seiner Völker fordern. In dieser Ueberzeugung hat 

der Kaiser mein Herr mir den positiven Befehl gesendet, die Pro­

vinzen Preußens, welche seine Heere jetzt betreten werden, nicht als 

Feindesland zu behandeln, sondern so weit der Kriegeszustand es ge­

stattet, die Uebel zu mildern, welche aus dieser Occupation hervor­

gehen könnten" ’).

Hierüber schweigend berichtet Schön desto ausführlicher über fein 

Einschreiten gegen einen russischen Eroberungsversuch. Nicht alle 

Generale waren so willig wie Wittgenstein; er mußte erleben, daß 

seine „Vorschläge" nicht nur nicht angenommen, sondern verhöhnt 

wurden.

„Der russische General Marquis Paulucci, fährt er fort, welcher 

mit seinem Korps den nördlichen Theil der preußischen Grenze über­

schritt, ging aber vollständig erobernd vor. Er entband die Behörden 

von ihrer bisherigen Verpflichtung gegen den König von Preußen, 

wies sie an, ihre Berichte nach Petersburg zu erstatten und nur 

Befehle von dort anzunehmen."

Paulucci hatte Memel am 27. Dezember besetzt, drei Tage vor 

der Konvention von Tauroggen* 2). Niemand vermochte damals mit

*) Bogdanowitsch III, 342. Pertz Stein III, 251.
2) Bogdanowitsch III, 370. Eckardt Jork und Paulucci 51. S. die Beilagen.

Lehmann, Knesebeck und Schön. 10
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Bestimmtheit vorauszusagen, in welchem Sinne sich der Befehlshaber 

des preußischen Korps entscheiden würde; noch Tags vorher hatte 

seine Avantgarde, die westpreußischen Dragoner und die schwarzen 

Husaren, sich bei Piktupöhnen blutige Bahn durch die den Weg nach 

Tilsit versperrenden Russen gebrochen; es war unzweifelhafter Kriegs- 

zustand, und darum die Handlungsweise des Marquis in keiner Weise 

auffällig. Sie wurde es erst, als General Diebitsch-, der Bevoll­

mächtigte des Grafen Wittgenstein, die Konvention mit Jork ge­
schlossen hatte, deren erster Artikel lautetet „Das preußische Korps 

wird den Landstrich des königlichen Territoriums, der zwischen Memel, 

Tilsit und dem Haff liegt, besetzen, und dieser Landstrich wird als 

völlig neutral betrachtet werden." Aber selbst dann hatte Paulucci 

noch immer einen plausibeln Borwand, denn die Konvention 

wurde sür die nicht unter Wittgensteins Befehl stehenden Generale, 

zu denen der Marquis gehörte, verbindlich erst mit der Ratifika­

tion des Kaisers, welche nicht vor dem 6. Januar von Wilna ab­

ging *),  also schwerlich viel vor der zweiten Dekade des Monats in 

Memel sein konnte. Ich finde auch nicht, daß man sich in preußi­

schen Kreisen anfangs sonderlich beunruhigt hätte über diese Vor­

gänge. Uns später Lebenden ist völlig klar geworden, daß das Ganze 

nichts als eine Intrigue war, welche der rachsüchtige Italiener gegen 

seine verhaßten Rivalen Diebitsch und Wittgenstein spann. Ursprüng­

lich war er so Preußen- und deutschfreundlich gesinnt gewesen wie 

wenig russische Beamte; er hatte einen deutschen Publizisten in seiner 

Umgebung, dem wir die Erhaltung einer Reihe wichtiger Urkunden 
über diese Epoche verdanken; er hatte, seitdem er W Amt eines 

Kriegs-G'ouvcrneurs von Liv- und Kurland angetreten, unausgesetzt 

mit Jork unterhandelt, sein eifrigstes Bemühen war gewesen, beim 

Abschluß der Konvention dem Grafen Wittgenstein den Rang abzu­

laufen: nun sah er sich verschmäht, zurückgesetzt — mit südlicher 

Leidenschaft warf er sich in eine ganz entgegengesetzte Bahn. Indem er 

Jorks Truppen den Eintritt in Memel weigerte, hoffte er Wittgen- 

’) Bogdanowitsch III, 387.
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stein und Diebitsch durch Verletzung der von ihnen gegen den preußi­

schen General eingegangenen Verpflichtungen zu kompromittiren; in­

dem er die Annexion Memels vorbereitete, hoffte er der russischen 

Politik eine veränderte Richtung zu geben und an Preußen Rache 

zu nehmen. Daß er dies durchaus aus eigene Hand that, ist heute 

leichter zu erkennen als damals; sollte es aber ganz unmöglich ge­

wesen sein, namentlich für einen, der sein heißes Verlangen nach dem 

Abschluß einer Konvention hatte beobachten können und der da wußte, 

daß Wittgenstein ihn ausdrücklich zur Räumung von Memel aufge- 

sordert hatte *)?  Wir werden gleich sehen, daß wenigstens Ein 

preußischer Beamter und zwar einer, der zu Schön in naher Be­

ziehung stand, die Memeler Vorgänge ganz richtig als eine Episode 

aufgefaßt hat, die von keiner langen Dauer sein konnte.

„Der diesem Korps von mir entgegengeschickte Regierungskom- 

missarius — heißt es in Schöns Bericht weiter — machte dem 

Marquis dagegen Vorstellung, nitb es kam darüber zwischen beiden 

zu einer so heftigen Debatte, daß der Kommissarius offen erklärte: 

wir haßten die asiatische Apathie nicht weniger als die französische 

Despotie, und das Land, welches die russischen Truppen jetzt als Er­

retter und Befreier empfange, würde feindlich sich gegen sie erheben."

Als man im preußischen Lager erwog, wie diese Angelegenheit 

zu regeln sei, war es nicht etwa Schön, von dem, wie man nach 

dieser Darstellung glauben könnte, die erste Opposition ausging, son­

dern Hork. Am 6. Januar erhob er Protest gegen die Verletzung 

der ihm bewilligten Konvention, während Schön erst vier Tage später 

bei ihm anfragte, ob in Betreff der besetzten Stadt ganz besondere 

und geheime Verpflichtungen übernommen seien; sonst sei er Willens, 

die Behörden anzuweisen, ihre Obliegenheiten ohne Rücksicht auf den 
russischen Kommandanten zu erfüllen2). Vorsichtig und besonnen, 

gar nicht auf eigene Hand, nur im Einverständnis mit der höchsten 

militärischen Behörde ging also Schön vor; das war bei der prekären

») Eckardt 57. 130. Droysen II, 45.
*) Droysen II, 45.

10*
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Lage der Monarchie sehr in der Ordnung, aber wer wünschte nicht, auch 

in seiner Erzählung eine Rückerinnerung an dieses Verhalten zu finden?

Der Kommissar, von dem er redet, ist der Regierungsrath Schulz. 

Unmöglich kann dieser mit dem Marquis persönlich zusammeuge- 

kommen sein; denn letzterer verließ Memel bereits am 4. Januar, 

um sich in sein Gouvernement zurückzubegeben, uiib Schulz war noch 

am 6. im Hauptquartier Wittgensteins, den er als preußischer Civil- 

kommissar begleitete; am 12. treffen wir ihn in Memels. Jene 

Unterredung kann er also nur mit den von Paulucci zurückgelassenen 

Beamten, dem Kommandanten Obersten Ekesparre oder dem Chef der 

Civilverwaltung Baron Fölkersahm gehabt haben: wenn sie nämlich 

überhaupt stattgefundeu hat. Wir besitzen mehrere Briefe von Schulz 

aus jener Zeit; sie bekunden, daß er bei dem Obersten Ekesparre 

Protest eingelegt hat, aber vergebens durchsuchen wir sie auch nur 

uach einem Anklange an jene pikante Antithese von russischer Apathie 

und französischer Despotie; dagegen finden sich, wie in den Kund­

gebungen aller preußischen Patrioten von damals, Aeußerungen herz­

licher und rückhaltloser Sympathie für die russischen Befreier. In 

einem Briefe an Schön aus Tilsit vom 3. Januar redet er von den 

„braven Russen" und den „lieben Moskowitern"; als er im Wittgen- 

steinschen Hauptquartier weilt, preist er die „schöne russische Militia": 

es sei doch rühreud, was der Gedanke von Vaterland und Freiheit 

aus den bärenhaften russischen Bauern für tapfere Krieger gebildet 

habe. Nach Memel gesendet, hatte er natürlich geringe Freude au 

den Zuständen, welche der ergrimmte Marquis geschaffen hatte: man 

möchte, schreibt er am 12., rein des Teufels werden; aber der gescheite 

und weltkundige Beamte ließ sich nicht durch ein Gespenst erschrecken, 

bereits am 18. erklärte er L)ork auf das freimütigste: „Diemel und 

die ganze hiesige Angelegenheit scheint mir nur eine unangenehme 

Nebensache, deren Beilegung doch bald zu hoffen ist"* 2). Und dieser 

Mann soll einem russischen Beamten gegenüber die russische Apathie 

x) Dropsen II, 28. 44. Flesche an Schuckmann 13. Januar (Geh. St.-Arch.).
2) Droyseu II, 22. 28. 44. 56. (Gerwien) Errichtung der Landwehr und 

des Landsturms iu Ostpreußen 5 (Beiheft zum Militair-Wochenblatt 1846).
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als gleich Hassenswerth wie die französische Despotie bezeichnet und 

mit einer Erhebung des Volkes gedroht haben?

Schön erzählt bald darauf, daß er selber die gleiche Drohung 

gegen Stein ausgesprochen habe, und da er unverkennbar ans diese 

Partie seines Gemäldes einen großen Werth legt, so müssen wir uns 

einer Prüfung derselben unterziehen, obwohl es ganz augenscheinlich 

ist, daß er sich in der Wahl seiner Farben vergriffen hat. Er hat 

die Stimmung der Zeit, in welcher er schrieb, auf die Zeit, über 

welche er schrieb, übertragen. In den Jahren der Revolution und 

der Begeisterung für Schleswig-Holstein, wo keine Revolte gemacht 

würbe ohne den Ruf: „Die Russen kommen", wo auf allen Gassen das 

Lied von dem meerumschlungenen Bruderstamm erklang, gab es aller­

dings kaum etwas Populäreres als einen Krieg gegen den Zaren, 

den Feind konstitutioneller Freiheit, den Patron des Dänenkönigs. 

Ganz anders damals, als das letzte Jahr der französischen Knecht­

schaft zu Ende ging. Der Gegenstand des allgemeinen Hasses waren 

die Franzosen und nur die Franzosen: und zwar ganz besonders in 

Ostpreußen. Sie hatten in dem gräßlichen. Wintcrseldzuge von 1807 

weite Strecken des armen Landes in Wüsteneien verwandelt, sie 

hatten Monate lang schlemmend und prassend in den Quartieren 
gelegen, sie hatten die Kontinentalsperre gebracht, unter welcher viel­

leicht keine Provinz des Staates so litt wie Preußen, das mehr 

Handelsbeziehungen zu England als zu dem übrigen Deutschland 

hatte, sie hatten die Kontribution auferlegt, deren Abzahlung uner­

schwingliche Steuern forderte, sie waren im Frühjahr 1812 wieder 

gekommen, um so manchem Landmann das letzte Pferd, die letzte 

Kuh, das letzte Saatkorn zu nehmen: — darob hatte sich eine Fülle 

von Haß und Grimm gesammelt, welche jeden, auch den Trägsten 

und Stumpfsten zu einem ganz persönlichen Feinde jedes Franzosen 

machte. In der Königsberger Zeitung') zuerst erschien jenes „Epi­

taphium", das von allen dieser Zeit angehörigen Kundgebungen un- 

seres gutartigen Volkes vielleicht die grimmigste ist:

') Jahrgang 1813 S. 252.
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Zuerst müßt ihr von allen tausend Schädeln 
Der patriotischen, von ihm erschlagneu Edeln 
Ein prächtges Mansoleum baun.
In dessen Mitte steht grotesk in Stein gehaun
Der größte Tiger mit gekröntem Haupt,
In seinen Klau'n ein Lamm, nach dem sein Blutdurst schnaubt.
Rings an der Knochenwand in grauenvollem Kreis
Laßt dann von Wittwenmark und ansgepreßtenr Schweiß
Zehntausend Lüster-Lampen brennen:
So wird die Nachwelt ihn auch ohne Inschrift kennen.

Als am Neujahrstage 1813 auf dem Schloßplätze in Königs­

berg ein französischer Gensdarm einen preußischen Rekruten thätlich 

insultirte, schlug ihn die erbitterte Menge auf der Stelle todt, an­

gesichts der Schloßwache, die aus einer Kompagnie französischer Gre­

nadiere bestand, vor den Augen des Königs von Neapel, der an 

einem Fenster des Schlosses stand; als dieser zwei Offiziere herunter 

sandte, um die Ruhe herzustellen, wurden ihnen die Degen zerbrochen, 

die Hüte mit) Epauletten heruntergerissen, kaum petteten sie ihr Leben 

durch eine schnelle Flucht nach der Schloßtreppe *). So war die 

Stimmung. Und niemand kannte sie besser als Schön selbst, der 

bereits am 11. November berichtete: „Die Stimmung ist so, daß 

nur ein Funke nöthig ist, um Flammen zu haben, und die Fran­

zosen fürchten auf der Retirade erschlagen zu werden. Und diese 

Stimmung, die bei allen Ständen allgemein ist, ist von Memel bis 

Johannisburg, und sie ist um so lebhafter, weil niemand mehr glaubt, 

daß wir nicht im Stande wären den Gräueln zu begegnen"* 2).

*) Friccius Geschichte des Kriegs in den Jahren 1813 und 1814 I, 54.
2) Ans dem Geh. St.-Arcb. bei Pertz Stein III, 586.

Nnn kamen die Russen, die glücklichen Befreier ihres heimat­

lichen Bodens, umgeben von dem religiösen Nimbns, ein Gottes­

gericht vollstreckt zn haben, sehr bereit, wie es schien, das Erlösungs- 

werk bei den andern Nationen zn vollenden. Es hieße die Natur 

popnlarer Leidenschaft im allgemeinen und die jener Tage ins­

besondere anfs gröblichste verkennen, wenn man meinte, es sei mög­

lich gewesen, ihr durch irgend einen plötzlichen Impuls eine Rich­
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tung gegen die Befreier zu geben. Wären es Muselmänner und 

Mongolen gewesen, sie wären mit offenen Armen empfangen worden; 

man lese nur, wie die Poesie des gemeinen Mannes sich sogar für 

Kirgisen und Baschkiren erwärmt und ihnen die besten Eigenschaften 

von der Welt angedichtet hat. Nun waren es vollends die Nachbarn, 

mit denen damals, vor der Einführung des hohen Tarifes Städter 

und Landmann zahlreiche Waren tauschten, die Bundesgenossen von 

1806 und 1807, die Zeugen einer besseren Zeit, die nichts unter­

ließen, um die Hoffnung aus eine frohe Zukunft wieder zu erwecken. 

Obwohl noch im Kriegszustände mit Preußen, behandelten sie doch das 

Land von dem Augenblicke ab, wo sie die Grenze überschritten, als 

Freunde und Alliirte. Wir sahen bereits, wie wohlwollend und 

bundesfreundlich die Proklamationen Wittgensteins und Kutusoffs 

lauteten; sie ergingen zehn Tage vor der Konvention von Tauroggen, 

welche unablässig während des ganzen Feldzuges von Kaiser Alexander 

vorbereitet, nun in ihrer Vollendung, indem sie die Hälfte der preußi­

schen Armee aus Gegnern in Neutrale verwandelte, ein wichtiges 
Unterpfand für die Fortdauer jener Gesinnungen gab. Gesinnungen, 

denen die Thaten durchaus entsprachen. Es sind nicht lange darauf 

die gerechtesten Klagen über die Rohheiten und Ausschweifungen der 
russischen Soldaten laut geworden, damals betrugen sie sich so, wie 

man es von zukünftigen Bundesgenossen nur irgend erwarten kann. 

Wohl brach die Begierde nach Besitz und die Lust am Zerstören zu­

weilen durch die gezogenen Schranken hindurch, wie z. B. am Tage 

des Einzuges in Königsbergs), aber dies waren ganz vereinzelte 

Excesse, die überdies schnell unterdrückt wurden.
Aus den mageren und dürftigen Zeitungsblättern, an denen die 

bescheidene Einfachheit unserer Väter sich genügen ließ, klingt doch 

überall die herzliche Freude an dem Auftreten der Befreier heraus. 

„Nicht nur die strengste Beobachtung der Kriegszucht — heißt es in 

der Königsberger Zeitung vom 7. Januar — sondern auch ihr zu­

trauliches freundschaftliches Benehmen gewann diesen abgehärteten 

0 Tagebuch bei Droysen II, 26.
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tapferen Kriegern des Nordens bald die aufrichtige Zuneigung der 

Einwohner." In Labiau veranstaltete General Schepelosf gleich nach 

den: Einzuge eiu Festessen, zu welchem er die Beamten und die ersten 

Magistratspersonen einlud. „Man bemerkte dabei die Freude, mit 

welcher die beiden Nationen sich vereinigten, die sich nie hätten trennen 

sollen. Vereint werden diese beiden Nationen gewiß unüberwindlich 

sein, und ihre Vereinigung- ist ein Vorbote ihrer Siege und ihres 

Glückes. Indem auf die Gesundheit beider Souverains getrunken 

wurde, riefen die Preußen mit lebhaftem Enthusiasmus: Vivat und 

Hurrah für Se. Majestät den russischen Kaiser. Ein Ausruf, der 

von den Russen herzlich für Se. Majestät den König von Preußen 

wiederholt wurde." Als derselbe General in die Hauptstadt der Pro­

vinz einrückte, „wurde er mit Freudengeschrei und Ausrufungen 

empfangen, welche den allgemeinen Beifall eines Volkes bekundeten, 

welches durch die Hülfe Rußlands ein Joch abgeschüttelt hat, welches 

ihm schon lange unerträglich geworden war." Sogar auf Kinder 

machte die großartige Begeisterung jener Tage den tiefsten Eindruck; 

Frau v. Bardeleben, die scharfblickende und mutige Frau, welche zu­

allererst Schön den Namen gab, den er verdiente, entsann sich noch 

nach Jahrzehnten der alles belebenden Empfindung des Augenblicks, 

„da Frankreichs fliehende Heere in geheimnisvoller Nacht Königsbergs 

Mauern verließen und der allgemeine Jubel, welcher sich kaum den 

Zwang einer Mäßigung um des noch nahen Feindes willen anzu- 

thun vermochte, die Einwohner der Stadt größtentheils in ihren 

Häusern wach erhielt, mit sehnendem Herzen der Morgenröthe der 

Befreiung entgegensehend." Wo nur irgend die verarmten Bewohner 

es erschwingen konnten und zur Feier der Befreiung ein Feuerwerk 

anzündeten, da waren gewiß „der russische und preußische Adler und 

Vivat Alexander und Friedrich Wilhelm in transparentem Feuer zu 

sehen." Wie stach es gegen das Benehmen der Franzosen ab, daß 

russische Generale in den Zeitungen preußische Bürger und Beamte 

aufforderten, jeden russischen Soldaten, welcher sich ohne Ordre einzeln 

auf den Landstraßen oder sonst auf dem Lande zeige und Unfug an­

richte, sogleich in Verhaft zu nehmen und an den nächsten komman- 
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direnden General abzuliefern. Die Einquartirnng, unter den Fran­

zosen die Quelle namenloser Quälereien und Erpressungen, wurde 

von den Russen gesetzlich geregelt und auf ein relativ bescheidenes 

Maß von Ansprüchen reducirt. In Königsberg bestimmte General 

Siewers: niemand sei verpflichtet, eine Militärperson ohne Quar­

tierbillet aufzunehmen; nur das iu der Stadt als Garnison bleibende 

Militär, nicht auch das durchmarschirende, werde von den Quartier­

gebern beköstigt; Unteroffiziere und Gemeine hätten nur aus Gewäh­

rung derjenigen Portionen Anspruch, die das marschirende Militär 

aus deu Magazinen erhalte; endlich: „die Herren Offiziere ohne Un­

terschied des Grades werden mit den Speisen am Tische ihrer Wirte 

zufrieden sein". Dies war wahrhaft unerhört und mußte die unglück­

lichen Opfer französischer Habgier und Brutalität ungefähr in eine 

Stimmung versetze::, als würden sie aus den Qualen der Hölle mitten 

in die Seligkeit des Paradieses gehoben. Und nicht nur die russischen 

Generale deutscher Abstammung bewiesen solche Humanität, auch der 

Stockrusse Tschitschagoff verordnete von Elbing aus für die ganze 

Provinz, daß alle Regiments-Kommandeurs oder Kommaudo führende 

Offiziers von jeder Polizeibehörde des Quartierstandes eine schrift­

liche Bescheinigung über das gute Betragen der Truppen beizn- 
bringen hätten. Schön selbst hat am 27. Januar in dem Amtsblatt 

seiner Regierung eine im Namen Tschitschagoffs vom General-Inten­

danten der russischen Armee, Gregor Rachmanoff, erlassene Berord- 

nung^) publicirt, die sich aus die „Zustimmung der preußischen Re­

gierungen" wie auf ein unentbehrliches Rechtserfordernis beruft und 

deren erster Paragraph bestimmte, daß die königlich preußische Gen­

darmerie als eine Polizeianstalt erhalten und ihr auch in Hinsicht 

auf das kaiserlich russische Militär dieselben Rechte zur Erhaltung der 

Ordnung und Ruhe zugestanden werden sollten, die sie in Ansehung 

des preußischen Militärs auszuüben befugt sei. Größere Rücksicht 

konnte man denn doch nicht nehmen auf eine Macht, mit der noch 

nicht einmal Frieden, geschweige denn Bündnis geschlossen war.

*) d. d. Elbing 5./17. Januar.
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So ging es fort von Stadt zu Stadt, bis das Land rechts der 

Weichsel frei war. Ein Welauer Berichterstatter nennt die Kosacken 

„zwar mitunter wild, aber doch freundlich; wir nahmen fie freundlich 

auf, wie wir wußten und konnten; das machte sie*  noch zutraulicher 

und sie schieden mit aller Herzlichkeit von uns". Aus Wormditt heißt 

es: „Bewunderungswürdig ist die gute Ordnung und Disziplin der 

russischen kaiserlichen Truppen, welche, da sie in Eilmärschen vor­

wärts gehen und keine Etappenstraßen etablirt sind, von den Quar­

tierständen vorläufig verpflegt werden müssen, welches bei den be­

scheidenen Anforderungen des Militärs zur völligen Zufriedenheit 

beider Theile ausfällt; denn in der ganzen Gegend ist auch nicht die 

geringste Klage über die russischen kaiserlichen Truppen zu hören." 

Wie herzlich klingen endlich die Worte jenes Friedrich Aschberg, der 

aus Marienwerder also schreibt: „Zur Besatzung blieben einige hundert 

Mann Kosacken zurück, die chie musterhafte Mannszucht hielten. Eine 

so ruhige Nacht, als die war, welche aus diesen ereignisreichen Tag 

folgte, hatten wir seit langer Zeit nicht gehabt. Die größte Stille 

herrschte aus den Straßen, jeder athmete frei wieder auf, konnte 

nun dreist wieder sich aussprechen, ohne befürchten zu dürfen, von 

lauernden Spionen angegeben zu werden. Die schönsten Hoffnungen 

für Befreiung des Vaterlandes von fremdem Einflüsse und dem här­

testen Geistesdrucke schimmern dem Baterlandsfreunde entgegen, und 
jeder brave Preuße ruft, wie es gestern Preußen und Russen vereint 

in unsern Straßen riefen: es lebe Kaiser Alexander, es lebe Friedrich 

Wilhelm, und möge bald das Band der Eintracht die beiden Böller 

umschlingen, die nur auf kurze Zeit durch Misverständnisse getrennt 

werden können" *).

*) Königlich Preußische Staats-, Krieges- und Friedens-Zeitungen 1813 
S. 18. 26 f. 33 f. 41 f. 64. 98.

Diese Zeugnisse der Zeitungen, welchen man vielleicht eine ge­

ringere Bedeutung beimessen möchte, werden durchweg bestätigt durch 

andere Kundgebungen, auf denen kein Verdacht einer Beeinflussung 

ruht. Giebt es einen vollgültigeren Gewährsmann als Schön selber?
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Am 27. Dezember schreibt er aus Gumbinnen an Hardenberg, in­

dem er die Sendung des Grafen Lehndorf ankündigt: „Er sah die 

Russen hier, mit welcher hohen Ehrfurcht gegen unsern König und 

mit welcher Delikatesse sie handeln, und er kommt heute von Tilsit, 

wo er hinreiste, um sich dort von dem Benehmen und Verfahren der 

größeren Masse selbst zu überzeugen." Und an den König, wieder 

über Lehndorf: „Er kann, wie er hier und in Tilsit selbst erfahren 

hat, Ew. K. Majestät sagen, mit welcher tiefen Ehrfurcht Ew. Majestät 

Rame von jedem Russen genannt wird, mit welcher Achtung der 

preußische Adler uud jede von Ew. Majestät gesetzte Autorität be­

grüßt wird, und welche Mühe sich die russischen Oberen geben, eine 

gute Mannszucht bei den Truppen zu halten. Um mit einem Zuge 

alles dies zu bestätigen: der hiesige Kosacken-Oberste fand fünf eben 

Reconvalescirte vom Leib-Regiment hier. Als er diese auf dein 

Rapport fand, schickte er sie mir gestern durch seinen Adjutanten und 

ließ mir sagen: er handele der Freundschaft seines Kaisers gegen 

Ew. Majestät gemäß, wen« er sie auf freien Fuß setze und zu 

meiner Disposition stelle. Er will ihre Pässe visiren, wenn ich sie 

nach Hause schicke. Der Graf von Lehndorf wird Ew. Majestät 

endlich einen erst heute hier herausgekommenen 'Aufruf an Ew. K. 

Majestät Unterthanen überreichen, der die durch Aeußerungen fran­

zösischer Machthaber hier erzeugte Besorgnis hebt"*).  Schön meint 

die Proklamation des Fürsten Kutusoff. — Der Regierungsrath 

Schulz redete, wie wir sahen, in seinen Briefen von den „braven 

Russen" und den „lieben Moskowitern". Ständische Deputirte be­

schlossen, Kaiser Alexander, sobald er auf preußisches Gebiet käme, 

durch eine Deputation aus ihrer Mitte zu begrüßen und ihm für die 

schonende Behandlung der Provinz zu danken. Krieg gegen Frank­

reich — schrieb Aork am 13. Januar, also nach den Memeler Vor­

gängen, an Bülow — will das Volk, will die Armee ’). Hin und 

wieder geschah sogar mehr, als strenggesinnte Beamte glaubten ver- 

*) Droysen II, 272 f. Weitere Zeugnisse finden fick in den Beilagen.
2) Droysen II, 9. 22. 40. 55.
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antworten zu können. Der eben genannte Regierungsrath wurde 

von seinem Posten abberufen, weil er hatte verlauten lassen, daß er 

einen Volksaufstand in Masuren organisiren wolle, und Aork schrieb 

bald darauf, einem entschlossenen Intriganten von Einfluß würde 

es leicht gewesen sein, der Stimmung der Nation eine gefährliche 

Richtung zu gebens. In einer höchst auffallenden Uebereinstim­

mung hiermit steht der Brief, welchen Scharnhorst bereits am 

18. Dezember 1812 an Hardenberg richtete. Er spricht von der 

Unzufriedenheit der Bevölkerung mit den neuen Einrichtungen des 

Staatskanzlers, von dem fast allgemeinen Hasse gegen die Franzosen 

und von den militärischen Fortschritten der Russen, welche es ganz 

wohl denkbar erscheinen ließen, daß die Franzosen noch in diesem 

Winter bis zur Weichsel zurückgehen müßten. „Sollte aber dies der 

Fall sein — fährt er fort — so wird man in Preußen sich an 

die Russen wenden. Denn die Unzufriedenheit des Adels, der Kauf­

leute und zum Theil auch der Offizianten mit dem Gouvernement 

ist sehr groß"2). Da Scharnhorst selbst ein Gut in Preußen besaß 

und überdies in der letzten Zeit wiederholt Gelegenheit gehabt hatte, 

sich persönlich von der dortigen Stimmung zu überzeugen, so hat 

sein Zeugnis wohl einigen Anspruch auf Beachtung.

Und diese Nation wollte Schön gegen ihre Befreier aufbieten? 

Er müßte nicht der kluge und vorsichtige Mann gewesen sein, welcher 

er unzweifelhaft war, wenn er sich zu einer so lächerlichen Bravade 

hätte hinreißen lassen. Er vergißt gänzlich, daß die Vorgänge in 

Memel sich auf einen unendlich kleinen Kreis beschränkten. Ihm 

schwebt fortwährend das Bild der Gegenwart von 1849 vor, wo 

Kommunikationsmittel, die verhältnismäßig zahlreich zu nennen waren, 

eine weitverzweigte Presfe, ein erregtes politisches Vereinsleben da­
für sorgten, daß schnell die Kunde eines wichtigen Ereignisses durch 

die Provinz getragen wurde. Wie es mit alle dem 1813 stand, geht

*) Bericht des Polizei-Direktors Flesche (nicht von Auerswald, wie schon 
Droysen richtig erkannte) an Hardenberg ' vom 22. Januar; Schreiben Jorks 
vom 10. Februar. Aus dem Geh. St.-Arch, bei Pertz Stein III, 292. 306 f.

9) Geh. St. Arch. Aehnlich äußert sich Ftesche; s. die Beilagen.
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daraus hervor, daß die gelesenste Zeitung der Provinz, die Königs­

berger, das Memeler Ereignis nicht einmal gelegentlich erwähnt hat.

Nun ist es allerdings richtig, daß die Neigung der russischen 

Feldherren und Staatsmänner für Preußen nicht ganz so platonisch 

war, als es nach jenen Proklamationen den Anschein hatte. Die 

Annexion des Landes bis zur Weichsel gehörte, seitdem Rußland in 
den Kreis der europäischen Großmächte eingetreten war, mit zu dem 

Programm einer mächtigen Partei und zwar merkwürdiger Weise 

gerade der altrussischen, die doch von dieser Erwerbung eine Ver­

stärkung des ihr so verhaßten deutschen Elementes hätte besorgen 

sollen. Als sie unter der Zarewna Elisabeth am Ruder war, hatte 

ganz Ostpreußen dem Doppeladler huldigen müssen und sich dadurch 

den Zorn des großen Königs zugezogen, der die Provinz seitdem nie 

wieder betreten hat. Kaiser Paul beschäftigte sich in den letzten 

Tagen seines Lebens lebhaft mit dem Gedanken, Ostpreußen dem 

ungefügigen Berliner Hofe zu entreißen. In den ersten Regierungs­

jahren Alexanders hatte der Pole Czartoryski, als er auswärtiger 

Minister Rußlands war, den Plan aufs neue zur Sprache gebracht, 

natürlich in der Absicht, auf diese Weise sei» eignes Vaterland bis 

zur Ostsee auszudehnen. In den Unterhandlungen, welche dem Frie­

den von Tilsit vorangingen, hatte Napoleon seinen neuen Alliirten 

aufgefordert, sich der Stadt Memel und des Landstriches nördlich 

vom Niemen zu bemächtigen, Alexander hatte diesen Vorschlag zwar 

abgelehnt, aber nicht in einer ganz unzweideutigen Weises. Auch 

für die Zeit, von welcher wir reden, ist durch Steins ausdrückliches 

Zeugnis verbürgt, daß es eine Partei gab, welche die Erweiterung 

des Reiches bis zur Weichsel als glorreiches Endziel des Befreiungs­

krieges ansah, niemand geringeres als der Oberbefehlshaber des Hee­

res gehörte zu ihr?).

Niemals aber bis jetzt war dieser Plan aus dem Geheimnis

ł) Bernhardt Geschichte Rußlands II, 2, 432. 505. 544.
a) Stein am 14. November 1812 bei Pertz III, 206; Bernhardt Denk­

würdigkeiten Tolls II, 387. 401.
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der Kabinette an die Oeffentlichkeit getreten, für die damaligen Be­

wohner von Ostpreußen existirte er nur als dunkle Erinnerung aus 

der Zeit des siebenjährigen Krieges. Und was wichtiger: Kaiser 

Alexander ist damals weit entfernt gewesen, ihn zu verfolgen. Be­

reits am 10. November 1812 sandte er Oberst Boyen, der kurz 

zuvor *)  mit der Absicht, in russische Dienste zu treten in Petersburg 

angekommen war, an Friedrich Wilhelm III. mit dem mündlichen 

Auftrage zurück, daß er bereit sei, Preußen zu unterstützen, wo und 

wie es wolle, und nicht eher Frieden zu machen, bis es in dem 

Umfange von 1805 hergestellt sei. Am 18. Dezember ermächtigte 

er den Marquis Paulucci, mündlich oder schriftlich dem General Dort 

zu erklären, daß wenn der König von Preußen gemeinsame Sache 

mit Rußland mache, der Kaiser die Verpflichtung übernehmen werde, 

nicht eher die Waffen niederzulegen, bis Preußens Gebiet den Umfang 

erreiche, der es die Stelle unter den Mächten wieder einnehmen lasse, 

welche es vor dem Kriege von 1806 besessen. Zum dritten Male end­

lich wiederholte er dies Anerbieten in dem herzlichen Briefe, welchen 

er am 6. Januar 1813 aus Wilna direkt an den König richtete^): 

„Einer meiner heißesten Wünsche ist, Sie zu überzeugen, wie sehr 

mir Ihre und Ihrer Monarchie Interessen am Herzen liegen. Nach 

meiner Religion, nach meinen Grundsätzen vergelte ich gern böses 

mit gutem, und ich würde nur zusriedeugestellt, wem: Preußen seinen 

ganzen Glanz und seine ganze Macht wiedererlangt hat. Darum 

biete ich Ew. Majestät an, nicht eher die Waffen niederzulegen, als 

bis dies große Ziel erreicht ist."

Wer möchte bestreiten, daß die wirksamste Bürgschaft für die 

Fortdauer dieser hochherzigen Gesinnungen in dem Bewußtsein der 

eigenen Schwäche lag: in den Schrecken des nordischen Winters war 

nicht bloß die französische, sondern auch die russische Armee unter­

gegangen. Für den Zusammenhang unsrer Betrachtungen aber ist

') Am 25. Oktober (Mittheilungen aus dem Leben Friedrich Dohnas 32), 
nicht bereits im «September (Dnncker Prenßen während der französischen Occu­
pation. Zeitsckrift für preußische Geschichte VIII, 779).

*) S. die Beilagen. Vgl. Duncker 776. 779. 788. 
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es völlig gleichgültig, ob der Zar und seine Generale aus zarter 

Rücksicht auf die Integrität des Nachbarstaates oder in weiser Be­

rechnung der spezifisch russischen Interessen jedwedes Annexionsgelüste 

in der Tiefe ihrer Brust verschlossen: genug, sie thaten es. Der 

einzige, welcher scheinbar eine Ausnahme machte, Marquis Pau- 

lucci, bestätigte eben nur die Regel. Außerdem aber drängt sich 

eine Bemerkung auf, in welcher man hoffentlich keine Anklage gegen 

den Patriotismus unserer Landsleute am Niemen und Pregel finden 

wird. Was in Memel geschah, verletzte den Nationalstolz der Ge­

bildeten und beunruhigte schwarzsehende Politiker. Die Massen, 

welche Schön aufbieten wollte, mußte es, so lange der Russe auch 

hier gute Manneszucht hielt, völlig kalt lassen. Denn der gemeine 

Mann ist allerorten für soziale Fragen empfänglicher als für poli­

tische, und längst trug der Abscheu gegen den Franzmann einen so­

zialen Charakter. Selbst die wackeren Bewohner von Memel und 

Umgegend, die doch am meisten von den russischen Annexionsgelüsten 

betroffen waren, würden vermutlich die Aufforderung ihres Präsi­

denten zur levée en masse gegen den Zaren kopfschüttelnd und mit 

Zweifeln an seiner Zurechnungsfähigkeit beantwortet habens.

Es wird uns weiter erzählt, wie der Marquis gegenüber dem 

Kommissariats Schöns dabei geblieben sei, daß er sein Verfahren bei 

dem Kaiser verantworten würde. „An eben dem Tage, an welchem 

ich den Bericht über dies Ereignis erhielt, welches das Land in eine 

neue und empörende Richtung bringen mußte, bekam ich ein Schrei­

ben von Stein, in welchem er mich benachrichtigte, daß am zweiten 

Tage darauf der Kaiser Alexander mit ihm in der südlichst gelegenen 

Grenzstadt Lyck ankommen würde. Ich schickte sofort einen Kurier?) 

mit einem Briefe an Stein ab, in welchem ich ihn mit voller Ent­

rüstung von dein Verfahren des Marquis Paulucci in Kenntnis setzte, 

ihn bat, dem Kaiser Alexander dies anzuzeigen und zu erklären, daß,

*) „Hier ist ein Theil, der Memel nur unter russischem Scepter stimmt 
sieht": so schreibt der Polizei-Direktor der Stadt noch am 13. Januar. S. die 

Beilagen.
9) Dieser „Kurier" war, wie sich gleich zeigen wird, ein preußischer Major.
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wenn die Anordnungen des Marquis uicht sofort aufgehoben würden 

und ich nicht Genugthuung für dessen Eingriffe in die preußischen 

Majestätsrcchte erhielt, ich genöthigt sein würde, das Land gegen die 

Nüssen auszubieten. Dabei ließ ich meinem Freunde Stein durch 

den Ueberbringer meines Brieses, den Major von Plotho, den zer­

rütteten Zustand der bei uns eingerückten russischen Truppen schil­

dern, so daß, wenn das Land gegen diese ausgeboten würde, sie wohl 

bald das Land zu verlassen genöthigt sein würden. Statt daß Stein 

mir schriftlich antwortete, war er am zweiten Tage nach Empfang 

meines Briefes selbst in Gumbinnen bei mir."

Zunächst erweckt die Chronologie dieser Erzählung Bedenken. Alit 

dem Ereignis, „welches das Land in eine neue und empörende Rich­

tung bringen mußte", kann Schön nicht jene „heftige Debatte", die 

doch unter vier Augen stattgefunden hatte und weiteren Kreisen nicht 

bekannt geworden war, sondern nur die voraufgehenden, eine Annexion 

vorbereitenden Maßregeln meinen. Diese aber waren dem Präsiden­

ten von Gumbinnen bereits am 10. Jauuar bekannt, an dem Tage, 

wo er sich ihretwegen bei General Aork Raths erholte]). Und 

an „eben dem Tage", also spätestens am 10., vielleicht aber noch 

früher, will er ein Schreiben über die 48 Stunden später bevor­

stehende Ankunft des Kaisers und Steins in Lyck erhalten haben, 

von denen der eine das weit über 30 Meilen entfernte Wilna eben 

verlassen, der andere nicht einmal erreicht hattet? Nach Schöns 

Berechnung hätte Stein schon am 14. in Gumbinnen sein müssen, 

er war cs aber erst am 19.3)

Es ist gewiß kein Zufall, daß der Autor die Ereignisse näher 

an einander rückt als sie in Wahrheit lagen: der Konflikt erscheint

’) Droyscn II, 44.
*) Stein kam in Wilna am 11. Januar abends an. Pertz Stein III, 264. 

Arndt Erinnerungen aus dem äußeren Leben 172 (1. Aufl.). Kaiser Alexander 
verließ die Stadt am 9. und gebrauchte bis zur preußischen Grenze nicht weniger 
als zehn Tage. Plotho Der Krieg in Deutschland und Frankreich 1813 und 
1814 I, 25 f.

®) Pertz Stein III, 273. Arndt Erinnerungen 178. 
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nun schärfer, sein Eifer und seine Opposition gegen die russischen 

Auuexionsgelüsle rascher und energischer. In dieser Vermutung wird 

man durch die Beobachtung bestärkt, daß Schön fortwährend den 

Fall Paulucci als seine ausschließliche Domäne behandelt und dadurch 

den Glautzen erweckt, als sei die Verhinderung der Annexion fein 

und keines anderen Verdienst. Warum verschwiege er sonst, daß 

auch Aork eine Beschwerde wegen Memel an das russische Haupt­

quartier richtete, und zwar gleichzeitig mit ihm, vielleicht sogar 

früher?*)  Legt er nicht dieser Angelegenheit eine völlig ungerecht­

fertigte Bedeutung bei, indem er sie als das Motiv von Steins 

Erscheinen in Gumbinnen bezeichnet? Es steht urkundlich fest, daß 

Stein schon am 16. Dezember, noch von Petersburg aus, Schön 

auf seine Ankunft vorbereitete?). Ist es endlich ehrlich, daß er ver­

schweigt, wie er um die Mitte Januar zwei von den ostpreußischen 

Notabeln, Farenheid und Lehndorf, veranlaßte, zur Bewillkommnung 

des russischen Kaisers nach Lyck zu eilen')? Das geschah nach den 

unliebsamen Ereignissen in Memel; hätte er es erwähnt, so würde 

sich freilich gezeigt haben, daß der Mantel catouischer Strenge und 

unbeugsamen Nationalstolzes, in den er sich hüllen will, einige be­

denkliche Löcher aufzuweisen hat. Sie werden sich mehren, wenn wir 

in der Prüfung seiner Erzählung'fortfahren.
„Stein und ich, wir hatten früher wichtige Momente mit einan- 

der verlebt, uni) nun trafen wir uns in dem wichtigsten! Das 

Herz ging uns beiden auf. Doch forderte ich bald nach der Be­

grüßung Antwort wegen Paulucci. Darauf erklärte Stein, Paulucci 

sei, wie er sich ausdrückte, verrückt, der Kaiser habe dessen Anord­

nungen, über welche ich Beschwerde geführt hätte, aufgehoben, ihm 

das Kommando genommen und ihn nach Rußland zurückgeschickt.

!) Am 15. Januar. Droysen II, 46. 58. Schöns angeblicher Drohbrief 
ist, wenn man von dem Datum der Ankunst Steins in Gumbinnen (19. Ja- 
nuar) rückwärts rechnet, etwa am 16. geschrieben.

a) d. d. Petersburg 4./16. Dezember: „Ich werde bald zn Ihnen kommen, 
mit Arndt." Aus den Papieren Schöns I, Anlagen 14Q.

8) Droysen II, 58.
Lehmann, Knesebeck und Schön. 11
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Da begrüßte ich zum zweiten Male meinen Freund in seiner ganzen 

Herrlichkeit."

Bemerken wir zunächst, daß Schön hier wieder nur von seiner 

Beschwerde spricht, obwohl doch die von '))ork ausgegangene bereits 

am 16. in den Händen des Fürsten Kutusoff war1) und Stein nicht 

unbekannt geblieben sein konnte. Schlimmer als dieser neue Beweis 

seiner grenzenlosen Eitelkeit ist, daß er Stein eine doppelte Unwahr­

heit sagen läßt: Paulucci konnte nicht nach Rußland zurückgeschickt 

werden, da er, wie wir sahen, sich bereits Anfangs Januar freiwillig 
iu sein Gouvernement zurückbegeben hatte, und von einer Absetzung 

oder auch nur Schmälerung seiner Amtsbefugnisse war nicht die 

Rede. Der Marquis blieb in seiner bisherigen Stellung, wurde 

mit einer Dotation belohnt und sofort zum Civil-Oberbefehlshaber 

von Kurland, später auch von Ehstland und Pleskau ernannt2).

Wir bezweifeln auch, ob Schön gegen Stein so imperatorisch 

ausgetreten ist, wie er behauptet. Der stolze Reichsfreiherr, jetzt 

obeneiu der Vertraute uud Bevollmächtigte des siegreichen Zaren, 

war wahrlich nicht der Mann, der sich so etwas bieten ließ. Arndt, 

der mit ihm nach Gumbinnen gekommen war, erklärt ausdrücklich, 

daß er „aus der Stellung, worin Schön sich zu dem älteren Manne 

hielt, eine gewisse Ehrfurcht" ersehen tjabe3). Und noch weniger 

stimmt zu der Diktator-Rolle ein Brief des Grafen Lehndorf. Einer 

der beiden Rotabeln, welche Schön zur Begrüßung des Kaisers be­

wogen hatte, stand er im engsten Vertrauen des Präsidenten: als 

dieser Ende 1812 einen wichtigen Bericht sicher nach Berlin beför­

dern wollte, hatte er Lehndors dazu ersehen. Dieser Mann schrieb 

aus dem russischen Hauptquartier an Schön: „'Roch ist es mir nicht 

gelungen, Herrn v. Stein ordentlich zu sprechen, er ist beständig 

alternativ beim Kaiser und bei Kutusoff. Doch habe ich mehrere 

Gründe, die mir den innigen Wunsch einflößen, daß Sie ihn mit

Droysen II, 58.
*) Eckardt 58. .
8) Meine Wanderungen 108. 



163

ruhigem Sinn empfangen imb anhören, sich nicht bestechen oder mo- 

mentan einnehmen lassen" ^). Ist das die Warnung eines Mannes, 

der ein zu schroffes und zu oppositionelles Auftreten besorgt? Der 

Vertraute Schöns fürchtete vielmehr, er könne sich von Steins We­

sen bestechen und einnehmen lassen und ihm mehr nachgeben als 

gut sei.

„Wir kamen — heißt es weiter — bald darin überein, daß 

bei dein Zustande der russischen Armee Jorks Abfall nur günstigen 

Erfolg für Napoleon und großen Nachtheil für Preußen haben müsse, 
wenn das Land nicht offen seine Meinung für Jorks Verfahren 

ausspreche und dadurch den König in den Stand setze, sich von der 

französischen Abhängigkeit zu befreien. Wir verabredeten, was zu 

thun sei und welche Einleitungen zu treffen wären, um die öffentliche 

Stimme, für welche ich gut sagte, laut werden zu lassen. Wir wa­

ren darüber einig, daß Stein in Beziehung auf die militärische Be­

setzung des Landes von russischer Seite eine Versammlung der 

Landstände von Ost- und eines Theils von West-Preußen fordern 

sollte, alsdann die im Lande herrschende Richtung laut werden 

müßte."

Ausdrücklich nimmt Schön hier für sich nur die Rolle eines 

Mitrathenden und Mithandelnden in Anspruch. Er behauptet nicht, 

was er sich allerdings von seinen Freunden und Anhängern ganz 

gern nachsagen ließ, daß von ihm die Idee der Landtagsberufung 

ausgegangen; er läßt diese Prioritätsfrage unentschieden, indem er 

sich solcher Ausdrücke bedient wie: „wir verabredeten," „wir kamen 

überein," „wir waren einig." Berücksichtigt man seinen Ehrgeiz und 

seine Eitelkeit, welche sich gewiß nicht irgend ein Verdienst würden 

haben entgehen lassen, so kann man wohl mit der höchsten Wahr­

scheinlichkeit annehmen, daß der Gedanke an die legitime Vertretung 

der Provinz zu appelliren ganz und ausschließlich Stein gebührt.

So wie so war er völlig in seinem Geiste. Durch die Worte 

und Thaten des Schöpfers der Städteordnung geht eine Abneigung

J) Dropsen II, 59. 
11*
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gegen das besoldete Beamtenthum, aus deren leidenschaftlicher Unge­

rechtigkeit etwas wiederklingt von dem Hasse des reichsfreien Ritters 

gegen die landesherrliche Gewalt und ihre Helfershelfer. Die Bü- 

reaukratie, meinte er, hindere den Aufschwung der menschlichen Thä­

tigkeit; in der berühmten Nassauischen Denkschrift vom Juni 1807 

klagt er über ihren Miethlingsgeist und ihre Gleichgültigkeit gegen 

die wichtigsten Interessen der Bürger, sie nehme obenein gut Geld 

für wenig Arbeit; als er im Sommer 1809, zur Zeit der Hoffnung 

auf eine englische Landung, jene berufene Schilderung von dem Geiste 

der verschiedenen Klassen in Norddeutschland entwarf, sagte er von 

den Beamten, sie dächten am gemeinsten, sie werde man strenge sichten 

und die beibehaltenen unter genaue Aufsicht nehmen müssen; noch nach 

dem Kriege, in welchem die preußische Bureaukratie ihre Probe glänzend 

bestanden hatte, gab er seinem Widerwillen gegen das „Beamtenheer" 

wiederholt grimmigen Ausdruck, nannte er sie die „wahren Wider­

sacher der guten Sache" in dem Kampfe um laudständische Verfas- 

sungen *). Eben von den letzteren erwartete er die Heilung des 

Uebels, das er so tief beklagte. Immer und immer wieder forderte 

er Theilnahme der Eigenthümer an der Provinzialverwaltung, Wieder­

belebung der alten Stände; er ging von dieser Forderung auch in 

außergewöhnlichen Lagen nicht ab, wo manchem andern die Routine 

des geschulten Beamtenthums größere Bürgschaften für Schnellig­

keit der Verwaltung zu bieten schien als das Experimentiren einer 

eben künstlich erneuerten ständischen Versammlung: so nahm er 1813 

in die Instruktion für die Gouverneure der Centralverwaltung aus­

drücklich die Bestimmung auf, sie sollten überall, wo Landstände vor­

handen seien, auch mittelst derselben wirkens.

Ein ganz besonderes Motiv aber legte ihm gerade die Berufung 

der ostpreußischen Stände nahe. Denn seiner reformirenden Hand 

verdankten sie ihre damalige Gestalt; durch ihn ist die folgenreichste

’) Pertz Stein I, 414. 425. II, 366. 373. V, 131. 168. 173. 323.
8) Pertz Stein I, 425. II, 10. 164. 291. III, 448. IV, 135. Pertz 

Gneiscnan I, 399 f.
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Aenderung dieser Verfassung vollzogen worden, seitdem Kurfürst 

Friedrich Wilhelm den trotzigen Landboten ihre Souveränitätsgelüste 

ausgetrieben hatte. Die oft und mit Recht gepriesene Eigenthüm­

lichkeit des alten Kolonistenlandes, daß es außer den Rittern noch 

einen freien Stand grundbesitzender Leute besaß, die Köllmer, hatte 

in der ständischen Verfassung doch nur einen sehr unvollkommenen 

Ausdruck gesunden. Die letzteren sandten Deputirte auf den Land­

tag, die aber an den Berathungen und Beschlüssen keinen unmittel­

baren Antheil nahmen, weil die Fiktion bestand, daß sie von den 

Deputirten der Ritterschaft vertreten würden; als die eigentlichen 

Berathenden galten nur die beiden Oberstände, Herrenstand und 

Ritterschaft, und der Stand der Städte, Roch bei den merkwürdi­

gen Berathungen des Huldigungslandtages von 1786 hatten die Pri­

vilegien den Köllmern nicht das Recht zugesteheil wollen, bei der 

Wahl der neu einzusetzendcn Landschafts- und Kreisräthe mitzuwir­

ken; von den Wohlthaten der Kreditassociation, welche die Provinz 

seit 1788 in ihrer Landschaft besaß, waren sie gänzlich ausgeschlossen. 

Diesent unerträglichen und unwürdigen Zustande wurde ein Eude ge­

macht durch die Kabinetsordre vom 31. Januar 1808, deren Ver­

dienst wir Stein, dem damals allmächtigen Minister zuschreiben 

müßten, auch wenu sein Antheil nicht ausdrücklich überliefert wäre. 

Sie verordnete Aufnahme der köllmischen Güter in die Landschaft, 

Erhebung der köllmischen Deputirten zu vollberechtigten Mitgliedern 

des Landtages; die Zulassung der Bürgerlichen zum stäildischeu Comite, 

voit den: bisher sogar die Städte ausgeschlossen waren, ergab sich als 

natürliche Konsequenz. Gleichzeitig wurden die schlverfälligen Formen 

der alten Verfassung vereinfacht und modernisirt. Bisher erfolgte 

die Abstimmung nach Departements, damit jedes derselben einen 

größeren Schutz gegen Majorisirung erhielte: echt ständisch und fö­

deralistisch, ebenso wie die weitere Bestimmung, welche die Deputirten 

nöthigte, ihre Stimme nach einer von den Kreisen zu ertheilenden 

Instruktion abzugeben. Indem Stein beides aufhob, fügte er eine 

Motivirung hinzu, welche den Fortschritt von der ständischen zur 

repräsentativen Verfassung zwar itoch nicht gesetzlich sormulirte, aber 
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doch im Keime enthielt. Auf die neue Art, sagte er, werde das 

Gutachten jedes Einzelnen, das sonst in der Majorität der kleinen 

Departements-Abtheilungen verschwinden würde, deutlich ausgedrückt 

und den gesannnten Mitgliedern der Versammlung bekannt, wodurch 

eine vielseitigere und freiere Ansicht des Gegenstandes und größeres 

Nachdenken erweckt werde. Da wo die Deputirten durch eiue In­

struktion in ihrer Stimmfreiheit beschränkt würden, bedürfe es ja 

gar nicht des Generallandtages, da die Vota der einzelnen Kreise 

eben so gut auf den Kreistagen gesammelt und hieraus die Vota 

der Departements, so wie die Beschlüsse des Ganzen ausgemittelt 

werden könnten. Jetzt sei jeder Deputirte verpflichtet und berechtigt, 

seine Meinung nach Einsicht unb Ueberzeugung freimütig vorzutragen; 

nur auf diesem Wege der Stimmfreiheit, wodurch die Verantwort­

lichkeit der Meinung dem Abstimmenden selbst zugewendet und jeder 

Einzelne genöthigt werde, den Gegenstand von allen Seiten zu er­

wägen, könne ein lebendiger und wirksamer Geist tu die Berath- 

schlagungen über Gemeinsames gebracht werden1).

Weitere Reformen waren beabsichtigt?). Am 27. Februar 1808 

erwirkte Steiu eine Kabinetsordre, welche festsetzte, daß jährlich ein 

General-Landtag für Ostpreußen und Litthauen gehalten werden sollte, 

„tun die Regierung durch die allgemeine Intelligenz zu unterstützen 

und der Nation durch Theilnahme an den öffentlichen Angelegenhei- 

ten ein höheres Interesse an der allgemeinen Wohlfahrt, ein fester 

begründetes Vertrauen auf die Weisheit und Rechtlichkeit der Ad­

ministration und selbst ein ttäheres Motiv zu einer höheren und 

edleren Ausbildung zu geben." Gleichzeitig wurde Auerswald beauf­

tragt, Vorschläge zur Organisatiou dieses Landtages einzureichen. Er 

entledigte sich dieses Auftrages am 20. Mai; Stein sah die Denk­

schrift durch und befragte, ehe er einen Entschluß faßte, noch Schön 

und Stägemaun um ihre Meiuung. Die Antwort, welche der erstere

0 I. Voigt Darstellung der ständischen Verhältnisse Ostpreußens 42. 65. 
75 ff. 78. 83. Pertz Stein II, 166.

2) Das Folgende nach den Akten des Geh. Staats-Archivs. Ich gebe die 
bisher gänzlich unbekannten Aktenstücke in den Beilagen. 
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am 20. Juni ertheilte, gehört mit zu den Kundgebungen, welche ihr 

Autor in späteren Lebensjahren um jeden Preis ungeschehen wün­

schen mußte. Der Freund Johann Jacobys, der liberalste Staats- 

mann des vormärzlichen Preußens hatte im Jahre 1808 an den 

Vorschlägen Auerswalds hauptsächlich die Ausstellung zu machen, daß 

sie der Regierung keinen genügenden Schutz gegen etwaige Ausschrei­

tungen der Volksvertretung gewährten. Er bezeichnet es als ein 

vielleicht unerreichbares Ziel, daß die Stellvertreter eines Volkes ihre 

Bestimmung ganz kennen und frei von Vorurteilen, frei von Einfluß 
handeln würden. Selbst die kultivirtesten Völker seien noch weit da­

von entfernt; in Preußen vollends, wo das Volk keinen Antheil an 

irgend einem Geschäfte der höchsten Gewalt gehabt, seien namentlich 

im ersten Anfänge seitens der Volksvertreter mehrere Misgriffe zu 

besorgen, welche theils aus Mangel an Einsicht, theils aus der Rich­

tung entstehen würden, die das Volk darin genommen hätte, die 

höchste Gewalt sich als ein Oppositum zu denken. Goldene Worte, 

die man vor allem dem Verfasser des „Woher und Wohin?" zur 

Richtschuur hätte empfehlen mögen. Diesen Gefahren, fährt er fort, ' 

könne allein dadurch vorgebeugt werde«, daß man jede Sache mehr 

als ein Mal in verschiedenen Versammlungen zur Erörterung bringe; . 

deshalb seien zwei Kammern durchaus nothwendig. Auerswalds Mei- 

nung, der Eiue Kammer für ausreichend erklärt hatte, wird entschie­

den verworfen, und zwar nur aus Mistrauen gegen das „Volk", dessen 

Stimme er späterhin immer der Stimme Gottes gleich setzte. Wer 

von den gewählten Volksvertretern in die erste, wer in die zweite 

Kammer tritt, ist ihm völlig gleichgültig: er macht den in der Ge­

schichte der politischen Theorien wohl einzig dastehenden Vorschlag, 

die Repräsentanten dem Alter nach zu ordnen, vom ältesten an ab­
zuzählen und immer den dritten den: Oberhause zu überweisen. Das 

aktive Wahlrecht will er auf dem Lande nur denen geben, welche 

über vier Husen besitzen, in den Städten denen, welche ein Grund­

stück von wenigstens 4000 Thaler Werth oder den jährlichen Umsatz 

einer doppelt so großen Summe haben: sonst sei zu besorgen, daß 

interesselose Deputirte geschickt würden. Daß ein Kommissar der 
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höchsten Gewalt bei den Landtagsverhandlungen zugegen sei, billigt 

er aus dem Grunde, weil die Nation mit den Verhältnissen, in 

welche sie gesetzt werde, noch zu unbekannt sei imb leicht diese Gren­

zen überschreiten könne. Er giebt ihm das Recht, ein unbedingtes 

Veto einzulegen, sobald der Landtag seine Pflichteü gegen die höchste 

Gewalt, sei es durch eine einzelne Aeußerung, sei es durch Beschlüsse 

überschreite; er geht so weit, den Landtag nur dann als Landtag gel­

ten zu lassen, wenn der königliche Kommissar anwesend sei. Nach 

diesen Vorsichtsmaßregeln zu schließen, ist Schön in einem so kri­

tischen Momente wie im Januar 1813 eher gegen als für die Land­

tagsberufung gewesen.

Ehe etwas bleibendes aus diesen Berathungen hervorging, tra­

ten die Ereignisse ein, welche Stein nöthigten, das Ministerium 

niederzulegen; es blieb bei den Bestimmungen der Kabinetsordre 

vom 31. Januar 1808. Um seinem Ideale eines Provinzial-Land- 

tages zu entsprechen, hätten die Rechte der Versammlung wohl reich­

licher bemessen sein müssen: immer aber ist der Antheil, den er 

persönlich an der Entwicklung derselben genommen hat, bedeutend 

genug, um es begreiflich zu machen, daß er bei der Rückkehr in das 

.Vaterland gern an sie appellirte. Der Meister freute sich seines 

Werkes. —

Während also über die Frage der Landtagsberufung nach Schöns 

Versicherung Einverständnis zwischen ihm und Stein bestand, wäre 

es bei anderen Punkten nicht so glatt abgegangeu. „Stein wollte, 

daß ich als preußische Autorität gleich mit einzelnen Maßregeln im 

Interesse Rußlands vorgehen solle. Dies verweigerte ich, weil dazu 

noch nicht der Moment sei. Stein beharrte bei seiner Forderung, 

z. B. daß ich die Güter des Herzogs von Dessau, als eines Rhein- 

bundfürstcn in Sequestration nehmen oder mit Kriegskontribution 

belegen sollte u. s. w., und zur Begründung seines Anspruchs brachte 

er eine Vollmacht vor, nach welcher der Kaiser Alexander ihn zum 

Generalverwalter voll Preußen ernannt und als solchen unbeschränkt 

bevollmächtigt hatte. Stein hatte sich zwar nur, wie ich annehmen 

zu müssen Ursache habe, diese Vollmacht geben lassen, damit der Auf­
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trag so schonend als möglich vollsührt werde, aber er gab sie mir in 

quasi offizieller Form und verlangte von mir, daß ich zur Nachach­

tung Abschrift davon nehme. Dies verweigerte ich unbedingt und 

forderte im Gegentheil, daß Stein diese Bollmacht unter keinen Um­

ständen bekannt werden lasse, weil jede preußische Autorität dann 

feindlich gegen ihn auftreten müßte. Stein sträubte sich dagegen, 

aber meine Forderung war so bestimmt und meine Erklärung, daß 

ich, wenn er (Stein) von dieser Vollmacht Gebrauch mache, nicht 

weiter mit ihm verhandeln könne, war so entschieden, daß er nach­

gab, die Vollmacht einsteckte und wir als Freunde weiter ver­

handelten."

Es war höchst widerwärtig für Schön, daß sich Spuren einer Thä­

tigkeit, welche von der hier geschilderten weit ablag, erhalten hatten. 

Als sie sogar in die Öffentlichkeit drangen, hielt er es für ange- 
messen, sich wenigstens im Freundeskreis von dem Verdachte, als 

hätte er sich durch die russische Vollmacht leiten lassen, zu reinigen. 

„Geschichte ohne Kritik — schrieb er an Simson, der damals Tribu­

nalsrath in Königsberg war — ist doch ein gräßliches Ding! So 

stellt P x) mich vor aller Welt hin, als wenn ich auf den Grund 

der russischen Vollmacht gehandelt hätte. Grade das Gegentheil 

ist aber wahr. Stein machte schon in Gumbinnen Forderungen, 

deren Erfüllttng ich verweigerte. Er brachte seine Vollmacht vor. 

Wir saßen in einer Fensterbrüstung uns gegenüber, ich las die Voll­

macht laut vor und sagte: Und nun nicht einen Schritt auf den 

Grund dieser Vollmacht, wir wollen Preußen bleiben. Stein meinte: 

er habe die Gewalt, und ich möge Abschrift der Vollmacht nehmen. 

Ich leugnete nicht die augenblickliche Gewalt, setzte ihr aber meinen 

Charakter entgegen und erklärte, ich würde unter keinen Umständen 
diese Vollmacht, sei es in Original oder in Abschrift, annehmen. 

Stein sah, daß er auf diesem Wege mit mir nicht Hand in Hand

*) Zunächst sollte man meinen, mit dieser Chiffre sei Pertz gemeint, der 
im 3. Baude des Lebens Steins einen hierauf bezüglichen Brief Schöns ver­
öffentlichte. Der Herausgeber von Schöns Nachlaß behauptet aber, das Schreiben 
an Simson sei vom l 2. Dezember 1847 datirt, und jener Band erschien erst 1851. 
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gehen könne, und sing mit: Alter, lieber Freund! u. s. w. zu reden 

an. Diese Sprache nahm ich mit eben der Wanne auf, mit der ich 

mit Bestimmtheit jede Einmischung Steins in unsere Gouvernements­

angelegenheiten zurückgewiesen hatte, machte aber die Bedingung, daß 

er, bevor wir weiter sprächen, seine Vollmacht wegstecken möge."

Diese Vollmacht — wie viel ist über sie geschrieben worden, 

und wie wenig ist man ihr gerecht geworden, eben weil man sie 

niemals losgelöst von dem trügerischen Rahmen betrachtete, in welchen 

sie Schön gerückt hatte. Wenn dieser behauptet, Kaiser Alexander 

habe Stein zum „General-Verwalter" von Preußen ernannt und 

unbeschränkt bevollmächtigt, so ist dies unvollständig, um nicht zu 

sagen unwahr. Steins Auftrag war durchaus provisorisch und ganz 

aus die Bedürfnisse des Augenblickes berechnet. „Wir haben — 

heißt es in der Einleitung der Vollmacht*)  — es für unumgänglich 

erachtet, provisorisch Maßregeln der Aufsicht und Leitung zu er­

greifen." Der Bevollmächtigte soll sich damit beschäftigen, „die mili­

tärischen und pekuniären Mittel der Provinz zur Unterstützung unserer 

Operationen gegen die französischen Heere in Thätigkeit zn setzen." 

„Seine Mission wird in dem Angenblick beendet sein, wo wir ein 

definitives Abkommen mit den: König von Preußen getroffen haben. 

Dann wird die Verwaltung dieser Provinzen ihm zurückgegeben 

werden." Dem entsprechend nimmt die Urkunde die denkbar größte 

Rücksicht auf den König. In der Einleitung motivirt sie fast ent­

schuldigend die ganze Sendung damit, daß „die Verhältnisse zu 

Sr. Majestät dem Könige von Preußen noch unentschieden" und die 

Provinzen Ost- und Westpreußen vom Mittelpunkt ihrer Regierung 

getrennt seien. Die zu errichtende Landwehr soll nach den Plänen 

organisât werden, „welche im Jahre 1808 entworfen und von Sr. 

Majestät dem Könige von Preußen gebilligt wurden." Das ganze 

Dokument trägt wenn ich sagen darf eine preußische Färbung, die 

sich sogar auf Aeußerlichkeiten erstreckt; wo vou Steins Person die 

Rede ist, wird nicht unterlassen zu erwähnen, daß er Ritter des

ł) Nach bem Original bei Pcrtz III, 644.
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Rothen Adler-Ordens ist; einen andern Titel erhält er überhaupt 

nicht. Alles zusammen genommen, hat sich wohl nie ein Sieger 

rücksichtsvoller ausgedrückt: man vergißt so oft, daß sich Kaiser 

Alexander immer noch in offenem Kriegszustände mit Preußen 

befand.

Und wie kurz mußte das Provisorium sein, zu dessen Errichtung 

sich Stein eben anschickte. Es ist bei Beurteilung der Vollmacht 

bisher kaum beachtet worden, daß wenige Tage vor Steins Ankunft 

im russischen Hauptquartier auch der preußische Major Natzmer dort 
gewesen war, der im Auftrage seines Königs dem Zaren ein Schutz- 

und Trutzbündnis angeboten hatte *). So wie Stein zn Kaiser 

Alexander stand, halte ich es für ganz unmöglich, daß er ohne Kennt­

nis von diesen Unterhandlungen geblieben wäre; er hat auch mit 

Schön, der es in seinem Sendschreiben natürlich verschweigt, darüber 

gesprochen ^). Sehr wahrscheinlich erst in Folge des Antrages von 

Natzmer hat sich Stein zu der Königsberger Reise entschlossen, sie ist 

noch am 21. Januar von Lyck aus, wo sich die Wege Alexanders 

und seines Rathgebers schieden, in völlig loyaler Weise Friedrich 

Wilhelm III. angezeigt worden3) : „Ich halte es für meine Pflicht 

Ihnen mitzutheilen, Sire, daß ich in Folge des gewissenhaften Ver­
fahrens, welches ich mir in Ihren Staaten vorgezeichnet habe, mit 

meiner Vollmacht nicht einen russischen Würdenträger, sondern einen 

der treuesten Unterthanen Ew. Majestät, den Freiherrn vom Stein 

betraut habe. Ich hoffe hierdurch Ew. Majestät einen Beweis ge­

geben zu habeu, wie sehr es mir am Herzen liegt, daß die preußi- 

*) Dmicker 782. 789.
2) Schiiil verräth sich in der Selbstbiographie, wo er feinen Lesern nicht 

verhalten kann, daß anch der Zar ihn gekannt nnd geschätzt habe: „Schon in 
Gumbinnen hatte Stein mir mitgetheilt, daß der Kaiser von Rnßland von Lyck 
ans unserm Könige die engste Alliance angeboten, dabei aber bemerkt habe, daß 
damit alle Kräfte des preußischen Staates sich bereitwillig der guten Sache hin­
geben, es ihm srathsam scheine, Männer mit Popularität an die Spitze der 
Geschäfte zu stellen, unt> daß er namentlich mich dabei genannt habe." Aus den 
Papieren Schöns I, 99.

8) S. die Beilagen.
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scheu Staaten ihrem legitimen Herrscher erhalten bleiben." In Folge 

dessen nahm der König an der Sendung so wenig Anstoß, daß er 

dem Gesandten seinen Gruß entbieten Hub die Hoffnung aussprechen 

ließ, er würde seine Geschäfte in Ostpreußen, die besonders in dem 

gegenwärtigen kritischen Zeitpunkt große Aufmerksamkeit erheischten, 

„mit Sorgfalt besorgen" *). Bedenkt man, daß in jenem Briefe Alex­

anders auch die Maßregeln Pauluccis als durchaus provisorisch be­

zeichnet waren und die Rückgabe Memels an die preußische Verwaltung 

notificirt wurde, so verschwindet auch der letzte Rest eines Verdachtes 

unlauterer Absichten, zu bereu Werkzeug sich der gruuddeutsche Staats­

mann wissentlich oder unwissentlich hergegeben haben soll. Nicht 

anders als in der Erwartung eines nahe bevorstehenden preußisch­

russischen Bündnisses entschloß er sich, in die Verwaltung einer preußi­

schen Provinz als russischer Bevollmächtigter einzugreifen. Dies war 

denn auch der erste Eindruck, welchen die Vollmacht ans Präsident 

Auerswald machte, uud der muß doch gewiß für einen loyalen und 

preußisch gesinnten Beamten gelten. Sehr gelassen, beinahe kühl 

meldet er am 23. Januar *)  unter anderen Neuigkeiten an den 

Staatskanzler auch diese: „Der Minister v. Stein ist gestern hier 

eingetroffen und hat, wie die mir vorgezeigte Vollmacht des Kaiser 

Alexander besagt, den Auftrag vou demselben, so lange bis eine 

offizielle Erklärung unseres Hofes erfolgt sein wird, die Mittel zur 

Fortsetzung des Krieges in der hiesigen Provinz diesseit der Weichsel 

vorzubereiten, ohne jedoch die preußischen Behörden in ihrer Admi­

nistration zu stören."

*) Duncker 792 f. Vgl. das Tagebuch Hardenbergs unter dem 1. Februar 
(Geh. St.-Arch.).

2) Der betreffende, im Geh. Staats-Archiv befindliche Bericht trägt zwar 
das Datum des 24. Januar, aber seiu erster Theil (bis zu deu Worten „aus 
der Anlage zu ersehen") ist schon am 23. geschrieben.

Soll man Stein aber darum schelten, daß er den förmlichen 

Abschluß der Allianz nicht abwartete? Die damalige politische Situa­

tion duldete doch schlechthin gar keinen Aufschub. Seit mehreren 

Wochen war Napoleon wieder in Paris und rüstete von neuem. Mit 
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Bestimmtheit war vorauszusehen, daß die intensive Macht Frankreichs 

das besiegte und vernichtete Heer eher wieder herstellen würde als 

die extensiven Kräfte Rußlands die Lücken des siegreichen Heeres 

auszufüllen vermochten. Und war denn der durch Steins Auftreten 

auf Friedrich Wilhelm III. ausgeübte Druck, der vou ihm den Ost­

preußen gegebene Impuls so ganz überflüssig? Man weiß, wie 

schwer der König bei allem Abscheu gegen die französische Knechtschaft 

sich zu dem letzten entscheidenden Worte entschloß, und wir werden 

uns bald überzeugen, wie wenig die wackeren Bewohner der Provinz 

sich selber zu helfen im Stande waren. Mit einem Worte, die 

Vollmacht war zeitgemäß uub praktisch, energisch und dabei rücksichts­

voll, das Werk eines echten Staatsmannes.

Hierüber war denn auch Schön im Jahre 1813 ungefähr der­

selben Meinung wie wir heute; wenigstens urteilte er anders als 1849, 

wo er als Liberaler vom reinsten Wasser um keinen Preis einem russi­

schen Bevollmächtigten, und wäre derselbe noch berühmter gewesen als 

Stein, gehorsamt haben durfte. Ich nehme natürlich an, daß er nichts 

wider seine Ueberzeugung gethan haben wird und daß auch bei ihm 

der Rückschluß von den Handlungen aus die Gesinnung gestattet ist. 

Jene aber waren so, daß der Inhaber und Vollstrecker der russischen 
Vollmacht damit zufrieden sein durfte. In einem Berichte an den 

Staatskanzler, datirt Gumbinnen den 30. Januar, meldet er selbst: 

„Der Baron von Stein ist Bevollmächtigter des russischen Kaisers 

Majestät in allen preußischen Administrativ-Angelegenheiten, welche 

Bezug auf den Krieg und die russische Armee haben. Diesem gemäß 

hat er bereits als militärische Maßregel die Häfen wieder für 

Roggen und Hafer geöffnet und den Kontinentalzoll suspendirt, auch 

die Güter des Herzogs von Dessau in diesem Departement unter 

Sequestration gesetzt. Er hat mir seine Ordre und Vollmacht des­

halb vorgezeigt, und der militärischen Maßregel war nichts entgegen­

zusetzen" *).  So ist es mit der Zuverlässigkeit unseres Berichterstatters 

bestellt. Hier berichtet er, Stein habe die Güter des Herzogs von

*) Aus dem Geh. Staats-Archiv bei Pertz Stein III, 645.
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Dessau im Gumbinner Departement unter Sequester gestellt, dort 

will er dieser Maßregel siegreichen Widerstand entgegengesetzt haben 

— hier erkennt er die Vollmacht Steins als verbindlich auch für 

ihn, den preußischen Beamten, an, dort will er nicht eher geruht 

haben, als bis Stein ans jede Verwendung derselben ihm gegenüber 

verzichtet hätte. Nach diesen Proben abnehmender Erinnernngskraft, 

die aus weiß schwarz und aus schwarz weiß macht, wird man schwer­

lich noch etwas für unmöglich halten. Es muß als relativ ge­

ringfügig bezeichnet werden, daß Schön in seinem Sendschreiben zu 

erwähnen vergißt, wie er noch in einer andern Frage auf die Jn- 

tentiouen der berufenen Vollmacht einging. Diese bestimmte nämlich, 

Stein solle auch darüber wachen, daß die „nöthigen Lieferungen an 

Lebensmitteln uiib Transportmitteln für die Heere in Ordnung und 

mit Schnelligkeit erfolgten". Aus einem Berichte Schöns vom 

25. März 1813 an den damaligen Militär-Gouverneur der Pro­

vinz, General Massenbach geht hervor, daß Stein auch diese An­

gelegenheit in Gumbinnen zur Sprache brachte und eine durchaus 

befriedigende Antwort bekam. Es heißt dort: „Des Herrn Baron 

von Stein Excellenz verlangten als Bevollmächtigter des russischen 

Kaisers Majestät meine Erklärung über die Verpflegung der russischen 

Truppen. Ich gab diese damals, als die Allianz mit unserm Hofe 

noch nicht feststand, also zu einer Zeit, als Rußland unser Land noch 

als feindlich behandeln konnte, dahin ab: daß die Marsch-Verpflegung, 

die Verpflegung durchmarschirender Truppen an Brod und Fouragc 

von den Provinzen geleistet werden könne, daß aber, weiln Truppen 

still ständen, die gesammte Verpflegung aus russischen Magazinen 

und auch das Fleisch und der Branntwein für marschirende Truppell 

aus russischen Magazinen geleistet werden muß. Des Herrn Fürsten 

Kusutoff Durchlaucht nahmen das vorläufig an"').

Es ist hier besonderer Nachdruck zu legen auf die Worte: „Ich 

gab die Erklärung zu einer Zeit, als Rußland unser Land noch 

als feindlich behandeln konnte." Schön wußte also, was auf dem

') Droysen II, 344.
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Spiele stand, und er, der pflichttreue Beamte, sollte durch eine un­

gerechtfertigte und aussichtslose Opposition gegen völlig zeitgemäße 

Borschläge des russischen Bevollmächtigten die Lage seines ohnehin 

schon hart genug bedrängten Departements unnöthig verschlimmert 

haben? —

Indern der Autor nun das Wirken Steins in der Hauptstadt 

der Provinz schildert, unterläßt er es, ein zur gerechten Würdigung 

von dessen Verdiensten durchaus erforderliches Bild der dortigen Ver­

hältnisse zu entwerfen. Sie waren derartig, daß sie der ordnenden 

und leitenden Hand eines energischen Staatsmannes im höchsten 

Maße bedurften.

Die oberste Autorität in der Provinz war der General Jork. 

Ausdrücklich hatte ihn der König am 20. Dezember 1812, als 

Besiegung und Rückzug des ganzen französischen Heeres nicht mehr 

zweifelhaft waren, angewiesen, beim Ueberschreiten der Grenze 

wieder die Leitung der Provinz Preußen als General-Gouverneur 

zu übernehmen1); hiermit trat auch jene weitgehende Vollmacht des 

Jahres 1811 wieder in Kraft, von der Jork einmal schrieb: „Sie 

übertrug mir in besonderen Fällen einen Theil der königlichen 

Gewalt"^). Indes Aork machte keinen Gebrauch von ihr. Er hatte 
jene That vollführt, die der Grundstein unserer Freiheit geworden 

ist, von deren gewaltiger Größe die mäkelnde Tadelsucht keiner Zeit 

auch uur um eines Fingers Breite wird fortnehmen können: aber 

nun schien es, als habe er mit ihr seine Kraft erschöpft. Es forderte 

diejenige Charaktereigenschaft ihr Recht, welche in so räthselhafter 

Weise bei ihm mit höchster Tapferkeit und Thatkraft gepaart war: 

das Mistrauen und der Pessimismus. Wenige Tage nach der Kon­

vention schrieb der genannte Regierungsrath Schulz an seiner: Chef 

nach Gumbirnien: „Aork bedarf Ew. H. Mitwirkung für den Augen­

blick, aber mehr als das bedarf er Ihrer stützenden Kraft. Die 

Schweiz ruhte aus drei Säulen, und Jork ist keir: Atlas." Der

*) Dulicker 768.
2) Dropsen I, 262.
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Mann von Tauroggen bedarf der stützenden Kraft Schöns — das 

sagt alles. Und weiter: „Aork hat viel auf die Karte gesetzt; er 

bedarf Stärkung und Salbung von außen; dieser gethane Schritt 

hat seine ganze Kraft in Anspruch genommen. Nicht wie ein Held, 

der Europa befreit, wie ein Missethäter, der sein Urteil erwartet, 

sieht er aus." Dieses Urteil kam am 10. Januar und lautete auf 

Verwerfung der Konvention. Es erschütterte ihn auf das tiefste. 

Zu dem Präsidenten Auerswald sagte er: „Das Korps wird mir 

nicht mehr gehorchen; ich werde einen schimpflichen Tod erleiden"; 

Kleist, den nächstältesten General, forderte er aus, das Kommando 

zu übernehmen. Als dieser sich weigerte, behielt er es zwar, jedoch 

ohne es in hervorragend wichtigen Fällen auszuüben; der Befehl 

vom 21. Januar, welcher den preußischen Kommandanten von Pillau 

aufforderte, seinen französischen Kollegen zur freiwilligen Räumung 
der Festung zu vermögen, war nicht von Aork, sondern von Kleist 

unterzeichnet. Es kam hinzu, daß die Schroffheit und Härte seines 

Wesens auf der einen, die Exclusivität der alten ostpreußischen 

Familien auf der andern Seite die gegenseitige Annäherung, ohne 

welche in so außerordentlicher Lage eine gedeihliche Wirksamkeit des 

Gouverneurs kaum denkbar war, aufs äußerste erschwerten. „Aork 

— heißt es in einem Briefe, den Schulz am 18. Januar schrieb 

— ist sehr verlassen, und dies fühlt der bejahrte Mann auf eine 

schmerzliche Weise." Dabei wuchs sein Mistrauen gegen die Bevöl­

kerung der Provinz ün allgemeinen; und wackere Männer bestärkten 

ihn noch darin, so Schulz, der ihm schrieb: „Ew. Excellenz wan­

ken, leider mit vollem Grund, im Glauben an die Nation und ihre 

Energie." Kein Wunder, daß er unter diesen Umständen gänz­

lich auf die kühnen Pläne allgemeiner Volksbewaffnung, mit denen 

er sich gleich nach dem Abschluß seiner Konvention getragen hatte, 

verzichtete und nur der Wiederherstellung seines arg mitgenommenen 

Korps lebte *).
Es lag in dem Wesen des auf strengstem Gehorsam ruhenden

') Droysen II, 20 ff.
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preußischen Beamtenstaates, daß diese Haltung des Gouverneurs die 

Kräfte der ganzen Provinz lahm legte. Wohl traten um den 10. Ja­

nuar ständische Deputirte aus Ostpreußen in Königsberg zusammen, 

aber das Ergebnis ihrer Berathungen war doch nur eine an den 

König gerichtete Bitte, nicht länger mit dem Anschlüsse an Rußland 

zu warten. Es waren theilweise dieselben Männer, die Dönhoff, 

Eulenburg, Finkenstein, Klinkowström, Kalnein, welche wenige Wochen 

später auf dem Landtage in patriotischer Hingebung und Thatkraft 

wetteiferten; damals beschränkten sie sich auf eine Adresse: nach diesem 

Wechsel mag man entscheiden, ob das Eingreifen Steins nothwendig 

oder überflüssig gewesen ist. Allerdings gab es auch kühnere Geister, 

denen eine Adresse beim Anbruch einer neuen Epoche der nationalen 

Geschichte nicht genügte: aber ihr Ungestüm trug nicht dazu bei, die 

Sachlage zu verbessern. Ein Rittergutsbesitzer, der ehemalige Haupt­

mann v. d. Groeben aus Plensen bei Bartenstein erließ am 18. Ja­

nuar an mehrere Landräthe und Magistrate schriftliche Einladungen 

zu einer „General-Konvokation aller Kreise", welche unter Jorks 

Vorsitz am 24., dem Geburtstage Friedrichs des Großen, im Gene- 

ral-Landschasts-Hause zu Königsberg stattfinden sollte. „Der Zweck 

dieser Versammlung — heißt es in der Einladung — soll sein, durch 

Beschlüsse des Ganzen die diensamsten Mittel festzusetzen, wie dem 

tiefgebeugten Vaterlande durch Gemeinsinn und vereinigte Anstrengung 

Freiheit und dauernde Ruhe und mit dieser jedem Einzelnen Glück 

und Wohlstand wieder errungen werden können. Der jedem braven 

Preußen ewig denkwürdige Tag, der 24. Januar, wird geheiligt, die 

Manen unseres großen Friedrichs werden versöhnt sein, wenn wahre 

Vaterlandsliebe und hoher Geineinsinn an diesem Tage unsere Be­

schlüsse leiten werden." In selbstbewußtem Tone wird hinzugefügt, 

daß von dieser Zusammenkunft nur derjenige zurückbleiben könne, 

welcher der guten Sache des Vaterlandes nicht mit treuer Anhäng­

lichkeit ergeben sei; zum Schluß wird um Verbreitung der Einladung 

gebeten, so weit dies bei der Kürze der Zeit möglich sei. Einer der 

abgesendeten Briefe gelangte rechtzeitig zur Kenntnis der höchsten 

Behörden der Provinz; es verlautete weiter, daß gleiche Aufforderungen
Lehmann, Knesebeck und Schön. 12 
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von dem Landschaftsrath v. Bodelschwingh, dem Hauptmann v. Zieg- 

linski und einem Herrn v. Ciesielski erlassen seien: unter dieser: 

Umständen entschlossen sich Aork und Auerswald zu scharfen Maß­

regeln. Jener, welcher nach dem Wunsche der Anstifter an die Spitze 

der Bewegung hatte treten sollerr, forderte selbst die Verhaftung 

Groebens, und Auerswald schickte zu diesem Zwecke, nachdem er sich 

der Zustimmung des zuständigen Gerichtes versichert hatte, den Ju­

stitiarius der Regierung mit einem Gendarmen-Osfizier nach Plensen. 

Gleichzeitig wandte er sich, eine weitere Verbreitung der Konspiration 

und russische Einwirkung besorgend, an das Comite der ostpreußischen 

und litthauischen Stände (20. Januar). Die Antwort, welche Brandt 

und Korfs im Namen desselben gaben, beruhigte nur theilweise. Sie 

versicherten zwar, eine solche Versammlung weder veranlaßt noch er­

fahren zu haben, aber unumwunden erklärten sie, daß ihnen gemein­

schaftliche Berathungen in der verfassungsmäßigen Form jetzt mehr 

als jemals nothwendig erschienen; sie hätten das Vertrauen, daß 

Auerswald dcu richtigen Zeitpunkt wählen und die zu behandelnden 

Gegenstände bestimmen werde. Eine Bürgschaft für das Nichtzu- 

standekommen der Versammlung unterließen sie zu geben; sie ver­

sprachen bloß, daß letztere nicht eher stattfinden solle, als bis Auers­

wald ihnen seinen Beschluß in der Angelegenheit eröffnet habe. Dar­

auf giug der Präsident noch einen Schritt weiter und untersagte 

der General-Landschafts-Direktion, ihr Hans zu jener unbefugten 

Versammlung einzuräumen *).  Das geschah am Tage vor der An­

kunft Steins. Wäre er nicht gekommen, die köstliche Kraft der 

Provinz, die nachher so großes geleistet, wäre in vereinzelten plan­

losen Erhebungen nutzlos verpufft, vielleicht in offenem Zwiespalt 

zu Grunde gegangen, günstigen Falls unbenutzt gebliebeu bis zuut 

Eintreffen des allgemeinen Rüstungsbefehles aus dem Mittelpunkt des 

Staates.

*) Auerswald an Hardenberg 24. Januar; Groeben an den Landrath 
v. Conradi 18. Januar (Geh. St.-Arch.'». Brandt und Korff an Auerswald 
21. Januar; Korff an Anerswald 24. Januar (Oberpräfidial-Archiv in Kö­
nigsberg).
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Alles dies suchen wir in dem Berichte Schöns vergeblich, ob­

wohl er doch, selber an der Spitze einer Regierung und durch die 

Berichte eines zuverlässigen Untergebenen, des Regierungsrathes 

Schulz, über die Verhältnisse in entfernteren Gegenden der Provinz 

unterrichtet, bessere Auskunft über die Situation geben konnte als 

viele andere. Und wollten wir auch annehmen, daß er Vüii Gum- 
binuen aus, bei der Mangelhaftigkeit der damaligen Verbindungen, 

keinen vollständigen Einblick in die Verhältnisse der ganzen Provinz 

hätte gewinnen können, so finden sich doch im weiteren Verlaufe 

seiner Relation Lücken, die hierdurch nicht zu erklären sind.

„Stein fuhr uach Königsberg ab, um bei dem dortigeu Ober- 

präsidenten, zu dessen Geschäftskreis die stäudischeu Angelegenheiten 

gehörten, eine ständische Versammlung in Beziehung auf die mili­

tärische Besetzung des Landes zu veranlassen. Die Sache ging in 

Königsberg anfangs gut. Der Oberpräsident v. Auerswald hatte 

Stein mit Hochachtung und Ergebenheit begrüßt, Kork und der Präses 

des ständischen Comites, der Graf Dohna-Schlobitten, waren bereit­

willig aus alles das, was Stein mit mir verabredet hatte, einge- 

gangeu. Bald fing Stein aber an, sich in die innern Angelegen­

heiten des Landes zu mischen, und als man ihm dabei Bedenken ent­

gegensetzte, trat er mit seiner russischen Vollmacht vor, theilte diese 

anttlich dem Oberpräsidenten mit unb kam dadurch nicht allein mit 

diesem, sondern auch mit Jork (als General-Militär-Gouverneur) 

und mit dem Präses des ständischen Comites dermaßen in Streit, 

daß Auerswald als krauk jede Verhandlung mit Stein verweigerte, 

daß Aork sich von ihm entfernte und selbst der Graf Dohna bei 

hoher Achtung für und großer Anhänglichkeit an Stein voraussah, 

daß Steins Verfahren den guten Geist im Volke lähmen müsse. 

Stein hatte z. B. von Dohna verlangt, daß das Land gleich Papier­

geld mache und ausgebe, obgleich klar vorauszusehen war, daß bei 

dein damaligen Stande der Dinge dies Papiergeld niemand nehmen 

und diese Maßregel nur die Achtung und das Vertrauen des Volkes 

gegen seine Leiter wankend machen würde. Der Zwiespalt unter den 
Männern, welche die große Sache führen sollten, wurde so groß, daß, 

12*
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als Stein sah, wie er isolirt dastand, (er) in dieser Verlegenheit von 

mir forderte, daß ich sofort nach Königsberg käme."

Um mit einigen Aeußerlichkeiten anzufangen, der Titel, welcher 

hier Dort gegeben wird, ist falsch. Dort war Gouverneur der Pro 

viuz Preußen, und seine Befugnis war durchaus nicht auf intlt< 

tärische Angelegeuheiten beschränkt. Auerswald war nicht Ober­

präsident, sondern hatte nur aus der Zeit vor 1810, wo die erst 

1816 wieder eingeführte Oberpräsidialverfassung aufgehoben wurde, 

diesen Titels; er war Präsident der ostpreußischen Regierung. End­

lich war nicht Alexander Dohna, sondern der Geheime Justiz-Rath 

v. Brandt Direktor des ständischen Comites^).
Wie wunderlich ist wieder die Unterscheidung zwischen inneren 

und ständischen Sachen! Als wenn die Berufung einer ständischer: 

Versammlung nicht die intimste Angelegenheit des Landes gewesen 

wäre! Schön bedurfte dieser Distiuktion, um eine Analogie für das 

angebliche Auftreten Steins in Gumbinnen zu haben. Gerade so 

wie er hier erst die „äußere" Angelegenheit Pauluccis besprochen, 

dann die „innere" des Herzogs von Dessau, uud zwar vergeblich, 
vorgebracht hätte, so wäre er tu Königsberg von der legitimen 

Landtagsberufung zu der unberechtigten Forderung einer Papiergeld­

emission übergegangen.
Eng hiermit zusammen hängt die grundverkehrte Einführung 

der Vollmacht. In Gumbinnen will Schön von Stein gefordert uud,

*) G. W. Raumer Uebersicht der Veränderungen in der obersten Verweil 
hing des Staates unter Friedrich Wilhelm III. S. 29. I. Boigt Beiträge zur 
Geschichte der Familie Auerswald 62 s.

2) Ehe mir die Einwirkung Schöns auf die Schriften von Joh. Voigt bekannt 
war, bin ich an der Richtigkeit meiner obigen Behauptung eine Weile dadurch irre 
geworden, daß ein so gewissenhafter Forscher wie der Königsberger Historiker dem 
Grafen Dohna ebenfalls das Präsidium des ständischen Comites znschrieb (Leben 
Dohnas 22). Indes die Akten der Verhandlungen, welche Auerswald in der 
Groebenschen Sache mit dem ständischen Comite führte, und das Protokoll vom 
5. Februar (bei Dropsen II, 294) schließen die Schön-Voigtsche Meinung unbe­
dingt aus. Richt nur daß Brandt hier ausdrücklich „Direktor des ständischen 
Comites" genannt wird: die namentliche Aufzählung der Mitglieder dieses Co­
mites, denen ein besonderer Ehrenplatz zu Theil wurde, ergiebt auch, daß Dohna 
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wie wir nach seiner Darstellung annehmen müssen, auch zugesagt 

erhalten haben, „diese Bollmacht unter keinen Umständen bekannt 

werden zu lassen." Eine völlige Unmöglichkeit, welche zu fordern 

ein Uebermaß- von Unkenntnis voraussetzen würde; denn wie sollte 

sich Stein anders legitimiren als durch diese Vollmacht? Mit der 

Forderung aber nicht genug: Schön läßt Stein diese Ungereimtheit 

wirklich begehen. Derselbe kommt nach Königsberg und verlangt von 

Auerswald die Berufung der ständischen Versammlung, ohne daß er 

die Vollmacht producirt: denn es heißt ja ausdrücklich, daß er erst 

bann mit ihr hervorgetreten wäre, als man Bedenken gegen seine 

Einmischung in die „inneren" Angelegenheiten erhob. Kaum haben 

wir nöthig, daran zu erinnern, daß Stein in dem noch erhaltenen 

Schreiben an Auerswald vom 22. Januar, wo er die Landtags­

berufung fordert^), sich ausdrücklich auf die ihm „von Sr. Majestät 

dem Kaiser ertheilte General-Vollmacht d. d. Razki den 6. Januar 

1813" bezieht, daß Auerswald am 23. an Hardenberg schrieb, Stein 

hätte ihn: gestern die Vollmacht des Kaisers Alexander gezeigt, daß 

das Konvokationsschreibeu* 2) die Landtagsberufung mit der For­

derung des „Beauftragten Sr. Kaiserlichen Majestät von Rußland" 

motivirt, daß die erste Mittheilung, welche der Versammlung gemacht 

wurde, die war, daß Auerswald ihr „die ihm übergebene Vollmacht 

des Herrn Staatsminister v. Stein mitzutheilen versprochen habe, 

und da solches noch nicht geschehen, hierum angesucht werden solle"2), 

daß endlich die Vollmacht sich noch heute sowohl bei den Landtags­

akten als im Oberpräsidial-Archiv befindet H. Schöns Absicht aber 

gar nicht zn ihnen gehörte; er erscheint mitten in der Reihe der von der Ritter­
schaft entsandten Deputirtcn. — Die Sache ist bedeutungsvoller als sie scheint: 
um jeden Preis ^nußte Schön die Stellung A. Dohnas, als des angeblichen 
Stifters der Landwehr, in die Höhe schrauben.

') Aus beut Archive des preußischen Oberpräsidiums bei Gerwien 8. — 
Pertz Stein III, 274 verwandelt das „tt (cuen) St (ils)" der Urkunde in 
„a(tten) St (ils)".

2) Aus dem Oberpräsidial-Archiv bei Droysen II, 290.
8) Protokoll vom 5. Februar bei Droysen II, 297.
*) Witt 613.
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ist deutlich. So lange Stein so verfährt, wie Schön gewollt haben 

will, geht alles gut, sowie er audere Wege einschlägt, droht Unheil 

und Verderben. Schön ist eben „Steins guter Genius".

Nicht völlig aufgeklärt ist die Rolle, welche Schön in einer- 

anderen, von ihm gänzlich verschwiegenen Episode dieses Dramas 

gespielt hat. Das eben erwähnte Konvokationsschreiben, welches 

Auerswald als Landesmeister ant 23. Januar erließ, hatte die 

Berufung eines ständischen Landtages angeordnet und ganz nach dem 

Wortlaute uud im Geiste der einst unter Steins Ministerium er- 

gangenen Kabinetsordre vont 31. Januar 1808 *)  festgesetzt, daß 

die Deputirten keine besondere, sondern bloß die allgemeine Instruk­

tion, das Beste ihrer Kommittenten wahrzunehmen, erhalten sollten. 

Allerdings war er schon damals nicht mit vollem Herzen bei der 

Sache; denn unter der Hand ließ er den Landräthen sagen, sie möchten 

den Kreis-Versammlungen eröffnen, „daß bloß eine Versammlung von 

Deputirten aus den Gutsbesitzern nach Königsberg berufen wird"* 2) : 

— offiziell aber blieb es bei dein Ausschreiben des 23. Januar. 

Zwei Tage später nahm derselbe Auerswald wesentliche Theile des 

letzteren förmlich zurück und befahl den Landräthen, die eben erst ab­

gedruckten Cirkulare zu unterdrücken. Er gestattete zwar die Wahl 

von Deputirten und ihren Zusammentritt aus den 5. Febrnar, aber 

er hob jene weitreichende allgemeine Instruktion auf und nahm der 

künftigen Versammlung den Charakter eilles Landtages, indem er er­

klärte, „es würde bloß eine Versammlung der Deputirten der Stände 

stattfinden"; folgerecht wurde sie dadurch aus einer beschließeudeu zu 

einer berathenden: „sie soll die Eröffnungen vernehmen und darüber 

berathen, welche der Bevollmächtigte Sr. Majestät des Kaisers von 

Rußland, Herr Staatsminister Frhr. v. Stein Exc. machen wird." 

Auch in der Form unterschied sich das zweite Schreiben erheblich von 

dem ersten; dieses hatte der Landhofmeister an das ständische Comite 

gerichtet, jenes erließ der Präsident der ostpreußischen Regierung an 

seine Landräthe, das ständische Comite erhielt nur eine Abschrift.

0 S. oben S. 165.
2) Auerswald an Hardenberg 24. Januar (Geh. St.-Arch.).
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Das Motiv, welches Auerswald zu dieser bedeutungsvollen 

Schwenkung bestimmte, ist so offenbar, daß kein Zweifel darüber auf­

steigen kann. Tags vorher waren in Königsberg die Berliner Zei- 

tnngen vom 19. Januar angekommen, welche verkündeten, daß Jork 

abgesetzt und verhaftet, das von ihm befehligte Korps aber wieder 

zur alleinigen Verfügung des französischen Kaisers stehen sollte. Be­

stimmungen, welche durchaus ostensibel für Frankreich waren und der 

wahren Herzensmeinung des Königs und seines Ministers so wenig 

entsprachen, daß gleichzeitig Major Thile mit Weisungen an Aork 

abgesendet wurde, welche ihn nach wie vor als kommandirenden Ge­

neral und Gouverneur behaudeltcn. Die trügerische Botschaft aber 

langte vor der echten an und bewirkte sofort, daß die an strengen 
Gehorsam imb unbedingte Unterordnung gewöhnten preußischen Be- 

amten auf der gegen Frankreich gerichteten Bahn, die sie im geheimen 

Vertrauen aus nachträgliche Billigung des Souveräns betreten hatten, 

einen Schritt zurückwichen. Vielleicht würde Auerswald aus eigene 

Hand nicht gewagt haben, sein erstes Ausschreiben zurückzuziehen, 

aber sein Entschluß hatte den unumwundenen Beifall der Regierungs­

präsidenten voll Marienwerder lind Gulnbillnen, Wißmailll und Schöll, 

welche Stein gleich.nach seiner Ankunft in Königsberg zu sich ent­

boten hatte1). Im Kollegium der westpreußischen Regierung herrschte 

eine ausgesprochene Abneigung gegen die Landtagsberufung. Die erste 

Aufforderullg von Auerswald in Betreff der Landtagswahlen langte 

in Marienwerder an, als Wißmann bereits und) Königsberg abgereist 

war; die Räthe beantworteten sie mit einer sehr bestimmten Wei­

gerung. Es läge nicht in ihren Besugnissell, „generallandtägliche 

Verbindungen zu veranstalten", und hoffentlich würden die russischen 

Autoritäten gerade bei dieser in die inneren staatsrechtlichen Ver­

hältnisse so tief eingreifenden Angelegenheit nicht von ihnen ver-

*) Auerswald an Wißmann im Auftrage Steins 23. Januar (Oberpräsid.- 
Archiv). Rechnungsrath Rother an Hardenberg 29. Januar: „Am 26. d. Dl. 
ist der Präsident Wißmann in Königsberg und Herr v. Schön schon zwei Tage 
früher angekommen." (Geh. St.-Arch.) Vgl. Gerwien 9. Pertz Stein III, 274. 
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langen, die Schranken ihrer Befugnisse zu überschreitens. Diese 

Auffassung eignete sich Wißmann nachträglich in aller Form an* 8). 

In welchem Grade Schön den: Gedanken der Landtagsberufung zu­

gethan war, dafür geben einen ziemlich sichere-: Maßstab die Worte, 

die er gleich nach dem Ausgange des Landtages an Hardenberg 

richtete^): „Ich fand zwar keine Veranlassung, die von dem Land­

hofmeister v. Auerswald ausgeschriebene ständische Versammlung in 

Absicht der Provinz Litthauen polizeilich zu sistiren, aber auch für 

mich keine Befugnis, mich in ständische Angelegenheiten, die nicht 

zu meinem Ofsicio gehören, zu mischen." Dies war das Verhältnis 

seines Herzens zu dem Landtage, den er bald darauf so überschwäng­

lich gefeiert hat! Wie viel möchte er wohl in späteren Jahren 

darum gegeben haben, diese Worte ungesagt zu machen! Er, dec 

Koryphäe der liberalen Partei, erklärt in einer Lage, deren Außer­

ordentlichkeit alles zu rechtfertigen scheint, die ständischen Angelegen­

heiten als nicht zu seinem Officio gehörend; er, der gefeierte Gegner 

polizeilicher Einmischung und Vielregiererei, erklärt sich über die 
polizeiliche ' Sistirung einer ständischen Versammlung derartig, daß 

man anzunehmen gezwungen wird, er wäre unter Umständen nicht 

vor dieser Maßregel zurückgeschreckt. Uebrigens ist es unwahr, daß 

er sich damals nicht in die ständischen Angelegenheiten gemischt habe. 

Droysen theilt aus einer wahrscheinlich dem Auerswaldscher: Kreise 

entstammenden Quelle mit4), Schön habe (ganz wie Wißmann) 

Auerswald nach dem Erlaß des ersten Konvokationsschreibens darauf 

aufmerksan: gemacht, daß niemanden: außer dem Könige die Berufung 

eines Generallandtages zustehe, daß jedoch dem Freiherrn von Stein 

nicht versagt werden könne, wenn er die Versammlung einiger Depu- 

tirten zu einer Berathung verlange, und daß es sich nach den künf­

tigen Beschlüssen und den derzeitigen Verhältnissen finden werde, 

*) Die Regierung von Marienwerder an den Landhofmeister 25. Januar 
(Oberpräsid.-Arch.).

2) Wißmann an Auerswald 28. Januar (Oberpräsid.-Arch.).
8) Am 10. Februar. Aus dem Geh. St.-Arch, bei Droysen II, 336.
4) II, 68.
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welchen Antheil die Behörden an der Ausführung nehmen könnten. 

Diese Bedenken sind so im Geiste des juristischen Formalismus, dem 

Schön huldigte, und entsprechen so völlig seinem vorsichtigen, be­

rechnenden, diplomatischen Charakter, daß ihre Ueberlieferung auch bei 

geringerer äußerer Beglaubigung keinen Zweifel erwecken dürfte. Sie 

sind damals auch Stein vorgetragen worden, um ihn wo möglich 

ganz von der Berufung einer ständischen Versammlung abzubringen. 

Das war natürlich ein vergebliches Bemühen; aber um des Friedens 

willen gab er so weit nach, daß er wirklich aus die Idee eines Land­

tages und überhaupt eines staatsrechtlichen Nereines verzichtete und 

die ausgeschriebene Versammlung zu einer privaten Zusammenkunft 

degradiren ließ1). Ein Entschluß, welcher ihm wohl große Ueber- 

windung gekostet hat und welcher aufs neue die Hinfälligkeit der 

gegen sein angeblich herrisches Auftreten gerichteten Beschuldigungen 

bekundet.

Daß Schön diese erste Berufung nach Königsberg ganz mit 

Stillschweigen übergeht, wird uns, wie wir den Mann nun schon 

kennen, nicht mehr Wunder nehmen; er fand nicht den Mut zu ge­

stehen, daß die schwächliche Modifikation des Bernfungsschreibens mit 

aus seine Veranlassung erfolgte und daß er sich höchlichst beeilte, die 

praktischen Konsequenzen daraus zu ziehen: er hat dies sogar noch 

eher als Wißmann gethan^).

*) Wißmann an Hardenberg 6. Februar 1813: Er habe sich bei seiner Am 
Wesenheit in Königsberg überzeugt, „daß der Herr v. Stein unter keinen Um­
ständen von einer Versammlung der Depntirten ans allen Ständen abgehen 
würde." Wißmann an Landrath Besser 30. Januar: „Der Herr Staatsminister 
Freiherr v. Stein, Beauftragter Sr. Majestät des Kaisers von Rnßland be 
steht daraus, mit Vertrauenswerthen Personen aus den von den kaiserlichen 
Truppen bereits besetzten und in deren Militär Gewalt befindlichen Provinzen 
und Gegenden vom 5. Februar an in Königsberg in Konferenz zu treten." 
(Geh. St.-Arch.)

s) Auerswald an Wißmann 25. Januar: Er habe durch die ostpreußischen 
Landräthe den Kreis-Versammlungen eröffnen lassen, daß die bevorstehende Ver­
sammlung nicht als ein Landtag angesehen werden könne. „Herr v. Schön hat 
ein Gleiches nach Litthauen gethan, und ich stelle anheim, auch in Westpreußen 
diese Maßregel zu ergreifen." (Geh. St. Arch.)
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Nicht viel ehrlicher ist er über das Motiv seiner zweiten Königs­

berger Reise. An der ganzen Darstellung ist eigentlich nur so viel 

richtig, daß ein Zerwürfnis zwischen Stein und Auerswald bestand; 

aber schon die Ursachen desselben finb unvollständig und unrichtig an­

gegeben.
Irr den ersten Tagen seiner Ankunft sand Stein bei den 

preußischen Beamten ein Entgegenkommen, welches von Gehorsam 

nicht weit entfernt war. Am 22. Januar hatte er die Berufung 

des Landtags gefordert, am 23. erließ Auerswald das Berufungs­

schreiben, wie schwer es ihm auch wurde, Noch auffallender ist seine 

Nachgiebigkeit in der Groebenschen Angelegenheit. Einer von denen, 

welche zusammen mit Groeben die General-Konvokation auf den 24. Ja­

nuar berufen hatten, der Landschaftsrath Bodelschwingh, wandte sich 

an Stein sofort nachdem er in Königsberg eingetrosfen war, mit 

der Bitte, die vor: Auerswald der Versammlung in den Weg geleg­

ten Hindernisse zu entfernen: kluger Weise brachte er die Konvo- 

kation in Verbindung mit dem von Stein geforderten Landtage, in­

dem er erklärte, „daß es feine und seiner Mitstände Absicht sei, 

mehreres zu dem Landtag gehörige vorbereitend zu verabreden." Auch 

ohne diese Motivirung würde vermutlich Steiu sich der Sache der 

Patrioteu angenommeu habeu; er hätte sie geschützt, wenn sie noch 

selbständiger zu Werke gegangeu wären: denn er sah in ihrem Auf­

treten nur die hocherfreuliche Aeußeruug eines Gemeinsinnes, welchen 

dem ganzen Volke einzuhauchen die höchste Aufgabe seiner eigenen 

Verwaltung gewesen war. Darum bat er Auerswald, die Konvo- 

kation zuzulassen. „In diesem Augenblick der Gefahr und der Krise, 

schrieb er am 23. Januar, kömmt es darauf au, deu Gemeingeist zu 

erhalten, zu beleben, das Interesse und die Thätigkeit vieler Männer 

und Staatsbürger in die große Angelegenheit des Kampfes der Guten 

gegen die Schlechten zu verflechten und Formen in Hinsicht der 

Größe des Zweckes und der Reinheit der Gesinnungen zu verlassen." 

Eine Sprache, so ganz in seinem großartigen, jedem Deutschen wohl­

bekannten Stile gehalten, daß unsre Ausmerksamkeit fast noch mehr 

durch die rücksichtsvolle Form in Anspruch genommen wird, welche 
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er seinem Schreiben gab: „Ich schmeichele mich, so lautet der Schluß, 

bei einem Manne von Ew. Excellenz Geist und Gemüt keine Fehl­

bitte zu thun"*).  So wenig kehrte er den Diktator heraus, so 

wenig steifte er sich aus seine Vollmacht. In der Sache war die 

Wirkung natürlich dieselbe. Umgehend, noch an demselben Tage, er­

theilte der Landhofmeister die gewünschte Erlaubnis und kniipfte nur 

eine Bedingung an dieselbe, daß nämlich die Versammlung unter Auf­

sicht und Mitwirkung des ständischen Comites geschehe und daß ihm von 

den Resultaten Mittheilung gemacht werde. Ehe es aber'dazu kam, 

ereignete sich ein für die ängstliche Gewisfenhaftigkeit der preußischen 

Behörden überaus bezeichnender Zwischenfall. Bodelschwingh hatte 

den General-Landschasts-Direktor benachrichtigt, daß die Erlaubnis zu 

der Versammlung ertheilt sei. Dieser aber hielt sich durch das Ver­

bot, welches Auerswald am 21. Januar erlassen hatte, für gebunden 

imb bat ihn, er möge „die Gewogenheit haben, dasselbe durch eine 

schriftliche Bekanntmachung wieder aufzuheben, damit die General- 

Landschafts-Direktion dieserwegcn außer Verantwortung sei"; gleich­

zeitig sprach er die Hoffnung aus, daß er selbst das Präsidium der 

Versammlung führen werde. Diese Hoffnung ging nicht in Erfüllung, 

Auerswald war froh, nicht tiefer in die heikle Angelegenheit ver­

wickelt worden zu sein; wie sein Bericht an Hardenberg deutlich 

zeigt, hatte er nur mit Widerstreben Steins Bitte erfüllt.

*) Archiv des Oberpräsidiums in Königsberg.

Die General-Konvokation fand also statt, ohne daß die Anwe­

senheit des Landhofmeisters, der gleichzeitig königlicher Kommissar war, 

ihre Autorität verstärkt hätte. Sie bleibt auch so merkwürdig genug. 

Groeben und Bodelschwingh hatten doch eine stattliche Zahl von Ge- 

sinnungsgenossen gefunden; das Protokoll ist von 37 Namen unter­

zeichnet, zum Theil denselben, welche uns in den Akten des Landtages 

begegnen, wie z. B. àafft, Kist, Gostkowski, Kalnein, Bardeleben, 

Zychlinski, Lehndorff. Der Direktor des ständischen Comites, welcher 

später auch dem Landtage präsidirte, eröffnete die Versammlung mit 

der Ermahnung, „diejenige und solche Vorschläge und Anträge zu 
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stellen, welche eben so wohl die tiefste Dankbarkeit gegen Se. Kaiser­

lich russische Majestät, als auch die innigste Treue und Anhänglichkeit 

an unsern theuersten König und Landesherrn ausdrücken". Diese 

Worte geben durchaus die Stimmung des Landes wieder: anders als 

mit Rußland verbündet vermochte man sich den König nun nicht 

mehr zu denken. Uebrigens widerlegte der Gang der Verhand­

lungen gründlich das von Auerswald gehegte und noch aus Brandts 

Eröffnungsrede vernehmbare Mistrauen. Rach dcnl Präsidenten 

ergriff Bodelschwingh das Wort, schilderte die Begebenheiten dieser 

Tage und machte den Vorschlag, drei Deputationen abzusenden: an 
Jork und Kleist, um denselben für ihr weises und edles Benehmen, 

wodurch das Land erhalten worden, zu danken; an Wittgenstein, um 

ihm „einen Dank für die beim Ein- und Durchmarsch der Truppen 

gehaltene gute Ordnung abzustatten"; endlich an Stein. Die ver­

sammelten Stände, oder wie das vorsichtig abgesaßte Protokoll zwei 

Mal dicht hinter einander sagt: „die hier anwesenden Herren Guts­

besitzer" erklärten sich damit einverstanden. Es wurden dann noch 

zwei Wünsche geäußert, welche den bevorstehenden Landtag betrafen. 

Man traute den in russischer Sprache ausgestellten Quittungen nicht 

recht, wollte aber auch der legalen Versammlung nicht vorgreifen: 

von ihr erwartete man die Einsetzung einer Kontrolle. Die zweite 

Petition zeigt, welches Interesse die bevorstehenden Landtagswahlen 

erweckten: „damit die behufs der Wahlen zu haltenden Kreis-Ver- 

sammlungen desto schneller tut Lande bekannt und desto gewisser ab­

gehalten werden, so wird der Antrag gemacht, daß der Herr Land- 

hostneister durch die morgenden öffentlichen Blätter die Oerter und 

Termine dieser Kreistage selbst bestimmen möchte." Ein spezieller 

Antrag ist dann nicht mehr gestellt worden, die Verhandlungen ende­

ten mit einer allgemeinen Versicherung der Treue und des Dankes. 

„Im übrigen, so schließt das Protokoll, äußern Präsentes die ein­

stimmige Gesinnung, daß sie im innigsten Gefühl der Treue, Liebe 

und Anhänglichkeit für König und Vaterland und im ehrerbietigen 

Dankgefühl gegen Se. Majestät den russischen Kaiser und dessen 

Gouvernement sich gern und willig zu jedem Opfer verstehen wollen, 
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welches ihre Kräfte nicht übersteigt und auf bcm ordnungsmäßigen 
Wege von ihnen gefordert werden wird." Eine etwas verklausulirte 

Erklärung, welche zu der gehobene» patriotischen Stimmung nicht 

recht paßt und einige Besorgnisse vor der Anwendung gewaltsamer 

Maßregeln bekundet. Irgend ein positives Ergebnis brachte diese 

Versammlung so wenig wie die frühere, deren Resultat eine Adresse 

gewesen war. In das rechte Fahrwasser wurden die Berathungen 

der Stände erst durch sorgfältig formulirte Borlagen der höchsten 

Regierungsgewalt gebracht.

Schöpferisch zeigte sich vor der Hand nur diese, d. h. eben 

Stein. Trotz des Abzuges der Franzosen hatte man nicht gewagt, 

sich von dem Kontinentalsystem loszusagen, das den Ruin der Pro­

vinz vollendet hatte; es bedurfte dazu der Aufforderung Steins, und 

diese befolgte man wie einen Befehl. In der Verordnung, welche 

die Abgaben- und Polizei-Deputation der Königsberger Regierung 

am 26. Januar an der Königsberger Börse anschlagen ließ, heißt es: 
„Nach dem Befehl des russischen Kaisers Majestät, der dem Herrn 

Landhofmeister v. Auerswald Excellenz durch des Herrn Staats­

minister Freiherrn v. Stein Excellenz eröffnet worden, sollen die 

preußischen Häfen geöffnet und die Ausfuhr aller preußischen Pro 
butte mit Ausnahme des Roggens und des Hafers hinführo gestattet 

sein. Ein anderes Schreiben gedachten Herrn Staatsministers Ex­

cellenz enthält zugleich die Festsetzung, daß die in Absicht des 

Handels uub der Jmportations-Abgaben seit dem Tilsiter Frieden 

ergangenen Bestimmungen suspendirt sein sollen, und Se. Excellenz 

haben anbei noch mündlich näher erklärt, daß unter dieser Suspension 

auch die neue Abgabe des Jahres 1811 begriffen sei"1). — Wie die 

Beamtet, so die Privaten. Jetzt erst, nach Aufhebung des Konti- 

nentalsystems, war es möglich, den überseeischen Handel wieder auf- 

zunehmen: wer war glücklicher darüber als die Kaufmannschaft der 

Seestädte, deren Geschäft völlig vernichtet gewesen war; Stein for­

derte von ihr (Auerswald sagt in seinem Berichte, er befahl) einen

J) Pertz Stein III, 277.
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Vorschuß von 300,000 Thalern, und er wurde sofort gezahlt *).  Es 

geschah um so bereitwilliger, als die Summe zur Bestreitung der 

Bedürfnisse des Jorkschen Korps, den: es nach dein harten Winter­

feldzug au allem nothwendigsten fehlte, diente. Ueberhaupt aber, in 

allem, was Stein that und thun ließ, verleugnete er auch nicht einen 

Augenblick die Liebe zu dem Lande, in dessen Dienst er die beste 

Kraft seiner Mannesjahre gestellt hatte. In den Hospitäleru von 

Königsberg, Labiau, Tapiau und anderen Städten lagen über 8000 

russische und französische Kranke, die bisher aus den Mitteln des 

Laudes verpflegt waren; Stein setzte durch, daß die Kosten auf rus­

sische Rechnung übernommen wurden, und ersparte so der Provinz 

eine monatliche Ausgabe vou 60,000 Thalern. Wittgenstein legte zu 

Insterburg mld Angerburg große Magazine an und forderte dazu von 

den Einwohnern die unentgeltliche Lieferung nicht nur von Futter 

uud Korn, die willig gegeben wurden, sondern auch von Fleisch und 

Branntwein, welche damals hoch im Preise standen. Als ihre Lie­

ferung aus Widerstand stieß, befahl der Kaiser Stein zu befragen. 

Seine Antwort erging zu einer Zeit, wo er mit Auerswald bereits 

auf gespanutem Fuße stand: wie mancher aridere hätte sich die Ge­

legenheit nicht entgehen lassen, kleinliche Rache zu nehmen — in 

Steins Seele war kein Raum für solche Gedanken. Er schrieb am 

5. Februar an Kutusoff: „llnentgeltlich fordern heißt im allgemeinen 

die Steuerfähigkeit eiues Landes vermindern, und wenn man ein be­

freundetes Land besetzt und dein Bundesgenossen die Möglichkeit 

lassen will, die Einkünfte des Staats zu erheben und damit Trnppen 

zu unterhalten, so muß man sich der Requisitionen mit Mäßigung 

bedienen." Man solle deshalb auch die Mittel des Herzogthums War­

*) Bericht Steins an den Kaiser Alexander bei Pertz Stein III, 647. 
Warum Pertz III, 278 die Summe beinahe um das Doppelte erhöht, ist unvcr- 
stäudlich. Auerswalds Berichte vom 24. Januar uud 2. Februar reden sogar 
nur von 150,000 Thalern. Daß letztere einem spezifisch preußischen Zwecke 
dienten, genügte dem ängstlichen Präsidenten nicht; er salvirte sich gegen den 
Staatskanzler durch Hinweis auf den Machtsprucb des rnssiscben Bevollmächtigten, 
dessen Vollmacht er in Abschrift beilegte (Geh. St.-Arch.i.
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schau für die Magazinlieferungen heranziehen, in den preußischen 

Provinzen aber einen angemessenen Preis für das geforderte Vieh 

zahlen. „Im Feindes Lande kann man sich an unentgeltliche Liefe- 

rungen halten. Ich wiederhole es, der Generalintendant muß seine 

Forderungen mit Kenntnis der Hülfsquellen des Landes machen, sie 

mit Gleichheit und Billigkeit vertheilen, imb wenn man ein befreun­

detes Land besetzt, dessen Fürst den Genuß der Einkünfte bewahren 

soll, um Truppen zu unterhalten, so muß man für den Frühling 

auf Magazine denken, die aus dein Innern herbeigezogen werden, 

oder man muß den Einwohnern für ihre Waren einen billigen 

Preis oder wenigstens einen Theil dieses Preises zahlen." Diese 

Vorschläge wurden befolgt und der Provinz abermals eine schwere 

Last abgenommen'). Kein preußischer Beamter hätte loyaler reden 

und handeln können.

■ Statt einer rückhaltlosen Anerkennung dieser Verdienste liest 

mail bei Schön die Behauptung, Stein habe von Alexander Dohna 

verlangt, das Land, d. h. doch wohl die Provinz Preußen, solle so­

gleich zur Emission voll Papiergeld schreiten. Dohna war damals 

Privatmann und erhielt erst durch die Wahl zum Deputirtell der 

Ritterschaft des Mohrungschen Kreises eine Anwartschaft aus poli­

tische Wirksamkeit; man begreift nicht, wie Stein sich gerade an ihn 

hätte wenden sollen: — wir sahen schon, daß Schön ihn irriger 

Weise zum Präses des ständischen Comites machte; er anticipirt 

die Rolle, welche Dohna später gespielt hat. Er irrt sich aber nicht 

nur in der Person, sondern auch in der Sache. Die Königsberger 

Ereignisse sollten, wie oben erwähnt?), den Vorwurs mit begründen 

Helfell, daß Stein den Gedanken des Papiergeldes fast bis zur Ver­

rücktheit verfolgt habe, lind man muß gesteheu, wer damals, im Ja­

nuar 1813, vou einer einzelnen besonders hart mitgenommenen 

Provinz des tief verschuldeten preußischen Staates, der so eben in 

seiner Gesammtheit zu einer Papiergeldemission geschritten war, noch

1) Pertz Stein III, 279 ff.
2) Vgl. S. 100. 
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eine außerordentliche Anwendung der Notenpresse forderte, hätte har­

ten Tadel reichlich verdient. Schöns Angabe steht jedoch ganz ver­

einzelt da. Stein erwähnt in dem Berichte über seine Königsberger 

Mission, den er gleich nach den Ereignissen an Kaiser Alexander 

richtete, eine solche Forderung mit keiner Silbe; vielmehr erklärt er 

sich eisrig gegen das gesonderte Vorgehen der einzelnen Staaten in 

der Papiergeldsrage. Die Emission von Bundespapiergeld war einer 

seiner LiebUngsgedanken, er verwarf die Ausgabe von Staatsnoten, 

und da soll er Provinzialgeld gefordert haben! Er sagt wörtlich in 

jenem Berichte: „Die Idee eines Bundespapiergeldes scheint es mir 

zu verdienen, daß inan sich ernstlich mit ihrer Ausführung beschäftige. 

Sie bringt Einheit in das System des Papiergeldes, welches man 

aus dem Kriegsschauplätze verwendet, anstatt daß jetzt jede Macht 

isolirt handelt: Preußen hat so eben Papiergeld gemacht. Dies 

Papiergeld würde überdies auf eine breite Basis, den vereinten 

Kredit mehrerer Mächte fundirt sein, iinb es würde England leicht 

werden, seine Alliirten durch seinen Kredit zu unterstützen, ohne daß 

es zu Baarzahlungen zu schreiten brauchte"').

Unter diesen Umständen ist der Gedanke kaum abzuweisen, daß 

Schön zwei Dinge mit einander verwechselt habe: die Emission 

preußischen Provinzialpapiergeldes und die Einführung russischen Pa­

piergeldes in die Provinz^). Rußland erfreute sich, dank der Er­
oberungspolitik der Zarewna Katharina, bereits damals thatsächlich 

der Papierwährung, wenn gleich gesetzlich die Kupferwährung bestand. 

Natürlich stießen Offiziere und Mannschaften des über die Grenze ge­

rückten Heeres bei der Verwendung ihres entwertheten Zahlungsmittels 

auf Schwierigkeiten, die dadurch vergrößert wurden, daß die Wieder­

einfuhr desselben in das eigene Land gesetzlich verboten war. Die 

Regelung dieser Angelegenheit war im Interesse eines guten Ein­

vernehmens beider Mächte so unabweisbar, daß der Widerstand einer

') Pertz Stein III, 648.
2) Nur von der letzteren berichtet Hardenbergs Tagebuch: „An Stein ge­

schrieben, der als Gouverneur in Königsberg i. Pr. ausgetreten ist, dort das 
russische Papiergeld ciugcfiihrt hat" u. s. w. (Geh. St.-Arch.'» 
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preußischen Behörde gegen die Forderungen Steins einigermaßen 

überrascht; mochte man nun die Russen als Bundesgenossen oder als 

Gegner ansehen, sie hatten ein gutes Recht auf Anerkennung ihres 

hauptsächlichen Zahlmittels: was würden wir gesagt haben, wenn 

1870 die besiegten Franzosen gefordert hätten, daß unsere Armee 

ihre Bedürfnisse im landesüblichen Golde bezahlen solle. Als Stein, 

der bereits in Razki mit dem russischen Finanzminister die Aufheb­

ung jenes Einfuhrverbotes verabredet hatte, nun den vor: Fürst Ku- 

tusoff erlassenen Tarif über das Verhältnis der russischen und preu­

ßischen Münzen bcn drei preußischen Regierungen in Königsberg, 

Gumbinnen und Marienwerder zur Publikation übersandte, erhob 

die erstgenannte Bedenken. Von einem Widerstände Schöns ist nichts 

überliefert, obwohl es nach der Terminologie seiner Memoiren 

hier sicherlich eine Einmischung in die „inneren" Angelegenheiten 

Preußens zu bekämpfen galt; er fügte sich eben als verständiger 

Mann auch hier in das Unabweisbare nnd veröffentlichte „auf erhal- 

tenen Befehl", wie er sich ausdrückt, in seinem Amtsblatte den 

Tarif. Auerswald dagegen berief sich in seiner Antwort vom 1. Fe­

bruar auf die russischen Proklamationen, nach denen die Civilverwal- 

tung in den preußischen Provinzen ungeändert bleiben solle; er wies 

hin auf die so eben in Berlin beschlossene Ausgabe von 10 Millio­

nen Tresorscheine, deren Umlauf durch die Zulassung russischen Pa­

piers geschmälert werde, auf die Unbekanntschaft des Publikums mit 

beit frembeu Obligationen, auf bie vorausgesetzte Annahme öffentlicher 

seit 1807 abgeschaffter Preisbestimmungen; er ersuchte Stein, es bei 

freier Uebereinkunft ber Käufer imb Verkäufer hinsichtlich ber 

Zahlungsmittel bewenben zu lassen. Wer babei schlechter gefahren 

wäre, ber bewaffnete Frembe ober ber wehrlose Bürger, ist un- 

schwer zu entscheiben. Eine verkehrtere Anwenbung ber Freihandels- 

prinzipien von Abam Smith, in benen auch Auerswalb erzogen 

war'), vermöchte man sich kaum zu benken; es war ber Gipfel bes

*) S. seine Korrespondenz mit Krans in dessen Vermischten Schriften 
Band II.

Lehmann, Knesebeck und Schön. 13
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Doktrinarismus. Der Präsident und seine Räthe schlossen ihre 

Weigerung mit den Worten: „Auf jeden Fall halten wir uns nach 

unserer amtlichen Stellung schuldig, die Genehmigung der uns vor­

gesetzten Behörden über diesen Gegenstand einzuholen"'). Das hieß 

denn doch Mücken feigen und Kameele verschlucken. Die Berufung 

eines Landtages, die einen weit stärkeren Eingriff in die Prärogative 

des Souveräns involvirte, hatte der Landhofmeister für vereinbar mit 

seinem Treueide gehalten; die Ausführung einer völlig unabwend­

baren, durch die einfachsten Billigkeitsrücksichten gebotenen Berwal- 

tungsmaßregel beschwerte sein Gewissen! Da wäre auch wohl einem 

anderen als dem zornmütigen Freiherrn die Geduld ausgegangen. 
Er erklärte (2. Februar) sich außer Stande, die Bekanntmachung 

der Verfügung von der Genehmigung der vorgesetzten preußischen 

Behörde abhängig zu machen; in seinem wahrhaft klassischen Lapidar­

stil führte er den ängstlichen Beamten die Situation kurz und schnei­

dig, kraftvoll und eindringlich zu Gemüte: „Die preußischen Behörden 

stehen noch unter französischer Influenz, sie sind noch nicht fähig 

eines selbständigen freien Entschlusses; eine Maßregel, wie die in 

Rede stehende, kann also nicht von ihrem gebundenen Urteil abhängig 

gemacht werden. Der Drang der Umstände ist sehr groß. Die 

russische Armee erhält Sold und Löhnung in Papiergeld; dieses ist 

das hauptsächliche Cirkulationsmittel im russischen Reich; der Offizier 

und Soldat muß in den Stand gesetzt werden, alle die mannichsal- 

tigen Bedürfnisse sich anzuschaffen, die nicht vom Lande geliefert werden, 

und die russischen Staatskassen müssen nicht in Lagen gesetzt werden, 

die ihnen die Führung eines auswärtigen Krieges unmöglich machen. 

Zu alle diesem kommt der Zweck des Krieges. Er ist nicht Ruß­

lands Selbständigkeit, denn die furchtbaren Ereignisse des gegenwär­
tigen Feldzugs beweisen, daß diese gesichert ist; er ist nicht Erobe­

rungen, dieses verbürgen die Erklärungen und die edlen Gesinnungen 
Se. Maj. des Kaisers; er ist die Wiederherstellung der Selbständig­

keit Deutschlands und Preußens, und zu der Erreichung dieses

l) Pertz Stein ITT, 282.
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Zweckes ist jeder Kräftige und Verständige Gut und Blut aufzu- 

opfern verpflichtet. Aus diesen Gründen wiederhole ich meine Auf­

forderung an das hiesige Regierungs-Kollegium, die Bekanntmachung 

der Verfügung wegen der rnssischen Münze noch heute zu verfüge«." 

Diese Sprache wirkte; umgehend, noch am 2. Februar kam die ost­

preußische Regierung dem Befehle Steins nach: denn als einen sol­

chen bezeichnete sie selber die Aufforderung Steins *).

*) Pertz Stein III, 284.
2) Anerswald an Hardenberg 2. Februar (Geh. St.-Arch.'»: „Der Herr 

v. d. Groeben auf Plensen, der die in meinem Berichte vom 24. angezeigte Auf­
forderung tii die Provinz erlassen hat, ist auf Verwendung des Generals Grafen 
v. Wittgenstein und des Staatsministers Freiherrn v. Stein vom Ober-randes­
gericht mit Einverständnis der Regierung aus dem Arrest entlassen, jedoch mit 
Vorbehalt der Untersuchung." Die Söhne von Anerswald reden in der Erklä­
rung bei Pertz Gneisenau II, G91 von einem Gutsbesitzer, welcher auf eigene 
Hand die Stände zu einer General Versammlung berufen hätte und deshalb auf 
Befehl der königsberger Regierung verhaftet sei: womit doch nur Groeben ge­
meint sein kann. Sie fahren dann wörtlich fort: „Als Stein dessen Freilassung 
gebieterisch forderte, wies Anerswald dies bestimmt zurück." Wie ist dies mit 
dem eigenen Geständnis von Anerswald zu vereinigen? Die königsberger Er­
eignisse scheinen nicht nur Schöns Erinnerung verwirrt zu haben.

Auch darin wird man keinen besonderen Beweis von Konsequenz 

finden können, daß die königsberger Autoritäten die ständische Ver­

sammlung des ‘24. Januar gestatteten, den Urheber derselben aber, 

jenen Groeben, eben wegen seines Aufrufes nach wie vor in Haft 

behielten. Entweder man mußte jene Versammlung verbieten oder 

Groeben freilassen. Stein, welcher die Aufhebung des über die Ver- 

sammlung verhängten Verbotes bewirkt hatte, verwandte sich nun 

auch für die Freilassung Groebens: und wieder gab Auerswald uach, 

freilich dies Mal wohl mit sehr schwerem Herzen^).

Woriu bestand denn nun, fragen wir, der tiefgehende Zwie­

spalt zwischen Stein und den preußischen Beamten, welchen Schön 

als Motiv seiner zweiten Reise nach Königsberg angiebt? Ein Zwist, 

so könnte man meinen, war kaum möglich, wenn schließlich jede Auf­

forderung Steins seitens der königsberger Beamten als Befehl 

respektirt wurde. Indes dieser Schluß wäre voreilig, durch verschie- 

13*
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dene unanfechtbare Zeugnisse ist verbürgt, daß wirklich eine Span­

nung existirte. Stein läßt in seiner eigenen Lebensbeschreibung bei 

Erzählung der königsberger Vorgänge das bittere Wort fallen: 

„Herr von Auerswald, die Rückkehr der Franzosen fürchtend, legte 

sich zu Bett." Als er von Königsberg in das kaiserliche Haupt­

quartier nach Plozk zurückkehrte, klagte er dort über den Widerstand, 

welchen Auerswald seinen Forderungen entgegengesetzt. Auerswald 

selbst bemerkt in seinem Tagebuche unter dem 28. Januar: „Stein 

sehr gebieterisch, selbst gegen ^ork"^). Der Charakter Steins macht 

von vorn herein solche Kämpfe begreiflich genug; der leidenschaftliche, 

unbeugsame Mauu hatte wenig Bekauute, mit denen er nicht einmal 

zusammengerathen wäre; haben doch sogar Arndt und Gneisenau und 

Niebuhr über seine Heftigkeit geklagt. Er schonte auch die Höchst 

gestellten nicht: wer entsänne sich nicht des zornigen, von Wolzogen 

überlieferten Wortes, das er an seinen Gönner, den Zaren richtete, 

als dieser die Erhaltung deutscher Fürstenhäuser mit einem Hinweis 

auf das Heiratsbedürfnis der russischen Großfürsten motivirte. Vol 

lends gar kein Verständnis, geschweige denn Nachsicht hatte der Mann, 

dessen Gedankenflug nur auf die höchste» nationalen und uni­

versalen Probleme gerichtet war, für ein Zaudern und Zögern, 

welches den Antrieb zum Handeln beständig von einem in seinen 

Entschließungen notorisch unfreien Faktor erwartete. Wie empfindlich 
mußte ihu schon die Degradirung der bevorstehenden Versammlung 

berühren; indem sie aus einer beschließenden zu einer berathenden 

gemacht, indenl ihr sogar der offizielle Charakter genommen wurde, 

wurde wieder alles ungewiß; der Mittelpunkt, den er für die Be­

waffnung der Provinz bedurfte, ging wieder verloren: wer brauchte 

’) Pertz Stein VI, 2, Beilagen 182. Mittheilung von C. L. E. v. K(nobloch) 
in der Bossischen Zeitung 1838,4. April. Dropsen II, 74. Nachdem sich ein so star­
ker Irrthum in dem Berichte der Söhne von Auerswald herausgestellt hat, muß man 
natürlich Bedenken tragen, ihre übrigen Angaben ohne anderweitige Beglaubigung 
zn verwerthen. Sie behaupten, daß Stein Nachweisung über die vorhandenen 
Kassenbestände gefordert habe und schließlich so weit gegangen sei, den Abbruch 
der Verbindung mit den obersten preußischen Staatsbehörden zu fordern. Das 
letztere namentlich ist mehr als unwahrscheinlich.
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sich an die Beschlüsse einer privaten Vereinigung zu kehren? Nene 

Schwankungen folgten. War Aork nach der Zeitung vom 19. Ja­

nuar noch der legitime Anführer des aus Rußland zurückgekehrtcn 

preußischen Korps? Der Kommandant von Pillau schickte seine 

Rapporte zugleich an Aork und Kleist, da er nicht wisse, wer eigent­

lich das Kommando führe; es heißt, daß einzelne Offiziere sich von 

dem Gehorsam gegen den abgesetzten General loszuzählen begannen1). 

Da langte zum Glück am 26. Januar Major Thile mit jenen an 

L)ork persönlich adressirten Weisungen des Königs an, die den Wil­

len des Souveräns in einem ganz anderen Lichte erscheinen ließen; 

voller Freude schrieb Auerswald in sein Tagebnch: „Major Thile 

bringt die Genehmigung des Königs zu allem, was Aork gethan und 

hier geschehen", sofort erließ York die bekannte Erklärung, noch habe 

kein preußischer General seine Verhaltungsbefehle durch die Zeitungen 

erhalten^). Wie sehr verkennt man doch den Charakter des preußi 

scheu Wesens von damals, wenn man seine Eigenthümlichkeit in einer 

unbegrenzten Spontaneität und Autonomie sucht; alles, was eine an 

Hingebung und Werkthätigkeit einzig dastehende Vaterlandsliebe schuf, 

gewann in den Augen von jedermann seine Legalität erst durch die 

Sanktion des Monarchen. An den Entschließungen der königsberger 

Notabeln kann man es fast Tag für Tag verfolgen, welche Nachrich­

ten aus dem Mittelpunkt des Staates angelangt waren; sie wirken je 

nachdem erhebend oder niederdrückend. In der Königsberger Zeitung 

vom 30. Januar steht das königliche Publikandum vom 23., welches 

die Unterthanen ermahnt, sich in allen Stücken gegen das kaiserlich 

französische Militär so zu betragen, wie es dem Verhältnis gegen 

Alliirte angemessen sei. Ich glaube nicht zu irren, wenn ich auf 

diese abermalige Wendung nicht nur den Widerstand der königsberger 

Regierung gegen den Zwangskurs des russischen Papiergeldes, sondern 
auch die Schwierigkeiten zurückführe, welche Stein fand, als es die 

Frage galt: wer soll den Landtag oder, wie die Fiktion war, die 

private Versammlung der Landtagsdeputirten eröffnen und leiten?

*) Dropsen II, 67. Pertz Stein III, 268.
8) Dropsen II, 70 f. Duncker 790.
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Derjenige, dem verfassungsmäßig diese Pflicht oblag, der 

Hofmeister, wurde plötzlich krank und ernannte, ohne sich darüber mit 

Stein zu benehmen, zu seinem Stellvertreter den Direktor des stän­

dischen Comites, den schon früher erwähnten Geheimen Justizrath 

v. Brandt *),  einen etwas ängstlichen Mann, der trotz seiner ander­

weitigen vortrefflichen Eigenschaften doch von den Ständen selber 

nicht für geeignet erachtet wurde, denjenigen Berathungen zu präsidiren, 

in welchen die entscheidenden Debatten stattfanden. Es leuchtet aber 

ein, daß je anfechtbarer die Legalität der Versammlung war, es desto 

mehr der starken Hand eines bedeutenden Mannes bedurfte, dessen 

Autorität jedermann achtete. Wäre Stein wirklich so rücksichtslos 

gewesen, wie Schöns Sendschreiben vorgiebt, wäre in seiner Seele 

ein Funken von falschem Ehrgeiz gewesen, so hätte er gleich den 

nahe liegenden Ausweg, in eigener Person die Verhandlungen zu 

eröffnen, eingeschlagen; hatte ihn nicht die ständische Versammlung 

des 24. Januar mit lautem Danke gegrüßt, flogen ihm nicht die 

Sympathien aller derer entgegen, deren Blut rascher pulsirte, deren 

Herz schneller schlug? Er ließ sich nicht hinreißen; er sah erst, ob 

sich Männer in der Provinz fänden, die Mut genug für die ver­

antwortungsvolle Aufgabe besäßen. Daß er aus Feigheit zurückge­

treten wäre, wird auch sein ärgster Gegner nicht zu behaupten 

wagen; daraus folgt aber, daß er es der guten Sache wegen that: 

er wollte jede etwa aufsteigende nationale Empfindlichkeit schonen, er 

war sich sehr wohl bewußt, daß auf ihm in diesem Augenblick das 

Odium des Abgesandten einer fremden Macht ruhte. So forderte 

er denn zunächst Schön auf, „nach Königsberg zu kommen und bei 

der Krankheit des Landhofmeister v. Auerswald die auf den 5. Fe­

bruar zufammenberufene ständische Versammlung zu leiten". Also 
steht es wörtlich zu lesen in dem Bericht, den Schön selbst am 

10. Februar an den Staatskanzler sandte. Ist es denkbar, daß je- 

*) Auerswald an Brandt 1. Februar. (Archiv des Oberpräsidiums, Droysen 
II, 292.) Das Recht des erster» zur Ernennung eines Substituten war un­
zweifelhaft; s. § 161 des Landschafts-Reglements vom 24. Dezember 1808. 
Gesetzsammlung 406 f.
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«taub nach wie langer Zeit auch immer einen so hochbedeutsamen 

Ruf sollte vergessen haben, ohne schwachsinnig geworden zu sein? 

Der eitle Mann wollte, als er seine Memoiren schrieb, nicht ge­

stehen, daß er sich die Gelegenheit hatte entgehen lassen, der ersten 

vom Geiste einer neuen Zeit erfüllten öffentlichen Versammlung, 

welche Preußen sah, zu präsidiren.

Welchen Werth sollen wir unter diesen Umständen der Erzäh­

lung beilegen, welche er über sein Wirken in Königsberg giebt? 

Sie kann nicht richtig sein, da das angegebene Motiv der Mission 

ein falsches ist. Und doch hat gerade dieser Theil des Sendschrei­

bens die weiteste Verbreitung erlangt, er fehlt in keiner Darstellung 

jener Epoche. Ihn in allen Einzelheiten zu widerlegen ist unmöglich, 

weil die geschilderten Verhandlungen unter vier oder sechs Augen 

stattfanden und die andern Betheiligten sich nur ganz gelegentlich 

geäußert haben. Trotzdem hofse ich auch hier Verdachtsmomente in 

ausreichender Menge vorbringen zu können.

Schön schildert das Zerwürfnis zwischen den leitenden Männern, 

welches er bei seiner Ankunft in Königsberg vorgefunden, als nahezu 

unheilbar. Natürlich, um so größer wird fein Verdieust, es dennoch 

kurirt zu haben. Auerswald, den er nach dem Sendschreiben zuerst 
gesprochen haben will (nach seinem Berichte an Hardenberg vom 

10. Februar 1813 wäre es Aork gewesen), soll erklärt haben, daß 

er keinen Theil an den Steinschen Operationen nehmen könne, weil 

diese für die große Sache nur verderblich sein könnten. Sonderbar! 

Vierundzwanzig Stunden vor dieser Erklärung schrieb Auerswald au 

Stein, er füge sich seinem „Befehle" in Betreff des russischen Pa­

piergeldes *). Aork soll aufgeregt gegen Stein gewesen sein, ihn 

einen verbrannten Kopf genannt haben, der alles gegen sich aufrege 

und dadurch die Stimme des Landes und dessen Theilnahme an dem 

großen Schritt, den er durch die Kapitulation gemacht habe, schwäche.

9 Am 2. Februar, s. oben. Am 3. war Schön in Königsberg, nach 
feinem eigenen Berichte vom 10.: „Des Herrn v. Stein Exc. forderten mich vor 
acht Tagen auf, nach Königsberg zu kommen."
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In einem vertraulichen Schreiben des Generals vom 10. Februar'), 

das unter anderen die möglichen Gefahren einer russischen Intrigue 

bespricht, finden wir nicht die geringste Spur dieser Anklagen. Stein 

soll auf alle Autoritäten in Königsberg „gescholten und getobt" haben. 

In Plozk hat er ausdrücklich uur über Auerswald Beschwerde 

geführt 2).

Schön beginnt das Werk der Versöhnung, Nach langem Wider­

streben entschließt sich York mit ihm zu Stein zu gehen und über 

die am morgenden Tage (es war also der 4. Februar) stattfindende 

Eröffnung der ständischen Versammlung zu verhandeln. „Das Ge­

spräch hatte, heißt cs weiter, anfangs einen ruhigen Gang. Als 

Stein aber verlangte, daß Aork die ständische Versammlung mit einer 

Ansprache über den eigentlichen Zweck der Berufung eröffnen solle, 

und als Aork dies ablehnte, weil die Berufung auf Steins Ver­

langen erfolgt sei, unb man allgemein eine Aeußerung Steins erwarte, 

imb als ich Aork mit Entschiebenheit beistimmte, würbe bas Gespräch 

von feiten Steins so bitter unb heftig, uitb namentlich für Aork, 

bem er vorwarf, burch seine Kapitulation etwas angefangen zu haben 

unb jetzt nicht vollführen zu wollen, so beleibigenb, baß Jork plötzlich 

von seinem Stuhle aufstanb unb ohne weiteres bas Zimmer verließ. 

Ich folgte ihm mit ber Bemerkung, baß ich nach einiger Zeit wie- 

berkommen würbe."

„Balb nachbem ich in meiner Wohnung angekommen war, trat 

Jork in mein Zimmer. Ich sah es ihm an, baß in seinem Innern 

ein großer Kampf stattfanb. Er klagte zuerst fein Schicksal an, baß 

inbem ein großer Moment für ihn einzutreten schiene, er vom 

Schicksal jetzt burch bie Unvernunft Steins zurückgeschleubert würbe. 

Stein habe bie Sache jetzt bahiu gebracht, baß kein guter Ausgang 

für ihn abzusehen sei. Erkläre sich bas Lanb nicht laut unb entschie­

>) Aus dem Geh. St.-Arch, bei Pertz Stein III, 291.
2) C. L. E. v. K. in der Bossischen Zeitung 1838, 4. April: „Ich habe 

mich — sagte Stein dort — nicht getäuscht in meinem zu den Ostpreußen ge­
hegten Vertrauen. 9iur der Präsident v. Auerswald war und blieb meuter ge 
dachten Forderung entgegen."



201

den für das, was er durch seine Kapitulation angefangen habe, daun 

müsse der König ihn verlassen. Stein habe durch seine russische Voll­

macht und durch seine darauf gestützten unüberlegten Forderungen 

schon viel verdorben, und indem er jetzt sich weigere, zu den aus sein 

Verlangen versammelten Ständen eine Ansprache zu richten, könne 

unser Vorhaben kein gutes Ende nehmen. Ihm (Jork) bliebe jetzt 

nichts anderes übrig, als, da er einer schimpflichen Behandlung sich 

nicht aussetzen könne, sogleich heimlich nach England zu gehen, und 

ich möge ihm, da ich in dem Lande besannt sei, Empfehlungen dahin 

geben. Ich suchte Jork zu beruhigen, aber die Zukunft stand schwarz 

vor seinen Augen, und nur mit Mühe erlaugte ich Aufschub bis da- 

hin, daß ich mit Stein wieder gesprochen hatte."

„Nach Verlauf von etwa einer Stunde fcmb ich Stein zwar 

noch aufgeregt, aber doch schon gefaßter. Ich stellte ihm die Wich­

tigkeit des Moments vor: wie es jetzt in unserer Hand wäre, die 

vorhandene Schmach von unserem Vaterlande, ja von ganz Deutschland 

zu entfernen, wie wir jetzt berufen zu fein schienen, dem Laufe der 

Zeit in die Räder ztl greifen und ihm eine andere Richtung zu ge­

ben, und daß dieser große Moment verloren sei, wenn nicht jeder, 

der zu Ergreifung desselben beitragen könne, dazu die Hand biete, 

und wenn er jetzt bei dem beharre, was er Aork und mir vor einer 

Stnnde geäußert habe. Aork könne ohne Aufforderung des Landes 

selbst nicht vortreten, um so weniger, da er nach den Zeitungen als 

formell abgesetzter General dastehe; er (Stein) habe die Stände des 

Landes berufen, sie erwarteten von ihm die Ansprache. Kein Diener 

unseres Königs könne, da der König sich noch nicht erklärt habe, die 

Initiative ergreifen. Er (Stein) wäre als russischer Kommissarius 

mit einem preußischen, deutschen Herzen dazu berufen. Stein suchte 

auf alle Art die vou ihm gemachte Aeußerung zu rechtfertigen; das 

Gespräch ging hin und her; als ich aber zuletzt deu großen Moment 

und den Ruf des Vaterlandes lebhaft und mit Wärme heraushob 

und forderte, daß jeder an seinem Theile seine Persönlichkeit dafür 

einsetze, da konnte die edle Natur in Stein nicht länger widerstehen, 

und er erklärte sich bereit, in einem Schreiben der Versammlung den
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Wunsch zu äußern, daß das Land an der Befreiung des großen Va­

terlandes Theil nehme. Die Zuschrift wurde sehr allgemein gefaßt, 

damit weder russische Forderung noch Aufstand gegen den Willen 

unseres Königs durchscheine. Stein hatte sich gesträubt, als Beran- 

lasser eines Aufgebots aufzutreten, und wollte deshalb anfangs, daß 

Jork vortrete, und glaubte, dies als Folge von dessen Kapitulation 

betrachten zu können."....

„Es kostete Stein einen großen Kampf, aus Jorks und mein 

Verlangen einzugehen. Er war so erschüttert, daß er das kurze 

Schreiben an die Stände-Versammlung nicht zu machen im Stande 

war. Er wollte, daß ich es diktire, und nun schrieb er es und schickte 

es ab."

„Nun kam es aber erst zu dem für Stein empfindlichsten 

Punkte. Bei dem Verhältnisse, in welchem er zu Auerswald, Jork 

und Dohna stand, war seine Anwesenheit in Königsberg dem Fort­

gänge der großen Sache nur hinderlich. Seine Entfernung von 

Königsberg war nothwendig. Auf der anderen Seite entging ihm 

dadurch alle Theilnahme an dem großen Akte der Zeit. Doch es 

siegte sein guter Geist, er entschloß sich, nach 36 Stunden Königs­

berg zu verlassen. Mit dieser Zusage kam in unsere große Sache 

neues Leben. Auerswald, der seither nur hinter dem Vorhänge thä­

tig dafür gewesen war, trat wieder vor, besuchte Stein, und sie 

schieden in Frieden von einander. Dohna hoffte alles. Am Abende 

vor seiner Abreise hatte Stein noch die Freude, den Beschluß der 

ständischen Versammlung und den Gang der Sache in dieser Ver­

sammlung zu erfahren."

„Stein reiste ab, und ich niuß ausdrücklich bemerken, daß er 

mir niemals größer als in dem Momente der Resignation erschiene!: 

ist. Die Glorie, die Preußen bewaffnet mit) Landwehr und Land­

sturm errichtet und dem Gange der europäischen Angelegenheiten 

einen andern Weg angewiesen zu haben, stand vor ihm, und er sollte 

darauf Verzicht leisten! Nur sein unbedingtes Leben für die Idee 

des Vaterlandes und das Aufgehen seines ganzen Lebens in dieser 

Idee vermochte ihn dazu. Der Kainps in ihm war groß, aber sein 
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herrlicher Geist siegte, und er trat nicht kleinmütig, sondern wie ein 

großer Charakter zurück. Ehre ihm!"

„Gauz widerstreitend seiner Natur und seinem Wesen ist es 

hiernach, von ihm zu meinen, daß er ein Volk in Bewegung setzen 

oder daraus persönlichen Einfluß üben konnte."

Diese Betrachtungen sind ebenso deutlich als die Thatsachen, auf 

welche sie gegründet werden, unwahrscheinlich. Es war wahrlich 

Steins Art nicht, vor der Verantwortlichkeit einer Landtagsrede 

zurückzuschrecken; auch pflegte er nicht so leicht außer Fassung gebracht 

zu werden, daß er es nöthig gehabt hätte, sich einen kurzen Brief in 

die Feder diktiren zu lassen; noch weniger ließ er sich aus einem 

Wirkungskreise hinweg komplimentiren, in dem das Beste von allem 

Geschehenen sein Verdienst war.

Positive Widersprüche anderer Quellen verstärken das Gewicht 

dieser inneren Gründe.

Decken wir zunächst mit Hülfe des wiederholt citirten Berichtes 

an Hardenberg aus, was das Sendschreiben verhüllt. Als Stein 

Schön rief, um die ständische Versammlung zu leiten, hatte er, 

Widerspruch besorgend, zugleich bemerkt, „daß die eingegangenen Nach­

richten seine etwaigen Bedenken dabei entfernen würden". Offenbar 

sind hiermit günstige Nachrichten aus Berlin oder Breslau gemeint; 

wir können nicht mehr sagen, was für welche. „Bei dieser Anfüh­

rung, fährt Schön in seinem Berichte fort, glaubte ich nach Königs­

berg reisen zu müssen": — was doch wohl so viel heißt wie: ohne 

einen solchen Hinweis wäre ich überhaupt nicht gegangen. Mögen 

wir es Loyalität oder Unselbständigkeit oder Aengstlichkeit nennen, 

jedenfalls richtete also auch Schön sein Verhalten durchaus nach den 

von oben kommenden Impulsen ein. In Königsberg angelangt, ließ 

er sich nicht etwa dadurch, daß Auerswald bereits einen Substituten 

iu der Person des Justizrathes Brandt ernannt hatte *),  zu einer 

ablehnenden Antwort an Stein bestimmen, er ging überhaupt zunächst 

*) Am 1. Februar, s. oben S. 198. Es ist schwerlich zufällig, das? Schön 
in dem Berichte an Hardenberg die Sache so darstellt, als wenn Alterswald
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nicht zu Stein, sondern 311 Aork, imi sich, wie er selber sagt, zu 

„unterrichten, was eingegangen war": wahrscheinlich glaubte er ihn 

nach den „eingegangenen Nachrichten" rehabilitirt. Was er dort er- 

fahren, sagt er nicht, jedenfalls war es derartig, daß er keine Lust 

verspürte, die Leitung der bevorstehenden Versammlung zu über- 

uehmen. „Ich fand zwar — so lauten seine schon oben citirten 

ewig denkwürdigen Worte — keine Veranlassung, die von dent 

Landhofmeister v. Auerswald ausgeschriebeue ständische Versammlung 

in Absicht der Provinz Litthauen polizeilich zu sistiren, aber auch 

für mich keine Befugnis, mich in ständische Angelegenheiten, die nicht 

zu meinem Officio gehören, zu mischen." Jetzt erst gab er Stein 

eine abschlägliche Antwort.

Wie man ihm aus dieser Handlungsweise ein besonderes Ver­

dienst machen kann, verstehe ich nicht. Entweder er stellte sich auf 

den Standpunkt des starren, formalen Rechtes und betrachtete die 

ständischen Angelegenheiten als „nicht zu seinem Officio gehörend": 

dann konnte er schon von Gumbinnen aus mit Nein antworten und 

brauchte nicht erst bei Aork in Königsberg zu rekognoszircu. Oder 

er hielt den Moment für zu gewaltig, als daß er sich in den Para­

graphen einer Dienstinstruktion hätte erschöpfen lassen: dann folgte 

er willig dem Rufe Steius. Akan wende nicht ein, daß die bereits 

vollzogene Ernennung Brandts ein Hindernis war. So überwäl­

tigend war das Ansehen Steins, daß Brandt, sobald er hörte, Schön 

sei zur Leitung der Versanunlung berufen, Auerswald bat, ihn von 

seinem Mandat zn entbindens; in dieser Beziehung war also völlig 

freie Bahn geschaffen, die zu betreten für Schön nm so weniger bedenklich 

sein konnte, da Auerswald sein naher Verwandter war und sich gewiß 

leicht für seine Kandidatur gewinnen ließ. Wir sind schon deshalb 

völlig außer Sorge, Schön Unrecht zu thun, weil er schwerlich nnter-

Brandts Ernennung erst dann vollzogen hätte, nachdem Schöns Weigerung er­
folgt wäre. Schon damals suchte er die Thatsache zu vertuschen, daß er als 
vorsichtiger Mann sich erst überzeugte, woher der Wind wehte.

1) Archiv des Oberpräsidinms in Königsberg (Notiz bei Gerwien 9. 
Droyscn II, 77).
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lassen hatte, aus dieser Episode für sich Kapital zu schlagen, wenn 

es eben möglich gewesen wäre.

Bon Schön abgewiesen, wendete sich Stein an Hork, und zwar 

schriftlich: der Brief ist noch erhalten. Er trägt das Datum des 

4. Februar *),  also des Tages, au welchem nach dem Sendschreiben 

die Unterredung zwischen Schön, Stein und Hork stattfand. Er be­

trifft denselben Gegenstand, welcher den Inhalt der Unterredung 

bildete: die ständische Versammlung, deren Leitung Hork übernehmen 

sollte; unmöglich, daß der Brief nicht wenigstens erwähnt sein sollte 
in dem Gespräch zwischen den Dreien. Höchst wahrscheinlich war 

der Brief sogar die Veranlassung zu Horts Besuch bei Stein; dann 

bleibt kein Raum weder für Schöns Aufforderung an Hort, noch für 

dessen Sträuben, noch für Schöns Verdienst, es überwunden zu haben. 

Iu sedem Falle tompromittirt die völlige Verschweigung des wichtigen 

Schreibens den Berichterstatter auf das empfindlichste.

Ueber die Unterredung mit Stein liegt außer dem Sendschreiben 

das Zeugnis Horts vor; beide stehen sich diametral gegenüber, Nach 

jenem hätte sich Stein geweigert, persönlich in der Versammlung des 

Landtages zu erscheinen, nach diesem hätte er es beansprucht und da­
durch eine heftige Opposition von feiten Horts hervorgerufen2). 

Man braucht die Frage, was wohl mehr dem Charakter Steins ent­

spricht, nur auszuwerfen, und sie ist schon entschieden; überdies ist 

das Schreiben Horts, welchem wir diese Angabe entnehmen, vom 

10. Februar 1813, das Sendschreiben Schöns vom 3. März 1849. 

Der Hergang war einfach folgender. Hort kam zu Stein und weigerte, 

wie zuvor Schön, jede Einmischung in die heikele ständische Ange-

0 Genauer, da Stein aus Rußland kommend sich noch des julianischen 

Kalenders neben dem gregorianischen bediente: Pertz (Stein III,

286) druckt die beideu Daten gelassen ab, als wenn sie nicht in direktem Wider­
spruch mit einander stunden. Derselbe lost sich sehr einfach dahin auf, daß der 
Verfasser des Briefes in der Aufregung des Momentes die Differenz 12 hinzu­
zählte anstatt abzog und sich dabei doch bewußt blieb, daß nach dem julianischen 

Kalender noch Januar war.
2) Pertz Steiu III, 292.
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legenheit. Durch diesen neuen Widerstand aus das heftigste erregt, 

erklärte nun Stein, dann würde er selber der Versammlung prä 

sidiren; und dies hatte wieder zur Folge, daß Jork erklärte, er würde 

sich in diesem Falle von allem zurückziehen. Diese drei Thatsachen 

ergeben sich, wie mir scheint, mit zwingender Konsequenz aus dem 

echten Quellenmaterial: Jorks Weigerung folgt daraus, daß er am 

4. Februar von Stein zur Uebernahme des Präsidiums ausgefordert ist 

uud es am 5. nicht gehandhabt hat, Steins Drohung und Jorks Ge­

gendrohung sind durch den gleichzeitigen, nirgends widerlegten Brief 

des letzteren verbürgt. Was dann aber weiter erfolgt ist, kann man 

nur aus den Vorgängen in der ersten Sitzung der Stände entnehmen.

Bekanntlich wurde die Sitzung eröffnet durch Brandt, den Sub­

stituten des Landhofmeisters *).  Derselbe ließ zunächst ein Schreiben 

Steins verlesen, in welchem dieser erklärte, die Versammlung deshalb 

veranlaßt zu haben, um der Deliberatio» der Herren Stände die 

Auswahl der Mittel zur allgemeine« Vertheidigung des Vaterlandes 

anheim zu geben. Hieraus wird tu der Versammlung „einstimmig" 

die Ansicht geäußert, daß die Berathungen nur dann ans einen rich­

tigen und bestimmten Zweck gerichtet werden könnten, wenn sie von 

derjenigen Militär-Behörde geleitet würden, welcher sowohl die Ge­

sinnung Sr. Majestät des Königs als auch die eigentlichen Erforder­

nisse der Armee bekannt wären. Deshalb wird der Vorschlag ge­

macht und angenommen, eine Deputation von fünf Landtagsmitglie- 

dern an den General-Gouverneur mit der Bitte zu senden, der Ver­

sammlung seine Vorschläge oder Forderungen durch einen schriftlichen 

Aufsatz bekannt zu machen. Die Deputation geht und kehrt nach 

einer Weile in die Versammlung zurück, mit ihr Jork selber. Er 

erklärt, daß er als Gouverneur von Preußen und als der treueste 

Unterthan Sr. Majestät die Provinz, von deren Treue und Anhäng­

lichkeit er völlig überzeugt wäre, zu einer kräftigen Vertheidigung des 

Vaterlandes auffordere; da jetzt die Kommunikation seines Truppen­

korps gehemmt wäre, so würde er kraft der ihm ertheilten Autorität

*) S. das Protokoll bei Droysen II, 297.
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wie bisher auch ferner handeln; seine Pläne und Vorschläge werde 

er zwar nicht der Versammlung in pleno, wohl aber einem von ihr 

gewählten Ausschuß mittheilen.

Also doch eine persönliche Ansprache Jorks an die Versammlung, 

also doch die thatsächliche Leitung derselben durch den General, ganz 

wie Stein gefordert hatte. Beides ist unvereinbar mit der Dar­

stellung, welche Schön von den Vorgängen des 4. Februar entwirft; 

nach ihm hätten sie ja mit einer Niederlage Steins geendet. Man 

müßte in der That blind sein, um zu verkennen, daß die Vorgänge 

des 5. Februars das Resultat eines am 4. zwischen den Leitern der 

Bewegung geschlossenen Kompromisses sind, und zwar eines Kom­

promisses, bei dem Stein in allem Wesentlichen seinen Willen durch­

setzte. Nichts ist gewisser als daß er nur im Zorn oder als äußersten 

Nothbehelf jene Drohung, selber in der Versammlung zu erscheinen, 

hingeworfen hat; was in aller Welt hätte ihn sonst abhalten können, 

gleich in den ersten Tagen seiner Anwesenheit mit ihr hervorzutreten? 

Er hat sie aufgegeben, so bald als Jork in der Sache nachgab und 

nur in der Form einige Konzessionen forderte; der tapfere Kriegs- 

mann, zu dessen Officio die ständischen Angelegenheiten gewiß noch 

viel weniger gehörten als zu dem des Regierungspräsidenten von 
Gumbinnen, dachte doch höher von seiner Pflicht gegen das Vater­

land: er hatte das Vertrauen zu sich selber, das in den letzten 

Wochen so manches Mal vdh ihm gewichen war, wiedergefunden; ein 

zweites Tauroggen wagend, willigte er in Steins Forderung. Man 

kam überein, den von Auerswald ernannten Substituten in seiner 

Stellung zu belassen, ihm namentlich die Eröffnung der Versamm­

lung imb die Verlesung des kurzen Steinschen Proponendums anzu­

vertrauen. Wenn dies geschehen, sollten einer oder mehrere von den 

Deputirten, mit denen man sich natürlich vorher verständigte, die 

Leitung der Versammlung durch Jork fordern; der General versprach, 

wenn dies durchgegangen wäre, selber in der Mitte des Landtages 

zu erscheinen und die von Stein gewünschte Ansprache zu halten: 

nur so konnte mau hoffen, alle Zweifel an der Legalität der 

Versammlung zu beseitigen. In dieser Annahme einer vorherigen 
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Verabredung wird uns die Thatsache nicht irre machen, daß der 

wackere Schriftführer des Landtages ins Protokoll gesetzt hat, die 

Versammlung sei „einstimmig", gewissermaßen durch Inspiration, 

„von dem Gesichtspnukte ausgegangen", daß Jork die Leitung über­

nehmen müsse. Parlamente so gut wie Ministerien und Volksver­

sammlungen werden von Einzelnen geleitet; die vox populi, auf 

welche das Sendschreiben Schöns salbungsvoll verweist, ist immer die 

vox singulorum.

Fügen wir noch ein Wort hinzu über das Schreiben Steins 

an die ständische Versammlung. Die von Schön behauptete Weige­

rung Steins, dasselbe abzufassen, ist nur dann begreiflich, wenn man 

annimmt, Stein sei im voraus entschlossen gewesen, nachzugeben und 

habe nur Schön Gelegenheit zu einem Triumphe geben wollen. Die 

Versammlung war berufen, um die Eröffnungen zu vernehmen, welche 

der Bevollmächtigte des Kaisers von Rußland machen werde ’); war 

es denkbar, daß sie eröffnet wurde ohne irgend ein Proponendum 

dieses Bevollmächtigten?

Was soll man endlich zu dem Märchen sagen, welches Schön 

über das Motiv der Abreise Steins auftischt? Unbegreiflich, daß es 

so lange gläubig nacherzählt ist; ein einfaches Additionsexempel zeigt, 

was wir davon zu halten haben. Die Unterredung mit Stein fand 

statt spätestens am Abend des 4. Februar. Nach sechsunddrcißig 

Stunden soll er die Stadt verlassen haben, das ergäbe als äußersten 

Termin der Abreise den Morgen des 6. Stein ist aber nicht nur 

den ganzen 6., sondern auch uoch deu größten Theil des 7. Februar 

iu Königsberg gewesen. Das beweist der Bericht, welchen er vor 

seiner Abreise?) an den Zaren gerichtet hat; denn derselbe bespricht 

bereits die Annahme der Vorschläge Jorks seitens des Landtages'),

0 Worte des Äouvokatiousschreibcus bei Droysen II, 292.
2) Der Schlußsatz lautet: J’ose demander à V. M. I. la permission de 

mettre moi même les détails et les résultats sous ses yeux et de lui 
faire agréer de bouche l’assurance de la soumission respectueuse etc. 
Pertz ©teilt III, G49.

3) Le Général York a proposé à l’assemblée la formation d’une 
Reserve de 13000 h. pour tenir son corps toujours au complet, une milice 
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und diese erfolgte nach Ausweis der Protokolle *)  erst in der Sitzung 

des 7. Februars. Major Gerwien, der diesen erst von Pertz ver­

öffentlichten Bericht noch nicht kannte, berichtet aus einer anderen 

zuverlässigen Quelles, daß der russische Bevollmächtigte erst am 7. 

abgereist ist, und dieser Angabe sind auch diejenigen gefolgt, welche 

sich im übrigen durch Schöns Darstellung leiten ließen; sie wurden 

nicht gewahr, welches Dementi sie dadurch selbst der letzteren ertheil­

ten. Alle die Redewendungen Schöns über den Schaden, welchen 

Stein bei längerer Anwesenheit gestiftet haben würde, über die 

Nothwendigkeit seiner Entfernung, über die ihm dadurch entgangene 

Theilnahme an dem großen Akte dieser Zeit, über die Wendung zum 

Besseren, welche schon bei der Hoffnung auf die Abreise des Stören­

friedes eingetreten wäre, zerfallen in nichts. Stein hat seinen 

Aufenthalt in Königsberg von vorn herein nur kurz bemessen; denn 

schon am 23. Januar, dem Tage nach seiner Ankunft, schrieb er an 

Scharnhorst, daß er hoffe, ihn „in weniger Zeit seiner Hochachtung 

auch mündlich zu versichern"^). Andrerseits hat er die Stadt nicht 

eher verlassen als bis der letzte Punkt seiner Vollmacht erledigt war; 

nachdem die Stände am 7. Februar die Errichtung von Landwehr 

und Landsturm beschlossen und ihre Organisation besonderen Behör­

den anvertraut hatten, war seine Mission thatsächlich erloschen; der 

„große Akt dieser Zeit", an welchem niemand mehr Antheil gehabt 

als er selber, war vorüber, konnte also auch feinen vermeintlichen 

Ehrgeiz nicht mehr reizen. Er wußte das Werk, welches er begou- 

ueu, in guten Händen, und seiner warteten höhere Aufgaben als die 

Ueberwachnug militärischer Organisationsdetails. —

de 20000 h. et une population armée, quand l’ennemi aura passé la 
Vistule, enfin d’un corps de 700 volontaires qui s’équippe à leurs fraix 
et qui servira de pépinière pour des officiers. Ces propositions ont été 
accepté avec unanimité, on a établi un Comité pour l’organisation et les 
détails — et tout guarantit les plus heureux résultats, dont le principal 
sera que l’exemple que donnent ces provinces influera puissament sur 
tout le reste de l’Allemagne.

1) Droysen II, 302.
8) Errichtung der ostpreußischen Landwehr 17. ,
») Geh. St.-Arch.

Lehmann, Knesebeck und Schön. 14
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Die tendenziöse Darstellung Schöns hat uns gezwungen, den 

chronologischen Faden für einen Augenblick fallen zu lassen; jetzt erst 

kommen wir zu den Landtagsverhandlungen. Auch sie erscheinen in 

dem Sendschreiben entstellt und verschoben, und, was merkwür­

diger ist, der Erzähler fällt gleich mit dem ersten Satze aus seiner 

Rolle. Derselbe lautet: „Auf russische Aufforderung, hatte die Ver­

sammlung geantwortet, könne von keiner politischen oder militärischen 

Maßregel die Rede sein." Die Aufforderung, welche hier „russisch" 

genannt wird, ist ja dieselbe, welche Schön dem russischen Bevoll­

mächtigten in die Feder diktirt haben will, von der er eben gerühmt 

hat, sie sei so abgefaßt gewesen, daß weder „russische Forderung noch 

Aufstand gegen den Willen des Königs durchschien". Abgesehen hier­

von aber enthält jener Satz auch eine Unwahrheit, die ihre psycholo­

gische Erklärung abermals in der russenfeindlichen Stimmung des 

Jahres 1849 findet. Wie wir schon sahen, nahm der Landtag die 

Ankiindigung Brandts in Betreff der „russischen" Vollmacht und die 

Verlesung des Proponendum ohne jeden Protest hin und gab dann 

die oben mitgetheilte, auf Horks Leitung provocirende Erklärung. Es 

war als ob die ganze Versammlung ein Bewußtsein davon hätte, 

daß Stein der Urheber jener oben besprochenen Kabinetsordre vom 

31. Januar 1808 war, welche die gesetzliche Grundlage ihres gegen­

wärtigen Bestandes bildete. In wie hohem Ansehen er und sein 

Auftrag bei ihr stand, zeigt ein überaus charakteristischer Vorfall 

gleich in der ersten Sitzung. Während die Deputation bei Aork 

war, wurde vou einigen Mitgliedern der Vorschlag gemacht, zur „Be­

rathung der vorkommenden Gegenstände" auch in den Rachmittags- 

stundcn Zusammenkünfte unter einem selbstgewählten Präsidenten zu 

halten. Die Deputirten der Stadt Königsberg widersprachen; „dieser 

Vorschlag liege ganz außer den Grenzen ihres Auftrages, als welcher 

bloß auf die Propositiones des Herrn Minister v. Stein gerichtet 

sei, sie könnten sich daher in keine andere als in die constituirten 

Berathungen einlassen." Als die Majorität den Antrag doch zum 

Beschlusse erhob, geschah es mit der Modifikation, „daß in diesen 

Vorberathungen keine anderen Gegenstände vorgenommen werden soll- 
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ten, als welche auf die nur im allgemeinen auszegebene Proposition 

des Herrn Minister v. Stein Bezug und die Tendenz hätten, daß 

diese allgemeine Proposition näher entwickelt und modificirt werden 

sollte." Erst setzt zogen die dissentirenden Deputirten ihren Wider­

spruch zurück i).

Mau war in dieser ersten Sitzung von jeder gegen den russi­

schen Bevollmächtigten gerichteten Manifestation so weit entfernt ge­

blieben, daß als in der zweiten Sitzung das aufgenommene Protokoll 
verlesen wurde, einige Mitglieder das Bedenken äußerten, „ob aus 

dem Inhalte nicht gefolgert werden könnte, daß die versammelten 

Stände die Anstrengungen des Landes nur nach dem Wunsche Sr. 

Majestät des Kaisers von Rußland übernähmen." Da nahm 

Alexander Dohna das Wort und erklärte unter lautem Beifall der 

Versammlung: die bisherige Verhandlung habe zur Genüge bewiesen, 

daß des Kaisers von Rußland Majestät loyal genug gedacht und der 

Provinz allein überlassen hätten, alles, was sie für möglich hielte, 

zum Besten ihres Königs und Vaterlandes zu thun. Wo ist in die­

sen Worten auch nur eiu Anklang an jene von Schön überlieferte 

geharnischte Erklärung? Das äußerste, was die Protokolle verzeichnen, 

findet sich bei der Sitzung des 7. Februar angemerkt, wo es heißt: 
„Rach geschehener Vorlesung wurde von der Versammlung erinnert, daß 

es der Vollmacht des Herrn Ministers v. Stein nicht bedürfe, indem 

sie ihre Berathungen unter der Autorität des Herrn General-Lieute­

nant v. Aork gehalten hätte; dahero auch der Antrag gemacht wird, 

diese Vollmacht von den Akten zu removiren." Ueber der ganzen

*) Protokoll vom 5. Februar bei Droysen II, 298. Mair vergleiche hier­
mit die Behauptung Schbns in seinem Berichte vom 11. Dezember 1813 (Ans 
den Papieren Schöns I, 171 der Anlagen): „Der Landtag verweigerte dem 
russischen Bevollmächtigten jede Gestellung ans Veranlassen des fremden Gou­
vernements." Dieser Bericht ist überhaupt beachtenswerth, denn er zeigt, daß 
schon sehr früh, kamn ein Jahr nach den Ereignissen, sich das Bild derselben bei 
Schön zu verschieben begann. Schon hier ist von einer „sehr unumschränkten" 
Vollmacht Steins die Rede, schon hier heißt es, daß „der preußische Unterthan 
mehrere Dinge, die der russische Bevollmächtigte forderte, uicht gewährte", schon 
hier redet er verdächtigend von den „Plänen" des letzteren.

14*
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Episode schwebt ein gewisses Dunkel *);  jedenfalls ist der letztgenannte 

Antrag nicht zum Beschluß erhoben, denn die Vollmacht findet sich, 

wie gesagt, noch heute bei den Akten. Daß die Versammlung in 

ihren letzten Sitzungen sich auf eine höchst würdige und energische 

Weise gegen eine Klatscherei aussprach, welche die Provinz Ostpreu­

ßen beschuldigte, sich dem Kaiser von Rußland angetragen zu haben, 

hat mit der vorliegenden Frage nichts zu thun.

*) Vergebens habe ich mich nach den Originalen der Landtagsprotokolle 
bemüht, es liegt mir nur eine Abschrift aus dem Archive des Oberpräsidimus iu 
Königsberg und ein Excerpt aus dem Nachlaß von Joh. Voigt vor. In beiden 
finden sich die oben citirten Worte; dagegen fehlen dieselben in dem Abdruck des 
Protokolls bei Dropse«, uud Gerwien endlich giebt sic in einer Fassung, welche 
nicht unwesentlich vou der obigen abweicht. Hiernach hätte die Versammlung 
noch erklärt, daß sie „eine Misbilligung Sr. Majestät des Königs nicht befürchte, 
da sie die Versicherung des Herrn v. Uork, daß er als der treuste Diener des 
Königs und in dessen Namen handle, für sich habe"; der Antrag auf Entfernung 
der Vollmacht fehlt auch bei Gerwien. Die Schwierigkeit wird dadurch uoch 
vergrößert, daß iu dem Concepte des AuerSwaldschen Berichtes über den Land­
tag der Satz, welcher von dem Remotions-Antrag handelt, nachträglich wieder 
gestrichen ist (Archiv des Oberpräsidiums). Sehr sonderbar bleibt der Vorgang 
auf alle Fälle. Die Vollmacht war das Fundament, auf dem die Versammlung 
ruhte, ohne dieselbe wäre sie überhaupt gar nicht zu Staude gekommen. Der 
Präsident hatte in öffentlicher Sitzung, ehe irgend eine Debatte begann, erklärt, 
noch fehle die Vollmacht, er wolle Auerswald um Uebersenduug derselben bitten. 
Dies war geschehen; wieder in öffentlicher Sitzung hatte sie der Präsident mit­
getheilt. Beides war ohne Protest hingenommen, und nun hieß es plötzlich, es 
bedürfe ihrer nicht.

2) Daß Voigt Dohna 24 etwas Aehnliches berichtet, beweist, nachdem ein­
mal die Beeinflussung Voigts durch Schön fcstgcstcllt ist, nichts mehr für den 
letzteren. Hiernach erledigen sich die Bedenken von Dropsen II, 95.

Weiter erzählt Schön von der Deputation an Aork. Daß sie 

das Schreiben Steins an Brandt mit auf den Weg bekommen habe, 

berichtet nur er, die Protokolle wissen nichts dapon. Die Frage, welche 

sie an djork gerichtet haben soll, ob er als Gouverneur vou Preußen im 

Warnen des Königs der ständischen Versammlung Mittheilung zu machen 

habe, ist ganz gewiß nicht in dieser Form gestellt worden^); man wußte 

ja den König nicht anders als unfrei. Es kam aber Schön daraus an, 

die Versammlung- als möglichst antirussisch, möglichst preußisch und 
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royalistisch gesinnt hinzustellen. Ebenso wenig kann der General 

„im Namen des Königs" das Land zur Bewaffnung aufgesordert 

haben, hat es auch nach Ausweis des Protokolls nicht gethan; er 

hat vielmehr ausdrücklich erkürt, die Kommunikation mit Sr. Maje­

stät sei gehemmt, er könne also nur nach den Zeitumständen und 

unter der Autorität handeln, die Se. Majestät ihm als General- 

Gouverneur verliehen habe1). Dafür übergeht der Verfasser des 

Sendschreibens gänzlich die Forderung Aorks, der Landtag solle einen 

Ausschuß niedersetzen; sobald er sie erwähnte, hätte er allerdings den 

wahren Ursprung des Landwehrgesetzes kaum uoch verhehle» können. 

Es war nur die Konsequenz dieser Verschweigung, daß der entschei­

dende Beschluß der Stände, der erst am 7. Februar erfolgte, bereits 

iu die Sitzung des 5. verlegt wird; er erscheint nun als das Resul­

tat einer stürmischen Begeisterung — von irgend einer Berathung 

ist eigentlich gar nicht die Rede. Auch mit der Rede Dohnas, welche 

am 5. die Entscheidung herbeigesührt haben soll, ist wahrscheinlich die 

am 7. gehaltene gemeint1).

*) Eigene Erklärung Jorks uom 9. Februar 1813 bei Droysen II, 300.
2) Beim Schlüsse dieses Abschnittes sei bemerkt, daß unsre Untersuchung, 

indem sie die von Schön in Anspruch genommene Wirksamkeit bezweifelt, so 
wenig wie je zuvor die Tendenz verfolgt, jedwedes Verdienst desselben in Abrede 
zu stellen. (Süt solcher Versuch würde übrigens von vorn herein durch das 
Zeugnis von Stein und Jork vereitelt werden. Leider haben diese das ihrem 
Genossen gespendete Lob nicht näher begründet; Schöns Charakter würde es etwa 
entsprechen, wenn er sich bemüht hätte, die Mitglieder des Landtages für den 
am 4. Februar geschlossenen Kompromiß zu gewinnen und sie überhaupt in ihrer 
patriotischen Gesinnung zu bestärken.
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Wir kommen nun zu dem Theile des Schönscheu Sendschrei­

bens, in welchem seine Unwahrheiten gipfeln, „Nach Steins Abreise 

entwickelte Dohna das System der Landwehr und des Landsturms aus­

führlich. Der russische Major') v. Clausewitz machte dabei nur den Con- 

zertmeistcr, er entwarf nämlich den Schematismus für die einzelnen 

Waffengattungen und die Eintheilungen in Kompagnien, Bataillone 

und Brigaden." Hiernach wäre das Landwehrgesetz des ostpreußischen 

Landtages das geistige Eigenthum Dohnas: weiter unten nennt ihn 

Schön geradezu den „Stifter der Landwehr". Hundert Mal in der 

einen oder der anderen Form nachgesprochen, ist dies doch noch viel 

weniger wahr als der übrige Inhalt des Schönschen Berichtes.

Aus den Protokollen geht zunächst hervor, daß die Versammlung 

den Entwurf eines Landwehrgesetzes, welchen sie ihren Berathungen 

zu Grunde legte, von York zugestellt erhielt. Die aus ihrer Mitte 

an den General gesandte Deputation bekam, wie wir sahen, den 

Auftrag, „Se. Excellenz zu ersuchen, daß sie ihre Vorschläge oder 

Forderungen durch einen schriftlichen Aufsatz bekannt machen möchte". 

Jork forderte zu diesem Zwecke die Wahl eines Ausschusses, derselbe 

trat unter dem Vorsitze Alexander Dohnas noch am 5. Februar zu­

sammen und empfing sofort aus den Händen des Generals den 

Landwehr-Entwurf. Ein Zweifel an dieser Thatsache ist völlig un­

möglich. Dohna selber erklärte, als er in der Plenar-Sitzung des 

7. Februar über ein Promemoria des Tapiauschen Kreises „die Land­

wehr" betreffend, referirte, dasselbe zeige zwar die beste Tendenz, 

„dennoch dürfte es nicht gerathen sein, über die vom Herrn General- 

Lieutenant v. Jork vorgelegten Vorschläge hinwegzugehen" 2). In 

dem an den König gerichteten Schlußbericht sagen die Stände: „Wir 

wandten uns an Ew. K. Majestät höchsten Stellvertreter im Militär, 

den hochverehrten General-Lieutenant v. Jork, den treusten Diener 

Ew. Majestät, den wärmsten Vertheidiger des Vaterlandes. Gern 

und willig schlug er uns die Mittel vor, dem Vaterlande zu nützen,

*) Er war Oberstlieutenant.
a) Protokoll bei Dropsen II, 302. 



215

und unter diesen die Einrichtung einer Landwehr zur Vermehrung 

der Staatskräfte und Vertheidigung des Landes"1). Endlich heißt es 

in einer bisher nicht veröffentlichten, sogleich näher zu besprechenden 

Relation über die Berathungen des Ausschusses gauz unzweideutig: 

„Von General-Lieutenant v. 9)üvf wurde der ständischen Versamm­

lung ein Entwurf zu einer Landwehr zur Berathung vorgelegt."

Aork aber hat diesen Entwurf nicht selber verfaßt. Er ent­

sprang vielmehr, wie alles Große und Dauernde dieser königsberger 

Tage, der Initiative Steins. Als die Berufung der Stände fest­

stand, forderte er einige ehemals preußische Offiziere, welche vor Be­

ginn des Krieges in russische Dienste getreten und gerade damals in 

Königsberg anwesend waren, aus, mit ihren Erfahrungen den Fort­

gang der Sache zu unterstützen. Der bedeutendste unter ihnen war 

Karl v. Clausewitz?), der so eben als Bevollmächtigter Wittgensteins 

sich das größte Verdienst um das Zustandekommen der Konvention 

von Tauroggen erworben hatte. Der Aufforderung Steins folgend, 

schrieb er seine Ansichten über Organisation eines Landsturmes und 

einer Landwehr nieder; eilig und flüchtig^), da er bereits einen an­

dern Auftrag erhalten hatte: mit dem russischen General Siewers 

vor Pillau zu ziehen. Er gab seinen Aufsatz an Friedrich Dohna, 

der ebenfalls den Feldzug im russischen Heere mitgemacht hatte; durch 

dessen Vermittelung gelangte er an Alexander Dohna.

Diese Thatsachen entnehmen wir einer Erklärung, welche Friedrich 

Dohna selbst hat veröffentlichen lassens. Einen zuverlässigeren Ge­

währsmann als ihn werden wir uns nicht wünschen können; er war­

em Mann frei von jedem Falsch, außerdem hat er, wie aus seinen 

Memoiren hervorgeht, mit großer Liebe an seinem Bruder Alexander 

gehangen und zur Vergrößerung von dessen Ruhme sicherlich nichts

*) Aus dem Geh. Staats-Archiv bei Gerwien 14.
9) S. oben S. 53.
3) Er vergißt z. B. ganz den Abschnitt über die Ernennung der Offiziere, 

obwohl er selber ausdrücklich auf denselben verweist.
*) Gerwien 11. Friccius, dessen Buch über die Belagerungen von Danzig 

nach der Erklärung von Fr. Dohna erschien, erwähnt bei Besprechung des Land ­
wehrplans Clausewitz nicht einmal als Mitarbeiter (S. 185). 
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übergangen. Die Autorschaft von Clausewitz bestreitet auch Alexander 

nicht in jenem Briefe, den er schrieb, als zum ersten Male die 

„Landwehrfrage" erörtert wurdet; nur daß er hinzusügt, der Ver­

fasser sei erst „nach gemeinschaftlicher Rücksprache" mit Friedrich und 

Ludwig Dohna zur Aufzeichnung geschritten. Hierüber ist nun gewiß 

Friedrich kompetenter als Alexander, und der weiß von einer solchen 

Rücksprache nichts; aber selbst wenn Alexander Recht haben sollte, so 

wird man, unbeschadet der Achtung vor der Tüchtigkeit der Dohnas, 

annehmen dürfen, daß in diesen Vorbesprechungen sich die geistige 

Superiorität des ersten militärischen Denkers unseres Jahrhunderts 

geltend gemacht haben wird. Der Aufsatz ist denn auch durchaus tu 

jenem präcisen, scharfen, markigen Stile geschrieben, der sich jedem 

Leser der Schriften von Clausewitz unauslöschlich einprägt. Der 

Hinweis auf Erlebnisse bei der Wittgensteinschen Armee paßt nur 

auf ihn, denn Friedrich Dohna war bei dem Marquis Paulucci ge­

wesen. Ferner zeigt ein Vergleich mit der berühmten Denkschrift von 

1812* 2), welche ebenfalls Vorschläge für die Bildung eines Land­

sturmes machte, aufs deutlichste die Identität der Autorschaft. Hier 

wie»dort wird die Landsturmpflicht durch das 18. und 60. Lebensjahr 

begrenzt. Als Waffen werden neben den Flinten auch Piken und 

Sensen zugelassen. Der Landstürmer soll ein „Ränzel" tragen und in 

seiner Mütze einen Strohkranz haben, der ihn gegen den Hieb deckt. 

In auffallender Abweichung von der Hierarchie des stehenden Heeres 

heißt der Anführer des kleineren Landsturmhaufens Oberster, des 

größeren Hauptmann. Nur die niederen Befehlshaber werden von 

den Gemeinden gewählt, die höheren vom Könige ernannt. — Für 

die Behauptung, daß es wiederholter Aufforderungen der Dohnas be­

durft hätte, ehe sich Clausewitz zu seinem Aufsatze entschloß, wird die 

bis jetzt fehlende quellenmäßige Begründung abzuwarten sein, und 

auch wenn sie erfolgen sollte, so beweist diese Thatsache doch nur, 

*) Der Brief, datirt vom 28. Februar 1820 und wahrscheinlich an Schön 
gerichtet, befindet sich abschriftlich im Nachlasse des Professors I. Noigt, der ihn 
größteutheils im l'ebeit Dohnas S. 27 veröffentlicht hat.

2) Pertz Gneisenau II, 653 ff. Vgl. oben S. 53.
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welchen Werth die Dohnas auf den Beistand voit Clausewitz legten; 

warum schrieb nicht einer von ihnen den Aufsatz? Uebrigens wird 

ja wohl ein Offizier im Felde so hinreichend durch seinen Beruf in 

Anspruch genommen, daß man jenes Zaudern noch nicht als einen 

Beweis von Gleichgültigkeit oder gar bösem Willen auszufassen 

braucht.

Ob aber mit oder ohne Interesse geschrieben, der Entwurf ist 

das geistige Eigenthum von Clausewitz, und Alexander Dohna gesteht, 

er habe seinen Entwurf zu einer Verordnung über diesen Gegenstand 

„darnach gemacht". Aus dessen Händen gelangte er an Stein, dieser 
versah ihn mit Korrekturen und gab ihn weiter an Jork. Vielleicht 

hat auch dieser einiges geändert, ehe er ihn dem ständischen Aus­

schuß zustellte, welcher dann seinerseits wesentliche Modifikationen 

vornahm1).

Welches Interesse müßte es erregen, wenn man die verschiedenen 

Meinungen aller dieser bedeutenden Männer über einen so hoch­

wichtigen Gegenstand auseinanderlegen könnte! Völlig ist diese Aus­

gabe heute wohl nicht mehr zu lösen, denn wir haben auch hier den 

Verlust zahlreicher Urkunden zu beklagen, immer aber gestattet das 

vorhandene Material sehr lehrreiche Folgerungen, und ich schätze mich 

glücklich, den Untersuchungen meiner Vorgänger einiges Nene hinzu­

fügen zu können.

Durch eine nicht hoch genug zu preisende Gunst des Schicksals 

ist der fundamentale Aufsatz von Clausewitz vollständig und tut Ori­

ginal erhalten ^). Schon eine flüchtige Vergleichung mit der schließ­

lich aus den ständischen Berathungen hervorgegangenen Redaktion des 

Landwehrgesetzes zeigt, wie viel trotz aller Modifikationen von den 

ursprünglichen Vorschlägen stehen blieb. Statt jeder Erörterung 

werden hier die übereinstimmenden Paragraphen neben einander 

gestellt.

*) S. den Brief A. Dohnas.
Aus den Papieren Friedrich Dohnas bei Gerwien 70 s.
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Festsetzungen betreffend die Land­
wehr in den Provinzen Litthaucn, 
Ostpreußen und Westpreutzen auf 

dem rechten Wcichselufer.

§ 1.
Die Bestimmung der Land­

wehr ist:
1) die Armee in dem Augen­

blick, wo sie sich zurückziehen muß, 
wieder zu verstärken und so 
die Vertheidigung der Provinz 
möglich zu machen..............

. . . Die Landwehr unterscheidet 
sich a) von dem Landsturm dadurch, 
daß sie eine vollkommene mili­
tärische Organisation erhält, da­
mit sie im Stande ist, mit den 
regelmäßigen Truppen fechten zu 
können,

b) von der stehenden Armee da­
durch, daß sie nur zusammen ge­
zogen wird, wenn der Feind über 
die Grenzen vordringt, daß sie bis 
dahin nur so oft zusammen kommt 
als zur nothwendigen Uebung er­
forderlich ist,

daß sie nur während 
des Krieges dient,

daß Uniform und Exer­
citium bei ihr einfacher und we­
niger genau sind als beim stehen­
den Militär . . . und daß sie so 
lange als sie nicht wirklich gegen 
den Feind dient, keinen Sold

* erhält.

Das Wesentlichste in der Organi­
sation eines Landsturmes und einer 
Miliz. Bom Oberst-Lieutenant 

Karl von Clausewitz.

Die Land - Miliz soll dazu 
dienen,
. . unsere Armee in dem Augen­
blick, wo sie sich zurückziehen mllß, 
wieder zu verstärken und dadurch 
die Vertheidigung der Provinz 
möglich zu machen..............
Wenn also beide, Landsturm und 
Landwehr, zur Vertheidigung der 
Provinz btcitcit, so unterscheidet 
sich doch die letztere . . dadurch, 
daß sie eine vollkommene mili­
tärische Organisation erhält, da- 
imt sie im Stande sei, init den 
übrigen Truppen gemeinschaftlich 
zu fechten. Sie unterscheidet sich 
von dem stehenden Heere da­
durch, daß sie nur zusammen ge­
zogen wird, wenn der Feind über 
die Grenzen vordringt, daß sie bis 
dahin nur so oft zusammen kommt 
als zur nothwendigen Uebung er­
forderlich ist, daß sie so lange nicht 
bezahlt wird, daß sie nur während 
des Krieges dient, endlich viel­
leicht, daß Uniform und Exer- 
zizium bei ihr einfacher und we­
niger genau sind als beim stehen­
den Militär.
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§ 4.

Die Landwehr wird ganz mit 
Gewehren bewaffnet; äußersten 
Falls kann nur ein kleiner Theil 
mit gerade gemachten Sensen ver­
sehen sein.

Ohne Ausnahme gehört zur 
Ausrüstung eines jeden Landwehr- 
Mannes: ein tüchtiges Beil, ein 
Ränzel, eine Patrontasche, ein 
Koch- und Trink-Geschirr.

Die Kleidung der Landwehr- 
Männer kann die gewöhnliche sein, 
vorausgesetzt, daß sie anständig 
und warm ist, weshalb auch Stie­
seln und Winter-Handschuhe da­
hin gehören. Außerdem muß der 
Landwehr-Mann mit einem tüch­
tigen Mantel und einer Mütze 
oder Huth versehen sein.

Die Mäntel eines jeden Ba­
taillons müssen Eine Farbe haben, 
die Hüthe oder Mützen mit einem 
passenden Abzeichen und der Na- 
zional-Cocarde versehen sein. . .

§ 5.

Die Landwehr besteht aus 
Fußvolk, zu welchem, wenn es die 
Umstände erfordern, die nöthige 
Artillerie und Kavallerie von dem 
stehenden Heere gegeben wird.

Die Bataillons bestehen jedes 
aus 1000 Mann und bilden 4 
Linien- und eine Jäger-Com­
pagnie . . .

Die Miliz muß wo möglich 
ganz mit Gewehren bewaffnet 
sein, ein kleiner Theil allenfalls 
mit Piken.

Ein Ränzel, eine Patrontasche 
und eine Axt sind die unentbehr­
lichsten Stücke der Ausrüstung.

Ein Mantel, ein Hut oder 
Mütze, ein Paar Stiefeln und 
Handschuh sind die unentbehr­
lichsten Stücke der Kleidung.

Uebereinstimmung in der Klei­
dung eines Bataillons und Zeichen, 
woran man sogleich das Korps er­
kennt, in welchem jeder dient, sind 
sehr wesentliche Stücke.

Die Errichtung anderer Mi- 
lizen als Infanterie ist durchaus 
zu widerrathen; die Kavallerie 
würde imwer unbrauchbar bleiben.

Mau bildet Bataillone zu 1000 
Mann in 4 Kompagnien getheilt,
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Die Formation ist so mili 
tärisch als möglich.

Bier Bataillons 
bilden eine Brigade.

Die Brigaden bestehen nur 
bis zu dem Augenblick, wo die 
Landwehr gegen den Feind ge­
braucht werden soll, als eine Art 
von Inspection.

Vereinigt sich die Landwehr 
mit der Armee, so wird einem 
jeden Infanterie - Regiment ein 
Bataillon Landwehr zugegeben, 
welches den Feldzug bei dem Re- 
gimente mitmacht.

§ 6.
Für die Provinzen Litthauen, 

Ostpreußen und Westpreußen aus 
dem rechten Weichsel-Ufer wird 
eine General - Commission als 
oberste Behörde für alle ails die 
Landwehr Bezug habende Gegen­
stände erwählt, welche mit Ein­
schluß des Präsidenten aus siebe« 
Mitgliedern besteht . . .

Unter dieser General-Com­
mission stehen Special-Commis­
sionen, und zwar für jede Brigade 
eine . . . Jede Special-Commis­
sion bestehet aus vier Mitglie- 
dern, nämlich: einem von den 
adlichen, einem von den köllmischen 

im übrigen der Formation ste­
hender Truppen so ähnlich als 
möglich.

Drei oder vier Bataillone 
bilden eine Brigade; die Abthei­
lung in Regimenter ist hier un- 
nöthig.

Die Brigaden bestehen mit 
bis zu dem Augenblick, wo die 
Miliz gegen den- Feind ge­
braucht werden soll, als eine Art 
von Inspection.

Vereinigt sich die Miliz 
mit der Armee, so wird einem 
jeden Infanterie - Regiment ein 
Bataillon Miliz . . . zugegeben, 
welches den Feldzug bei dem Rc- 
gimente mitmacht. Diese Einrich- 
tnng hat sich bei der Wittgenstein- 
schcn Armee bewährt.

Der Landesherr oder sein 
Stellvertreter bestimmen eine ans 
3 oder 4 Personen bestehende 
Militär - Kommission, in welcher 
ein angesehener tüchtiger Militär 
und ein gescheuter, vornehmer 
Landeseinwohner sich befinden.

In den verschiedenen Gou­
vernements-Bezirken werden etwa 
für jede 100,000 Seelen Spezial-. 
Kommissarien (sic) ernannt, die 
aus einem tüchtigen Militair in 
oder außer Dienst und 3 oder 4 
Eingeborenen bestehen.
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Gutsbesitzern, einem von den 
Städten, und dem Brigadier.

Sie werden sämmtlich, mit 
Ausnahme des Brigadiers, von 
den Ständen des Bezirks, welcher 
der Special - Commission zugc- 
wiesen ist, gewählt und von der 
General-Commission, insofern da­
bei kein Bedenken obwaltet, be­
stätigt.

Durch diese Special-Commis­
sionen geschieht die Errichtung der 
Bataillons, als die Aushebung der 
Mannschaften, deren Bewaffnung, 
Bekleidung u. s. w.

§ 10.
Die Landwehr-Männer wer­

den nur vom Staate besoldet und 
auf Kosten der ganzen Provinz 
verpflegt, wenn sie bleibend ver­
sammelt sind. —

Die Glieder dieser Kommission 
werden von den Ständen gewählt 
und der Haupt-Kommission vor­
geschlagen.

Durch die Spezial-Kommissa- 
rien geschieht die Errichtung der 
Bataillone.

Die Miliz wird nur bezahlt 
und verpflegt, wenn sie sich bleibend 
versammelt hat, um zu den übrigen 
Truppen zu stoßen. Alsdann ge­
schieht diese Verpflegung durch die 
Provinz. —

Nehmen wir noch hinzu, daß auch die in § 3 der Festsetzungen 

bestimmte Zahl von 20,000 Landwehren genau dem vou Clausewitz 

vorgeschlagenen Aushebungsmodus entspricht — denn er sagt: „Wenn 

man vor: 50 Menschen Einen aushebt, so lvird man von 1 Million 

20,000 Mann Miliz bilden können", und Ostpreußen zählte mit West- 

preußen rechts der Weichsel liach der letzten Ausnahme 1,003,793 

Menschen — so wird man von der Bedeutlmg des Clausewitzschen 

Entwurfs denn doch eine andere Vorstellung erhalten als sie das 

Sendschreiben Schöns giebt. Eine Anzahl von Bestimmungen, welche 

die Eigenthümlichkeit des Gesetzes wesentlich mit bestimmen, geht auf 

Clausewitz zurück: die Beschränkung der Institution auf Infanterie — 

die Formation in Brigaden — die taktische Verbindung mit der Linie 

— der Gedanke der General- und Spezial-Kommissionen, Noch größer 
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würde die Aehnlichkeit sein, wenn nicht Auerswald die vier Para­

graphen, welche in dem ständischen Gesetz vom Landsturm handelten, 

gestrichen hätte *).

In einer Beziehung freilich stcheu die „Festsetzungen" dem Eut- 

wurs diametral gegenüber: Clausewitz fordert allgemeine Wehrpflicht, 

sie lassen Stellvertreter zu. Wie ist diese Differenz entstanden?

Mustert man die Mittelspersonen, durch deren Hände der Ent­

wurf gegangen ist, so wird so leicht niemand aus bim Gedanken kommen, 

daß Stein ihn um das Prinzip der Stellvertretung bereichert hat. 

Er forderte bereits 1807, als die Reorganisations-Kommission über 

eine „Reserve-Armee", d. h. Landwehr berieth, für diese die allgemeine 

Wehrpflicht, er drang im Frühjahr 1809 bei Gneisenau darauf, daß 

er fest bei ihr beharre, er hat sie auch in späteren Jahren aufs 

nachdrücklichste empfohlen?). Alles dies würde vielleicht nicht aus­

reichen, ihn gegen Verdächtigungen im Stile der früher von uns 

zurückgewiesenen zu sichern; zum Glück aber gestatten die vorhandenen 

Urkunden nicht nur eine negative, sondern auch eine positive Beant­

wortung der Frage.
Akan hat bisher angenommen, die Protokolle des am 5. Fe­

bruar von den Ständen niedergesetzten Ausschusses seien verloren ge­

gangen 3). Dem ist nicht so. In dein Nachlaß von Johannes Voigt 

findet sich, eigenhändig von ihm geschrieben, eine Kopie, für deren 

Zuverlässigkeit der wissenschaftliche Ruf des königsberger Historikers 

ausreichende Bürgschaft gewährt4). Der Protokollirende reprodu- 

cirte nicht den ganzen Entwurf, sondern verzeichnete, wie eine Ver­

gleichung mit dem letzteren zeigt, nur die Aenderungen, welche der 

Ausschuß vornahm. Sie sind zum Theil einfache Ausführungsbe- 

stimmungen, wie z. B. die liber die Ernennung von Substituten zur

*) Auerswald an Alexander Dohna 7. Februar. S. Elbinger Anzeiger 
1838 Nr. 63. Nach einer Spur der betreffenden Paragraphen habe ich umsonst 
geforscht.

8) (Scherbening) Die Reorganisation der Preußischen Armee I, 95. Pcrtz 
Stein II, 353. V, 706.

8) Dropsen II, 99.
4) Sie folgt wörtlich in den Beilagen.
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General-Kommission. Andere präcisiren und erweitern die Verpflich­

tung des Staates: er soll außer deu Gewehren auch Patrontaschen 

und Munition, so wie das zu den Uebungen nöthige Pulver uud 

Blei geben, er soll die Landwehr unterhalten, sobald „sie sich des 

Krieges wegen in wirkliche Bewegung setzt". Wieder andere gewäh­

ren den Grundbesitzern, die dafür aber auch während der ständischen 

Verwaltung keinen Sold erhalten, ein Vorrecht bei Besetzung der 

Stabsoffizierstellen, den Eingeborenen der Provinz ein gleiches bei 

Besetzung der Offizierstellen überhaupt. Die Befugnisse der General- 

Kommission werden erweitert, sie erhält das Vorschlagsrecht zu deu 

Osfizierstellen. Akan sichert sich gegen Uebergriffe derjenigen Mili- 

tärperson, welche in die Kommission ausgenommen werden soll. Die 

Verpflichtung zur Landwehr wird vom 40. auf das 45. Jahr aus­

gedehnt, vermutlich um Uebereinstimmung mit dem Kanton-Reglement 

herzustellen. Die bedeutendste aller Aenderungen aber ist die oben 

erwähnte. Clausewitz hatte einfache Aushebung mit unbedingter Ver­

pflichtung gefordert, die jüngste Mannschaft des ganzen Landes, ohne 

Unterschied des Ranges, sollte zur Miliz gehören. Der Ausschuß 

führte das Prinzip der Freiwilligkeit ein, eximirte die Geistlichen 

und die Lehrer, gestattete die Stellvertretung. „Es ist — heißt es 

in § 2 der ,Festsetzungen' — einem jeden erlaubt, einen Stellver­

treter für sich zu gestellen."

Diejenigen unter den Vertheidigern des ostpreußischen Ursprungs 

der Landwehr, welche so ehrlich war-u, den Stellvertretungs-Para­

graphen einzugestehen (Schön gehörte nicht zu ihuen), empfanden be­

greiflicher Weise das Bedürfnis einer ausreichenden Motiviruug. 

FricciusT) fand sie in der exceptionellen Stellung der Menuouiteu.

’) Geschichte der Befestigungen und Belagerungen Danzigs 185, wo es 
ausdrücklich heißt, daß „der Borschlag eines Stellvertreters von den Ständen 
gemacht sei". Es ist kaum zit glauben, daß der Autor sich dadurch nicht ab- 
halten ließ, seiner Provinz folgende Lobrede zu halten: „Des großen unsterblichen 
Kants heilige Lehre, daß die Pflicht aus Schuldigkeit, ohne Rücksicht auf Genuß, 
Gewinn oder Belohnung erfüllt werden müsse, hatte in seiner Heimat tiefere 
Wurzeln geschlagen als anderswo; die Ueberzeugung, daß jeder Waffenfähige in 
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Diese eben so zahlreiche wie wohlhabende Sekte hätte auf Grund 

ihres Privilegiums verlangt, von jedem Kriegsdienst entbunden zu 

werden, und da der Landtag vorausgesehen hätte, daß sie doch mit 

der Leistung persönlicher Kriegsdienste verschont bleiben würde, so hätte 

er, um wenigstens ihr Vermögen für die Vertheidigung des Vaterlan­

des nutzbar zu machen, jene allgemeine Vorschrift über die Stellvertre­

tung in das Gesetz aufzunehmen beschlossen. Eine Begründung, die 

wohl manchem sehr erwünscht, aber durchaus unbewiesen und höchst 

unwahrscheinlich ist. Die Angelegenheit der Mennoniten kam in der 

Versammlung am 8. Februar zur Sprache^), also erst nachdem der 

Grundsatz der Stellvertretung von der Kommission wie vom Plenum 

gutgeheißen worden war. Es war einer von den Vertretern der 

Stadt Königsberg, der Negotiant Zimmermann, welcher den Antrag 

stellte, jene Sekte im Hinblick auf ihr Generalprivilegium und auf 

ihre Glaubensgrundsätze von der Landwehr zu eximiren. Wäre nun 

wirklich § 2 der „Festsetzungen" den Mennoniten zu Liebe in das 

Gesetz ausgenommen worden, so würde der Landtag doch gewiß den 

Antragsteller einfach auf diese Thatsache verwiesen haben. Dies ge­

schah aber nicht, vielmehr erging die Erklärung, daß weiln die Mit­

glieder der Mennonitengemeinden im gegenwärtigen außerordentlichen 

Falle vom persönlichen Militärdienst befreit sein wollten, diese So­

cietäten wenigstens sehr bedeutende pekuniäre Beiträge hergeben müß­

ten. Die Versammlung erklärte sich also bereit, zu Gunsten der 

Mennoniten nachträglich eine łteue Exemtion zu schaffen, Ulld legte 

damit das Geständnis ab, daß sie sich bei Festsetzung der Stellvertre­

tung durch andere Rücksichten habe leiten lassen.

Welcher Art diese waren, ergiebt sich daraus, daß die beschlos­

senen Erleichterungen der Landwehrpflicht einem Theile der Versamm­

lung noch ilicht genügten. In der Sitzung des 8. Februars gaben

der Zeit der Gefahr des Vaterlandes und wenn es die höheren Güter des Aten- 
schen gilt, mit der Anfopfernng aller persönlichen Riicksichten und ohne allen 
Anspruch in die Reihen der Baterlandvertheidiger eintreten müsse, luar allgemein 
geworden." Geschichte des Krieges in den Jahren 1813 und 1814 I, 71 f.

') Protokoll bei Dropsen II, 306.
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die Deputaten sämmtlicher vertretenen Städte die Erklärung ab, 

daß sie sich vorbehielten, „wegen Organisation der auf die Städte 

zutreffende Landwehre ihre Bemerkungen beizubringen." Ehe dies 

Separatvotum redigirt war, erfolgte der Schluß des Landtages, und 

den Städten blieb nichts übrig als es nachträglich den Akten bei­

fügen zu lassens. Die Stadtverordneten der Hauptstadt aber be­

ruhigten sich hierbei nicht, sondern reichten es als Petition sowohl 

bei dem General Jork als beim Könige ein. Den letzteren flehten 

sie „in kindlichem Bertrauen um gnädige Hülfe und gnädigen Schutz" 
gegen die unbedingte Allgemeinheit der Landwehrpflicht an* 2). Als 

kluge Bittsteller traten sie nicht ausschließlich als Anwalt ihres stän­

dischen Sonderinteresses aus; sie erinnerten sich auch der den Menno- 

niten und den Beamten drohenden Gefahr. Es gebe doch Religions- 

verwaudte, die nach den Grundsätzen der Religion, welche sie bekennen, 

nicht Waffen führen dürfen, und die Staats- und öffentlichen Be­

amten, welche mit gänzlicher Hingebung für König und Vaterland 

wirkten, könnten unmöglich gleichzeitig den Landwehrdienst leisten. 

„Ganz besonders zeichnet sich aber das Verhältnis des Bewohners 

von Gewerbe- und Handelsstädten aus. Der Landmann und der 

Bewohner von Landstädten hat in dem Zeitraum von der Acker­

bestellung bis zur Ernte und von der Zeit der Ernte bis zur neuen 

Ackerbestellung hinreichend Raum zu andern Beschäftigungen, und es 

ist die dauernde persönliche Anwesenheit und Thätigkeit desselben bei 

seinem Eigenthum nicht so unerläßlich als bei dem städtischen Gewerks­

mann und dem Kaufmann. Hier beruht alles auf persönlicher An­

wesenheit und persönlichem Wirken, und die Entfernung des Ge­

werbsherrn zieht früher oder später die Zerstörung des Gewerbes 

nach sich. Die nachgegebene Befugnis, einen Stellvertreter zum Dienst 

abzusenden, hebt deshalb nicht die Besorgnis, weil Stellvertreter in 

vielen Fällen gar nicht oder doch nur mit großen Schwierigkeiten zu 

haben sein dürften, wodurch gerade der weniger Bemittelte am meisten 

*) Protokoll bei Droysen II, 306. Witt 613.
2) Geh. Staats-Archiv.

Lehmann, Knesebeck und Schön. 15
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leiden dürfte." Es seien für die großen Gewerbstädte andere Bestim­

mungen als für das Land und die Ackerstädte erforderlich, wenn die große 

Stadt erhalten und Fähigkeit der Bürger zu andern für das gemeine 

Wesen nicht minder wichtigen Hülfsleistungen bestehen bleiben solle. 

Der König möge also die Dienftpflichtigkeit zur Landwehr für die 

Bürger der größeren Gewerbsstädte nach dem Bedürfnis ihrer beson­

deren Lage mildern. Er möge geruhen, einer großer: Anzahl Familien 

die sie ernährenden Hände, ohne deren dauernde Thätigkeit sie trost­

los hinsinken müßten, so lange zu sichern, als nicht das gebieterische 

Schicksal durchaus ein anderes erheische. Sollte dies aber nicht an­

gehen, so möge er wenigstens gestatten, daß in jeder Stadtkommune 

ein Comite der Einwohner bestellt werde, welches berechtigt sei, in 

einzelnen Fällen vor: der persönlichen Verpflichtung zum Landwehr­

dienst wegen besonderer Umstände ' des Falles zu entbinden und da­

gegen das Aequivalent zu bestimmen, welches der solchergestalt nicht 

leistungsfähige Stadteinwohner hierfür zu gewähren habe. Die ein­

zelne Kommune bliebe dann verpflichtet, das auf sie treffende Kon­

tingent zu gestellen, welches in Königsberg, ohne den Bürgerstand 

anzuziehen, sehr füglich zusammengebracht werden könne.

Betrachtungen, die das Vorwiegen eines enge begrenzten, rein 

ökonomischen Gesichtspunktes bekunden und von einer erschöpfenden 

ethischen und politischen Würdigung des großen Gedankens der allge­

meinen Wehrpflicht sehr weit entfernt jtnbT). Trotzdem sei es ferne 

von uns, deshalb auf die ehrsamen königsberger Patrizier einen 

Stein zu werfen. Der allgemeine Waffendienst schneibet in alle 

Verhältnisse des wirtschaftlichen Lebens so tief ein, daß er nur in 

den Zeiten hochflutender nationaler Begeisterung begonnen und nur 

durch hundertjährige Gewöhnung gelernt werden kann. Welche ge­

waltigen Kämpfe hat es gekostet, ehe das moderne Frankreich sich zu 

ihm bekehrt hat, und wie unermeßlich ist er dem Preußen von 1813 

dadurch erleichtert worden, daß es in so einfachen wirtschaftlichen

’) S. die scharfe Abfertigung des Generals Aork, welche bereits Droysen 
(II, 320 f.) veröffentlicht hat.
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Verhältnissen lebte, wenig Handel, noch weniger Industrie, fast nur 

Ackerbau trieb, der, wie die königsberger Stadtverordneten völlig 

treffend hervorheben, durch die „Dienstpflichtigkeit zur Landwehr" die 

wenigsten Störungen erleidet. Es war auch eine List der Idee, daß 

Napoleon die Industrie und den Handel Preußens vernichten mußte, 

um die Hindernisse einer Institution zu beseitigen, die ihn hat stürzen 

helfen. Trotzdem wäre es eine verhängnisvolle Selbsttäuschung anzu­

nehmen, daß das Landwehrgesetz von 1813 überall in Preußen mit 

Begeisterung ausgenommen wäre; ähnlicher Widerstand wie von 

Königsberg ist uns von Berlin, Breslau, Potsdam, einem Theile 

Schlesiens überliefert worden. Sieht man genauer zu, so waren es 

die Orte, welche nach dem bis dahin gültigen Wehrgesetze von der 

Aushebung zum stehenden Heere befreit gewesen waren. Auf diesem 

Standpunkte stellt sich die welthistorische Bedeutung des Kanton- 

Reglements von Friedrich Wilhelm I. dar: es war der Zuchtmeister 

auf die allgemeine Wehrpflicht.
Ob es aber in der Kommission zu einem Kampfe zwischen den 

städtischen und den ländlichen Interessen gekommen ist, oder ob auch 

die Vertreter der letzteren sich die Stellvertretung ganz gern gefallen 

ließen, das ist eine Frage, welche sich aus dem bis jetzt vorliegenden 

Material nicht beantworten läßt. In einem anderen Zusammenhänge 

werden wir sehen, daß 1808 eine Anzahl ostpreußischer Adlichen beim 

Könige gegen die Einführung der allgemeinen Wehrpflicht petitionirte 

und daß sogar Alexander Dohna im Jahre 1810 noch nicht zu den 

unbedingten Anhängern derselben gehörte.

Die Aenderungen, welche die Kommission <ui dem Entwürfe von 

Clausewitz vorgenommen hatte, wurden durch das Plenum des Land­

tages in der Sitzung des 7. Februars noch vermehrt. Man beschloß, 

daß die Anzahl der Freiwilligen jedem Orte auf sein Zwangskon­

tingent zu gut gerechnet, daß die Mitgliederzahl der General-Kom- 

mission von 5 auf 7 erhöht, daß die Substituten von dem Stimm­

recht in der Kommission ausgeschlossen werden sollten x).

’) Protokoll bei Droysen II, 302.
15*
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Hiernach bleibt, um den Antheil Dohnas an dem Gesetz zu er­

mitteln, nur noch eine einfache Operation übrig. Da er ausdrücklich 

erklärt, seinen Entwurf nach dem von Clausewitz verfaßt zu haben, 

so brauchen wir bloß die Gedanken seines Vorgängers, die Aen­

derungen des Ausschusses*)  und die des Plenums aus dem Gesetze 

auszuscheiden und wir erhalten, was ihm gehört: abzüglich freilich 

der Korrekturen Steins2). Daß die letzteren nicht mehr genau festzu­

stellen siud, ist kein großes Unglück; denn es bleibt überhaupt nur 

wenig iibrig. Das meiste sind Ausführungsbestimmungen, nament­

lich über die General-Kommission, welche hier jene außerordentlichen, 

später wiederholt angefochtenen Befugnisse erhält. „Die General- 

Kommission ist befugt, uumittelbar oder durch Requisition der Lan­

des-Kollegien Verfügungen an jeden Beamten in den Provinzen zu 

erlassen, welche Verfügungen pünktlichst und schleunigst befolgt wer­

den müssen, indem nur allein durch die äußerste Anstrengung aller 

Kräfte mit) durch die vollkommenste Einheit in diesen Anstrengungen 

in einem so menschenarmen und durch die Begebeuheiten des letzten 

Jahres sehr unglücklichen Laudes wie Preußen die außerordentliche 

Maßregel der Landwehr mit Erfolg ausgeführt werden kann. Die 

General-Kommission ist ferner ermächtigt, jeden Verwaltungs-Offizi­

anten, welcher ihren Verfügungen nicht schleunigst und vollständig 

Folge leistet, sofort durch einen anderen auf seine Kosten in dem 

ihm aufgetragenen Geschäfte ersetzen zu lassen und ihn zur Unter­

suchung und Bestrafung den vorgesetzten Landesbehörden anzuzeigen." 

— Wenn es gestattet ist, einem freilich nur subjektiven Eindruck Worte 

zu leihen, so bekenne ich, daß mir diese Sätze, namentlich der gegen 

die Verwaltungs-Offizianten gerichtete, mehr im Geiste von Stein

*) Es ist wenig wahrscheinlich, daß Dohnas Freunde diese als sein Eigen- 
thun: reklamiren werden, wenngleich er Vorsitzender der Kommission war.

2) Vielleicht muß aus dem vorliegeuden Texte allch noch einiges als Eigen­
thum vou Auerswald ausgeschieden lverden, der unzweifelhaft hier und da ge­
ändert hat (s. seinen Bericht an Hardenberg vom 13. Februar im Geh. St.-Arch., 
vgl. Droysen II, 334). Die Frage ist nur, worin diese Aendernngcu bestanden 
(die Angaben bei Droysen II, 109 und Witt 596 gehen auf Schön zurück) uild 
ob der Text bei Gerwieu 73 f. die Variata oder die Jnvariata ist.
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als von Alexander Dohna entworfen zu sein scheinen. Nach dieser 

abermaligen Subtraktion bleibt von wichtigen Bestimmungen nur 

noch Eine übrig, in § 1, wo es heißt: „In Hinsicht auf den Verlust 

von mehr als einer halben Million Menschen, welche die ohnehin 

menschenarme Provinz Preußen auf dem rechten Weichselufer durch 

den früheren und gegenwärtigen Krieg erlitten hat, soll die aus der 

Bevölkerung dieser Provinz zll bildende Landwehr nicht auf dem lin- 

keu Weichselufer gebraucht werden." Wäre dieser Paragraph zur 

Ausführung gelangt, so wären die Thaten der ostpreußischen Land­
wehr bei Großbeeren, Dennewitz und Leipzig, vor Küstrin und genau 

genommen sogar vor Danzig einfach unmöglich geworden.

Die Tradition von dem spezifisch ostpreußischen Ursprung der 

Landwehr bedarf also schon nach den bisherigen Resultaten unserer 

Untersuchung einer starken Modifikation. Stein, kein Ostpreuße, 

faßte den Gedanken einer außerordentlichen Bewaffnung, Clausewitz, 

kein Ostpreuße, entwarf die Grundzüge der Organisation. Wenn die 

Landwehr eine so ganz und gar provinziale Schöpfung wäre, warum, 

dürfen wir fragen, schlugen die preußischen Notabeln in ihrer oben 

erwähnten Adresse vom 11. Januar sie nicht dem Könige vor, anstatt 

daß sie sich auf das simple Anrathen der russischen Allianz beschränk­

ten? Warum wurde sie nicht von der ständischen Versammlung des 

24. Januar beschlossen? Warum bedurfte es erst der Intervention 

jener beiden nicht ostpreußischen Männer?

Nun geht freilich die Rede, daß schon 1811 in der Provinz ein 

Landwehrplan entworfen sei. Es wird erzählt, daß in: Sommer 

dieses Jahres, als Scharnhorst vor seiner Petersburger Mission in 

Ostpreußen weilte, zwischen ihm und Schön die Frage der allgemei­

nen Bewaffnung besprochen worden. Scharnhorst hätte Verstärkung 

der vorhandenerr Bataillone und daneben Erhebung der Massen als 

solcher, eine förmliche spanische Insurrektion gewünscht. Schön sei 

dem mit der größten Entschiedenheit entgegengetreten, hätte eine 

wirkliche und geordnete Bewaffnung möglichst des ganzen Volkes, 

„formirte Nationalbataillone neben der Linie" gefordert; erst nach 

heißem Streiten sei Scharnhorst seinen Gründen gewichen, habe es 
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Schön überlassen, mit Jork das Nothwendige und Heilsame zn ver­

abreden. Diese beiden hätten dann die erforderlichen Maßregeln, 

„die ersten praktischen Elemente der späteren Landwehr", verab­

redet *).

Es bedarf keines besonderen Scharfblickes, um zu durchschauen, 

auf wen diese Mittheilungen zurückgehen. Scharnhorst Gegner der 

Landwehr, Schon Anhänger derselben, Scharnhorst im Streite dar­

über von Schön überwunden: man würde hier die historische Muse 

des Präsidenten von Gumbinnen wiedererkennen, auch wenn die Me­

moiren des letzteren es nicht über jeden Zweifel erhöben, daß diese 

Aehnlichkeit kein Spiel des Zufalls ist. Wir finden hier den Scharn- 

horstschen Plan, die Linie zu verstärken, die Bolksbataillone Schöns, 

den Widerstand Scharnhorsts dagegen, sein schließliches Nachgebcn?). 

Lauter Fiktionen, wie alles übrige, was Schön in seinen späteren 

Jahren über diese Frage geschrieben hat. Mian kennt das grandiose 

Projekt einer Volkserhebung, welches in demselben Sommer, fast in 

demselben Monat Gncisenau im Einverständnis mit Scharnhorst^) 

entworfen hat: da handeln mehrere Kapitel auf das ausführlichste 

voit den Milizen oder Landwehren, deren Thätigkeit von deut „Auf­

stande in Niasse" gar wohl unterschieden wird^).

') Droysen I, 308 f.
2) Aus den Papieren Schöns I, 66 f. Ebenso das Sendschreiben Schöns an 

Gottschalk (Nene Preußische Proviuzialblätter V, 1): „Bei einer Konferenz in Wehlau 
im Jahre 1811 erklärte sich Scharnhorst ausdrücklich gegen jede Aufstellung einer 
bewaffneten Macht neben der Linie." Beachtung verdient, daß Schön, als er 
sich zum letzten Male vor seinem Tode durch deu Mund von A. Witt in Räu­
mers Historischem Taschenbuch 1857 S. 545 vernehmen ließ, etwas vorsichtiger 
redete, nämlich also: „Schon im Jahre 1811 hatte der Präsident der Regierung 
von Gumbinnen v. Schön die Idee einer allgemeinen Landeserhebung in der 
Provinz Preußen erfaßt und zur Verwirklichung derselben dem General Jork in 
Marienwerder einen Plair mitgetheilt, der von diesem aucb gebilligt wurde; Um­
stände und Verhältnisse aber hatten die Ausführung verhindert." Der Kampf 
mit Scharnhorst fehlt hier gänzlich.

®) S. weiter unten.
4) Auf diese Pläne bezieht sich auch jene Denkschrift UorkS aus bei» Herbst 

1811, welche man bisher irriger Weise mit den Schönschen Mittheilungen kom- 
binirt hat. Droysen I, 309.



231

Die Absicht Schöns ist klar. Er wollte zu dem Drama, das 

er für den Winter 1813 in Scene setzte, ein kleines Borspiel haben, 

welches einen Theil der von ihm verwendeten Motive in verjüngtem 

Maßstabe reproducirte: den ostpreußischen, nicht militärischen Ursprung 

des Landwehrgedankens, den Widerstand vom Centrum des Staates 

her, von Seiten der „Linien-Soldaten", die Ueberwindung der mili­

tärischen Bureaukratie durch das populare Prinzip. Alles dies hoffte 

er durch doppelte Vorführung glaublicher zu machen. Er übersah 

dabei nur Eins. Bei der bedeutenden Rolle, die er sich selbst und 

General Jork — diesen ganz mit Recht — während des Januars 

und Februars 1813 spielen läßt, ist es schlechthin undenkbar, daß die 

beiden damals nicht hätten auf das angebliche, vor zwei Jahren ver­

abredete Projekt zurückkommen sollen. Dieser Schluß ist so zwingend, 

daß man sich, um die Glaubwürdigkeit Schöns zu retten, zu einer 

sehr gewagten Interpretation der Protokolle des Landtages entschlossen 

hat*).  In der Sitzung des 7. Februars empfahl Dohna, der Re­

ferent des Ausschusses, die Vorschläge Aorks damit, „daß sie mich der 

Versicherung Sr. Excellenz schon im vorigen Kriege von Sr. Königl. 

Majestät approbirt, obgleich damals noch nicht exekutirt worden". 

Der Ausdruck „im vorigen Kriege" ist allerdings jedenfalls inkorrekt, 

ihn aber auf die angeblichen Schön -Dorischen Verabredungen des 

Jahres 1811 zu beziehen und daraus gar zu folgern, daß sie die 

Sanktion des Königs erhalten hätten, erscheint völlig unzulässig. 

Denn die weitere Konsequenz wäre, daß der Verfasser des von Dork 

vorgelegten Entwurfes, Clausewitz, nichts zu thun gehabt hätte als 

die Schön-Dorkschen Vorschläge von 1811 abzuschreiben: was selbst 

der eifrigste Anhänger Schöns nicht behaupten wird. Ein wiederholt 

verwendetes Argument hebt uns auch hier über jeden Zweifel hin­

weg: dem Verfasser des Sendschreibens würde diese Gelegenheit, sein 

Licht noch Heller leuchten zu lassen, gewiß hochwillkommen gewesen sein.

*) Dropsen II, 89. 99. Protokoll ebenda II, 302.

Es genügte Schön aber nicht, Einen ostpreußischen Landwehrplan 

in die Vorgeschichte des Jahres 1813 einzuschwärzen; sein großartiger 
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Sagenbau bedurfte einer stärkeren Fundamentirung, einer älteren 

Vergangenheit. Seine Provinz mußte die erste sein, welche nach der 

Katastrophe von Jena mit dem Vorschläge einer Volksbewaffnung 

vor die Krone trat, sie mußte sogar der von dem Könige zur Reor­

ganisation der Armee eingesetzten Kommission, sie mußte dem General 

Scharnhorst, dessen Milizprojekte aus der Zeit nach dem Tilsiter 

Frieden sich nicht wegdisputiren ließen, den Rang ablaufen. Er be­

hauptete also*),  der Herzog von Holstein und der Gras Dohna- 

Schlobitten hätten dem Könige schon Ende Oktober 1806, als er sich 

auf dem Wege von Berlin nach Königsberg in Graudenz aufhielt, 

einen Volksbewaffnungsplan vorgelegt. Alles habe von Volksbewaff­

nung gesprochen, und aus dieser allgemeinen Stimme sei auch der 

Scharnhorstsche Plan am Schlüsse des Jahres 1807 entstanden. Mit 

eben dem Rechte, mit welchem man Scharnhorst als Stifter der 

Landwehr haben wolle, müsse man, und mit mehrerem Rechte, ben 

Herzog von Holstein und den Grafen Dohna als Stifter der Land­

wehr nennen.

*) Sendschreiben an Gottschalk a. a. O.
2) (Scherbening) Die Reorganisation der Preußischen Armee I, 76.
8) (Schladen) Preußen in den Jahren 1806 und 1807. S. 28.

Die Kunst dieser Historiographie ist bewunderungswürdig. Die 

unbequemen Scharnhorstschen Pläne, deren erster bereits am 31. Juli 

1807 dem König überreicht wurdet, werden an den Schluß des 

Jahres geschoben, um ihren Prioritätsanspruch von vorn herein zu 

beschränken; dagegen wird die Ankunft des Königs in Graudenz, 

die erst Anfang November erfolgte3), etwas vordatirt, um auch 

den angeblichen Landwehrplan Dohnas älter zu machen. Scharn- 

horsts Eintritt in den preußischen Dienst, der bekanntlich schon 1801 

erfolgte, wird „kurz vor das Jahr 1806" verlegt, damit die Be­

hauptung plausibel klingt: „er konnte unser Volk nicht kennen". Aus 

demselben Grunde muß er „in dieser kurzen Zeit nur in Berlin" 

gelebt haben; seine Generalstabsreisen werden einfach ignorirt. Von 

Hippels Verhältnis zu Scharnhorst heißt es: „so fern ihm dieser 

auch stand": eine völlige Unmöglichkeit, denn als Bearbeiter der mili- 
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Mischen Angelegenheiten im Staatskanzleramte mußte er in vielfache 

Berührung mit dem General kommen; es kam aber Schön darauf 

an, das wichtige Zeugnis Hippels für den Scharnhorstschen Ursprung 

der Landwehr, welches uns später noch einmal beschäftigen wird, zu 

diskreditiren. Als Träger des der Provinz Preußen nun einmal 

eigenthümlichen Landwehrgedankens erscheinen der Herzog Friedrich 

von Holstein-Beck, ein eifriges und von Scharnhorst wie von 

Gneisenau geschätztes Mitglied des Tugendbundes *),  und der alte, 

1810 verstorbene Graf Friedrich Alexander Dohna, Obermarschall im 

Königreich Preußen, der Vater von Alexander Dohna. Ihre Ver- 

wendung zu dieser Rolle empfahl sich aus dem Grunde ganz beson­

ders, weil so dem Landwehrgedanken eine gewisse Erblichkeit in der 

Familie Dohna vindicirt wurde; die Holstein-Becks waren mehrfach 

mit der angesehensten Familie der Provinz Preußen verschwägert, die 

Mutter von Herzog Friedrich selbst war eine Dohna. Hätte Schön 

freilich ahnen können, daß wenig Jahre nach seinem Sendschreiben 

an Rektor Gottschalk der Enkel des Herzogs durch das Londoner 

Protokoll zum Erben der dänischen Krone proklamirt werden würde, 

so hätte er vielleicht doch Bedenken getragen, dem Großvater des 

Protokollprinzen ein höheres Anrecht an die Schöpfung der preußi­
schen Landwehr zuzumessen als dem General Scharnhorsts. Mit 

großem Geschick vermeidet er übrigens eine scharfe Unterscheidung 

zwischen dem alten und dem jungen Dohna; er erweckt in minder 

kundigen Lesern die Vorstellung, daß es wohl gar der Dohna von 

1813 gewesen, welcher schon jenen Graudenzer Plan entworfen habe.

0 I. Voigt Geschichte des Tugendbundes 39. Boyen Beiträge zur Kenntnis 
Scharnhorsts 32.

2) Es ist auffallend, daß Schön in seinen spätere» Kundgebungen die Wah­
rung der Landwehranspriiche des Hauses Holsteiu-Beck-Glücksburg wieder aufgab. 
Lielleicht hängt dies mit dem Umschwünge zusammen, der sich in der deutschen 
liberalen Welt zu llngunsteu jenes Hauses vollzog.

Schön war zu beklagen. Er mußte es noch erleben, daß Do­

kumente gedruckt wurden, die einen wahren Hohn auf diesen seinen 

Mythus enthielten. Zu beklagen und doch zu beneiden. Denn man 
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hat diese Dokumenter) gelesen und wieder gelesen und den schneiden­

den Widerspruch gegen die Behauptungen Schöns völlig übersehen. 

Ich theile ihren Inhalt etwas ausführlicher mit, weil sie für die 

Zeit, wo nach Schöns Behauptung „alles" von Bolksbewafsnungö- 

plänen gesprochen hätte, einen Widerstand aus der Mitte der ost­

preußischen Stände gegen ein vom König ausgehendes Bolksbewasf- 

nnngsprojekt konstatiren, der dadurch nicht an Interesse verliert, daß 

zu den Opponirenden auch der eine von Schöns Landwehr-Autoren, 

der Herzog von Holstein-Beck, gehört. Ganz abgesehen von Schöns 

Glaubwürdigkeit, hoffen wir so den Vertheidigern des ostpreußischen 

Ursprungs der Landwehr wenigstens das Geständnis abzunöthigen, 

daß die Idee in der Provinz nicht eben alt war und sich aus ihren 

natürlichen und historischen Eigenthümlichkeiten keineswegs mit Noth­

wendigkeit ergab.

Auf die 'Nachricht von der Schlacht bei Jena richteten am 

25. Oktober 1806 einige ehemalige Offiziere, junge Edelleute und 

Studirende, sämmtlich aus der Provinz Preußen, durch die Ber­

mittelung des Generallandschaftsdirektors v. Korsf eine Eingabe an 

Friedrich Wilhelm IIL, in welcher sie sich erboten, zur Vertheidigung 

des bedrängten Vaterlandes in die Armee einzutreten. Der König 

antwortete am 31. Oktober von Schneidemühl aus in einer merk­

würdigen Kabinetsordre. Indem er für das Anerbieten seiner treuen 

und patriotisch gesinnten Vasallen dankte und erklärte, davon wahr­

scheinlich Gebrauch machen zu wollen, gab er ihm gleichzeitig eine 

Wendung, als wenn damit eine allgemeine, außerordentliche Landes­

bewaffnung gemeint gewesen sei; wie diese am schnellsten und wirk­

samsten in der Provinz auszuführen sei, möchten die Petenten mit 

dem Provinzialminister Freiherrn v. Schrötter überlegen. -An dem 

selben Tage erging an diesen der Befehl, mit Männern des Landes, 

die von Kraft und Vaterlandsliebe belebt seien, schleunigst Rücksprache 

zu nehmen, wie unb in welcher Art das Gros der Nation und alle 

’) Dropsen hat sich durch ihre Veröffentlichung (9)ort II, 277 ff.) ein nicht 
hoch genug zu schätzendes Verdienst erworben.
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junge Mannschaft derselben zu bewaffnen sei, damit sich selbige theils 

an die Armee anschließen, theils die bewaffneten Plätze vertheidigen 

helfen könne.

Da die erste Eingabe verloren gegangen und ihr Inhalt nur 

aus den späteren Verhandlungen zu eutnehmen ist, so muß dahin 

gestellt bleiben, ob die Interpretation des königlichen Hauptquartiers 

sachlich begründet war oder nicht; die Petenten und die Stände haben 

nachher behauptet, es wäre ihnen nicht in den Sinn gekommen, eine 

von beii Grundsätzen der bisherigen Heerespolitik Preußens abweichende 

Landesbewaffnnng vorzuschlagen x). Jedenfalls widerstrebten sie, als 

zur Ausführung geschritten werden sollte, einer solchen Neuerung auf 

das eutschiedenste.

Minister Schrötter, selber ein Mitglied der ostpreußischen Ritter­

schaft, wandte sich am 2. November von Graudenz aus, wo er den 

König erwartete, an die „ältesten und ersten" seiner Herren Mit­

stände, an den Herzog von Holstein-Beck, an den General-Lieutenant 

v. Hausen, den Kammerpräsidenten v. Auerswald (den späteren 

königsberger Regierungspräsidenten, mit dem wir uns schon so oft 

beschäftigt haben), den Generallandschaftsdirektor v. Korff, den Ritt­

meister Sandes v. Hoffmann. Er theilte ihnen seinen Auftrag mit 

und bat sie, schleunigst zu überlegen: wie die junge Mannschaft in 

den Städten und auf dem platten Lande zu bewaffnen sei, wie die 

Haufen zu organisiren seien, welche Männer sich im Lande befänden, 

die gedient hätten, und welche andere, die den guten Willen und die 

Kraft besäßen, sich an die Spitze dieses Aufgebots zu stellen. Schrötter 

überließ es seinen Mitständen gänzlich, noch „mehrere Männer ihrer 

Art" zu ihren Berathungen hinzuziehcn; nur sei kein Augenblick Zeit 

zu verlieren, Se. Majestät hätten den Ausruf schon gezeichnet.

Man merkt dem Schreiben an, daß es dem Autor Ernst war 

mit seiner Sache. Der alte Friedrich Leopold v. Schrötter, der dem 

Staate nun schon über 50 Jahre diente, war sehr jung in die 

Armee getreten, hatte es bis zum Major und Mitgliede des Ober-

*) Droysen II, 285. 288. 
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kriegskollegiums gebracht und dann erst die Verwaltungskarriere ein» 

geschlagen^); ein Soldat.König Friedrichs, empfand er die Schmach 

des Vaterlandes doppelt schmerzlich und zauderte nicht, zu außer­

ordentlichen Mitteln zu greifen. Aber auch über deu König hatte 

in diesem Augenblick die Friedenspartei keine Gewalt; die Unter­

zeichnung der Proklamation, in welcher er die allgemeine Bewaffnung 

forderte, beweist, daß er zum äußersten entschlossen war.

Die Opposition der Stände vereitelte alles. Noch bevor das 

Schreiben Schrötters in Königsberg eingetroffen war, hatte sich der 

Generallandschaftsdirektor beeilt, als Antwort auf die zwei Tage 

ältere Kabiuetsordre ein Schreiben an den Minister zu richten 

(4. November), in welchem er sich von jeder Mitwirkung bei der 

beabsichtigten Landesbewaffnung lossagte. Er erklärte, ihm schiene 

ein allgemeines Aufgebot des Landsturmes unmöglich, ohne Nutzen, 

höchst schädlich. Wer sollte diesen rohen Hausen als Chef oder als 

Subalterner organisiren, kommandiren und seinen ganzen Ruhm und 

Ehre ohne Aussicht eines Vortheils für den Staat aufs Spiel setzen? 

„Die General-Lieutenants Herzog von Holstein und v. Hansen und 

mehrere warteten nur auf einen Wink, so würden sie sich mit Enthu­

siasmus während des Krieges bei einer regulären Armee haben an­

stellen lassen, wo der Krieg so große Lücken gemacht haben muß. 

Und eben so dachten mehrere. Des Herzogs von Holstein beiliegen­

der Brief und die mündliche ebenso lautende Deklaration des General- 

Lieutenant v. Hausen und der übrigen sagt ganz deutlich, daß sie sich 

nie dazu verstehen können, in einen: Landsturm aufzutreten." In 

seiner Abneigung gegen jede außerhalb der regulären Armee stehende

*) Schlick in beit Abhandlungen der Schlesischen Gesellschaft für vater- 
ländische Kultur 1867. Philos.-histor. Klasse S. 68. — Schrötter ist auch einer 
von den halb oder ganz vergessenen Reformern vor der Reform. Schon vor 
1806 wirkte er für Aufhebung der Binnenzölle, der Banitrechte, des Mahl- nnd 
Getraukzwangeö und für Berwandluug der Domäneu-Frohudeu in eine Geld­
abgabe; vgl. oben S. 109. Natürlich traf anch ihn Schöns Neid; nach den 
Memoiren (I, 42 f.) muß jedermann glauben, er wäre ein böser Reaktionär 
gewesen.
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Landesbewaffnung geht Korff sogar so weit, daß er sich nicht einmal 

von der Landmiliz etwas verspricht, deren Errichtung auf Gruud der 

Landwehrprofekte des Jahres 1803 (nicht etwa in Folge irgend einer 

ständischen Initiative) beschlossen und nur durch den Ausbruch des Krieges 

unterbrochen war'); sie würde, meint er, in diesem Moment nicht 

viel ausrichten und nur die Magazine leeren helfen. Ferner würde 

es in dieser so verworrenen Zeit nicht politisch gehandelt sein, alle 

Gutsbesitzer von den Gütern aufznrusen; es sei doch nothwendig, daß 

sie daheim blieben, um das Volk so viel als möglich in Ordnung zu 
halten. Indem er dann zu den Argumenten für die Nutzlosigkeit 

der Maßregel übergeht, wirft er die Frage auf, ob wohl rohe, un­

geübte Menschen einem aufs äußerste disziplinirten, siegestrunkenen 

Feinde auch nur zwei Stunden widerstehen, wo die beste Armee der 

Welt ohne Erfolg gefochten? Hieße dies nicht alle diese Menschen 

ohne Nutzen zur Schlachtbank führen? Wäre es nicht rathsam bei 

jetziger Lage der Sache, diese Menschen auf günstigere Zeiten, die 

doch einmal kommen müßten, auszubewahren? Eine Rekruten-Aus- 

hebung wäre von mehr Nutzen; unter die Regimenter gesteckt, füllten 

sie einen Platz; sie könnten wo nicht schießen, so doch mit dem Ba­

jonett stoßen und müßten der Impulsion des Ganzen folgen. Der 

gediente Offizier, in ein Regiment Infanterie oder Kavallerie ein­

gereiht, diene mit seiner Person, er diene mit seinem Kopf, wenn 

man ihm Spielraum lasse; er diene schon dadurch, daß er durch 

seine Bravour den Mut des Soldaten erhebe. Alles dies falle bei 

zusammengerafftem Volk weg. Der Offizier selbst könne nicht mit 

dem Mut fechten, wenn er jeden Augenblick fürchten müsse, verlassen 

zu werden und auf dem Schlachtfeld allein stehen zu bleiben. Was 

hülfe alfo eine solche Horde unepercirter Menschen, sie würden nur 

den Magazinen der Armee ohne Nutzen zur Last fallen und dem Feinde 

nichts schaden. Korff schließt sein Votum mit der Erklärung, daß er ganz 

gegen ein allgemeines Aufgebot fei; für nützlich halte er dagegen die 

Rekrutirung von Gemeinen und Freiwilligen, die Einreihung derselben

!) Ich werde später darüber ausführlicher handeln. 
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in die Regimenter, die Annahme der Offiziere und jungen Edelleute, 

welche sich gemeldet, und Placirung derselben in der Armee.

Wesentlich in demselben Sinne gehalten, wenngleich weniger 

schroff und hart in der Form, ist die Antwort, welche die um ihre 

Ansicht befragten Stände auf das inzwischen eingegangene Schreiben 

Schrötters ertheilten. Sie hatten von der ihnen gewährten Er­

laubnis Gebrauch gemacht und noch zwei ihrer Mitstände hinzuge­

zogen, einen Grafen Finkenstein und Karl Alexander v. Bardeleben. 

Dagegen fehlte es an Zeit, einen der Gefragten, Sandes v. Hoff­

mann, der gerade von Königsberg abwesend war, herbeizurnfen. Der­

selbe erklärte seine Zustimmung nachträglich in einer besonders drasti­

schen Weise: „Unsere Kantons-Einrichtungen erfordern ganz andere 

Maßregeln zur Bewirkung eines allgemeinen Landaufgebotes als iu 

anderen Staaten. Hier muß alles durchs Militär und durch die 

Kammern bewirkt werden, weil die Stände weder Gehorsam noch 

Folge finden würden." Er ging hiermit über die Meinung der 

übrigen fast noch hinaus. Doch behaupteten auch diese, daß eilte vom 

Lande selbst zu veranstaltende regellose Bewaffnung aller jungen 

Mannschaft eben so unthunlich als gefahrvoll sei. Was geschehen 

könne und solle, müsse wohl von Sr. Majestät befohlen und durch 

königliche Militärbehörden angeordnet und organisirt werden, damit 

es auf diese Weise den Stempel einer vorwurfsfreien Regularität 

erhielte. Den Ständen dünkte also alles, was nicht regulär war, 

regellos. Sie versprachen sich von der auszuhebenden jungen Mann­

schaft nur dann einen Bortheil, wenn sie den regulären Truppen ein­

verleibt, auch zur Belebung ihres Mutes denselben völlig gleich be­
handelt würde. Und was die Verstärkung des Offizierkorps beträfe, 

so würden sich gewiß viele vom Adel bereit finden lassen, jedoch wür­

den sie wohl nur bei den regulären Truppen dienen wollen, dagegen 

Bedenken tragen, bei dem Landesaufgebot angestellt zu werden. An 

andere als adliche Offiziere wagten die Stände nicht einmal zu 

denken.
Dieses ewig denkwürdige Aktenstück trägt das Datum: Königs­

berg den 5. November 1806 und ist unterzeichnet von Bardeleben,
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Finckenstein, Korfs, Auerswald, Hausen und dem Herzog Friedrich 

von Holstein-Beck.

Wie? Vom Herzog Friedrich, der nach Schön vor kaum acht 

Tagen („Ende Oktober 1806") in Graudenz dem König einen Volks- 

bewafsnungsplan vorgelegt haben soll? Ein Zweifel eut der Identität 

der Person ist nicht möglich, es gab überhaupt nur einen Herzog von 

Holstein-Beck, der damals in zurechnungsfähigem Alter standy. 

Derselbe Herzog Friedrich, dem Schön die Priorität des Landwehr­

gedankens vor Scharnhorst zuweist, erklärt jede Verwendung der 

vaterländischen Wehrkraft außerhalb der Cadres des stehenden Heeres 

für uuthunlich und gefahrvoll; derselbe Herzog Friedrich, der Ende 

Oktober einen Volksbewaffnungsplan vorlegt, erklärt in einer schrift­

lichen Eingabe an den Generallandschaftsdirektor der Provinz, er 

könne sich nie dazu verstehen, in einem Landsturm, sei es auch als 

Führer und Organisator, aufzutreten. Wir wollen abwarten, ob nach 

dieser Probe von Wahrhaftigkeit irgend ein Anhänger Schöns uns 

zumnten wird, auch nur eine Zeile von feiner Hand ohne ander­

weitige Bürgschaft zu glauben.

Es wäre eine wahre Versündigung am Geiste der historischen 

Methode, wenn man, nachdem der eine Autor des Graudenzer Land­

wehrplans gefallen ist, noch suchen wollte, den andern zu retten. 

Doch mag es nicht überflüssig sein daraus hinzuweisen, daß ein 

Schreiben des Obermarschalls Dohna an Korfs aus Finckenstein vom 

30. Oktober 1806 vorliegt, welches die erste durch Korfs vermittelte 

Eingabe an den König bespricht, von seiner eigenen Bereitwilligkeit 

dem Vaterlande zu nützen redet, auch deu Herzog vou Holstein er­

wähnt, und doch nicht die geringste Anspielung weder auf jenen 

Landwehrplatt noch auf eiue Reise nach Graudenz enthält. Und daß 

der alte Obermarschall eine Abweichung von der traditionellen Heeres­

politik des preußischen Staates gründlich verabscheute, das ergiebt sich 

aus einem Dokumente, welches zwar nicht die Frage der Landwehr,

Der einzige Sohn von Herzog Friedrich, der Vater des jetzigen Königs 
von Dänemark, war 1785 geboren, also eben 21 Jahre alt. 
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aber die ihr nahe verwandte der allgemeinen Wehrpflicht behandelt. 

Am 7. November 1808, also zu einer Zeit, wo schwere Schicksals­

fügungen so manchen Stolz gebrochen hatten, petitionirte der Graf 

Dohna aus Schlobitten — es ist eben der Obermarschall, der sein 

Stammgut erst 1810 aus seinen ältesten Sohn Alexander vererbte 

— mit zwölf Genossen, darunter noch zwei Dohnas *),  die beide später 

an dem Landtage von 1813 Theil nahmen, bei Friedrich Wilhelm III. 

um Schutz und Sicherheit für die wohl hergebrachten Rechte unb 

Privilegien des Adels?). Als erstes derselben, noch vor der Patri- 

monial-Gerichtsbarkeit, wird die Exemtion von der allgemeinen Wehr­

pflicht bezeichnet. Denn die letztere habe das Licht der Welt als Ge­

burt einer Revolution erblickt, welche in Frankreich alle bestehenden 

Ordnungen und Lerfassungen zertrümmerte; sie könne ihrer Natur 

nach nur auf dem Begriff einer allgemeinen Gleichheit beruhen; ihre 

Ausdehnung auch aus deu Adel würde die völlige Vernichtuug des­

selben herbeiführen. Es würden ihnen dann nur uoch leere niib un­

nütze Titel übrig bleiben, um bereu Abschaffung sie selber bitten 

müßten. Doch sei bieser Umsturz nicht zu besorgen, beim bic übli­

chen Rechte seien ja ein wesentlicher Theil jener Staatsverfassung, 

welche bie glorreichen Vorfahren Sr. Majestät geschützt unb welche 

Se. Majestät selbst feierlich versprochen habe aufrecht zu erhalten.

Ich möchte biese AblicheN so wenig wie jene Königsberger Bür­

ger gleich eines Mangels an Patriotismus zeihen, weil sie einer 

Umgestaltung ber vatcrlänbischen Wehrverfassung wibcrstrebten. Die 

Namen Dohna unb Auerswalb, Barbeleben unb Finckenstein reben 

einbringlicher als ber berebteste Anwalt vermöchte. Aber auch ber 

Name ber Holstein-Becks hat einen guten Klang in unsrer Geschichte, 

brei von ihnen haben bie Treue gegen ihr Aboptivvaterlanb mit 
ihrem Blute besiegelt: ber eine fiel an ber Seite bes ersten Königs 

vor Bonn, ein anbrer bei Prag, ber britte, Herzog Friebrichs La-

') Dohna-Schlodien und wahrscheinlich Dohna-Brunau, jener Ludwig, der 
1813 den ostpreußischen Entwurf uach Breslau brachte.

2) Geh. Staats Archiv.
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ter, erlag seinen Wunden aus der Unglücksschlacht von Kunersdorf. 

Derselbe Auerswald nahm 1813 die schwere Verantwortung auf sich, 

die Hand zur Organisation der ostpreußischen Landwehr zu reichen, 

ehe die Genehmigung des Königs eingetrofsen war. Derselbe Barde­

leben beschloß als Mitglied des Landtages, von dem unsere Unter­

suchung handelt, die Landesbewaffnung, saß mit in der ständischen 

General-Kommission und zog als Führer einer Landwehrdivision 

seiner Provinz vor Küstrin, wo er sein Leben ließ. Derselbe Herzog 

Friedrich erklärte sich nach dem Tilsiter Frieden auf die Aufforderung 
von Scharnhorst und Gneisenann bereit, Anführer eines allgemeinen 

Landesaufgebotes zu werden '). Eine Sinneswandlung, die ihre Er­

klärung vielleicht nicht ausschließlich in der schweren inzwischen über 

das Vaterland verhängter: Prüfung findet. Jene Männer waren 

erschreckt und rathlos gewesen, als man ihnen zumutete, in kurzer 

Zeit den großartigen Gedanken einer allgemeinen Volksbewaffnung 

im Einzelnen durchzudenken und auszugestalten; einige von ihnen 

sahen sogar in der Durchführung des allgemeinen Waffendienstes 

einen Angriff auf ihre Privilegien: schließlich- aber willigten sie alle 

ein, als sie sahen, daß es der Krone Ernst war mit ihrer Forderung 

und daß gewiegte Militärs das für unmöglich Gehaltene in zahl­
reichen Entwürfen für die legislatorische Ausführung vorbereitet 

hatten.
Was aber wäre wohl aus Preußen geworden, wenn es da­

mals eine ständische oder repräsentative Verfassung gehabt hätte, 

wenn anstatt des Königs und seiner Beamten ein Oberhaus mit den 

Petenten vom 7. November 1808 oder ein Unterhaus mit den Pe­

tenten vom 12. Februar 1813 den Ausschlag gegeben hätte? Das 

eben erfüllt den Patrioten mit Zorn gegen Schön und feine Ge­

schichtsmacherei, daß er in schnöder Undankbarkeit für den Hort der 

Reaktion ausgiebt, was in Wahrheit die festeste Stütze des Fort­

schrittes war.

*) Gerwien 143. Friccius Geschichte der Blockade Küstrins 36 f. Boyen 
Beiträge zur Kenntnis von Scharnhorst 32.

Lehmann, Knesebeck und Schön. 16
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Noch aber sind wir mit der an ihm zu übenden Kritik nicht am 

Ziele. Denn er verfolgt bei seiner Darstellung der Landwehrange­

legenheit zwei Zwecke. Der eine ist, die neue Art der Bewaffnung 

in Ursprung und Ausführung ausschließlich seiner Heimatprovinz zu 

vindiciren, der andre, eine Opposition der Berufssoldaten und der 

Centralgewalt des Staates nachzuweisen, deren Ueberwindung unsäg­

liche Arbeit kostete, und eben dadurch beitrug, den Ruhm der Provinz 

zu vermehren. Nachdem sich der Autor des ersten Theiles seiner 

Ausgabe entledigt hat, schließt er das Sendschreiben mit einigen Be­

merkungen, welche den zweiten Theil betreffen. Sie lauten: „Scharn­

horst in Breslau konnte von alle dem, was in Preußen so schnell 

nach einander vorging, nichts wissen, und der Graf Dohna und ich, 

wir nahe Freunde von Scharnhorst, hatten auch Bedenke», ob Scharn­

horst auf eine Landesbewaffnnng in unserer Art eingehen würde, da 

er noch im Jahre 1811 bei einer Konferenz in Wehlau mit mir 

ausdrücklich sich dagegen erklärt hatte. Er war großer Linien Soldat! 

Gneisenau war damals in England, Grolman in Jena." Ob nun 

Scharnhorst wirklich -den erwarteten Widerstand geleistet, erfahren 

wir hier nicht; dafür verweist Schön, um nicht noch einmal eine 

Darstellung des schon wiederholt behandelten Herganges geben zu 

müssen, auf ältere Quellen. Vielleicht war er der häufigen Wieder­

holungen überdrüssig, vielleicht, was wahrscheinlicher, schien ihm eiui- 

ges von seinen Aufstellungen nach den inzwischen veröffentlichten 

Entgegnungen selber nicht mehr recht haltbar.

In der Biographie Alexander Dohnas von I. Voigt, welche er 

in erster Linie citirt, finden wir einige Briefe jenes Ludwig Dohna, 

der, ein jüngerer Bruder von Alexander, mit dem ostpreußischen 

Landwehrentwurs zum Könige nach Breslau geschickt wurde. Sie sind 

äußerst knapp und eröffnen kaum einen flüchtigen Einblick in den Inhalt 

der Debatten, welche damals in der schlesischen Hauptstadt über die 

ueue Landesbewaffnung gepflogen wurden: das schärfste, was der 

Briefschreiber gegen Scharnhorst sagt, sind die Worte: „Hier in 

dieser Provinz kann man der Sache nicht rechten Geschmack abge­

winnen." Trotzdem hat Alexander später erklärt: „Mein Bruder
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unternahm das ungeheure und schwierige Werk, nach Breslau zu 

reisen und dort trotz des entsetzlichsten Widerstrebens die Idee der 

Landwehr ins Leben zu rufen" x), und der Biograph resumirt seine 

Untersuchung dahin, daß Scharnhorst „sich über das reguläre Sol­

datenverhältnis nicht zu erheben wußte und ihm daher der Beschluß 

des Landtages anfangs auf keine Weise zusagen konnte".

Ich will das Gewicht jener Zeugnisse nicht bestreiten, aber selbst 

wenn aus ihnen folgen sollte, was der Bruder und dessen Biograph 

herausgelesen haben, so wäre die Frage noch keineswegs im Sinne 

der Schönschen Aufstellungen erledigt. Völlig unberührt bliebe das 

vorher gewonnene Resultat, daß Clausewitz das ostpreußische Landwehr­

edikt entworfen hat, und hiermit ist auf alle Fälle Scharnhorst ein 

hervorragender Platz unter den intellektuellen Urhebern des Gesetzes 

gesichert. Denn Clausewitz war sein treuester und liebster Schüler: 

wie intim das Verhältnis war, haben wir gesehen, als wir von den 

„Dreihundert" handelten ^), im Januar 1813 war noch kein Jahr 

verflossen, seitdem der tägliche, fast stündliche Ideenaustausch zwischen 

den beiden Männern gewaltsam unterbrochen war. Man würde dem 

Genius des jüngeren unter ihnen Unrecht thun, wenn man annehmen 

wollte, daß er nur einer unselbständigen Reproduktion der Ideen des 

älteren fähig gewesen wäre: aber so viel erscheint völlig gewiß, daß 

er in einem hochbedeutsamen historischen Momente über eine funda­

mentale militärpolitische Frage keinen Vorschlag formulirt haben 

wird, welcher den Entschließungen des gefeierten Meisters hätte prä- 

judiciren können.

Zum Glück läßt sich diese Annahme aus den Regionen sub­

jektiver Vermutung in das Gebiet objektiver Thatsachen erheben. Es 

sind Urkunden vorhanden, welche beweisen, daß Scharnhorst den Ge­

danken einer Landwehr vor den Ostpreußen und auch vor Clausewitz 

gehabt hat. Die Erinnerung an diese älteren Pläne ist niemals 

gänzlich erloschen gewesen. In der oben besprochenen Vollmacht,

*) Nachlaß von I. Voigt.
a) S. oben S. 53 f.

16*
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welche Kaiser Alexander Stein mit auf den Weg nach Königsberg 

gab, heißt es: „Wir beauftragen ihn, darüber zu wachen, daß die 

Bewaffnung der Landwehr und der gesammten Bevölkerung nach den 

Plänen vollzogen werde, welche im Jahre 1808 aufgestellt uud voll 

Sr. Majestät dem Könige von Preußen gebilligt wurden." Alexander 

Dohna rieth, wie wir sahen, den Ständen, llicht über die Vorschläge 

Aorks (d. h. den Entwurf vou Clausewitz) hinauszugehen, da sie 

„schon im vorigen Kriege" vom Könige approbirt seien, womit natür­

lich die Scharnhorstschen Vorschläge aus dem Kriegsjahre 1807 ge­

meint sind '). Als Schön 1819 den Versuch machte, die Historie 

von dem ostpreußischen Ursprung der Landwehr in weitere Kreise 

zu bringen, erklärte Boycn, „aus eigenhändigen, in den Akten be­

findlichen Aufsätzen des verewigten Scharnhorst gehe hervor, daß 

dieser schon im Jahre 1808 die Idee einer allgemeinen Landes­

bewaffnung hatte und zur Sprache brachte". Dieselbe Behauptung 

wiederholte er in der durch die Voigtsche Biographie provocirten 

Schrift über Scharnhorst, und als er nach dem Regierungsantritt 

Friedrich Wilhelms IV. zum zweiten Male ins Kriegsministerium 

berufen war, ließ er aus den Archiven desselben im Militair-Wochen- 

blatt des Jahres 1846 einige dieser Aufsätze veröffentlichen.

Da Schön also ihre Existenz nicht bestreiten konnte, so griff er 

zu dem lmhe liegenden Mittel, ihre Bedeutung herabzusetzen. Er 

that dies in dem Sendschreiben an Rektor Gottschalk, wo an die 

Erwähnung des angeblichen Graudenzer Planes von 1806 folgende 

Betrachtung angeschlossen wird: „Aus dieser allgemeinen Stimme ent­

stand auch der Scharnhorstsche Plan am Schlüsse des Jahres 1807. 

Dieser Plan zeichnete sich zwar dadurch aus, daß er eine militärische 

Entwickelung, ohne daß dazu die Schule durch das stehende Heer 

nöthig sei, annahm, aber nach § 8 war diese Miliz oder Landwehr- 

oder Provinzial-Truppe zunächst zur Erhaltung der inneren Ruhe 

des Staats und demnächst zur Defension des Landes bestimmt. Ihr 

lag also gerade ein entgegengesetztes Prinzip als das unserer Land-

*) Lgl. oben S. 231.
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wehr, wo das Land sogar die Divisionäre wählte und wo Krieg 

Basis war, zum Grunde. Die Miliz sollte Ordnung halten. Auf 

der andern Seite sollte durch diese Miliz der damals militärfreie 

Mittelstand an militärische Gedanken gewöhnt werden, damit man 

aus ihm, wie später aus den Freiwilligen, gute Offiziere bekomme. 

Der § 17 bahnte den Weg, aus der Miliz Linie zu machen, und 

indem dieser Miliz zuerst Erhaltung der inneren Ruhe des Staats 

als erste Aufgabe gestellt war, wird die dabei erwähnte Vertheidigung 

des Landes, unserm Landwehr-Prinzip entgegen, erst zweite Aufgabe. 

Scharnhorst setzte auf dieseu Plan auch so wenig Werth, daß er ihn 

ganz ignorirte, und in der ganzen Zeit von 1807 bis zu seinem 

Tode, in welcher Zeit ich theils amtlich, theils privatim viel über 

Volksbewaffnung mit ihm verhandelte, niemals auf diesen Plan zu­

rückgekommen ist. Auch gegen den verstorbenen Minister Dohna hat 

er, obgleich beide in einem nahen Verhältnis standen, niemals seinen 

Plan von 1807 erwähnt, im Gegentheil erklärte der Minister mir 

mündlich und schriftlich, daß er keinen solchen Plan von Scharnhorst 

kenne, und äußerte sogar darüber Zweifel, ob Scharnhorst selbst einen 

solchen Plan aufgestellt habe."
Eine Reihe von Behauptungen, welche kaum unter sich, geschweige 

denn mit der Wirklichkeit übereinstimmen und nur über einen Punkt 

völlig unzweideutig sind, über die Absicht des Autors, Scharnhorst 

um das Verdienst des Landwehrgedankens zu bringen. Das Projekt, 

gegen welches er seine Kritik richtet, ist der „Vorläufige Entwurf der 

Verfassung der Provinzialtruppen", welchen kurz vorher Major Ger­

wien im Beihefte des Militair-Wochenblattes von 1846 veröffentlicht 

hatte. Ausdrücklich war vom Herausgeber hinzugefügt, daß Scharn­

horst ihn eigenhändig geschrieben habe, und so mußte denn Schön 

wohl oder übel von einem „Scharnhorstschen Plane" reden: wie 

ungern er sich aber zu diesem Zugeständnis entschloß, ersieht man 

deutlich daraus, daß er hinterher doch wieder auf die schon von 
I. Voigt verwendete Erklärung des Ministers Dohna zurückkam, der 

einmal geäußert hatte, vielleicht sei überhaupt niemals ein Landwehr­

plan von Scharnhorst ausgestellt worden. Jeder andere würde sich 
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überwunden erklärt und seinen Lesern nicht das freimütige Bekennt­

nis vorenthaltcn haben, daß Dohnas Zweifel durch die Entdeckung 

des Majors Gerwien aus das bündigste und gründlichste widerlegt 

seien.
Hiernach ist leicht zu ermessen, mit welchen Empfindungen Schön 

den „Vorläufigen Entwurf" selbst gelesen haben wird. Er entdeckte, 

daß ihm ein der ostpreußischen Landwehr, „wo Krieg Basis war", 

gerade entgegengesetztes Prinzip zu Grunde gelegen habe. Danach 

wäre also der Frieden die Basis der Scharnhorstschen Miliz gewesen? 

Das war denn doch zu unwahrscheinlich; also erklärte er, sie sei zu­

nächst zur Erhaltung der inneren Ruhe des Staates, demnächst zur 

Defension des Landes bestimmt gewesen: womit er nun freilich wie­

der seine erste Behauptung umstieß; wenigstens glauben wir, daß 

auch er die Defension des Landes als einen Theil des Krieges an­

gesehen haben wird.

Mit der Erwartung, eine Art veredelter Bürgerwehr aus poli­

tischen und administrativen Gesichtspunkten vorgeschlagen zu finden, 

treten wir an den „Vorläufigen Entwurf" Scharnhorsts heran. Er 

beginnt mit einer Betrachtung über den naturgemäßen Unterschied 

der Heeresorganisation in großen und in mittleren Staaten. Die 

letzteren, zu denen jetzt auch Preußen gehöre, seien nicht im Stande, 

die großen Kosten, welche die bisherige Verfassung der stehenden 

Artneeit erfordere, aufzubringcn: dafür stünde ihnen aber, falls 

sie eine gute Verfassung, eine geliebte und geachtete Regierung 

besäßen, ein Mittel zu Gebote, welches den größeren erobernden, 

nicht mit Vernichtung bedrohten Staaten fehle. „Dies ist die frei­

willige Atlfopserung für die Erhaltung des Staates, des Eigenthums 

und der Rechte der Bewohner. Kein unabhäitgiges Volk unterwirft 

sich dem Joche eines anderen, ohne seine letzten Kräfte auszubieten: 

wenn es gut regiert und geleitet wird. Man kann daher bei den 

mittleren Staaten von den Bewohnern Aufopferungen gegen einen 

Vernichtungskrieg erwarten, welche nicht allein die Disziplin, sondern 

auch den durch den Krieg erzeugten kriegerischen Geist der stehenden 

Armee in einiger Hinsicht ersetzen. Die mittleren Staaten können 
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in ihrem Innern mit der ganzen Masse ihrer streitbaren Männer 

zu ihrer Vertheidigung auftreten, wenn sie vorher in den Waffen 

geübt, mit den nöthigen Streitmitteln versehen und mit der unent­

behrlichen militärischen Disziplin bekannt gemacht wird."

Auf diese Thatsache gründet Scharnhorst seinen Vorschlag, in 

Preußen eine Landmiliz oder Provinzialtruppen, wie er sie zu be- 

nennen wünscht, zu errichten. Sie sollen die stehende Armee nicht 

überflüssig machen, vielmehr denkt er sich beide Institute in engster 

Wechselwirkung und demselben großen Zwecke, der Wehrhaftigkeit 

des Staates, dienstbar. Vor der Hand sei es für Preußen vortheil- 

hafter, nur ein kleines stehendes Heer und desto zahlreichere Provinzial­

truppen zu unterhalten: der Staat werde dadurch Geld gewinnen, 

eine geschwindere Wiederherstellung des fehlenden Kriegsmaterials be­

wirken und also eher wieder in wehrbaren Stand kommen. Aus 

diesem Grunde müßten aber auch die Provinzialtruppen eine Ver­

fassung erhalten, wodurch sie sich den stehenden Truppen in der 

Uebung u. s. to.1) näherten. Das Mittel, welches uns heutigen Tages 

für diesen Zweck am geeignetsten scheint, die zu den Provinzialtruppen 

bestimmte Mannschaft vorher durch die stehende Armee gehen zu lassen, 

verwirft Scharnhorst zwar: jedoch nicht, wie man nach der Lobpreisung 

Schöns erwarten sollte, prinzipiell, sondern nur mit Rücksicht auf die 

augenblickliche Lage. Es käme jetzt alles darauf an, daß die Nation 

mit der Negierung aufs innigste vereinigt werde, daß die Regierung 

gleichsam mit der Nation ein Bündnis schließe, welches Zutrauen 

und Liebe zur Staatsversassung erzeuge; dies sei nicht möglich, wenn 

die Nationalmiliz vorher durch die stehende Armee gehen solle: denn 

sie würde sich hier durch einen allerdings nur eingebildeten Druck 

gelähmt fühlen. Ferner könne nur so eine bedeutende Masse von 

Menschen ohne Kosten für den Staat zur Vertheidigung desselben 

bewaffnet, gekleidet und geübt werden. Auch sei zu bedenken, daß, 

wenn man die Mannschaft der Miliz zuvor durch die stehende Armee

x) Nach dem damaligen Sprachgebrauch so viel wie Exerciren und 
Manövriren.
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mit etwa sechsjähriger Dienstzeit gehen lassen wollte, erst nach sechs 

Jahren ein Anfang mit der Errichtung der Miliz gemacht werden 

könne: dies aber würde deshalb bedenklich sein, weil die stehende Armee 

bei dem Mangel aller Hülfsmittel vorerst nur sehr klein sein und 

bloß die Miliz dem Staate im schlimmsten Falle einige Achtung von 

außen her verschaffen könne. „Eine Miliz — heißt es endlich —, 

welche durch die stehenden Truppen gegangen, wird immer von andern 

Staaten als ein Theil der stehenden Armee, als eine auf äußere 

Verhältnisse sich beziehende Anordnung und nicht als eine National­

miliz, Landwehr, innere Polizei-Vorkehrung betrachtet werden."

Dies ist die eine von den beiden Stellen, welche Schön aus 

dem Zusammeuhange herausriß und mit Jgnorirung des ganzen 

übrigen Inhalts zur Entwerfung seines Zerrbildes verwendete. 

Alles in der Denkschrift ist auf Krieg, nationale Erhebung, Waffen­

übung zu furchtbarem Ernst, engstes Bündnis von Krone und Volk 

berechnet, und auch jener, auf den ersten Blick allerdings etwas be­

fremdliche Ausdruck widerspricht dieser Teudenz nicht. Als der „Bor- 

läusige Entwurf" geschrieben wurde, staud noch in allen Provinzen 

der erbarnulngslose und mistrauische Sieger. In weiser Voraussicht 

dessen, was später wirklich geschah, fürchtete der alle Eventualitäten 

berücksichtigende militärische Staatsmann, daß seinem tief gedemütigten 

Vaterlande auch noch das vornehmste Grundrecht eines souveränen 

Staates, die freie Verfügung über sein Heerwesen geraubt werden 

könnte. Deshalb widerrieth er, die Miliz erst durch die stehende 

Armee gehen zu lassen: „andere Staaten," d. h. Frankreich, würden 

eine solche Miliz als eine „auf äußere Verhältnisse", d. h. auf künf- 

tige Vergeltung sich beziehende Anordnung betrachten; ließe man da­

gegen die Miliz selbständig, so sei zu hoffen, daß sie als „innere 

Polizei-Vorkehrung" der Aufmerksamkeit des spähende« Feindes ent­

gehen würde.

Ebenso einfach ist die Erläuterung der anderen Stelle. Auf 

die oben analysirte Einleitung folgt der Entwurf selbst, und hier 

heißt es in § 8: „Die Provinzialtruppen sind zur inneren Ruhe des 

Staats und zur Defension des Landes gegen einen angreifenden 
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Feind bestimmt." Diesen Passus entnahm Scharnhorst wörtlich dem 

Entwürfe zur Bildung einer Reservearmee, welchen er einige Monate 

früher, am 31. August 1807, dem Könige vorlegte. So viel ist 

richtig, daß in diesen älteren Entwürfen *)  — es existirt noch einer 

vom 31. Juli — die kriegerische Tendenz der neuen Bewaffnung 

etwas weniger bestimmt hervortritt; der Gedanke war nicht auf einmal 

in seiner ganzen Großartigkeit fertig, er wuchs allmählich selbst bei 

dem, welcher zu seinem vornehmsten Hüter bestellt war. Aber auch 

auf seine älteste Formulirung darf man nicht das Schönsche Schlag­

wort anwenden: „Die Miliz sollte Ordnung halten." Scharnhorst 

sagt da (eben am 31. Juli): „Ein großer Theil der denkenden Mili­

tärs war von jeher für eine Landmiliz. Sie kann zu zwei Zwecken 

dienen: 1) die Ruhe des Landes zu erhalten, die Polizei zu uuter- 

stützen, das Land gegen die Plündereien der Marodeure zu decken, 

um feindliche Streifereien zu verhindern; 2) das Land in Ver­

bindung mit regelmäßigen Truppen zu vertheidigen." Mit keinem 

Worte ist hier angedeutet, daß der Zweck, welcher der erste in der 

Aufzählung ist, auch den Vorrang in der Sache behaupte, und sieht 

uran genauer zu, so ist doch auch jener durchaus ein kriegerischer, 

denn es gilt die Abwehr von Plünderungen und von feindlichen

!) Scherbening I, 80 f. 82. Am 25. Juli war die Kabinets-Ordre er­
gangen, welche die Einsetzung der „Militär-Reorganisations-Kommission" ver­
fügte; bereits am 31. reichte Scharnhorst seinen ersten Milizentwurf ein. Diese 
Schnelligkeit bekundet denn doch ein Interesse an der neuen nationalen Bewaff­
nung, mit welchem die Behauptung Schöns, Scharnhorst sei nur Liniensoldat 
gewesen, wunderbar kontrastirt. Wie wenig es Schön auf Wahrheit ankam, 
geht auch daraus hervor, daß er mit dem „Liniensoldaten" selbst dann noch 
operirte, als sich sogar Beyme, der sonst durch seine Argumentation gewonnen 
war, gegen die Verwendung dieses Schlagwortes erklärte. Derselbe schrieb näm­
lich in dem schon einmal erwähnten Briefe ans dem Jahre 1833 (s. die Bei­
lagen): „Auf keinen Fall könnte ich aus eigener Kenntnis Scharnhorsts Ihrem 
Urteile über seine blinde Befangenheit int Standesvorurteile des Linensoldaten 
beistimmen. Ich habe vor anno 1806 eine Mémoire von ihnt über die Ideen 
des Königs zu einer allgemeinen Landesbewaffuuug gelesen, das voit gänzlicher 
Freiheit von diesem Vorurteile zeugte." Leider hat sich bis jetzt weder von dem 
Plane des Königs noch von der Denkschrift Scharnhorsts irgend eine Spur ge­
sunden.
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Streifereien. Zu demselben Resultate führt eine Betrachtung der 

Worte, welche von der einzurichtenden speziell preußischen Miliz 

handeln. „Diese Miliz — heißt es — würde 1) den ordinären 

Garnisondienst der stehenden Armee verringern und also den Truppen 

verstatten, mehr den Felddienst zu üben und gut schießen zu lernen; 
2) würde dadurch, wenn in einer Provinz bei einem entfernten Kriege 

kein Militär wäre, die Ruhe in den großen Städten u. s. w. er­

halten; 3) würde diese Miliz, wenn günstige Umstände zur Verthei­

digung des Landes eintreten sollten, ohne Aufsehen sehr bald vermehrt 

werden und mit den stehenden Truppen dienen können. Sie würde 

zur Vertheidigung der Flüsse, Posten und im durchschnittenen Terrain, 

in Verbindung mit Linien-Truppen, verwendet werden und bald den 

Dienst guter leichter Truppen leisten." Diese drei Aufgaben sind 

doch durchaus militärischer Natur, auch die zweite, welche Schön noch 

am ehesten mit einigem Scheine für sich anführen könnte. Denn in­

dem die Miliz die Ruhe in den großen Städten aufrecht erhält, thut 

sie etwas, was sonst zu den Obliegenheiten des stehenden Heeres ge­

hörtes, und so wenig deshalb, weil die Armee unter anderem auch die 

Hüterin der staatlichen Sicherheit im Frieden ist, die Behauptung 

zulässig erscheint, der Krieg hätte aufgehört ihre „Basis" zu fein, so 

wenig büßt aus eben demselben Grunde die von Scharnhorst vorge­

schlagene Miliz ihren kriegerischen Charakter ein. Wie weise es 

übrigens war, die Miliz mit den leichteren Aufgaben beginnen und 

erst allmählich zu deu schwereren fortschreiten zu lassen, wird ja 

wohl jeder, der nicht gerade zu den unverbesserlichen Doktrinärs ge­

hört, einsehen 2).

1) Das Edikt vom 25. Januar 1799 (Mylius X, 2186) nennt das 
stehende Heer „denjenigen schätzbaren Theil der Bevölkerung, welchem die Ver­
theidigung des Staats und die Erhaltung der Ruhe hauptsächlich obliegt." 
Schöns Prämissen würden also zu dem Schlüsse zwingen, daß das ganze preu 
ßische Heer der Epoche vor Jena eine Art Scharnhorstscher Miliz gewesen ist.

a) Da Schön einen Unterschied zwischen der echten und unechten Landwehr 
auch darin findet, daß jene einen populären Charakter trägt und die Betheiligung 
des Landes bei den Offizierwahlen gestattet, so sei daraus hingewiesen, daß die 
Denkschrift vom 31. Juli die Miliz von den Landständen gemustert sehen will,
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In dieser Ueberzeugung, daß Scharnhorst keine Bürgerwehr, 

sondern eine Landwehr schaffen wollte, würden wir weniger sicher 

sein, wenn; wir uns nicht ans eine Antorität stützen könnten, 

die anch Schön respektiren wird: wir meinen ihn selber. Als 

einem erfahrenen nnd kenntnisreichen Mitgliede der Jmmediat- 

Kommission wnrde ihm nämlich, wahrscheinlich von Seiten Steins, 

der „Vorläufige Entwurf" zur Begutachtung zngestellt, nnd er ent­

ledigte sich dieses Auftrages im letzten Monate des Memeler Aufent­

haltes, am 4. Dezember 1807. Sein Gutachten ist zum Glück 

vollständig erhaltens. Diejenigen, welche zuvor das Sendschreiben 

an Rektor Gottschalk gelesen haben, beginnen die Lektüre mit sehr 

bestimmten Erwartungen; da sie dort erfahren haben, daß die Basis 

der echten, der ostpreußischen Landwehr Krieg, der Pseudolandwehr 

Scharnhorsts polizeiliche Sicherheit gewesen sei, so machen sie sich auf 

eine fulminante Kritik dieser groben Begriffsverwechselung gefaßt; da 

sie gehört haben, daß Scharnhorst zwar ein großer Liniensoldat ge­

wesen sei, aber wenig Sinn für das Volk und die volksthümliche 

Bewaffnung gehabt habe, so erwarten sie, daß der Volksmann Schön 

vor allem andern sich bemüht haben wird, diese klaffende Lücke aus­

zufüllen. Sie finden sich grausam enttäuscht. Das Gutachten Schöns 

erwähnt die Polizeivorkehrung, das „Ordnung halten", die „Aufrecht­

haltung der inneren Ruhe" mit keiner Silbe, ganz zu geschweigen 

von irgend einer, auch der leisesten Kritik dagegen: zum deutliche» 

Beweise dafür, daß er, wie wir es gethan haben, die Scharnhorst- 

schen Milizen als echte Landwehr ansah. In einer gleich noch ein 

Mal zu besprecheuden Stelle giebt er der Besorgnis Raum, die 

Scharnhorstsche Miliz würde „die stehenden Truppen als Militär 

geringerer Klasse betrachten", d. h. sich selbst als Militär höherer 

Klasse; jedenfalls galt sie ihm also als Militär. Den Rektor Gott-

uud daß der „Vorläufige Entwurf" sowohl wie derjenige voin 31. August die 
erste Wahl der Milizoffiziere bis zu den Kapitäns aufwärts „sämmtlichen In­
dividuen eines Regimentes oder Bataillons" anheimgiebt.

*) Zum ersten Diale veröffentlicht von Gerwien 68 s„ wiederholt von 
Scherbening I, 96 f.
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schalk belehrt er, das einzig Gute an dem Scharnhorstschen Plane sei 

gewesen, daß er eine selbständige Entwickelung der Miliz, ohne vor­

herige Schulung durch das stehende Heer, zugelassen habe — in dem 

Memeler Gutachten fordert er diese engste Verbindung zwischen den 

beiden Bewaffnungen, denn, sagt er wörtlich, „die Miliz bekommt da­

durch eine gute Schule". Dies ist aber weder sein eiuziges noch 

sein vornehmstes Motiv. Durch das ganze Gutachten geht eine 

höchst eifrige, höchst thätige Fürsorge für das Gedeihen nnd Wohl­

ergehen des stehenden Heeres, welche es uns völlig begreiflich macht, 

daß der Autor vierzig Jahre später, als die Misachtung der „Sol­

dateska", des „Söldnerthums", der „Fürstenknechte" zürn guten Tone 

innerhalb seiner Partei gehörte, sich dieser Vaterschaft schämte. Gleich 

der Eingang des Schriftstückes ist bezeichnend. Scharnhorst hatte vor­

geschlagen, in die stehende Armee nur die Armen, die Bemittelten 

dagegen in die Miliz aufzunehmen: dies verwirft Schön aus das 

bestimmteste. „Es ist dann zu besorgen, daß die Miliz die stehenden 

Truppen als Militär geringerer Klasse betrachten werde. Der unge­

bildete Wohlhabende ist in der Regel geneigt, den weniger Bemit­

telten oder den Armen als ein Wesen unterer Stufe zu betrachten. 

Bestimmt nun der Wohlstand sein Verhältnis im Staat, so ist die­

sem Vorurteil Nahrung gegeben. Wenn man den Soldatenstand 

nicht als eine Summe von Dienern der Nation, die für gewisse 

Dienste besoldet werden, sondern als den Kern des Volkes selbst 

betrachtet, der jedes llnrecht vernichtet, also die erhabenste Bestimmung 

hat, so scheint nur Fähigkeit zum Soldatenstande das einzige Prinzip 

zur Absonderung sein zu können. Jedes andere dürfte mehr oder 

weniger den Soldaten zum Söldner und den Milizen zum wahren 

Vaterlandsvertheidiger machen. Wenn der stehende Soldat unbe­

mittelt ist, so hat er kein anderes Fundament der Vaterlandsliebe 

als die Vorzüglichkeit der Staatsverfassung; dies ist Sache der Ein­

sicht und dürfte beim Unkultivirten weniger mächtig werden als der 

Besitz von oder die Aussicht auf Eigenthum, das in Gefahr ist. 

Endlich ist zu besorgen, daß wenn der Wohlstand bedeutend zunimmt, 

die Summe der Wohlhabenden, insbesondere in einem ackerbauenden
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Staate, so groß werden kann, daß es der Armee an Rekruten 

fehlt."
Bei diesen Betrachtungen, welche in ihrer Allgemeinheit gewiß 

ebenso richtig sind als ihre Anwendbarkeit auf das damalige Preußen 

einigen Zweifeln unterliegt, drängt sich uns die Aehnlichkeit mit der 

Situation vom Herbste 1806 aus. Damals schlug der König, ob­

wohl mit Leib und Seele Soldat, den ost- und westpreußischen Stän­

den eine allgemeine Bewaffnung vor, und sein Minister lieh dem 

Vorschläge die eifrigste Unterstützung: die Stände aber, die doch dem 

Heere niemals angehört hatten oder wenigstens damals nicht mehr 

angehörten, fürchteten von dieser Maßregel das schlimmste und ver­

eitelten sie, im festen Vertrauen auf die Tüchtigkeit der bestehenden 

Heereseinrichtung. Im Jahre 1807 setzten Scharnhorst und Gnei- 

senau*),  zwei Militärs, die größten Hoffnungen aus eine Miliz und 

eine relative Unabhängigkeit derselben vom stehenden Heere: Schön, 

ein Civilist, erwartete das beste doch von dem letzteren und nahm 

sich seiner Interessen aufs wärmste an. Unter so schweren Wehen 

tritt eine große Idee ins Leben. Preußen würde weder die Land­

wehr noch die allgemeine Wehrpflicht erhalten haben, wenn das mili­

tärische Bedürfnis sie nicht gebieterisch gefordert hätte.

*) Er bekämpfte die Bedenken Schöns in Marginalnoten, die ebenfalls 
erhalten sind.

Eben dies Bedürfnis bewirkte, daß Scharnhorst es bei der ein­

maliger! Forderung nicht bewenden ließ. Der „Vorläufige Entwurf", 

welcher nach dem Sendschreiben an Gottschalk eine ganz sporadische 

Kundgebung gewesen sein soll, hatte der Vorgänger sowohl wie der 

Nachfolger mehr als einen. Von den ersteren war bereits die Rede. 

Was die letzteren betrifft, so bekundet Schön durch die Behauptung, 

daß Scharnhorst in der ganzen Zeit von 1807 bis zu seinem Tode 

niemals auf diesen Plan zurückgckommcn sei, eine Unkenntnis, rvelche 

in mehreren Beziehungen höchst befremdlich erscheint. Hat er nie­

mals davon gehört, daß wenige Monate nachdem der „Vorläufige 

Entwurf" im Ministerium berathen und aus Gründen, an denen 
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Scharnhorst sehr unschuldig war, nicht zur Annahme gelangt war, 

jene Konvention mit Frankreich geschlossen wurde, welche vor der 

Hand jede Milizformation unmöglich machte oder doch wenigstens 

zwang, die vorbereitenden Maßregeln mit dem tiefsten Geheimnis zu 

umgeben? Der dritte der geheimen Artikel des Vertrages vom 

8. September 1808 bestimmte: „In den nächsten zehn Jahren wird 

keine außerordentliche Aushebung weder zu einer Miliz noch zu einer 

Bürgergarde erfolgen *)."  Wäre Scharnhorst wirklich der „Linien­

soldat" gewesen, den Schön aus ihm macht, hätte ihm wirklich die 

Bildung einer Landwehr so wenig am Herzen gelegen, wie Schön 

behauptet, so hätte er doch gewiß diesen Paragraphen zum Vorwande 

genommen, um die Milizfrage gäuzlich cinschlafen §u lassen. Er 

war aber weit davon entfernt. Kaum hatte der König die Pariser 

Konvention ratifizirt, so bewog ihn Scharnhorst, in den Städten, 

welche keine Militär-Besatzung hatten, Bürgergarden einrichten zu 

lassen: ein Entschluß, der mit der gegen Frankreich eingegangenen 

Verpflichtung kaum noch zu vereinigen war. Allerdings heißt es in 

dein Schreiben, welches die Reorganisations-Kommission anwies, eine 

Instruktion für die Formation dieser Bürgergarden festzustellen* 2) : 

„sie sollen lediglich zur Aufrechthaltuug der allgemeinen Ruhe uud 

Ordnung in der Stadt, also nur in polizeilicher Hinsicht formirt 

werden", und ich sehe im Geiste schon die Vertheidiger Schöns 

triumphirend auf diese Worte verweisen. Aber seit wann gehört 

die Ausarbeitung einer polizeilichen Vorschrift zu dem Ressort einer 

aus lauter Militärs bestehenden, zu rein militärischen Zwecken ein­

gesetzten Kommission? Jeder Zweifel schwindet, sobald wir die voll 

der letzteren entworfene Instruktion für die neue „Nationalwache" 

mit dem „Vorläufigen Entwurf der Verfassung der Provinzialtrup­

pen" vergleichen. Ich beschränke mich auch hier darauf, die betresfen- 

den Bestimmungen einfach neben einander zu stellen.

Il ne sera fait pendant ces dix ans aucune levée extraordinaire 
de milice ou de garde bourgeoise. Scherbemug I, 195.

2) Scharnhorst an die Réorganisations - Kommission d. d. Königsberg 
21. Dezember 1808 bei Scherbemug I, 319.
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Grundzüge zur Einrichtung einer 
Nationalwache.

Die Nationalwache erhält ganz 
gleichen Rang und gleiche Rechte 
mit dem stehenden Militär.

Die Uniform ist der des 
stehenden Militärs ähnlich. Die 
Feldzeichen und National - Feld­
zeichen sind gleich.

In jeder Stadt oder in jedem 
Distrikt, wo diese Einrichtung 
stattfindcn soll, treten sämmtliche

Männer von 
19 bis 31 Jahren in zwei Klassen, 
nämlich: die, so sich selbst be­
waffnen, bekleiden und erhalten 
können, in die eine, und die, so 
dies nicht im Stande sind, in die 
andere Klasse.

Die ersteren sind der Fond 
zur 'Nationalwache, die anderen 
der Fond der stehenden Armee.

Jedoch 
bleiben die ersteren für den Noth­
fall immer auch der stehenden 
Armee verpflichtet.

Mit vollendetem 31. Jahre 
hört die Verbindlichkeit zum Dienst 
auf, unb es häugt vou eines Jeden 
freiem Willen ab, ob er weiter 
dienen will oder nicht.

Vorläufiger Entwurf der Verfassung 
der Provinzialtruppen.

Die Offiziere der Provinzial­
truppen und stehenden Armee haben 
gleichen Rang, gleiche Vorrechte.

Die Reservearmee ist wie die 
stehende in Hinsicht der Couleur 
der Montirung gekleidet.

In 
jeder Kommulte treten alle neun- 
zehnjährige streitbare Männer 

in zwei Klassen, 
erstens in die, welche sich selbst be­
waffnen, kleiden und auf eigene 
Kosten üben kann und zweitens 
in die, welcher es dazu an Ver­
mögen fehlt.

Zu der ersten Klasse gehören 
diejenigen, welche die Kommune 
in den Prvvinzialtruppen stellen 
muß, aus der zweiten Klasse wird 
der Abgang der stehenden Armee 
ersetzt.

Ohnerachtet jene Klasse die 
Hauptbestimmung hat, in den 
Provinzialtruppen zu dienen, so 
bleibt sie dennoch, wo es die Um- 
stände erfordern, der stehenden 
Armee verpflichtet.

Mit dem erreichten 31. Jahre 
tritt jeder aus der allgemeinen 
Verpflichtung zu dem Soldaten- 
dienst aus uud wird entlassen, 
wenn er es verlangt.
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Die Auswahl der zu der Na­
tionalwache bestimmten Individuen 
geschieht durchs Los, wenn nicht 
die ganze Anzahl eingestellt wird.

Bei der ersten For- 
mirung jeder Nationalwache wird 
eine gewisse Zeit bestimmt wer­
den, in der sie ihre Formation 
ganz vollenden und die nothwen­
digen militärischen Uebungen er­
lernen muß.

Diese Uebungen werden nach 
denselben Grundsätzen wie bei der 
stehenden Armee eingerichtet, wozu 
eiu eigenes kleines Exercir-Regle- 
ment entworfen werden wird.

Bei der ersten Formation 
wählen sämmtliche Individuen der 
Nationalwache ihre Offiziere bis 
incl. Kapitän selbst.

Die Stabsoffiziere werden aus 
diesen Offizieren von Sr. Majestät 
ernannt.

Bei nachher entstehendem Ab­
gang wählen die Kameraden eines 
jeden Ranges das ihnen fehlende 
Mitglied aus der nächst unter 
ihnen stehenden Klasse.

Alle Wahlen erfordern zur 
Bestallung die Genehmigung Sr. 

Majestät.

Die Wahl geschieht, in so 
weit es an Freiwilligen fehlt 

und nicht 
die ganze Anzahl eingestellt wird, 
durchs Los.

Die Provinzialtruppen sind 
jährlich 4 Wochen brigadenweise 
bei einander, um sich in den Waffen 
zu üben. Bei der ersten For- 
mirung dauern die Uebungen aber 
länger und zwar so lange jährlich 
2 Monate, als es der Befehls­
haber der Provinzialtruppen nöthig 
finden wird.

Es wird unter Direktion 
des Befehlshabers der Provin­
zialtruppen ein Uebungs- Regle­
ment entworfen.

Die Offiziere der Provinzial­
truppen werden anfangs bis incl. 
der Kapitäns von den sämmtlichen 
Individuen eines Regiments oder 
Bataillons gewählt.

Die Stabsoffiziere werden von 
Sr. Majestät dem König aus den 
übrigen Offizieren ohne Rücksicht 
auf Rang ernannt.

Nach­
her wählen die Kameraden eines 
jeden Ranges ein ihnen fehlendes 
Mitglied aus der nächst unter 
ihnen stehenden Klasse.

Alle Wahlen erfordern zur 
Bestallung die Genehmigung des 
obersten Befehlshabers.
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Es kann in Friedenszeiten 
niemand zum Offizier gewählt wer­
den, der nicht die erforderliche 
Bildung hat. Wer auf Univer- 
sitäten studirt hat, wer in einer 
hohen Schule die oberen Klassen 
durchlaufen, wer einen bedeuten­
den Civilposten hat, oder ein Ge­
schäft treibt, welches einen Mann 
von Kenntnissen und Bildung vor­
aussetzt, wer in der stehenden 
Armee als Offizier dient oder 
gedient hat, qualifizirt sich zum 
Offizier.

Wenn ein Offizier gewählt 
wird, der vorher in der ste­
henden Armee stand, so kann er 
nicht in einen niedrigeren Grad 
gewählt werden
als der ist, den er in der stehen­
den Armee hatte, wohl aber in 
einen höheren.

Die Offiziere der National­
wache haben das Recht, aus 

der stehenden Armee
Offiziere zu Stabsoffizieren u. s. w. 
bei Sr. Majestät in Vorschlag zu 
bringen.

Se. Majestät behalten sich auch 
vor, einen Offizier aus der Na- 
tioualwache in die stehende 
Armee zu versetzen, wenn 
Allerhöchstdieselbeil dazu Veran­
lassung finden sollten.

Folgende Qualifikation würde 
Lehmann, Knesebeck und Schön.

Es kann iit Friedenszeiten 
niemand zum Offizier gewählt wer­
den, welcher nicht die erforderliche 
Bildung hat. Wer auf Univer­
sitäten studirt hat, wer in einer 
hohen Schule die obern Klassen 
durchlaufen, wer einen bedeuten­
den Eivilposten hat, oder ein Ge­
schäft treibt, welches einen Mann 
von Bildung und Kentnissen er­
fordert, wer in der stehenden 
Armee als Offizier dient oder 
gedient hat, qualifizirt sich zum 
Offizier.

Weiln eilt Offizier gewählt 
wird, welcher vorher in der ste­
henden Armee stand, so kann er 
nicht in einen niedrigeren Grad 
gewählt und vorgeschlagen werden 
als der ist, den er in der stehen­
den Armee hatte, aber wohl in 
einen höheren.

Die Offiziere der Provinzial­
truppen wählen aus ihrer Mitte 
und der stehenden Armee diejenigen 
Offiziere, welche sie zur Leitung 
der Ausführung des Uebungs- 
Reglements im ersten Jahre nöthig 
erachten.

Se. Majestät behalten sich 
vor, einen Offizier aus den Pro- 
vinzialtruppen in 'die stehende 
Armee versetzen zu können, wenn 
Allerhöchstdieselben dazu Veran­
lassung finden sollten.

Um in die Klasse der Pro-
17 
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für jedes Individuum der Na­
tionalwache festzustellen sein:

1) Es muß 100 Thaler in die 
Kasse der Nationalwache zahlen,

wohin überhaupt die Zinsen 

fallen.
2) Es muß sich kleiden, armiren 

und bei der Kavallerie remontiren 
können.

3) Es muß sich sowohl wäh- 
reud der Zeit des Dienstes als 
während der Uebungszcit frei 
erhalten können.

Jedes Jndividuunl der Na­
tionalwache muß vou der Obrig­
keit ein Attest vorzeigen können, 
daß es bemittelt genug sei, um 
die obige Auslage leisten zu kön- 
nen; außerdem müssen sich noch 
zwei seiner Kameraden für das­
selbe deshalb verbürgen.

Die Infanterie der Natio- 
nalwache ist nach der Willkür 
der Individuen mit Büchsen oder 
den: glatten Gewehr bewaffnet.

Jedes Individuum bei der In­
fanterie muß, wenn es erfordert 
wird, mit GO scharfen Patronen 
versehen sein.

Außerdem muß es noch jährlich 
sich 30 scharfe Patronen u. 30Ezer- 
cir-Patronen zu seiner Uebung 
anschasfen können.

Zu diesen Gewehren wird 
einer jeden Abtheilung ein 

vinzialtruppen gewählt zu werden, 
muß das Individuum

1) 100 Thaler in die Kasse 
der Provinzialtruppen deponiren 
können, welche er bei seinem Aus­
tritt wieder erhält; Zinsen wer­
den nicht gegeben,

2) sich kleiden, armiren 
und bei der Kavallerie remontiren 
können,

3) sich anfangs jährlich 2 Mo- 
iiat und nachher 1 Monat den 
Uebungen widmen und während 
dieser Zeit frei erhalten können.

Jedes Individuum der Provin- 
zialtruppeu muß vou der Obrig­
keit ein Attest' vorzeigeu können, 
daß es bemittelt genug sei, um 
die obige Auslage leiste« zu kön­
nen; außerdem müssen nachher noch 
zwei seiner Kameraden sich für 
ihn verbürgen.

Die Infanterie der Provin­
zialtruppen ist nach der Willkür 
der Individuen mit Büchsen oder 
dem glatten Gewehr bewaffnet.

Jeder Schütze ist beim Aus­
rücken gegen einen auswärtigen 
Feind mit 60 Schuß 
versehen.

Die zu der Uebuug erforder­
liche Munition, welche jährlich 
30 scharfe Schuß- und 30 Exercir- 
Patronen beträgt, muß jeder sich 
selbst anschaffen.

Zu deu Infanterie-Gewehren 
wird einem jeden Bataillon ein
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Modell gegeben, damit sich die 
Individuen solche nach demselben 
von einem Kaliber nach und nach 
anschaffen können, worüber der 
äußerste Termin noch bestimmt 
werden wird. Anfangs nehmen 
sie diejenigen, welche sie haben 
oder sich verschaffen können u. s. w.

Sobald die 
'Nationalwache sich im Dienst be­
findet, finden dieselben Gesetze der 
Disziplin und der Subordination 
wie bei der stehenden Armee statt.

Modell gegeben, damit sich die 
Individuen solche nach demselben 
von einem Kaliber nach und nach 
anschaffen können, worüber der 
ckußerste Termin noch bestimmt 
werden wird. Anfangs nehmen 
sie diejenigen, welche sie haben 
oder sich verschaffen können u. s. w.

Bei beiden Truppenarten (der 
stehenden Armee und der Provin­
zialtruppen) finden, sobald die 
Kompagnien der Provinzialtrup­
pen sich versammeln, gleiche Dis­
ziplin und Subordinations-Gesetze 
statt.

Ob allch nach dieser Vergleichung die Anhänger Schöns die Be­

hauptung aufrecht erhalten werden, daß Scharnhorst in der ganzen 

Zeit von 1807 bis zu seinem Tode niemals auf den „Borläusigeu 

Entwurf" zurückgekommen sei? Die Uebereinstimmung zwischen der 

Nationalwache und den Provinzialtruppen ist so vollständig, daß wer 

sich mit uns von dem rein militärischen Charakter der letzteren über­

zeugt hat, unmöglich einen polizeilichen Charakter der ersteren behaupten 

kann: mögen auch hundert ostensible Paragraphen dafür sprechen. An 

und für sich ist es völlig undenkbar, daß eine aus lauter Berufs­

offizieren zusammengesetzte Kommission einem so durch und durch sol­

datischen Könige wie Friedrich Wilhelm III. auch nur vorgeschlagen 

haben sollte, Polizeimannschaften gleichen Rang und gleiche Rechte 

mit dem stehenden Heere zu ertheilen. Und diese Gleichheit ist in 

der Instruktion für die Nationalwache womöglich noch schärfer prä- 

zisirt als in dem „Vorläufigen Entwürfe". Wenn es hier nur heißt: 

„die Offiziere haben gleichen Rang und gleiche Vorrechte," so wird 

dies dort auch auf die Mannschaften ausgedehnt. Wenn hier nur 

die Gleichheit der Uniformfarbe gefordert wird, so werden dort allch 

gleiche Feldzeichell stipulirt: wobei sich jedem die Frage aufdrängt, 
17*
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was Polizeisoldaten mit Feldzeichen anfangen sollten. Endlich wird 

ausdrücklich erklärt, daß die Nationalwache nach denselben Grundsätzen 

geübt werden soll wie das stehende Heer: eine Bestimmung, welche 

in dem „Vorläufigen Entwürfe" fehlt.

An der Wachsamkeit des mistrauischen Feindes scheiterte auch 

diese neue Wendung, welche Scharnhorst, der Landwehrfrage zu geben 
versucht hatte. Er ließ sich dadurch nicht entmutigen. Als der König 

im Juni 1809 unter dem Eindrücke der Schlacht von Aspern eine 

Kommission, zu deren Mitgliedern Scharnhorst, Gneisenau und Boyen 

gehörten, den Auftrag ertheilte, Pläne für die Vermehrung der Streit­

kräfte zu entwerfen, kam sofort wieder ein Landwehrprojekt zur Be­

rathung: trotz des Artikels 3 der Pariser Konvention. Freilich wur­

den die Verhandlungen in ein so tiefes Geheimnis gehüllt, daß erst 

jetzt, nach fast siebzig Jahren, etwas über sie in die Öffentlichkeit 

dringt. Die Kommission schlug zunächst Verstärkung des stehenden 

Heeres vor, war aber weit entfernt es hierbei bewenden zu lassen: 

erst ill einer dreifachen Ergänzung desselben vollendete sich ihr die 

nationale Bewaffnung. Unter dem Namen der Reserve-Armee, welcher 

jetzt eine andere Bedeutung als in den Entwürfen des Jahres 1807 

erhielt, sollten alle nach der Mobilmachung der vorhandenen Truppen 

noch übrig bleibenden ausgebildeten Mannschaften, alle verabschiede­

ten, aber zum Felddienste noch brauchbaren Soldaten, endlich alle 

Kantonisten im Alter von 20 bis 25 Jahren gesammelt werden. 

Schon hier springt die Aehnlichkeit mit den Rüstungen des Jahres 

1813, welche bekanntlich auch mit der Errichtung von solchen Reserve- 

Bataillonen begannen, in die Augen; noch deutlicher wird sie bei 

dem folgenden Vorschläge der Kommission, welcher die Bildung von 

Volontär-Jäger-Schwadronen und Kompagnien betrifft. Daß endlich 

auch die „allgemeine Miliz" des Jahres 1809 nichts anderes werden 

sollte als die Landwehr von 1813, ergiebt sich aus einigen vor­

läufigen Bemerkungen Scharnhorsts, an denen wir uns leider müssen 

genügen lassen; der detaillirte Entwurf, welchen er am 15. Juli 

„unter acht Tagen" einzureichen versprach, liegt nicht vor. Ganz wie 

1813 forderte er die allgemeinste Wehrpflicht für die Miliz; ganz 
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wie 1813 wollte er die gesammte Kavallerie der Miliz mit Lanzen 

und einen Theil ihrer Infanterie mit Piken bewaffnen; so wenig wie 

jemals früher oder später fand er ihre Aufgabe darin, „Ordnung zu 

halten". Denn sein Feldzugsplan lautete wörtlich also: „Die stehende 

Armee muß, ehe sie gegen den auswärtigen Feind rückt, einen Ver­

such machen, die Festungen zu überrumpeln; gelingt dies nicht, so 

muß sie dieselben nahe einschließen und nun der Reserve-Armee diese 
Stelle einräumen, welche vereinigt mit der Miliz sich hierdurch ans 

Feuer und an den Krieg gewöhnen werden. Große Ausfälle werden die 

Garnisonen wohl nicht machen, die Bürger würden ihnen die Thore 

zumachen und diese Gelegenheit zu einem Aufstande benutzen. Irr 

der Folge tritt die Miliz an die Stelle der Reserve-Armee, damit 

diese auch disponibel wirb"1). Deutlicher kanu man die kriegerische 

Bestimmung der Miliz nicht bezeichnen.

Die Schlacht von Wagram, der Waffenstillstand von Znaim, 

der Friede von Wien vereitelten abermals die Pläne außerordent­

licher und allgemeiner Bewaffnung. Aber während die sogenannte 

Rüstungs-Kommission ihre Thätigkeit einstellen mußte, durfte die 

andere, welcher der König ziemlich gleichzeitig (am 6. Juni) den 

Auftrag gegeben hatte, über die Einführung der allgemeinen Wehr­

pflicht zu berathen, ruhig weiter arbeiten: denn nur die Bildung von 
Milizen war in der von Napoleon auferlegten Konvention untersagt. 

Vorsitzender der Kommission war natürlich Scharnhorst; unter ihren 

Mitgliedern befand sich auch Schöu, welcher allerdings den Be­

rathungen nicht bis zum Schlüsse beiwohnte, jedenfalls aber vollauf 

Gelegenheit hatte, sich von dem Geiste und der Tendenz derselben 

persönlich zu überzeugen. Bis jetzt liegt voll ihnen nichts als der 

am 5. Februar 1810 an den König erstattete Schlußbericht vor; 

aber er reicht aus, um festzllstetteu, daß Scharnhorst allgemeine Wehr­

pflicht und Landwehr als untrennbar betrachtete. Die 18. Bestimmung 

des „Entwurfs zur Ausführung der Konskription" lautet: „Diejenigen,

0 Die Riistungs-Kommission an den König 27. Juni 1809. Scharnhorst 
an den König 15. Juli 1809 (Geh. St.-Arch.).
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welche das Los nicht getroffen hat, sind soweit des Anspruchs auf 

Militärdienste entbunden, als der Staat nicht etwa Reserven aus 

ihnen bildet oder sie zu besonderen Polizeidiensten zu benutzen für 

nöthig erachtet." Was für Reserven und was für Polizeidienste 

hierunter verstanden sind, wird nun wohl niemandem mehr zweifel­

haft sein.

Auch dies Mal blieb es bei dem Entwürfe. Die Bedenken, 

welche das Gesetz zu Falle brachten, galten besonders der strengen 

Durchführung der allgemeinen Wehrpflicht; wir kommen später auf 

sie zurück. Die Lage Preußens war aber derartig, daß sie eine Ver­

tagung dieser Angelegenheit gar nicht mehr duldete. Kaum war ein 

Jahr verflossen, so zwang der drohende Ausbruch des Krieges zwischen 

Rußland und Frankreich die Lenker des Staates abermals über die 

Anwendung außergewöhnlicher Vertheidigungsmaßregeln zu Rathe zu 

gehen. Von neuem taucht da der Landwehrgedanke auf. Wenn seine 

Formulirung jetzt anders lautet als tut „Vorläufigen Entwurf", so 

hat dies verschiedene Ursachen. Die Situation war ttngleich drohen­

der als 1807 und 1808, erforderte ungleich schnellere Maßregeln, 

nöthigte zu einer ungleich intensiveren Aeußerung der kriegerischen ttt 

der Nation ruhenden Kraft. . Wenn man 1807 sich mit dem Ge­

danken getragen hatte, ein paar erträglich ruhige Jahre für die 

militärische Erziehung des Volkes vor sich zu haben, wenn man tut 

Herbste und Winter 1808 gehofft hatte, den allmählich aus Deutsch­

land nach Spattien abziehenden Feind mit den gestimmten vorhan 

denen Linientruppen von Ostpreußen, Pommern und Schlesien an- 

zufallen und den bisher von ihnen versehenen Festungs- und Gar­

nisonsdienst durch die neugebildete Miliz besorgen zu lassen, wenn 

man im Sommer 1809 geplant hatte, mit dem stehenden Heere in 

raschem Siegeszuge das von Truppen fast entblößte Norddeutsch­

land ztt erobern uttd von da aus die Rückzugslinie Napoleons ztt 

bedrohen, während in der Zwischenzeit Reserven und Milizen durch 

Belagerung der Festungen kriegerische Uebung erlernten: so war jetzt 

der übermächtige Feind im Stande, mit seinen ttt den Weichsel-, 

Oder- und Elbfestnngen, im Herzogthum Warschau, ttt Sachsen, 
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Mecklenburg und Westfalen zum Entscheidungskampfe mit Rußland an 

gehäuften Truppenmassen den langgestreckten, kunstvoll unterbundenen 

Leib des preußischen Staates innerhalb weniger Tage zu zerreißen, ehe 

sich auch nur die schlesischen mit den brandenburgischen, die pommerschen 

mit den preußischen Truppen vereinigen konnten. Deshalb sollte dies 

Mal die stehende Armee sich in mehrere sorgfältig vorbereitete ver­

schanzte Lager retten, deshalb war die Miliz zu einer weit direkteren 

Unterstützung derselben ausersehen, deshalb sollte sich zu Linie und 

Landwehr eine dritte Art der nationalen Bewaffnung gesellen, der 

Landsturm. Denn inzwischen hatte man in Spanien und Tirol von 

einer einmütigen Erhebung der gesammten Bevölkerung Erfolge auch 

über reguläre Truppen erringen sehen, deren Beispiel für die Ret­

tung des eigenen Vaterlandes nicht verloren bleiben sollte. Endlich 

ist zwar der Antheil Scharnhorsts an den Entwürfen des Sommers 

1811 aufs gewisseste verbürgt x), da er aber Ende Juli?) nach 

Preußen reiste, um dort des Rufes zu seiner geheimen Mission nach 

Petersburg zu harren, so wurde die Redaktion der Landwehr- und 

Landsturm-Ordnung Gneisenau anvertraut, und dessen originaler Geist 

pflegte sich nicht sklavisch an irgend ein Muster zu halten, selbst wenn 

es von einem Scharnhorst aufgestellt war. Trotzdem stimmten seine 
Pläne3) in mehreren Hauptpunkten mit dem „Vorläufigen Entwürfe" 

Scharnhorsts überein: in der Allgemeinheit der Wehrpflicht, der per­

sönlichen Dienstleistung, der lokalen Verwendung der Miliz, der 

Zusammensetzung aus Infanterie und Kavallerie, der Wahl ihrer 

Offiziere.

*) Gneisenau an Münster 14. Juli: „Ich rede und schreibe im Bcreine 
mit dem vortrefflichen Scharnhorst." Lebensbilder II, 280. — Pertz, ancb hier 
in Zeitangaben unzuverlässig, macht aus deru 14. den 28. Juli (Gueisenau II, 
163), ein Datunt, was sich als irrig schon bei einer gcnanen Betrachtnng der 
unzweifelhaft vom 29. Juli datirten Nachschrift ergiebt; denn sie beginnt: „Seit 
ich Ihnen das Obige schrieb, sind die Dinge beträchtlich weiter gerückt." Das 
war in Einem Tage kaum möglich.

2) Scharnhorst an Dort 24. Juli aus Berlin: „Ich gehe den 28. oder 
29. dieses von hier ab." «.Kriegs Archiv.)

”) Pertz Gneisenau II, 106 ff.
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Wieder scheiterte die Verwirklichung des großen Gedankens an 

der Ungunst der politischen Verhältnisse, aber zum letzten Male. 

Als es im Frühjahr 1813 wieder so weit war, daß der nationale 

Waffenschmied seinem Könige die Aufhebung der Exemtionen und die 

Errichtung einer Landwehr Vorschlägen konnte, drang er durch.

Damit sind wir zu dem Ausgangspunkte unsrer Untersuchung, 

welche sich gegen die Tradition vom ostpreußischen Ursprung der 

Landwehr richtete, zurückgekehrt. Niemand wird nun noch die Be­

hauptung wagen, daß es 1813 bei Scharnhorst eines fremden 

Impulses zur Erweckung des Landwehrgedankens bedurft hätte, Hub 

wenn man uns immer und immer wieder die Briefe von Ludwig 

Dohna vorhält, wohlan, Zeugnis gegen Zeugnis! Wenn Alexander 

Boyen behauptet: mein Bruder stieß in Breslau auf den entsetzlich­

sten Widerstand, so heißt es in einem noch erhaltenen Briefe des 

Königs, welchen er gleich nach Ludwig Dohnas Ankunft an Harden­

berg richtete: „General Jork und die preußischen Stände schlagen die 

Formation einer Landwehr vor, die nützlich werden kann, wenn die 

Vorschläge gehörig geprüft und mit den übrigen Maßregeln in Ver­

bindung gebracht sein werden *)."  Und was Scharnhorst betrifft, so 

hat Boyen folgende Erklärung abgegeben: „Vom ersten Augenblicke 

an begrüßte er den Entschluß der ostpreußischen Stände als eine 

schöne Bürgschaft für den glücklichen Ausgang des zu begiuuenben 

Kampfes und sprach amtlich und vertraulich (dafür kann ich mich 

verbürgen) nur mit der höchsten Achtung von allen den Männern, 

die diese patriotische Handlung ins Lebert riefen^)." Wenn Schön 

behauptet: die ostpreußische Landwehr war das Muster für die Land­

wehr der übrigen Provinzen, so erklärt Hippel^): „Den Zweifel, 

wer Urheber der Landwehr und Verfasser der Landwehrordnung mit 

ihren Beilagen sei, wird dem Herausgeber auszuklären gestattet sein, 

*) d. d. Breslau 21. Februar. Aus dem Geheimen Staats-Archive bei 
Duncker 798.

2) Beiträge zur Kenutuis des Generals Scharnhorst 59.
8) Beiträge zur Charakteristik Friedrich Wilhelms III. S. 66.
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wenn er versichert, daß ihm.die Arbeit ganz vollendet von dem ver­

ewigten Scharnhorst zur letzten Feile und Redaktion schon im Fe­

bruar und noch früher als die ostpreußischen Borschläge anlaugten 

übergeben worden."

Das wird denn auch durch eine Vergleichung der beiden Ent­

würfe aufs gewisseste bestätigt. So alt beinahe wie die kritische 

Methode selbst ist die Beobachtung, daß wenn überhaupt abgeschrieben 

wird, es wörtlich geschieht, und dies gilt von Gesetzen so gut wie 

von Chroniken. Die Uebereinstimmung der in Frage stehenden 

Texte aber erstreckt sich kaum irgendwo weiter als auf zwei neben 

einander stehende Worte. Eine sachliche Vergleichung ergiebt aller­

dings eine gewisse Zahl von Aehnlichkeiten, welche uns aber doch nur 

wieder die Thatsache in die Erinnerung rufen, daß der Schüler dessen, 

welcher das zweite Gesetz schuf, das beste bei der Entwerfung des 

ersten Gesetzes gethan hatte. Endlich aber: die Aehnlichkeiten werden 

durchaus überwogen von den Verschiedenheiten.

Die Ostpreußen lassen die Landwehrpflicht mit dem 18. Lebens­

jahre beginnen, mit dem 45. aufhören, Scharnhorst *)  begrenzt sie 

durch das 17. und 40. Jahr, nähert sich also dem ursprünglichen 

Vorschläge von Clausewitz. Jenen ist die Landwehr-Brigade ein ad­

ministrativer und nur in besonderen Ausnahmefällen ein taktischer 

Verband, dieser giebt seiner Landwehr außer der Brigade noch einen 

höheren taktischen Verband, die Division. Jene fordern als Bewaff­

nung durchgängig die Flinte und lassen äußersten Falles nur bei 

einem kleinen Bruchtheile gerade gemachte Sensen zu, dieser, wohl 

wissend, daß die vorhandenen Waffenvorräthe nicht ausreichen würden, 

gab nur dcu beiden Hinteren Gliedern das Feuergewehr, während 

das erste sich vorläufig mit der Pike begnügen mußte. Jene legen 

0 Ob alle Eigenthümlichkeiten der Verordnung vom 17. März gerade aus 
der Initiative von Scharnhorst hervorgegangeu sind, muß bei der unglaublichen 
Dürftigkeit der Quellen, die uns an diesem hochwichtigen Moment so gut wie 
gänzlich im Sticke lassen, dahin gestellt bleiben: jedenfalls hat er sie durch 
seine Unterschrift vertreten und also ein Anrecht daraus, sie nach seinem Namen 
benannt zu sehen.
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dem Staate die Pflicht der Besoldung auf, sobald die Landwehr 

bleibend versammelt ist, die Pflicht der Verpflegung, sobald sie wirk­

lich gegen den Feind auftritt: dieser läßt beide Pflichten auf einmal 

beginnen, nämlich von dem Zeitpunkte an, wo die Landwehr außer­

halb ihres Kreises gebraucht wird. Jene übertragen die Ernennung 

der Unteroffiziere den Hauptleuten, dieser läßt sie von den Offizieren 

wählen, von den Brigadiers bestätigen. Die theilweise Ergänzung 

des Offizierkorps aus der Mitte der Unteroffiziere, die Ertheilung 

des Gefreitenranges an alle freiwillig Eingetretenen, die Auslösung 

der vorhandenen Bürgergarden, die Verwendung der Gendarmerie 

bei der Ausbildung der Wehrmänner, der Wahlspruch: „Mit Gott 

für König und Vaterland", die kirchliche Feier bei der Vereidigung

alles dies findet sich nur im Scharnhorstschen Gesetze.

Beide Entwürfe legen die Organisation der Landwehr in die 

Hand der Stände, aber der, welcher die Unterschrift des Königs 

trägt, schließt sich enger an die bestehenden Institutionen an und 

wahrt der Krone ein größeres Recht. Er überträgt jedem Kreise die 

Aufstellung seiner besonderen Landwehr und vertraut die Organisation 

einem Ausschüsse der Kreisstände x) an, die Ostpreußen vereinigen 

mehrere Kreise zu sogenannten Spezial-Kommissionen und sehen sich 

dadurch genöthigt, die subsidiarische Verbindlichkeit für die Anschaffung 

der fehlenden Kleider, welche dort naturgemäß dem Kreise zusällt, den 

einzelnen Kommunen und Dominien aufzulegen. Der Kreisausschuß 

des königlichen Gesetzes besteht aus vier Mitgliedern, zwei von den 

adlichen Gutsbesitzern gewählten, zwei aus den Bauern und Bürgern 

von der Regierung ernannten. Die Spezial-Kommissionen der Ost­

preußen enthalten außer dem Brigadier immer drei Deputirte der 

Städte, der adlichen uiib der Mimischen Gutsbesitzer, die vou den 

') Es ist eine starke Uebertreibung, wenn Friccius (Geschichte des Krieges 
von 1813 und 1814 I, 94) in seinem Provinzialstolze behauptet, der ständische 
Entwurf der Ostpreußen habe zugleich eine Art ständischer Verfassung in beit 

-Provinzen „hervorgerufen"; zu einer General-Kommission habe es freilich an 
„Formen und Mitteln" gefehlt.
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vereinigten Kreisständen ihres Bezirkes gewählt und von der General- 

Kommission bestätigt werden. Letztere, gemeinschaftlich von den Stän­

den und dein General-Gouverneur der Provinz erwählt, hat überhaupt 

eilten vorwaltenden Einfluß, welcher dadurch völlig begreiflich wird, 

daß man zur Zeit ihrer Einsetzung die Krone für unfrei hielt. 

Während Scharnhorst die Subalternoffiziere der Landwehr bis zum 

Kompagnie- und Schwadron-Chef aufwärts vom Kreisausschuß wäh­

len, vom Könige bestätigen, die höheren Offiziere unter billiger Be­

rücksichtigung ständischer Wünsche doch einfach vom Könige ernennen 

läßt, hat die General-Kommission das Recht, die Offiziere bis zum 

Bataillons-Chef aufwärts aus je drei voit der Spezial-Kommission 

vorgeschlagenen Kandidaten zu ernennen, die Brigadiers in derselben 

Weise ihrerseits dem Könige vorzuschlagen; doch sind alle Kommissio­

nen in ihrer Auswahl durch die Rücksicht, welche sie auf Grundbesitz 

oder dreijährigen Aufenthalt in der Provinz nehmen müssen, be­
schränkt. Bon den übrigen, weit gehenden Befugnissen der General- 

Kommission, welche sich sogar auf die Absetzung säumiger Beamten 

erstreckten, war bereits die Rede. Sie erregten in Breslau solches 

Bedenken, daß man beschloß, das mit so ungewöhnlicher Vollmacht 

ausgerüstete Institut ganz zu beseitigen; mir den dringenden Vor­

stellungen von Ludwig Dohna gelang cs, dasselbe zu retten.

Weniger nachgiebig zeigten sich der König und sein erster mili­

tärischer Rathgeber in andrer Beziehung. Die ständische Versamm­

lung hatte, der Abmahnung von Clausewitz Gehör gebend, auf die 

Errichtung einer Landwehr-Kavallerie verzichtet, jene legten beide einen 

hohen Werth auf die Verstärkung der vorhandenen Kavallerie*),  einer 

Waffengattung, in welcher sie ihr Heer dem gegnerischen mit Recht 

überlegen glaubten. Sie rüsteten die gestimmte Landwehr-Reiterei 

mit Lanzen aus und versprachen sich vermutlich vou ihr die gleichen 

Dienste wie von der gefürchteten irregulären Kavallerie der Russen, 

') Ludwig Dohna an Alexander Dohna <1. d. Breslau 2. März 1813: 
„Der G(cnerM S (charnhorst) und der König wünschen lebhaft, die Preußen 
möchten einen Theil ihrer Landwehr aus Kosackenart beritten machen." (Nachlaß 
von I. Voigt.)
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deren Namen damals auf aller Lippen war und auch in der Ver­
ordnung des 17. März ausdrücklich erwähnt tonb1). Eine Erwartung, 

welche bekanntlich nicht in Erfüllung gegangen ist; in diesem Punkte 

behielten die Ostpreußen einmal Recht. Damals aber haben sie sich 

fügen ntüssen.

Eine andere Differenz kam nicht zum Austrage. Der Landtag 

hatte außer der Landwehr auch einen Landsturm beschlossen, Auers­

wald die vier auf ihn bezüglichen Paragraphen aus dem Entwürfe 

entfernt. Wie Gncisenau und so mancher andere Patriot hoffte 

Scharnhorst von dieser Nachahmung der Insurrektion Spaniens und 

Tirols das größte^); doch wollte auch er die Masse der Bevölkerung 

erst dann aufbieten, wenn die Errichtung der Landwehr beendigt 

wäre. Als es später so weit war (er selbst hat es nicht mehr er­

lebt), erhob sich ein so starker, und fügen wir hinzu ein so berechtig­

ter Widerstand gegen das ganze Institut, daß es nicht weit über die 

ersten Anfänge hinaus gediehen: ist.

Größeres Bedenken mußte es erregen, daß der Landtag die von 

ihm angebotene Landwehr nicht anders als auf dem rechten Weichsel­

ufer verwendet sehen wollte. Diese Beschränkung war in den ersten 

Tagen des Februar, als auch die Hauptmacht der Russen diesen 

Fluß noch nicht überschritten hatte, verständlich gewesen, in der ersten 

Dekade des März aber, als die Franzosen ans ihrem Rückzüge bei­

nahe die Elbe erreicht hatten, drohte sie die Kräfte des fünften 

Theiles der Monarchie lahm zu legen. Denn in der hohen Span­

nung jener Tage konnte niemand daran denken, eine scharfe Grenz­

linie zwischen Linie und Landwehr zu ziehen, wie sie in ruhigeren 

Zeiten wohl unumgänglich gewesen wäre. Noch weniger als 1807 

durfte jetzt davou die Rede sein, die Landwehr vorher durch das 

stehende Heer gehen zu lassen; eine Theilung der Nation in Wohl-

0 S. § 7; ursprünglich stand auch noch in der 2. Beilage § 8 „Reuter 
Pulk" für „Reuter-Regiment", was erst Hippel bei der letzten Durchsicht ge­
ändert hat (Geh. St.-Arch.).

a) S. die zusammen mit Gneisenau überreichte Denkschrift vom April 1813 
Pertz Gneisenau III, 130.
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habende und Unbemittelte, eine Ueberweisung jener an die Landwehr, 

dieser an das stehende Heer, war, da sie die eine Hälfte der bewaff­

neten Macht diskreditirte, an und für sich nicht rathsam und damals 

auch von Scharnhorst aufgegeben: vielmehr hatte er zum Sammel­

platz der Bemittelten die freiwilligen Jägerdetaschements bestimmt, 

und diese wurden größtentheils an das stehende Heer, theilweise aber 

auch an die Landwehr angeschlossen *). Genug, Linie und Landwehr 

waren für ihre Rekrutirung unterschiedslos auf dieselben Vermögens­

und Altersklassen angewiesen, und eben darum konnten Kollisionen 

zwischen ihnen kaum vermieden werden. Ganz unbedenklich war dies 

nirgends. Im Februar und März 1813 kam alles darauf an, daß 

Preußen möglichst schnell eine große Anzahl wohlgerüsteter Bataillone 

und Schwadronen ins Feld stellte: dann durste man hoffen, die neu 

erwachsende Kraft Napoleons im Keime zu ersticken, die zögernden 

Russen fortzureißen, die eigene Bundesgenossenschaft um den höchsten 

Preis zu verhandeln. Nun ist bekanntlich bei allen Neuformationen 

die Bildung der Kadres der schwierigere Theil der Aufgabe, ganz 

besonders war dies damals der Fall, wo man dank dem Krümper­

system Scharnhorsts eine Menge nothdürftig ausgebildeter Soldaten 

im Lande bereits besaß: es wäre die denkbar verkehrteste Heerespolitik 

gewesen, an die Schaffung neuer Kadres zu gehen, ehe man die vor­

handenen vollständig gefüllt hatte. Eben dies aber mußte einen be­

deutenden Theil der vorhandenen Mannschaften absorbiren. Die 

20 Bataillone und eben so vielen Schwadronen, welche nach Ruß­

land gezogen waren, hatten durchschnittlich ein Drittel, theilweise die 

Hälfte und noch mehr von ihrem Bestände eingebüßt; die andere 

Hälfte der Armee, welche daheim geblieben war, mußte jetzt aus 

Kriegsstärke gesetzt werden, und dies erforderte ungefähr den gleichen 

Betrag; endlich war seit dem 20. Dezember nach und nach die Er­

richtung von 52 Reserve-Bataillonen, und zwar sofort auf Kriegs­

stärke, befohlen, mit anderen Worten die Infanterie der Armee war

!) (Fransecky) Die Formation der freiwilligen Jäger-Detaschements. Bei­
heft zum Militais Wochenblatt Januar und Februar 1847 S. 16 f.
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mehr als verdoppelt worden'). Jeder Krümper und Rekrut, welcher 

durch eine voreilige Bildung der Landwehr diesen Kadres entzogen 

wurde, ging für die nächsten militärischen Operationen überall ver­

loren, in Ostpreußen sogar für jede Verwendung im offenen Felde: 

ausgenommen den Fall, daß es dem französischen Heere gelang, wie­

der auf dem rechten Weichselufer festen Fuß zu fassen. Daß dies 

eines von den Motiven war, welche Scharnhorst gegen den ostpren- 

ßischen Entwurf einnahmen, ergiebt sich sehr deutlich aus den erhal­

tenen Trümmern der Korrespondenz zwischen den beiden Dohnas, 

denn Alexander widnret einen seiner Briefe dem Nachweise, daß auch 

ikk6 Befriedigung aller Bedürfnisse des stehenden Heeres Mannschaft 
genug in Ostpreußen für die Bildung der Landwehr übrig bliebe. 

Sicherlich mit gutem Bedachte hat Scharnhorst die Emanation des 

Landwehrgesetzes nicht übereilt; so wenig der Landsturm vor der Be­

endigung der Landwehrorganisation eintreten sollte, so wenig wollte er 

durch voreiligen Beginn der letzteren die Mobilmachung des stehenden 

Heeres stören. Um aber eine Lahmlegung der militärischen Kraft 

Preußens durch eine verkehrte Verwendung der Landwehr zu ver­

hüten, traf er eine doppelte Vorsichtsmaßregel. Einmal hütete er 

sich, in seinem Gesetz der Landwehr das Privilegium auf eine aus­

schließlich provinziale Verwendung zu ertheilen. Ausdrücklich heißt es 

in § 12: „Die Offiziere, Unteroffiziere und Gemeinen leisten den 

gewöhnlichen Eid des stehenden Heeres und stehen mit diesen in 

gleichem Range, in gleichen Vorrechten und daher auch iu gleichen 

Verpflichtungen." „Die Landwehr — bestimmt § 17 — ist der Dis­

ziplin des stehenden Heeres unterworfen und wird bei Vergehungen 
nach den Kriegsartikeln derselben gerichtet." In diesem Zusammen­

hänge gewinnen auch einige minder wesentliche Bestimmungen Bedeu­

tung. Während der ostpreußische Entwurf den Wehrmännern den Ge­

brauch ihrer bisherigen täglichen Bekleidung gestattet und nur darauf 

besteht, daß die Mäntel eines jeden Bataillons dieselbe Farbe haben, 

fordert das Gesetz vom 17. März Litewken mit Kragen von der Farbe

’) (Prittwitz) Beiträge zur Geschichte des Jahres 1813 T, 13. 94.



271

der Provinz und Mützen vom Tuche der Litewka, mit dem Tuche des 

Äragens unten besetzt: eine zwar sehr einfache Uniform, immer aber 

doch eine Uniform. Die Ostpreußen setzen ihre Bataillone aus 

5 Kompagnien zusammen und geben letzteren eine Stärke von 150 

bis 200 Mann, Scharnhorst fournît die Landwehr - Bataillone wie 

die der Linie aus 4 Kompagnien und zu 800 Mann. Alles dies 

aber schien ihm nicht ausreichend; er ging noch einen Schritt weiter 
und wahrte der Regierung sogar das Recht, die Kadres der stehenden 

Armee tut Nothfalle aus der Laudwehr wieder vollzählig zu macheu, 

d. h. die Landwehr tu Linie zu verwandeln; er hielt dies Recht für 

so selbstverständlich, daß er es nur als Prämisse zu einer weiteren 

daraus gezogetteu Folgerung erwähnt. Ju § 19 heißt es nämlich: 

„Wenn die Lattdwehr Abgang hat oder wenn von derselben zum Er­

satz der im Felde stehenden Truppen einzelne Ersatz Mauuschasteu 

gestellt oder ganze Bataillone zur Armee gezogen werden, so tvird 

der Abgang aus den zurückgebliebenen Landwehrpflichtigen sogleich 

wieder ergänzt

Zu diesen Differenzpunkten kommt nun noch derjenige, welcher 

die ganze Kontroverse unwiderruflich eutscheidet* 2). Am 7. Februar 

hatte der in Königsberg versammelte Landtag den unheilvollen, von 

seinem Ausschuß dem Clausewitzischen Entwürfe hinzugefügten Para­

graphen gutgeheißen: „Jeder zttr Landwehr freiwillig oder durchs 

Los bestimmte Mann darf sich einen Stellvertreter ernennen" — 

i) Darum konnte Oinpteda (Politischer Nachlaß III, 54) an Münster schrei 
den: „La Landwehr, dont le but paroit être de recruter successivement 
les armées actives.“

2) Friccius (Geschichte des Krieges von 1813 und 1814 1, 9G) ist so ehr 
lich, diesen Unterschied einzugestehen. Er erzählt selbst (S. 241), daß in Königs 
berg eine Gesellschaft Wohlhabender znsantincntrat, welche sich wechselseitig einer 
für alle und alle für einen zur Anschaffung der nöthigen Stellvertreter ver­
pflichtete und so die Sache zu einem gewöhnlichen Lieferungs- und Handlungs 
geschäst machte. Jin Hinblicke ans diese Vorgänge erklärt er, daß durch die 
Stellvertretung „die ganze Idee eines Volkskrieges zerstört und eine Veredlung 
des Heeres fast umnöglich gemacht werbe," und trotzdem behauptet er mehrmals 
(a. a. O. I, 93. 114. Belagerungen von Danzig 188), daß der ostpreußische 
Entwurf der Verordnung des 17. März wesentlich zu Gruude gelegt sei.
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am 9. Februar, also fast gleichzeitig, erging in Breslau die „Ver- 

ordnuug über die Aufhebung der bisherigen Exemtion von der Kautou- 

pflichtigkeit für die Dauer des Krieges." Aus allen Entwürfen Scharn­

horsts, vom Tilsiter Frieden her bis zu der Epoche, mit der sich unsere 

Untersuchung beschäftigt, klingt mit stets zunehmender Stärke der Wunsch 

nach Beschränkung und Aufhebung der Exemtionen. Am 31. Juli 

1807 schlägt er vor, einen Theil der eximirten jungen Leute zu einer 

Miliz zu organisiren. Der Entwurf zur Bildung einer Reserve­

armee vom 31. August 1807 begiuut mit dem Paragraphen: „Alle 

Bewohner des Staates sind geborne Vertheidiger desselben." In 

wörtlicher Uebereinstimmnng hiermit' finden wir den ersten Para­

graphen des „Vorläufigen Entwurfes der Verfassung der Proviuzial- 

truppen"; überdies wird in den Motiven ausdrücklich erklärt: „Bei 

der von der Reorganisations-Kommission vorgeschlagenen Miliz wird 

eine allgemeine Konskription ohne Exemtion stattfinden können." In 

dem Entwürfe der neuen Kriegsartikel, welchen Scharnhorst mit den 

übrigen Mitgliedern der Reorganisations-Kommission am 6. April 

1808 unterzeichnete, wird die vorgeschlagene Milderung der Strafen 

unter anderem „durch das nun auch auf die höheren Stände aus­

zudehnende Konskriptionssystem" motivirt *);  der 3. August des Jahres 

brachte dann wirklich die Verheißung, daß „künftig jeder Unterthan 

des Staats ohne Unterschied der Geburt zum Kriegsdienst verpflichtet 

werden soll".
Hierin sah die Konskriptions-Kommission von 1809 die Richt­

schnur für ihre Berathuugen. Das Endresultat derselben war der 

Entwurf vom 5. Februar 1810, uud dieser gipfelte in der Bestim- 

mung: „Jeder, den das Los trifft, muß persönlich dienen; eine Stell­

vertretung fiubct nicht statt."

Mit so schneidiger Schärfe wurde der Grundsatz verkündigt, auf 

welchem Preußeus heutige Größe ruht. Damals erweckte er den 

Widerspruch ängstlicher und schwachherziger Geister und gab dadurch

') Schcrbeiliiig I, 559. 
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Anlaß zu einem Kampfe von welthistorischer Bedeutung *).  Auf der 

einen Seite standen die Vertreter des Heeres, dessen Wohl gebiete­

risch die allgemeine Wehrpflicht forderte, ans der andern die höchsten 

Civilbeamten des Staates, welche die bürgerlichen Thätigkeiten aufs 

ernstlichste gefährdet meinten; jene fochten für ein Gesetz, in welchem 

sich das Wesen des modernen Staates eigentlich erst vollendet, diese 

für die Klasseninteressen der Gesellschaft, welche in den letzten De­

zennien eine stetig und siegreich fortschreitende Entwickelung zum 

Stillstand und zur Umkehr gebracht hatten; jene, scheinbar die revo­

lutionären Neuerer, hatten in Wahrheit die alte Tradition ihres 

Staates für sich, diese, scheinbar die konservativen Beschützer des be­

stehenden Zustandes, arbeiteten in Wahrheit für die zerstörende Macht 

des Individualismus. Die Debatte wurde wenigstens von den Vor­

kämpfern der allgemeinen Wehrpflicht mit einer Leidenschaft geführt, 

wie sie stärker kaum in einer parlamentarischen Versammlung hervor­

brechen kann; sie erschöpfte fast alle Gesichtspunkte, welche sich für 

und wider geltend machen ließen; sie erhob sich hier und da auch in 

der Form zu einer Schönheit, welche der Wichtigkeit des Gegen­

standes vollkommen entspricht. Ein vollständiges Bild von ihr zu 

geben, muß einer andern Stelle vorbehalten bleiben; hier kommt es 

nur daraus an, zu zeigen, wie sehr die unbedingte und persönliche 
Dienstpflicht Scharnhorst am Herzen lag. Die erhaltenen Motive 

des Entwurfes von 1810 müssen uns die verloren gegangenen des 

Gesetzes von 1813 ersetzen.

*) Das Folgende nach den Akten des Geheimen Staats-Archivs, aus wel­
chen Scherbening J[, 110) nur kurze Notizen gegeben hat.

Lehmann, Knesebeck und Schön. 18

Der Schlußbericht, welcher zusammen mit dem Gesetzentwurf 

am 5. Februar 1810 dem König überreicht wurde, zeigt, daß die 

Frage, ob Stellvertretung zuzulassen sei, bereits im Schoße der Kom­

mission berathen worden war. Man hatte sich darüber verständigt, 

daß sie je nach der besonderen Natur des Staates zu entscheiden 

wäre. Eine Regierung, welche nur einen Stand begünstigen wolle, 

welche beim Verfolgen egoistischer Zwecke gleichgültig über den Druck 



274

der unteren Klassen hinweg sehe, werde diesen Gegenstand anders 

beurteilen als die, welche durch ihr Gesetzbuch (das Allgemeine Land­

recht) längst allen Staatsbürgern gleiche Rechte verliehen habe, welche 

in der Zufriedenheit des ärmsten Unterthans ihren schönsten Lohn 

finde und ihre dauerndste Stütze suche. Derselbe Widerspruch gegen 

die historische Natur des preußischen Staates ergebe sich, sobald man 

untersuche, welchen Klassen der Staatsbürger diese allein durch Geld 

zu erlangende Vergünstigung zu statten kommen werde. „Der Adel 

in Ew. Majestät Staaten, erklärt die Kommission, war mit Aus- 

nahnle weniger Familien, deren Edelsinn man überdem noch keine 

egoistischen Forderungen zutrauen darf, niemals reich; die letzten 

unglücklichen Zeiten haben ihn im eigentlichen Verstände des Wortes 

arm gemacht. Der größte Theil unserer ersten Staatsdiener, Offi­

ziere, Räthe hinterläßt in der Regel seinen Söhnen kein oder doch 

nur ein geringes Erbtheil. Werden nun in der Konskription oder 

Kanton - Verfassung des preußischen Staates Stellvertreter zuge­

lassen, so sind alle Söhne dieser eben genannten achtbaren Klassen 

durch ihre Armut zu eigenem Dienst verpflichtet, während der 

wohlhabende Bauer und Handwerker, alle die, welche durch 

das unerlaubte Benutzen drückender Zeitverhältnisse reich werden, 

ihre Söhne vermittelst eines Stellvertreters loskaufen und mit 

Hohnlächeln auf deu Gebildeten, aber Unbemittelten herab­

blicken."

Es geschah nicht gerade im Namen dieser besitzenden Klassen, 

daß sich Altenstein und Alexander Dohna, die beiden Staatsmänner, 

nach welchen das preußische Ministerium von damals genannt zu 

werden Pflegt, gegen die allgemeine Wehrpflicht in der vorgeschlagenen 
Form erklärten *). Altenstein, dessen Gutachten sowohl der Zeit als 

der Bedeutung nach dem von Dohna vorangeht, behandelte die Frage 

vom Standpunkte eines Beschützers der „Kultur": er besorgte massen­

hafte Auswanderung, ja geradezu die Zerstörung aller Kultnr, welche 

aus diese Weise dem Soldatenwesen zum Opfer fallen werde. Wie

’) Am 12. und 14. Februar 1810.
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später Rotteck und hinter ihm her der ganze Schwarm seine geist­

losen Nachbeter es für wünschenswerth erklärten, daß einzelne beson­

ders wichtige und schwer zu ersetzende Stände nicht gleich ins erste 

Glied des Kampfes und der Gefahr gestellt, sondern für die drin­

gende oder gar für die allerdringendste Noth ausbehaltcn bliebenJ), so 

meinte damals Altenstein, daß man im Kriege die allgemeine Kon­

skription immerhin zulassen möge, nur nicht im Frieden. Uebrigens 

begreife er nicht, warum die Militärs so hohe» Werth auf diese 

Institution legten. „Ich kann nicht glauben, sagt er wörtlich, daß 

dem Militärwesen mit den höheren Ständen (tu so fern diese nicht 

körperlich und geistig zu dem Militärwesen Beruf fühlen, und Beruf 

hat nur die Künstleranlage, die sich ohnedies immer dem Berufe 

hingebett wird, eröffnet man ihr nur Gelegenheit) da, wo es körper­

liche Kraft gilt, gedient sei. Durch die Zulassung von Stellver­

tretern aus der unteren Klasse oder aus der körperlich kräftigeren 

Klasse, wenn das erstere anstößig klingt, wird für das Beste des 

Aîilitârs gesorgt und der Druck einer allgemeinen Konskription ge­

mildert."
Es war der Kommission ein leichtes, diese Beweisführung eines 

Mannes, welcher erst nach Jahren in den seiner Begabung ent­

sprechenden Wirkungskreis kommen sollte, zu widerlegen?). Sie geht 

dabei völlig sachlich zu Werke, und doch quillt aus ihren Worten 

eine leidenschaftliche Innigkeit, wie sie nur das Bewußtsein des 

Kampfes für eine gute Sache einzugeben vermag. Denjenigen, welcher 

für das Vaterland uttd dessen Heer ein Herz hat, beleben sich unter 

den Händen diese todten Blätter, und ehrfurchtsvoll schaut er zu der 

Größe der Männer empor, durch deren Namen sie geziert werden: 

vier Kriegsminister, Scharnhorst und Boyen, Hake und Rauch neben

*) K. v. Rotteck Ueber stehende Heere und Nationalmiliz 132. Diese gänz­
lich unpolitische und unhistorische Schrift macht selbst aus den einen befremdenden 
Eindruck, welcher Rottecks Art kennt. Nicht einmal konsequent ist der Autor; 
denn das stehende Heer, welches er abschaffen will, führt er schließlich als „stän­
dige Nationalwehr" in seinen Musterstaat wieder ein.

a) Bericht vom 5. April 1810.
18*
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einander, bei aller Verschiedenheit der Gesinnung in fester Eintracht 

über das wahre Fundament nationaler Größe.

Mit schneidender Ironie danken die Männer des Schwertes dem 

Freunde der Dichtkunst und Philosophie dafür, daß er in seinen Bemer­

kungen das Bedürfnis des Militärs, kräftige Menschen unter seinen 

Fahnen zu versammeln, einsichtsvoll angedeutet habe. „Aber, fahren 

sie, die Verstellung ablegend, fort, diese Kraft muß nicht bloß als du 

todtes Aggregat angesehen werden, die das Machtwort des Feldherrn 

allein und ausschließlich in Bewegung setzt, sondern es bedarf auch 

eines moralischen Hebels, um sie in nutzbare Thätigkeit zu bringen, 

und in dieser Hinsicht kann der stärkere Wille des Gebildeten un­

endlich wichtiger für das Ganze sein als die leblose, rohe Kraft. 

Die Konskription sott durch ihre Allgemeinheit nicht bloß dem Staate 

eine größere Masse zur Disposition stellen, sondern sie soll auch die 

richtigeren Begriffe der gebildeten Stände, vor allem das Prinzip 

der Ehre in den Reihen der Krieger verbreiten und so der Armee 

ein intelligentes Uebergewicht geben, welches die rohste und mutigste 

'Ration Europas (wie dies eine schmerzhafte Erfahrung bestätigt) im 

Kampfe gegen Frankreichs Heere entbehrte." Der Vorschlag, die 

allgemeine Wehrpflicht auf die Dauer des Krieges zu beschränken, 

wird entschieden verworfen; denn die kriegerische Kunst erfordere eine 

Vorbereitung im Frieden. Die Hoffnung, daß beim Ausbruche eines 

Krieges die höheren Stände freiwillig zum Kampfe für das Vater- 

land herbeieilen würden, sei der schöne Glaube eines edlen Mannes, 

nicht immer das Resultat der Erfahrung. Da wo die Exemtionen 

die Pflicht der Vaterlandsvertheidigung als eine Last der unteren 

Stände bezeichneten, wo sich nach diesen Gesetzen die Erziehung der 

Reichen durch eine lange Reihe von Jahren friedlich und weichlich 

modele, da werde die hochherzigste Regierung im Augenblicke der 

Gefahr vergebens einer allgemeinen Theilnahme entgegensehen. Im 

schärfsten Gegensatz zu dem Vorschläge Altensteins bezeichnet die 

Kommission die von jenem empfohlenen ärmeren Klassen als die für 

das Heer minder brauchbaren. Sie könnten nur selten eine dauernde 

Anhänglichkeit an das Vaterland haben, welches sie so kärglich aus­
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stattete; der geringste Unfall, die unbedeutendste Lockung zur Ver­

besserung ihres Zustandes verwehe sie schnell wie Schneeflocken zu 

den Fahnen der Gegner, und der dem Ansehen nach kräftige Körper 

zerschelle bei dem ersten Stoße des Unglücks: — es sind die Erfah­

rungen von 1806, welche durch das ganze Gutachten hindllrch klingend 

die Autoren auch zu diesem harten Urteile bestimmten. Jeden Wider­

spruch aber beseitigen sie schließlich durch ein staatsrechtliches Argu­

ment, welches meisterhaft gerade auf die bisher eximirten Klassen 

berechnet ist. „Soll, sagen sie, die allgemeine Verpflichtung das 

Vaterland zu vertheidigen den Forderungen der verweichlichten Stände 

weichen und die körperliche Kraft ohne Rücksicht auf eine gleiche Ver- 

theilung nur da genommen werden, wo man sie vorzüglich antrifft, 

so könnte der Tagelöhner mit Recht sagen: nun gut, wenn ich allein 

meine Söhne zur Vertheidigung des Vaterlandes hingeben soll, so 

nehmt mir dafiir auch alle Steuern ab und legt sie ausschließlich auf 

den, bei welchem ihr die Kraft des Reichthums findet." Es war 

nicht möglich, die Streitfrage tiefer zu erfassen; in der Brust dieser 

Männer waltete das Pflichtgefühl so unbedingt, daß sie sich ein poli­

tisches Recht ohne eine korrespondirende Verpflichtung gar nicht vor­

zustellen vermochten. Der germanische Staatsgedanke, welcher in dem 

preußischen Staatswesen seine moderne Verwirklichung erhalten hatte, 

beherrschte sie ganz und ausschließlich.

Ihre Kritik wendet sich hierauf den Einwänden des Grafen 

Alexander Dohna zu. Im allgemeiuen hatte derselbe seine Zustim­

mung zu dem Votum Altensteius erklärt, wie dieser hatte er die Zu­

lassung von Stellvertretern in Zeiten des Friedens gefordert, wie 

dieser die allgemeine Konskription für einen zukünftigen Krieg ge­

billigt. Aber er war dann weiter gegangen; indem er zwischen 

Linientruppen einer-, Bürgergarden und Nationalmilizen andererseits 

unterschied, meinte er: „bei den Bürgergarden und Nationalmilizen 

würde auch in Friedenszeit in der Regel kein Stellvertreter nachzu­

lassen sein." In der Regel: einen übermäßigen Werth legte er also 

auf die Allgemeinheit der Wehrpflicht nicht; wir begreifen nun, daß 

in dem ständischen Ausschuß, dessen Vorsitzender er war, am 6. Fe- 
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bruar 1813 das Prinzip der Stellvertretung so leichten Kampfes 

durchdrang. Viel mehr am Herzen lag ihm eine fundamentale Aen­

derung der vaterländischen Kriegsverfassung. „Sehr wünschenswerth 

scheint es, bemerkt er, ganz genaue Kenutnis von den Vorschlägen 

zu haben, welche in den letzteren Jahren in England gemacht worden 

sind, um auf eine mit der Freiheit und Kultur der Nation verein­

bare Weise möglichst viele Menschen im Frieden in den Waffen zu 

üben und bei einer Annäherung des Feindes in jedem Augenblick 

zur Disposition zu haben." Mit andern Worten, er will das eng­

lische Milizsystem auf Preußen übertragen sehen.

Hier kömmt nun das Körnchen Wahrheit zu Tage, welches tu 

dem Schwalle der von Schön zu Markte gebrachten Unwahrheiten 

enthalten ist. Wir sahen, Scharnhorst wollte die Miliz mit Nichten 

zu einer bloßen Polizeianstalt degradiren, von Anfang an diente sie 

in seinen Entwürfen dazu, die Aufgaben des stehenden Heeres zu 

unterstützen und zu erleichtern: aber allerdings daran hat er niemals 

gedacht, zu ihren Gunsten die historisch erwachsenen Heereseinrich­

tungen seines Staates preiszugeben. Wo und wie auch immer er 

die Miliz zu verwenden gedachte, stets sollte es im engen Anschluß 

an das vorhandene stehende Heer geschehen; sie sollte ein Theil der 

vaterländischen Bewaffnung sein, nimmermehr aber dieselbe gänzlich 

absorbiren. Ein kostbares Unterpfand für die Richtigkeit dieser Be­

hauptung bietet eben der Bericht, voit welchem wir reden. In den 

gegen Dohnas Vorschlag gerichteten Bemerkungen darf man wohl 

noch mehr als in den übrigen Theilen der Denkschrift den Ausdruck 

der eigensten Beobachtungen und Gesinnungen Scharnhorsts finden: 

er allein von den unterzeichneten Offizieren kannte das englische Heer 

aus eigener Anschauung, aus den Feldzügen von 1793 und 1794. 

Er ist der Ansicht, daß der englische Soldat einen hervorragenden, 

durch die Konstitution des Landes erzeugten und genährten persön­

lichen Mut besitze; bringe man diesen in Abrechnung, so entstände 
die Frage, ob dann die Verfassung der englischen Armee ein solches 

Bild geben würde, daß andere Nationen sich veranlaßt fühlten, sie 

unbedingt zu ihrem Ideale zu wählen. Weiter aber sei erst noch 
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die große militär-politische Frage zu entscheiden, ob die englischen 

Jnsular-Verhältnisse, welche das Milizsystem dort unterstützten, ohne 

Nachtheil in ihrem ganzen Umfange aus eine kontinentale Macht des 

zweiten Ranges anwendbar seien. Indem er den Satz so formulirt, 

legt er jedem Leser den Zusatz auf die Lippen: eine Macht zweiten 

Ranges, die trotz der Mishandlungen eines rohen Tyrannen wieder 

zu einer Machtstellung ersten Ranges emporstrebt. „Ist denn, 

fährt er fort, der preußische Staat iu der Lage, ein zusammen­

hängendes Milizsystem zu begründen? Und wenn er es nun nicht 

wäre, wenn die problematische Möglichkeit dazu in dem Schleier 

einer undurchdringlichen Zukunft läge, würde dann nicht, wenn man 

die Miliz-Ergänzung einer für den Augenblick unausführbaren eng­

lischen Armee-Einrichtung unterordnen wollte, gerade so viel sein, als 

wenn man ein noch bestehendes Gebäude tu der Hoffnung, es einst 

besser aufbauen zu können, niederreißen und einige Jahre ohne Schutz 

und Obdach wohnen wollte?"
Wenn man bedenkt, daß diese Worte geschrieben wurden drei 

Jahre nach der gräßlichsten Katastrophe, die je einen modernen Staat 

betraf, daß hundert und aber hundert andere Staatskünstler in einer 

solchen Lage der Vergangenheit, Tradition und Eigenart des also 

zertretenen Gemeinwesens vergessen haben und die einzige Rettung 

in der Anwendung irgend eines allgemein gültigen Rezeptes, am 

liebsten in der Nachahmung der Institutionen des siegreichen Gegners 

gefunden haben würden, so staunt man ob dieser nüchternen Beson­

nenheit, dieser echt historischen Gesinnung, dieses festen Vertrauens 

zu den Fundamenten des vaterländischen Staates. In Frankreich 

bestand die Stellvertretung*),  alle seine jüngsten glorreichsten Siege 

hatte Napoleon mit ihr erfochten; für Scharnhorst war dies kein 

Grund, mit den Gegnern, welche sie für Preußen verlangten, zu 

kompromittiren. Auf das Gutachten vom 5. April, welches er zu­

sammen mit Hake, Boyen und Rauch eingereicht hatte, ließ er noch

ł) Gesetz vom 17. Ventose des Jahres 1800 bei Jähns Das französische 
Heer 95.
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zwei höchst eindringliche, nur von ihm unterzeichnete Denkschriften 

folgen, welche er fast ausschließlich den: Nachweise von der Schädlich­

keit der Stellvertretung widmete. Sie habe in Frankreich einen 

förmlichen Seelenhandel zur Folge gehabt, der nicht selten von 

Männern aus den achtungswürdigsten Ständen, von kaiserlichen Be­

amten und Predigern, getrieben werde; sie sei ein Gift, welches die 

Sitten und den Charakter der Nation angreife. „Wahrlich, ruft er 

aus, in der allgemeinen Verpflichtung zur Vertheidigung des Vater­

landes ist kein unedler Zug enthalten, und wenn etwas das Herz 

einer Nation wiedererheben kann, so ist es diese Pflicht." Er erin­

nert an die schönen Zeiten der Römer, wo diese Pflicht allerdings 

nicht allgemein gewesen, wo sie aber so hoch geschätzt worden, daß sie 

ein Vorrecht war, dessen die ganze niedere Volksklasse nicht würdig 

erachtet wurde. Nachdem so kultivirte Staaten wie Griechenland und 

Rom mit diesem Beispiele vorangegangen, welche Gefahr könne jetzt 

der Kultur von einer Einführung der allgemeinen Wehrpflicht drohen? 

Hätten doch auch die Nationen, welche das abendländische Kaiserreich 

zertrümmerten, keine höhere Pflicht als den Kriegsdienst gekannt, die 

Schweiz sei frei und glücklich durch den Kriegsdienst aller jungen 

Mannschaft geworden, und jüngst noch habe sich Frankreich durch die 

Nationalbewaffnung aus dem Abgrunde gerissen.

Dieses reiche Wissen, diese gläubige Hingabe an eine große 

Idee, diese feurige Beredsamkeit — sie ernteten den Lohn nicht so 

schnell, wie sie verdienten. Nur sehr langsam reifte die Frucht. 

Wohl schieden die beiden Gegner, erst Altenstein, dann Dohna aus 

dem Ministerium, aber der allmächtige Staatskanzler, welcher ihre 

Geschäfte übernahm, scheint, wenigstens in diesem Punkte, die Erb­

schaft auch ihrer Ansichten angetreten zu haben. Wenn wir von den 

Kämpfen des Jahres 1813 zurückschließen dürfen, so bestanden bei 

seinen Räthen dieselben nationalökonomischen Bedenken gegen die 

Einführung der allgemeinen Wehrpflicht, welche die verabschiedeten

*) Die erste trägt das Datum des 1. Mai 1810, die zweite ist undatirt, 
jedenfalls aber vor denr 17. November desselben Jahres versaßt.
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Minister geleitet hatten. Während so die Civilisten kleinmütig zagten, 

verharrten die Militärs in unentwegter Treue bei ihrer Idee. Es 

wurde bereits in einem andern Zusammenhänge erwähnt, daß auch 

die Entwürfe des Jahres 1811 jede Exemtion verwarfen. In dem 

Kapitel der Gneisenauschen Denkschrift, welches von den Strafen und 

Borrechten der Milizsoldaten handelt, heißt es'): „Kein junger Mann, 

der in den Jahren ist, in denen jeder in der Miliz dienen muß, 

kann in der Folge seine Eltern, Verwandte, Freunde u. s. w. beerben, 

ein Grundstück erlangen u. s. tu., wenn er nicht in der Miliz oder 

dem regelmäßigen Militär gedient hat. Körperliche Unfähigkeit 

nimmt davon aus. Er kann ferner nicht gerichtlicher Zeuge, noch 

Taufpathe sein, nicht mit der übrigen Gemeinde das Abendmahl 

nehmen u. s. tu. Jeder, der in dem angezeigten Alter nicht in der 

Miliz oder dem Militär dient, wird in den öffentlichen Zeitungen 

namentlich als ein solcher aufgeführt." Zu den freiwilligen Jägern 

übergehend, fordert der Autor: „Niemand kann in der Folge im 

preußischen Staate zu irgend einem ösfentlichen Amte, zu irgend einer 

Ehrenstelle, Auszeichnung, Ehrencharakter n. s. tu. gelangen, wenn er 

nicht in diesen Jägerkompagnien und Eskadronen oder in einem an­

dern aktiven Militärkorps gedient hat." In diesen drakonischen Straf­

bestimmungen erkennt man unschwer das leidenschaftliche Ungestüm 

eines Gneisenau, aber auch der mildere Scharnhorst bestimmte in der 

Verordnung vom 3. Februar, daß keiu junger Mann zu irgend einer 

Stelle, einer Würde, einer Auszeichnung kommen könne, wenn er 

nicht ein Jahr bei den aktiven Truppen oder in diesen Jägerdetasche- 

ments gedient habe: fast wörtlich so wie zwei Jahre zuvor Gnei­

senau.
Solchen hohen Werth legten Scharnhorst und seine Freunde 

aus die strikte Durchführung der allgemeinen Wehrpflicht. Und die­

ses köstliche Gefäß, in welches er die Kraft der Nation für ihren 

heiligen Krieg zu fassen gedacht hatte, schlug der Beschluß des Land­

tages in Scherben. Da wundert man sich noch über den Widerstand,

*) Pertz Gneisenau II, 127 f. 129 f.
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welchen Ludwig Dohna in Breslau faud! Auf die deutbar einfachste 

Weise löst sich das große Räthsel. Scharnhorsts Opposition galt 

nicht dem Landwehrgedanken; er hätte gegen sein Fleisch und Blut 

gewiitet, denn was der Delegirte der Ostpreußen überbrachte, waren 

seine eigensten Gedanken, nur hindurchgegangen durch das Medium 

eines talentvollen und selbstdenkendcn Schülers. Aber er wollte sie 

reinigen von den entstellenden Zuthaten der Herren Stände.

Daß man aber so lange diesen unendlich einfachen Zusammen­

hang hat verkennen können, dafür möchte ich nicht allein Schön ver­

antwortlich machen. Sehr kenntnisreiche Schriftsteller haben die Scharn- 

horstsche Landwehr von 1813 für eine Nachahmung der östreichischen 

von 1808 und 1809 ausgegeben, und die östreichische Landwehr­

ordnung gestattete Stellvertretung so gut wie die ostpreußische *).

*) Kurz Geschichte der Landwehr II, 216. — Sehr sonderbar ist übrigens 
auch das Misvcrständnis des Präsidenten Merkel, vgl. Gerwien 25.

2) Sogar Gneisenau hat sich einmal in diesem Sinne geäußert, s. Pertz 
Gneisenau I, 320.

In der Lobpreisung der Landwehr berühren sich zwei grundver- 

schiedene, fast entgegengesetzte Geistesströmungen. Die Freihandels­

schule mit ihrem Eudämonismus, die der französischen Revolution 

voraufgehende Literatur mit ihrem Subjektivismus, der idealistische 

und weltbürgerliche Humanismus der Deutschen mit seiner den rea­

len Staatsgewalten abgewendeten, ja widerstrebenden Tendenz hatten 

eine Abneigung gegen das Institut der stehenden Heere großgezogen, 

welche nach der Niederlage von 1806 auch in Preußen willigen Ein­

gang ffliib* 2). Das unsterbliche Verdienst Scharnhorsts und des von 

ihm berathenen Königs ist damit nicht erschöpft, daß sie dem Miliz- 

gedanken eine bleibende Stelle in der preußischen Heeresverfassung 

anwiesen; fast noch mehr sollen wir ihnen Dank wissen, daß sie eine 

ausschließliche Herrschaft desselben verhüteten und ein stehendes Heer 

durch die Anfechtungen erregter Leidenschaften hindurchretteten. Sie 

hatten einen schweren Stand; denn die Erfolge der spanischen Gue- 

rillas von 1808, der tiroler Bauern von 1809 schienen erst recht 
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zu beweisen, daß eine auch während des Friedens dauernde Wasfen- 

rüstung überflüssig sei. Man muß nur einmal lesen, wie sogar 

unser herrlicher E. M. Arndt in seiner Flugschrift: „Was bedeutet 

Landsturm und Landwehr" doch eigentlich den Lerfall des Kriegs­

wesens von der Einführung der stehenden Heere her datirt, wie er 

alles Heil von dem sogenannten Volkskriege erwartet*).  Den stärk­

sten Impuls aber bekamen diese Tendenzen erst durch die preußische 

Landwehr von 1813. Eine nicht immer ehrliche Geschichtschreibung 

ignorirte die eigenthümlichen Verhältnisse, unter denen unsere Väter 

damals zu den Waffen griffen, und stellte den weiteren Hergang so 

dar, als wenn die Landwehr das beste gethan, die stehende Armee nur 

eben so mitgeholsen hätte. Ein Rotteck durfte ein Jahr nach der 

von Schlacht von Belle Alliance erklären, da die stehenden Heere Werk­

zeug, Stütze und Bedingung des Despotismus seien, so sei die end­

lose Reihe der Uebel, die aus diesem fließe, auch ihnen zuzurechnen, 

und das selbstthätige Werkzeug des Unheils treffe billig dieselbe Ver­

wünschung wie das Ungeheuer, welchem es biene* 2). Welche Rolle 

hat der Milizgedanke dann 1848 gespielt! Noch heutigen Tages 

steht er auf dem Programm der radikalen Partei.

*) E. M. Arndts Schriften für und an seine lieben Deutschen I, 291. 301.
2) Ueber stehende Heere und Nationalmiliz 79.
8) Loebell Jahresberichte über die Veränderungen und Fortschritte im Mi- 

litärwesen I, 423.
<) A. a. O. 85 s.

Für jeden politischen Kopf aber ist er unwiderruflich gerichtet, 

seitdem ein stehendes Heer den deutschen Staat geschaffen hat. Wer 

heute unter uns sich für die Landwehr begeistert, der thut es, weil 

ihre Errichtung ein Schritt weiter vorwärts war auf der Bahn der 

allgemeinen Wehrpflicht. Die beiden Institute sind keineswegs un­

bedingte Korrelate; das zeigt nicht nur Ostpreußens, sondern 

auch Oestreichs und Schwedens3) Beispiel, das beweist Rotteck, 

oer zwar für ein Milizheer schwärmt, aber die allgemeine Wehr­

pflicht für die Vollendung des Unheils der stehenden Heere erklärt^).
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So aber wie die Landwehr aus Scharnhorsts Vorschlag in 

dem links der Weichsel gelegenen Preußen geschaffen wurde, wirkte 

sie für die allgemeine Wehrpflicht und die allgemeine Wehrpflicht 

für sie.

Verfallen wir indes nicht in den Fehler unsrer Gegner, indem 

wir einem Einzelnen die Palme für ein Werk ertheilen, an dem un­

zählig viele Hände gearbeitet haben. Wenn je eine Institution aus 

der Natur eines Staates erwuchs, so ist es die allgemeine Wehr­

pflicht; sie ist so spezifisch preußisch, daß man die Behauptung wagen 

kann: hier mußte sie zuerst Wurzel schlagen. Der preußische Staat 

wurde durch seine Regenten über sich selbst emporgehoben, und indem 

er eine Rolle weit über seine Kräfte spielte, entstand die alles andere 

beherrschende Frage: woher die Menschen nehmen, um das gewaltige 

Heer vollzählig zu halten? Ihre Lösung wurde nur scheinbar leichter 

in einer Zeit, wo noch alle Heere geworben wurden; dies System 

erforderte ein Kapital, dessen Aufbringung unerschwingliche Lasten 

ans die Schultern der Unterthanen legte. Verhältnismäßig früh 

kam man in Preußen auf den Gedanken, daß es eine bessere und 

billigere Art der Heeresergänzung gäbe, wenn man die Dienste, 

welche von Miethlingen geleistet so kostspielig waren, in natura 

von den Eingebornen forderte. Ein Ausweg, welcher uns ^Nach­

lebenden so naheliegend dünkt, daß wir ihn spielend zu finden 

meinen, dessen Betretung aber in dem Jahrhundert der Arbeits- 
theilnng und der Geldwirtschast den Geist und die Kraft eines Genius 

erforderte.
Die Erkenntnis, daß bereits König Friedrich Wilhelm I. die 

Idee der allgemeinen Wehrpflicht, wenn auch nicht in vollem Glanze, 

so doch in gebrochenem Lichte geschaut habe, wird in der Regel für 
die Errungenschaft einer verhältnismäßig jungen Vergangenheit ge­

halten; man hat angenommen, daß Scharnhorst seinen Weg ging, 

ohne zu ahnen, welchen großen Vorgänger er gehabt habe. Dies ist 
nicht der Fall; er wußte und bekannte den wahren Sachverhalt. Als 

er im Jahre 1810 jenen Kampf mit Altenstein und Dohna aus­

focht, schrieb er die Denkschrift „Uebersicht der Geschichte der Kanton- 
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Einrichtung im preußischen Staate": ein Werk, mit dessen gründlicher 

Kenntnis der vaterländischen Geschichte sich unter den älteren nur 

noch die Schriften des Grafen Hertzberg messen können. Hier er­

klärt der große Heeresreformator unumwunden: „König Friedrich 

Wilhelm I. führte im Jahre 1733, der erste in ganz Europa, die 

allgemeine Konskription ein." Er weiß sehr wohl, daß auch das 

Kanton-Reglement Exemtionen ertheilte: an die Adlichen und an die 

Besitzer eines Vermögens von 10,000 Thalern; aber ganz mit Recht 

erklärt er, daß dadurch das allgemeine Prinzip kaum alterirt worden 

sei; beim der Adel diente doch, auch ohne gesetzliche Verpflichtung, 

uiib so große Vermögen waren damals sehr spärlich gesät. Auf die 

Tüchtigkeit dieses, aus allen Klassen der Nation rekrutirten Heeres 

führt Scharnhorst die Eroberung Schlesiens zurück; das militärische 

Genie des Königs bewundert er so rückhaltlos, wie nur irgend ein 

anderer, aber an den ersten Siegen der schlesischen Kriege habe es 

einen geringeren Antheil gehabt: er erinnert an das Ereignis von 

Mollwitz. Andererseits ist in seinen Augen der allmähliche Verfall 

des preußischen Heeres, welcher mit dem Zusammensturz von 1806 

endete, hauptsächlich eine Folge der mit dem Regierungsantritte 

Friedrichs II. beginnenden, fast von Jahr zu Jahr zunehmenden 

Exemtionen. So paradox es klingt, der größte Soldat unter den 

Hohenzollern hat seinem Nachfolger die Armee in einem erheblich 

schlechteren Zustande hinterlassen, als er sie von seinem Vorgänger 

überkommen hatte. Wie aber alles, was ein großer Mann thut, 

seine Rechtfertigung in einer historischen Nothwendigkeit findet, so 

auch dies: die abnehmende Tüchtigkeit des preußischen Heeres war die 

Prämie für die wirtschaftliche Wiedergeburt des durch einen lang­

jährigen Krieg bis auf den Tod erschöpften Landes und für die Neu- 

geburt der preußischen Industrie, der zu Liebe jene Exemtionen ge­

schaffen wurden. Ob Friedrich sie hätte fortbestehen lassen, nachdem 

die neuen Erwerbszweige hinreichend erstarkt waren? Das Unglück 

war, daß ein Nachfolger, welcher ihm in keiner Weise ebenbürtig zu 

nennen, alle diese gelegentlich bewilligten Befreiungen in dem Kanton- 

Reglement von 1792 codificirte und sie sogar nicht unerheblich ver­
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mehrte, theils gesetzlich, theils thatsächlich, indem er es unterließ, die 

Armee in angemessenem Verhältnis zu den neuen Erwerbungen des 

Staates zu vermehren.

Schon unter seiner Regierung aber begann eine Entwickelung, 

welche schließlich auch die Widerstrebenden zur Annahme anderer 

militärpolitischer Grundsätze zwang. So groß waren die Ansprüche 

der Herrscher an die Wehrkraft ihres Volkes gewesen, daß sie allein 

von ihm nicht einmal unter Friedrich Wilhelm I., trotz aller An­

näherung an den Gedanken der allgemeinen Wehrpflicht, befriedigt 

werden konnten; um die Kadres zu füllen, mußten Ausländer ge­

worben werden, deren Bedeutung natürlich mit der Zahl der Exem­

tionen stieg ^). Bekanntlich war die ausländische Werbung der letzte 

Rest einer früher weit verbreiteten Methode der Heeresergänznng; 
die meisten Armeen des 16. und 17. Jahrhunderts waren nicht 

national, sondern international. Indes bereits für den Anfang des 

18. Jahrhunderts geht man entschieden zu weit, wenn man behauptet, 

daß bei dieser Ergänzuug des preußischen Heeres aller Herren Länder 

gleichmäßig betheiligt gewesen; in den letzten Dezennien des Jahr­

hunderts waren die „Ausländer" jedenfalls weit überwiegend Deutsche. 

Höchst merkwürdig, wie doch sogar über die Reichsverfassung und 

ihre Unnatur die Vernunft der Dinge hier und da triumphirte. 

Wider Willen mußten die deutschen Kleinstaaten, die geistlichen 

Fürstenthümer, die reichsfreien Städte und Ritter mitarbeiten an 

dem Werke, welches ihnen zum Verderben, Deutschland zum Heile 

in Preußen geschaffen wurde; denn sie waren es, welche dem Heer 

dieses Staates die Stärke gaben, welche er aus eigner Kraft nicht 

erreichen konnte. Und Preußen wieder untergrub durch eine aus

*) Nachdem schon einmal, in Folge des siebenjährigen Krieges, die Aus­
länder fast ganz aus der Armee verschwunden waren, wurden sie, eben nach dem 
Hubertsburger Frieden, auf eine bisher wohl nie erreichte Zahl gebracht. (Ls 
war Friedrichs Absicht sie so zu vermehren, daß sie zwei Drittel des Heeres 
ausmachten. Mauvillon und Blankenburg Geschickte des preußischen Soldaten 

wesens 68. 78.
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ihre Vernichtung gerichtete Politik eine der Grundlagen seiner eignen 

Heeresverfassung.

Derselbe Friedensschluß, welcher das deutsche Reich revolutionirte, 

gefährdete den Bestand der preußischen Armee und stellte die Lenker 

des preußischen Staates vor eine Alternative von nationaler, ja 

universaler Bedeutung. Entweder sie trugen gelassen die Einschrän­

kung der ausländischen Werbung, begnügten sich mit dem geschwächten 

Heere inib verzichteten darauf, die Politik einer Großmacht zu treiben, 

oder sie suchten das in ihrem Heereshaushalt entstandene Manko 

durch Abschaffung der inländischen Exemtionen zu decken. Das letztere 

geschah, freilich zögernd und nicht ohne Kampf. In dem Jahre des 

Luneviller Friedens forderte General Rüchel, die großstädtische Be­

völkerung Preußens kantonpflichtig zu machen, in dem Jahre des 

Reichsdeputationshauptschlusses schlug Major Knesebeck die Errichtung 

einer Miliz vor. Der König war für beides; aber der einflußreichste 

seiner Kabinetsräthe, der philosophisch gebildete Menken, der Freund 

Fichtes und Struensees, widerstrebte wenigstens der Aufhebung der 

Exemtionen. Der Grund seiner Opposition bestand wahrscheinlich 

darin, daß er schädliche Folgen für die städtischen Gewerbe besorgte. 

Es war wie 1806, wie 1810, wie 1813: die Vertreter der mili­

tärischen Interessen forderten die Verallgemeinerung der Wehrpflicht, 

die der bürgerlichen verwarfen sie. Im Jahre 1803 erfochten die 

letzteren einen Sieg, jedoch nur einen halben; denn die Errichtung 

einer Miliz wurde wirklich beschlossen, sie war im Gange, als der 

Krieg von 1806 begann.

Erinnern wir uns des Resultates, welches sich ergab, als wir 

den Anfängen der Bauern-Emanzipation nachgingen. Auch fie war 

nicht ausschließlich ein Produkt der Unglückszeit nach Jena; diese 

Katastrophe gab nur den letzten, allerdings wirksamsten Impuls, 

um eine bereits begonnene Entwickelung zum Abschluß zu bringen. 

Irre ich nicht, so läßt sich das Gleiche von einer Anzahl anderer 

Reformen aus wirtschaftlichem und geistigem Gebiete nachweisen. 

Und so endete beim biese kritische Untersuchung boch mit einem un­

verächtlichen positiven Ergebnis. Durchaus zu brechen ist mit ber 
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hergebrachten Auffassung der preußischen Geschichte, welche, um das 

Licht der Epoche nach dem Tilsiter Frieden desto Heller erscheinen zu 

lassen, auf die vorangehenden Dezennien die tiefsten Schatten legte. 

Jede Reform, welche gelingt, beweist eben dadurch, daß sie vorbereitet 

war; selbst die gewaltthätigste und radikalste aller Umwälzungen hat 

nur die innerste Natur des Bolkes zu Tage gebracht, welches sie 

unternahm.
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I. Auerswalds Entwurf für eine neue Organifation des ostpreutzifchen 
Landtags. Nebst den Kritiken von Schön und Stägemann. 1808.T)

Geh. Staats-Archiv.

Auerswald an den Königs).

(Sivr. Königlichen Majestät haben allergtiädigst anzuordnen geruhet, daß 1808 Mai 20. 
jährlich ein General Landtag für Ostpreußen und Litthauen gehalten werden solle, 
um die Regieruug durch die allgemeine Intelligenz zu unterstützen und der 

Nation durch Theilnahme an den öffentlichen Angelegenheiten ein höheres Inter 

esse an der allgemeinen Wohlfarth, ein fester begründetes Vertrauen auf die 
Weisheit und Rechtlichkeit der Administration und selbst ein näheres Motiv zu 
einer höhern und edlern Ausbildung zu gebe«. Die allerhöchste Cabinets-Ordre 
vom 27. Februar d. I. beauftragt mich, Vorschläge zur Organisation dieses 
General-Landtages einzurcichen, ich verfehle demnach nicht, die Resultate meines 

Nachdenkens darüber Ewr. Königlichen Majestät unterthänigst vorzulegen.

Es scheint mir, daß meine Vorschläge das umfassen, was nach meiner An 
sicht für jezt über die Organisation des General-Landtags zu verfügen seyn 
dürfte. Ohne Zweifel werden bei der Ausführung von Zeit zu Zeit Fälle vor^ 
kommen, worüber es noch einer besonderen Entscheidung bedürfen wird. Aber 
es dünkt mir zwekmäßiger, diese Fälle abzuwarten, als durch den vergeblichen 

Versuch, Alles vorher zu bestimmen, die Vorschriften all zu sehr zu häufen.

Koenigsberg, den 20. May 1808.
Auerswald.

Plan zur Organisation eines jährlichen General-Landtages 

für Ostpreußen und Litthauen.

A. Geschäftskreis des General Landtags.

1. Gesetzgebung, in so weit daß über alle Gegenstände der innern 
Verwaltung der Provinz

0 Vgl. S. 166.
2) Am Rande steht, von Klewiz' Hand: „S. Königl. Majestät haben befolen, diese Vor­

schläge dem Staatsminister Frhrn. v. Stein vorzulegen. Königsberg 25. Mai 1808."

19*
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1808 Niai 20. a. in der Regel, und dringende Fälle ausgenommen, kein Gesetz publicirt 
werde, ehe es nicht dem General-Landtage vorgelegt worden ist;

b. und der General-Landtag befugt sey, Vorschläge zu neuen Gesetzen ans 
eigner Bewegung vorzulegen und deren Genehmigung und Ausführung, oder 
Belehrung über die Gründe, warum keine Genehmigung stattsinden könne, zu 
erbitten.

2. General-Controlle, in so weit, daß der General-Landtag be­
fugt ist,

wenn er Mißbräuche in der Administration blos provinzieller Institute und 
Behörden, dieser aber auch ohne irgend eine Ausnahme, bemerkt, selbige der 
competente» Ober-Behörde anzuzeigen, welche deshalb ernstliche Untersuchungen 
veranstalten und den General-Landtag von dem Erfolge benachrichtigen wird.

Die Regierung kann mit keinem Gesetz etwas anders bezwekken, als 
entweder unmittelbar die Wohlfarth der Provinz oder in den sehr seltenen 
Collisionsfällen, wo das Provinzial-Jnteresse dem allgemeinen Staats-Interesse 
aufgeopfert werden muß, wenigstens die möglichste Schonung derselben. Dann 
aber muß sie auch wünschen, diejenigen darüber zu hören, die unmittelbar von 
den Folgen des Gesetzes getroffen werden, und deren Wohl und Wehe davon 

abhängt.

Unterläßt die Regierung irgend eine alte Einrichtung abzuschaffen oder 
eine neue anzuordnen, obgleich ein großer Theil der Nation es wünscht, so muß 
ihr selbst daran gelegen sehn, öffentlich darzuthun, daß sie nicht durch einseitige 

Vorstellungen ihrer Officianten dazu verleitet, sondern durch das wohlerkanute 
Jntresse der Nation selbst dazu genöthigt werde. Sie kann daher auch nicht 
umhin, es ihrer Würde ganz eigentlich angemessen zu finden, daß der General 

Landtag von den Gründen unterrichtet werde, welche sic bei der Verwerfung 
seiner Vorschläge geleitet haben.

Ueberhaupt bezwekt die Vernehmung der öffentlichen Meynung durch das 
Organ des General-Landtages keine Einschränkung der gesezgebenden Gewalt des 
Regenten, sondern vielmehr eine Verstärkung derselben:

durch Befreiung von dem persönlichen Interesse und den durch mannig­
faltige Verhältnisse eingeschränkten Ansichten der Officianten

und durch Vereinigung der öffentlichen Stimme und des allgemeinen Zu 
trauens mit den gesezlichen Anordnungen.

Alle Controlle von Officianten gegen Officianten läuft Gefahr, entweder in 
ein bloßes Formularwesen oder in ein schändliches Denunciations-System auszu 

arten. Im ersten Fall geht jeder nur daraus aus, sich selbst actenmäßig gegen 
Verantwortlichkeit zu sichern und übrigens so viel zu ignoriren, als er, ohne 
ganz offenbar straffällig zu werden, nur iguoriren'barf. Die künstlichsten For­
men sichern die Beobachtung des Sinnes einer Anordnung über dies nicht, so­
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bald nur ein hinlängliches Interesse vorhanden ist, ihr auszuweichen. Im 1808 Mai 20. 

leztern Falle verbannt ein förmliches Denunciations-System, wie es zum Theil 

bei der vormaligen Regie statt fand, die Rechtlichkeit aus dem Officiauteu Per- 
sonal itnb giebt endlich das Land einer Rotte ehrloser Menschen preis?, nuter 
welche kein rechtlicher Mann sich mehr wagen darf, ohne in kurzem verdorben 

oder gestürzt zu werden.
Der General Landtag ist an keine Révisions.Formen gebunden und über 

alle Denuncianten Ränke erhaben. Er kann kein anderes Interesse besitzen als 
das der Nation, welches niemals gegen die Personen der Officianten, sondern 
nur gegen verderbliche Observanzen und Maximen gerichtet seyn kann. Der 
Nation ist es gleichgültig, wer eine Stelle verwaltet, sie ist nur dabei intressirt, 
daß die Verwaltung sorgfältig, rechtlich und anständig geführt werde. Alles 
Gehässige, welches individuelle Verhältnisse iu die Controlle durch Officianten 

bringe«, fällt weg bei der Controlle, welche die Nation selbst durch ihre Reprä 

sentanten ausübt.
Es ist uicht denkbar, daß die Regierung ihr eignes Jntresse so weit ver­

kennen könne, daß sie irgend eine Einschränkung dieser Controlle des General- 
Landtages wünschen oder Individuen durch Ertheilung einer besondern Jnmnni 
tät davon ausnehmen sollte. Ihr zunächst muß daran gelegen seyn, daß ihre 
Officianten und die Geschäftsführung derselben das öffentliche Zutrauen genießen. 
Sie selbst hat die Special-Untersnchuug anzuordnen; es steht bei ihr, die 

schonendsten Formen zu wählen, sie allein läßt endlich durch ihre Behörden 
entscheiden. Ihre guten Absichten bezweifelt niemand, aber sie selbst hat dnrch 
ihr Verwaltungs-System längst erklärt, daß sie nicht allen ihren Dienern voll­

kommen trauen könne.
Vorzüglich gewinnt der Staat auch dadurch, daß er einer großen Menge 

kostbarer Controllen und lästiger Formen entbehren kann, indem er die General - 
Controlle in die Hände der National Repräsentation legt, die zusammengesezt 
aus Menschen von dem verschiedensten Gewerbe und Jntresse sehr viel unterrich­
teter und unbefangner ist, als es ein Collegium oder eilt einzelner Officiant 

irgend seyn kann. Das endlich liegt in der Natur der Sache selbst, daß der 
General Landtag sich auf die Controlle provinzieller Institute beschränken muß, 

da es ihn: an Uebersicht fehlt, um seine Controlle auf allgemeine Anstalten aus­

zudehnen.

B. Form des General-Landtages.

1. Der General-Landtag scheint von Repräsentanten, nicht 

von Mandatarien gebildet werden zn müssen.
Ein Collegium von Mandatarien, die von ihren Committenten instruirt
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1808 Mai 20. werden und verantwortlich bleiben, daß sie nach dieser Instruction verfahren, 

würde durchaus zwekwidrig sein. Denn
a. keine Instruction kann vollständig seyn, weil die Committente» ohnmög- 

lich von allem, was zum Bortrage kommen kann, früh genug vorher unter 
richtet seyn, noch viel weniger aber die Gründe voraussehen können, womit die 

Anträge unterstützt oder angegriffen werden.
b. In den mchrcsten Fällen würde gar nichts entschieden werden; die 

klarste Darstellung und Ueberzeugung wäre vergebens; die Deputirten würden, 
wenn sie aus Furchtsamkeit oder Eigennuz nicht stimmen wollten, sich immer 
auf Mangel an Instruction beziehn.

c. Bei bloßen Mandatarien geht also alle Frucht der Aufklärung burd) De 
batten und des gegenseitigen Reibens und Ausgleichens der Meynungen verloren; 
Männer von Talent werden nicht leicht die Rolle eines bloßen Sprachrohrs ihrer 
Committenten übernehmen wollen, und so wird gerade von der Corporation, 
die alle Intelligenz des Landes vereinigen soll, die Intelligenz ausgeschlossen.

2. Diese Repräsentanten dürfen nur eine Cammer bilden.
Der wesentliche Nutzen zweier Cammern in einer ständischen Versammlung 

besteht darin, daß es unmöglich wird, bitrd) bloße glänzenbe Berebsamkeit, burd) 
Ueberrebung, Uebertäubung, Nebereilnng ber Versammlung einen Entschluß wider 
die stille Ueberzeugung der Majorität zu entreiße«. Aber diese Gefahr ist an 
fid) minder bedeutend in einer Versammlung, deren Beschlüsse den Staat zn 
nichts verpflichten und deren Aufwallungen ein bloßes motivirtcs Veto der Re 
gierung Niederhalten kann. Ueberdies läßt sich ihr durch eine zwekmäßige Form 

der Beratschlagungen vorbeugen.
Dagegen entstehen aus der Trennung viel größere und minder vermeid­

liche Uebel.
Soll die obere Cammer aus einer Auswahl der besonnensten und 

unterrichtetsten Deputirten bestehen, so ist es theils sehr schwierig, eine 
solche Auswahl zu treffen, und es wird immer zweifelhaft bleiben, wer sie an­

stellen, und wie dabei die Einwirkung von Vorliebe, Gunst und persönlichen 

Rücksichten vermieden werden soll; theils aber läuft man entweder Gefahr, eine 
Oligarchie zu constituiren, welche die öffentliche Meynung einiger wenigen ehr­
geiziger Personen, die sich leicht verbinden können, unterordnet, oder man ist ge- 
nötiget, zwei sehr zahlreiche Collégien von Repräsentanten zu organisiren und 
dadurd) sowohl die Kosten des General-Landtages sehr zu vermehren, als and) 
vornehmlich einer Menge unfähiger Personen den Zutritt zu dernselben zu cröf- 

uen; indem in einer Provinz, wclcbe bisher unter der Vormundschaft einer sehr 
ausgedehnten Biireankratie gestanden hat, sieb wenige Menschen außer dem Kreise 

der Officianten finde» werden, die das allgemeine Jntresse kennen und sich bei 

einer Debatte darüber mit Besonnenheit zu benehmen wissen.
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Sollen dagegen die größer» Landbesitzer eine besondere obere Cainmer 1808 Mai 20. 
bilden, so entstehen dadurch folgende Nachtheile:

a. Diese Cammer hat immer nur das einseitige Interesse der großen 
Gutbesitzer V, und daß dieses dem allgemeinen Wohl entgegen steht, hat sich 
beim Landtage im Monat Februar d. I. in den Deliberatione» über das Kriegs- 
Contributions-Reglenient, über das neue MühlemNeglement und bei mehreren 
andern Gegenständen nur zu deutlich gezeigt. Wenn gleich überhaupt in einem 
Ackerbau treibenden Staat das Jntrcsse der Grundherren überwiegend ist, so ist 
es doch eigentlich das Jntresse der Güter von mäßigem Umfange, welches 
dem Staat vorzüglich wichtig seyn muß, und dies läßt sich durch ein Uebergewicht 
von Deputirten des Standes der Gutsbesitzer in einer Cammer sehr zwek- 

inäßig sichern.
b. Die Negierung verfehlt den Zweck, sich durch die Intelligenz und das 

Zutrauen der Nation zu verstärken, wenn sie den Majoratsherren und großen 
Gutsbesitzern ein entschiedenes Gewicht auf dem General-Laudtage giebt. Der 

größte Theil derselben ist zu einem unproductiven, gewerblosen Leben erzogen, 
nnd seine Intelligenz ist viel geringer als die des gebildeten und wohlhabenden 
Mittelstandes. Das Zutrauen der Nation haben große Majoratsherren und 
große Gutsbesitzer nie gehabt, und die «Stimmung des Zeitalters läßt keincsweges 
erwarten, daß sie es jezt noch erwerben könnten.

c. Der Vorzug, in der obern Cammer zn sitzen, würde nur ein Reiz mehr 
seyn, große Güter zusammen zu kaufen und zu fideicommissarischen Stiftungen 
zu verwenden: eine Operation, deren staatswirthschaftliche Nachtheile aner- 

kannt sind.
3. Die Zahl der Repräsentanten nmß nicht sehr gering angenom­

men werden; der General-Landtag würde sonst mehr die Stimme einiger Jndi 

viduen als die öffentliche Meynung ausdrükken. Auch ist der Antrieb, sich mit 

dem Studium der öffentlichen Angelegenheiten zu beschäftigen, zu gering, wenn 
nur sehr wenige Glieder der Nation zur Repräsentation gezogen werden. Aber 
der Nachtheil einer allzu zahlreichen Repräsentation ist bereits oben ebenfalls 
dargethan worden. Als Mittel zwischen beiden Extremen bringe ich folgendes 

allernnterthänigst in Vorschlag.
a. Das platte Land sendet einen Deputirten aus jedem der laudräthlicheu 

Kreise neuer Abtheilung.
Ostpreußen wird solcher Kreise 14 und Litthauen 8 erhalten. Folglich 

kommen überhaupt 22 Deputirte des platten Landes auf den General-Landtag.
b. Königsberg wird billig drei Deputirte fordern können, da es Vis 

der Volksmenge von ganz Ostpreußen enthält und der Sitz alles Geld Négoces

i) Am Rande, von Steins Hand: „Drum setze man die großen Gnthsbesitzcr mit ein."
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1808Mai20. und des bei weitem größten Theils des Handels der Provinz ist. Memel 

würde alsdann ein Depntirter zu bewilligen seyn, da diese Stadt so wichtig ist 

nnd ein so eigenthümliches Jntresse hat, daß sie billig besonders rcpräsentirt 
werden sötte.

Die übrigen Städte werden in zehn Societäten vereinigt, wovon jede 
gemeinschaftlich einen Deputirten wählt. Es ist unnötbig, dabei auf steuerräth 
licke Kreise zu rüksichtigen, da diese ohnehin hoffentlick bald aufgehoben tverdcn 
dürften. Vielmehr wird es nur auf bcnackbarte Lage und geineinsames Jntresse

ankommen. Hiernach würden schiklick zusammen wählen:
Tilsit, Ragnit, Pillkallen, Sckirwind 1 Depntirten
Insterburg, Gumbinnen, Stallupoehnen, Goldapp, Darkehmen 1 „
Angerburg, Lötzen, Rhein, Sensburg, Nicolaiken, Arys, Jo

hannisburg, Bialla, Lyck, Oletzko....................................................1 „
Neidenburg, Soldau, Gilgenburg, Hohenstein, Passenheim, Or 

telsburg, Willenberg................................................................. 1 „
Pr. Holland, Mühlhausen, Liebstadt, Mohrungen, Saalfeld,

Liebemühl, Osterode...........................................................................1 „
Brannsberg, Frauenburg, Mehlsack, Wormditt, Guttstadt . 1 „
Heilsberg, Bischofsstein, Rössel, Seeburg, Bischofsburg, War- 

tenburg, Allenstein.......................................................................1 „
Bartenstein, Rastenburg, Drengfurt, Barten, Schippenbeil, 

Domnau, Pr. Eylau, Landsberg...........................................1 „
Wehlau, Tapiau, Labiau, Allenburg, Friedland, Gerdauen, 

Nordenburg.................................................................................. 1 „
Heilgenbeil, Zinten, Krenzburg — Pillau, Fischhausen. . 1 „

Es würden also überhaupt vierzehn städtsche Depntirte dem Landtage bei 
wohnen, und die Zahl der sämtlichen Deputirten besteht also aus 36.

4. Die Deputirten des platten Landes werden von den Kreis­
eingesessenen Gutsbesitzern ans Kreistagen gewählt, welche der 
Land rath versammelt. Stinunfähig sind alle diejenigen, die in landschaft­
lichen Creditsachen auf den Kreistagen erscheinen dürfen. Das Ausbleiben von 
den Kreistagen wird ebenso beahndet, wie bei dem landschaftlichen System. — 
Wahlfähig ist jeder stimmfähige: man kann die Concurrenz hier nicht genug er 

weitern; denn manchmal haben Besitzer kleiner Güter vorzügliches Vermögen, 

Bildttng, Ansehen und Vertrauen, und das wird täglich tnehr der Fall werden, 
wenn Capitalisten sich auf das Land ziehn. Es scheint unnöthig zn bedingen, 

daß bürgerliche Deputirte nach einem gewissen Verhältnisse gewählt werden 
sollen. In Litthanen haben schon jetzt die biirgerlichen Gutsbesitzer die Majori 
tät, und in allen ostpreußischen Kreisen, wo nicht sehr viel adliche Fidei Com 
miß-Güter sind, werden sie dieselben dnrch die Freiheit adliche Güter zu kaufen 
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und die Veräußerung der Domain en erhalten. Ueberhaupt wird der Repräsen- 1808 Mai 20. 

tant als Gutsbesitzer gewählt; besondere Rüksicbten ans seine Geburt oder auf 
die Qualität seines Guts werden nur eine wenig zeitgemäße Veranlassung seyn, 
Unterschiede, welche sich hierauf beziehn, zu verewigen.

In Königsberg dürfte es am zwekmäßigsten seyn, in den einzelnen Distric 

teil der Stadt erst Wahlmänner und von diesen für die ganze Stadt Deputirte 
wählen zu lassen, weil es zu schwierig seyn würde, alte stimmfähigen Personen 
an einem Orte zu vcrsamnicln und ihre Stimmen ablegen zu lassen. Ich 
schlage vor, von dem Magistrat einen speciellen Plan zur Organisation der 
Repräsentanten Wahlen zu erfordern. Solle der Königsberger Bürgerschaft 
überhaupt mehr Einfluß auf die städtsche Administration bewilligt werden, so 
könnte dieser Plan auch bei andern etwa vorkommenden Wahlen zum Grunde 

gelegt werden.
In Memel könnten dagegen unmittelbar alle Stimmfähigen zusammen 

kommen, um einen Deputirtcn zu wählen. In den übrigen Städten, 

welche Societäten formiren, werden die Stimmfähigen Wahlmänner zu ernennen 
haben, und zwar einen auf jedes hundert stimmfähiger Personen. Diese Wahl- 
männer werden sich in der Kreisstadt versammeln und den Deputirtcn für die 
Societät wählen.

Kreis-Städte würden seyn: für die erste Societät Tilsit, die zweite Inster­

burg, die dritte Angerburg, die vierte Neidenburg, die fünfte Pr. Holland, die 

sechste Braunsberg, die siebente Hcilsberg, die achte Bartcnstein, die neunte 
Wehlau. Die zehnte Societät besteht südwärts des fnfdbeit Hass aus Hcilgen 
beit, Zinten und Creuzburg und nordwärts desselben aus Pillau und Fischhausen. 
Diese Städte haben zusammengelegt werden müssen:

a. Weil Pillau und Fischhausen zu isolirt liegen und doch nicht bedeutend 

genug sind, um einen besondern Repräsentanten zu haben.
b. Pillau und Fischhansen sind jezt mit Wehlan, Tapiau, Labiau und 

Allenbnrg in einen steuerräthlichen Kreis vereinigt; von Pillau nach Wehlau 
sind aber vierzehn Meilen, dagegen ist Pillau von Hcilgenbeil zu Laude auch 
vierzehn, über das Haff aber nur 4 Meilen entfernt.

c. Pillau hat mit Wehlau und dessen Nachbarschaft gar kein gemeinsames 
Jntrcssc. Eher hat cs Berührungspunkte mit Heilgenbeil, das einen nicht un 
bedeutenden Verkehr auf dem frischen Hafe betreibt.

d. Die Functionen einer Kreisstadt könnten in dieser Societät Pillau und 
Heilgenbeil wechselweise versehen, die Wahlmänner aber sich in Königsberg ver- 
sammeln, das ohngefähr auf der Mitte des Landweges zwischen den verschiedenen 

Städten der Societät liegt.
Die Stimmfähigkeit in den Städten glaube ich ausdehneu zu müssen:

a. auf alle Bürger,
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1808 Mai20, b. auf alle, die bürgerliches Gewerbe auf eigene Rechnung treiben, wenn 

sie auch nicht Bürger sind.
c. auf alle, die im Polizcy-Bezirke der Stadt ansässig siud, wenn sie auch 

nicht Bürger sind oder bürgerliches Gewerbe treiben.
Denn sobald die Stimmfähigkeit blos auf das Bürgerrecht oder blos auf 

den Besitz von Grundstükken eingeschränkt würde/ könnten Personen von sonst 
bedeutendem Einfluß in die städtsche Vcrfassnng ausgeschlossen bleiben. Wahl­
fähig ist, wer stimmfähig ist, um keinen Stand und kein Talent von der Reprä­

sentation auszuschließen. Ist keinem städtschen Gewerbsmanne die Aussicht, zum 
Repräsentanten gewählt zn werden, verschlossen und werden überdies die klein- 
städtschen Magistrate künftig aus der Bürgerschaft und nicht aus Invalide» oder 
Schreibern besezt, so dürften die städtschen Gewerbe bald wieder ihr altes An­
sehn bekommen, welches sie größtentheils nur deshalb verlöre» habe», weil de» 
gemeinen Bürgern jeder Antheil an öffentlichen Geschäften und mithin auch 
öffentliche Achtung entzogen worden ist.

5. Ein Commissarius Regius wird dem General Landtage 
präsidiren, um sowohl die Borschläge der Regieruug als die Anträge der 

Mitglieder des Landtages zum Bortrage zu bringen und die Berhandlungen 

zwckmäßig zu leiten. Er ist verpflichtet, Niemand von der freien Aeußerung 
seiner Meynung abzuhalten. Der Commissarins Regius erhält das Recht, von 
den Provinzial-Bchördeu und Instituten Auskunft und allenfalls auch Aktcir zu 
verlange» über die bei dem Ge»eral-Landtage zur Sprache komuteudeu Gegen- 

stäude.
6. Der Versammlungsort des Landtages ist KoenigSberg. 

Das Local der General-Landschafts Direction wird hoffentlich zur Versammlung 
hergegeben werden können, wenigstens bis die Nation sich ein eigenes Local 

anschafft.
7. Die Zusammenkunft der Repräsentanten geschieht un­

mittelbar nach Neujahr. Diese Zeit ist die bequemste; denn die Wege sind 

alsdann in den gewöhnlichen Jahren gut, der Landwirth ist alsdann fast ganz 
geschäftslos und auch ein großer Theil der städtschen Gewerbsleute minder 
dringend beschäftigt als i»t Sommer; die landschaftlichen Zinszahlungen fallen 

in denselben Zeitpunkt; viele Familien halten sich ohnehin wegen der Winter­
lustbarkeiten in Koenigsberg auf. Die Wahlen der Deputirten werden daher 
überall vor dem lsten Decbr. vollzogen seyn müssen.

Die Landräthe halten deshalb in der lezten Hälfte des Novembers den 

Kreistag zur Deputirten Wahl; deu Termin dazu machen sie vier Wochen vor 
her dem Creise und dem Commissario Regio bekannt, geben lezterm auch un­

verzüglich Nachricht, wer zum Deputirten gewählt sey.
Die Magisträte der Kreis Städte haben in Rüksicht ihrer Societäten, und 
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die Magistrate von Koeuigsberg und Memel in Rüksicht der stimmfähigen Ein- 1808 Mai 20. 

wohner eben die Verpflichtungen wie die Landräthe in Rüksicht ihrer Kreise.
Der Commissarins Regius macht der Provinz in der Regel noch vor dem 

löten November den Tag bekannt, an welchem der General-Landtag eröfnet 

werden soll. Die Repräsentanten melden sich spätstens 2 Tage vor der Erösnung 
bei dem Commissario Regio und übergeben ihm ihre Legitimationen. Der Syn­
dicus vergleicht die beigebrachteu Legitimationen mit den Nachrichten über die 
Wahlen, die ihm der Commissarius Regius mitgetheilt hat, und fertigt daraus 

ein Berzeichniß der Repräsentanten, mit dessen Verlesung die erste Sitzung er- 
öfnet wird. Dies Verzeichnis wird durch die öffentliche (Zeitung) der Provinz 
bekannt gemacht, um deu Wahlen Publicität zu geben.

8. Wahlstreitigkeiten müßen von den Landräthen und Magisträten 
ohne Verzug dem Commissario Regio berichtet werden. Er entscheidet, ob in 
der Form gefehlt sey; ist dies der Fall, so ist die Wahl nichtig, und es muß 

schleunigst eine neue veranstaltet werden. Eine in der Form richtige Wahl muß 

dagegen unbedingt aufrecht erhalten werden.
Wegen strittiger oder verzögerter Repräsentanten-Wahlen kann der General- 

Landtag niemals anfgeschoben werden. Wird deshalb ein Kreis oder eine Stadt 
auf dem General-Landtage nicht ordnungsmäßig repräsentirt, so muß der Fiscal 
ex officio untersuchen, wem dabei etwas zur Last fällt. Die Beahudung vor­

gefallener Fehler wird alsdann bei der Behörde des Betroffenen nachgesucht.
9. Die Dauer des General-Landtages hängt von der Menge der 

Geschäfte ab. Die Sitzungen werden unausgesezt werktäglich von 9 bis 1 Uhr 

gehalten.
10. Die Kosten des General-Landtages werden von der Provinz 

aufgebracht, und von dem ersten General-Landtage werden die Repartitions- 
Grnndsätze in Vorschlag gebracht. Wieviel an Diäten und Reisekosten den De- 

putirten bewilligt werden soll, bestimmt der erste General-Landtag.

C. Geschäftsgang des General-Landtags.

Er läßt sich auf folgende Regeln zurükführeu.
1. Wer einen Vortrag machen will, zeigt dies dem Präsidenten schriftlich 

.au, der in der ofnen Versammlung den Tag bestimmt, an welchem die Sache 
verhandelt werden soll.

Dies ist nothwendig, nm teils einigermaaßen auf den Vortrag vorzu­

bereiten, teils eine Auswahl, wodurch den wichtigsten Gegenständen vorzugsweise 
die mehreste Zeit gewidmet wird, möglich zu machen. Giebt es keine solche Tages­
ordnung, sondern muß jeder Vortrag auf der Stelle debattirt werden, so können 
einige Schwätzer den ganzen Landtag fruchtlos machen, indem sie, unerschöpflich 

an Armseeligkeiten, eine nach der andern zum Vortrage bringen.
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1808 Mai 20. 2. Nur solche Borträge können sogleich zurückgewiesen werden, die ent

weder ganz klar nicht zur Competenz des General-Landtages gehören, oder die 

auf demselben General Landtage bereits ordnungsmäßig entschieden sind. Be­
schlüsse eines früheren General-Landtages können dagegen unbedenklich von neuem 
untersucht werden. ,

3. Ueber jeden Vortrag wird debattirt; der Commissarius Regius hält 
darauf, daß keiner verhindert werde, seine Meynung zu sagen, und daß die De­

batte nicht auf Gegenstände ausschweife, die nicht zur Sache gehören.

4. Sobald der Commissarius Regius bemerkt, daß Niemand mehr zur 
Aufklärung des Vortrages beizubringen hat, legt er der Versammlung die strittig 
gebliebenen Punkte deutlich vor und läßt darüber stimmen. Die absolute Mehr­
heit entscheidet, jedoch hat die Minorität das Recht, ihr Votum zu den Akten 
zu geben. Bei Gleichheit der Stimmen giebt der Zutritt des Commissarii Regii 
den Ausschlag.

5. Um gültig zu deliberiren, müssen wenigstens zwei Dritteile der ge­
setzlich von den Kreisen und Städten zu wählenden 36 Repräsentanten in der 

Sitzung anwesend seyn.
6. Ein jeder Repräsentant muß, wenn er behindert wird einer Sitzung 

beizuwohncn, solches mit Anführung der Gründe dem Präsidenten anzeigen. Ein 

Repräsentant, der ohne legale Entschuldigung wcgbleibt, erhält einen öffentlichen 
Verweis, und wenn er das unbefugte Ausbleiben wiederholt, muß er von dem 
Commissario Regio dem Fiscal angezeigt werden, der verpflichtet ist, ihn vor 
dem Obergericht der Provinz zur Rechenschaft zu ziehen und darauf anzutragen, 
daß er für unfähig erklärt werde, bei den Kreisversammlungen zu stimmen und 
als Repräsentant gewählt zu werden.

Der Gerichtshof muß auf diese Strafe erkennen, sobald keine Mildernngs- 
gründe statt finden. Wie viele Jahre diese Ausschließung dauern soll, hängt von 
richterlichen! Erkenntniß nach Maasgabe des Grades der Verschuldung ab.

7. Das Protokoll führt ein vorn Connnissario Regio hiezu zu wählender 
Syndicus unter Assistenz des General-Landschafts-Syndici. Zwei Protokollführer 
sind nöthig, da ein Mensch schwerlich einer so anhaltend angestrengten Aufmerk> 
samkeit fähig ist, als die Führung des Protokolls während einer langen Sitzung 
erfordert. Beide Officianten erhalten für jeden Sitzungstag Diäten.

8. Zu Anfänge jeder Sitzung wird das Protokoll der vorigen Sitzllng 

verlesen. Wer etwas ausgelassen oder falsch notirt findet, kann auf Verbesse- 
ruug antragen, die, wenn die Erinnerung unstrittig ist, auf der Stelle geschehen 

muß. Ist Widerspruch dagegen, so wird gestimmt, ob die Abänderung statt 
finden soll oder nicht.

9. In der lezten Sitzung wird ein Auszug aus den Protokollen vor-- 
gelesen, von der Versammlung rcvidirt, und wenn er ihre Genehmigung erhalten 
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hat, als General-Landtags-Abschied sowohl der Regierung eingereicht, als 1808 2)tai 20. 
auch durch den Druk öffentlich bekannt gemacht. Diese Publicität ist noth­
wendig, um den Gemeingeist thätig zu erhalten. Die Nation muß mit ihren 
Repräsentanten in der engsten Verbindung bleiben, und die öffentliche Meinung 
muß über die Verhaudluugen des General-Landtages wache», wenn das wichtige 

Institut uicht bald zu einem bloßen Formularwesen herabsinken soll.

Auerswald.

Schöns Kritik.

Zum Jmmediat-Bericht des Geh. Finanz-Rath v. Auerswatd 

vom 20. May 1808, die Organisation eines Landtages in

Preussen betreffend.

Zu 2. Die Repräsentanten dürfen nur Eine Kammer bilden. 1808Juni20.

Wen»: die Stell Vertreter des Volks ihre Bestiinmung ganz kennen oder so 
Vorurtheils- als Einflußfrey handeln, dann ist allerdings nur Eine Kammer noth­
wendig. Von diesen! vielleicht unerreichbaren Ziele sind aber selbst die culti- 

virsten Völker noch entfernt, ja! eins von diesen, das schon seit einer langen 
Reihe von Jahren an Repräsentation gewöhnt und dadurch dazu gebildet ist, 
hält sogar noch in diesem Augenblick die Trennung der Stell Vertreter in zwei 
Kammern für nothwendig. Bey uns, wo das Volk keinen Antheil an irgend 

einem Geschäfte der höchsten Gewalt hatte, wo man dadurch, daß man Communal 
Sachen zu Staats Sachen machte, ihm das entzog, was ihm zukam, wo man ihm 

jede Theilnahme an Staats Angelegenheiten sogar übel nahm, da ist zu besorget!, 

daß im ersten Annfange mehrere Missgriffe von Seiten der Stell Vertreter, theils 
aus Mangel au Einsicht, theils aus der Richtung entstehen werden, die das 
Volk darinn genommen hat, die höchste Gewalt sich als ein Oppositum zu denken. 
Dieser kann allein dadurch vorgebeugt werden, daß man jede Sache mehr als 
einmahl in verschiedenen Versammlungen zur Erörterung bringt. Mir scheinen 
daher 2 Kammern durchaus nothwendig.

Wer von den gewählten Stell Vertretern in die erste und in die zweite 
Kammer treten soll, halte ich für gleichgültig, wenn nicht besondere Requisite 
für jede Kammer aufgestellt werden, und dieß zu thun scheint mir nicht rath- 
sam. Den dagegen ausgestellten Gründen, daß die grossen Gutsbesitzer das Ober­
haus bilden, trete ich bey. Wollte man die ältesten Repräsentanten in die 
erste Kammer setzen, so würde bey dem Vorurtheil, das noch für das Alter
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1808 Juni 20. herrscht, es bald ein Vorzug seyn, im Ober Hause zu sitzen; jede Gemeine 

würde sich bemühen, den ältesten Mann zum Repräsentanten zu wählen, und so 
könnte der Landtag eine Versammlung von Greisen werden. Wenn das Loosen 
ganz Parteylos geschehen könnte, würde ich dieß vorschlagen, es ist aber dabey 
Einfluß zu besorgen. Mir scheint es am rathsanisten, ein Ereigniß, worauf in 
dein gegebenen Fall Niemand Einfluß habcu kanü, als Regel anzunehmen und 

zu bestimmen, daß wenn man alle Repräsentanten ihrem Alter nach ordnet, 
jederzeit die dritte Person in das Oberhauß tritt.

Zu 3. Zahl der Repräsentanten. Wenn die National Stell Ver­
treter in 2 Kammern vertheilt werden, kann die angenommene Zahl (36) noch 
vermehrt werden. Die Zahl der Land Raths Creyse wird, weil selbst nach dem 
neueren Plan noch mehrere Creyse zu groß sind, in Ost Preußen auf 15 statt 
14, und in Litthauen auf 12 statt 8 gesetzt werden müssen; i. s. wenn jeder 
Creyß Eine Person deputirt = 27 ländliche Deputirte. Die Städte haben 

meines Erachtens nach dem gemachten Vorschläge selbst bey 27 ländlichen De- 
putirten verhältnißmäßig eine zu starke Repräsentation. Das angemessenste wäre, 
die Zahl der activen Staatsbürger als Fundament anzunehmen und zu be­
stimmen, daß eine gewisse Anzahl derselben Einen Deputaten wählt. Für Stadt 

und Land wären alsdann keine besondere Bestimmungen nöthig, und jeder Creyß 
könnte für sich abschliessen. Er kommt dabey aber auf Bestimmung der Requisite 

eines activen Staatsbürgers und dabey wieder sehr wesentlich auf ein richtiges 
Verhältniß der ländlichen und städtschen Gewerbe an. Hiezu fehlen aber theils 

alle hinreichend genaue Nachrichten, theils würde dieß den Plan sehr schwankend 
in der Ausführung machen und so andere Nachtheile mit sich führen. Annähe­
rung all dieß Prinzip ist aber nothwendig, so daß dessen Ausführung durch die 

jetzige Einrichtung vorbereitet wird. Man kann annehmen, daß das (sic) Produkten 
Verkehr sich zur Fabrikazion und zum Handel wie 4 zn 1 verhalte, so daß liur 
7« der Repräsentanten von den Städten geschikt werden dürfen. Hiernach könn 

ten bey 27 ländlichen Deputirten nur 9 städtsche Deputirte seyn. Nach den 
iilir zugekommenen Nachrichten sind üt Ostpreußen

914 adliche Güter und
6641 bürgerliche eigentümlich besessene Güter 

i. 8. 7555
Wenn man nun die kleinen Grundbesitzer unter 4 Hufen Cölmisch (8 Hufen 

Magdebnrgisch) ausnimmt uild die Erbpachts Güter und die Erb Ziilß Güter da 

zurechnet, so sind 7500 anzunehmen. Da nun 15 Deputirte in Ost Preussen 
vom Lande gestellt werden sollen, so könnte man annehmen, daß weil bey den 
einzelnen Creyßen der Ueberschuß aussällt, 400 stimmfähige Grund Eigentümer 
aus deln platten Lande Einen Depntirten schiken. Um für die Städte ein ähn­

liches Prinzip bey dein Gesichtspunkte aufzllstellen, daß die Zahl der städtschen
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Deputirten nur */<  des Ganzen sey, fehlt es an Materialien. In Absicht der 1808 Juni 20. 
Städte könnte man vor der Hand die in Borschlag gebrachte Einteilung mit der 

Maaßgabe lassen, daß
1. Königsberg nur 2 Deputirte schike,
2. Memel, Tilsit und Ragnit, welche Ein Interesse haben, Eine Person 

deputiren, und
3. Pillkallen und Schirwind wieder zur Jnsterburgschen Sozietät geschlagen 

werden.
Die Zahl der ländlichen Deputirten wird nach diesem Plan wahrscheinlich 

36 seyn und die Zc^hl der städtschen Deputirten 12. Dieß wäre Vs- Je mehr 
aber Domainen veräußert und bey der jetzt unbeschränkten Dismembration, welche 
Folge der allgemeinen Besitz Fähigkeit seyn muß, Güter getheilt werden, muß 

die Zahl der ländlichen Repräsentanten zunehmen.
Zu 4. Die Stimmfähigkeit würde ich nicht an das landschaftliche Credit 

System knüpfen, weil sonst alle Erbpächter und Erb Zinß Leute entfernt werden. 
Diese sind aber vollkommene Eigentümer, denn die Jurisdiction und Polizey 
Gewalt kann nicht zuin Wesen des Eigentums gehören. Ich schlage vor, jeden 
für Stimmfähig zu erklären, der über 4 Hufen Culmisch und mehr des Domi­
nium utile hat.

Wahlfähig würde ich nur in so fern jeden Stimmfähigen halten, als er 

nicht im Dienst des Staats ist. Denn sonst ist zu besorgen, daß bey bei» Ein­

fluß, den die Ofsizianten auf die Wählenden haben, der Landtag zum grvsten 
Theil eine Versammlung von Staatsdienern werden dürfte. Zu Staatsdienern 
würde ich auch diejenige zählen, welche um ein Gewerbe zu treiben oder einen 
Communal Posten zu haben, dazu im Staatsdienst vorbereitet seyn müssen. 
Dadurch werden alle Juftitz Commissarien und Richter entfernt, denen bey der 

jetzigen Art ihrer Bildung in der Regel keine klare Annsicht in Gesetzgebungs- 

Angelegenheiten zuzutraueu ist.

Zu d. In den Städten scheint es rathsam, nur den wahlfähig zu machen, 
der wenn er nicht mit einem Grundstük von wenigstens 4000 Thalern (etwa 
gleich dem Werth von 4 Cölmischen Hufen) angesessen ist, doch einen Verkehr von 
8000 Thalern jährlich hat. Sonnst ist zu besorgen, daß Interesselose Deputirte 

von den Städten geschikt werden.
Zu 5. Daß ein Commissarius der höchsten Gewalt bey jeder Kammer 

des Landtags sey, ist keinem Bedeuukeu unterworfen, da die Ration noch zu un­

bekannt ist mit ihren Verhältnißen, in welche sie gesetzt wird, ist, und leicht diese 
Grenzen überschreiten könnte. Aber daß dieser Commissarius beim Landtage 
präsidire, halte ich für nachteilig; der Landtag verliehrt dadurch seine Selbst­
ständigkeit, er würde geleitet werden und seine Produkte würden nicht den
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1808 Juni 2O. Werth haben, den man von ihnen fordert. Ich schlage umnaaßgeblich folgen­

des vor:
1) Der Commissarius des Königs veranlasse die Wahl der Deputirten und 

bestimme die Streitigkeiten darüber.
2) Er eröfne den Landtag mittelst einer Annrede und Anzeige der von Seiten 

des Gouvernements zur Deliberation gestellten Punkte.

3) Er veranlasse die Absonderung der 2ten Kammer.
4) Er veranlasse die Wahl der Sprecher oder der Präsidenten in beiden 

Häusern.
5) Er mache jeden Präsidenten auf seine Pflicht als Polizey Verwalter der 

Gesellschaft auftnerksam und nehme
6) An der Debatte selbst nur in so fern Theil, daß er

a. alle Nachrichten, die er geben kann, gebe,
b. daß er unbedingt ein Veto cinlege, so bald der Landtag seine Pflicht 

gegen die höchste Gewalt, sey es durch einzelue Aeußerungen oder 
Beschlüsse überschreitet,

c. er empfange nomine Regis die Beschlüsse.
7) So wie int Englischen Parlament das Hauß nur ein Hauß ist, wenn 

Krone und Zepter aus dem Tisch liege», so sey der Landtag nur Laud- 
tag, wenn der Köuigl. Commissarius anwesend ist.

Die Debatte kann alsdann frey, aber gesetztlich gehen, und die Autorität 
des Commissarius wird mehr erhalten, als dieß der Fall seyn würde, wenn er 

ein Mitdebattirender wird.
8. m.

Schön.
K Königsberg) 20. Inny 8.

Stägemauns Kritik, sowohl über Auerswald als über Schön.

P. m. h.

über den Plan zur Organisirung eines General Landtages für Ostpreußen.

1808 Aug. 19. 1. Der Plan ist ein Fragment einer Staats Constitution, welches des­
halb nicht befriedigen kann, weil es ihm an einer Basis fehlt. Ob es daher 
iiidjt nothwendig sei, den Plan so lange zn beseitigen, bis eine Repräsentation 

und eine Einwirkung des Volks (durch die Repräsentanten) in die höchste Ge­
walt feststehe, wird dem erleuchtetern Urteil vorbehalten. Würklich möchte es 
doch, aller Protestationen ungeachtet, den Vorwurf erwekken, als gehe man damit 
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um, Motten in den Purpur der höchsten Gewalt zu bringen, so lange keine 18O8Aug. 19. 

Constitution vorhanden ist.
2. ad A. 1. a.
Welches sollen die Erfolge dieser Vorlegung seyn?
Die PublicitLt wird sich an die Verhandlungen des Landtags um so mehr 

anschließen müssen, damit die Nation sich auch von der Tauglichkeit seiner (sic) 
Repräsentanten unterrichte. Denn es kann sich in solchen Versammlungen, deren 
Majorität nur zu oft das Spiel irre geleiteter Leidenschaften ist, auch wohl er- 
eignen, daß entweder zu Durchführung schlechter Gesetze die Hand geboten oder 

guten Gesetzen entgegen gewürkt werde.
3. ad A. 2.
Die General Contrôle kann nur dann von Nutzen seyn, wenn den Stän­

den eine Theilname an der Administration gestattet wird. Sonst artet sie in 
einen der allgemeinen Wolsart nachtheiligen Krieg gegen die Administrations 

Behörden aus, deu uicht die öffentliche, sondern die Privat Meinung irgend 

eines der Versammlung imponirenden Wortführers erregt und unterhält. Diese 

Wortführer werden nie das Vertrauen der Regierung gewinnen und selten ver­
dienen.

4. ad B. 1.
So lange keine Constitution cxistirt, muß es den Wählenden allerdings 

frey stehen, ihre Repräsentanten in so weit mit einer Instruction zu versehen, 
als davon die Rede ist, welche Gegenstände zur Berathschlagung des General- 
Laudtagcs gebracht werden sollen.

5. ad B. 2.

Bei dem beschränkten und unvollkommenen Zwckke des Landtages ist Eine 

Kammer völlig hinreichend.

Ist aber die Frage von einer Constitution, so halte ich eine Riittel Instanz 

zwischen dem Souverain und dem Volk um so uothwcndiger und wesentlicher, 
als in einem unmoralischen und unenergischen Zeitalter die Impulsione» des 
Volks die Vernichtung der Constitution und die Zerstörung der allgemeinen 
Wohlfarth herbeiführen. Diese Mittelmacht muß aber eilt Stand seyn; den 
Vorschlag, daß das Oberhaus aus den Repräsentanten der ersten Kantnter nach 

einer zufälligen Regel gebildet werde, halte ich nicht dem Zwekk entsprechend, 
glaube vielmehr, daß mir ein gereinigter höherer Adel dieses Oberhaus consti- 
tuiren könne. Was hier ad b gegen die großen Gutsbesitzer angeführt wird, 
kann ich nicht einräumen. Warum soll die Intelligenz des größern Adels ge­
ringer seyn? Auch düukt mich, kommt es für die vorliegende Bestimmung mehr 

auf einen wohlgeordneten Willen an. Der Vorwurf einer für das geschäftige 
und öffentliche Leben nicht geeigneten Erziehung trift in der Regel den mittlern 
Adel weit mehr, der dem Soldatenstande gewidmet wurde. Wie? ist bekannt.

Lehman», Knesebeck und Schön. 20
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18O8 Ang. 19. Bom Zutrauen der Nation konnte die Rede nicht seyn. Wer ist die Nation? 
Und an der öffentlichen Verwaltung hatte so wenig der höhere Adel als solcher 

noch der andere Theil.
6. ad 3 finde ich (immer in der Voraussetzung für den vorgeschlagenen 

Landtag) die Anträge ganz zwekkmäßig; wobei es gleichgültig ist, wenn auch die 
landräthlicheu Kreise vermehrt werden und noch mehr ländliche Deputirte zu- 

treten.
7. ad 4 würde ich in Ansehung der Deputirten des platte» Landes es bei 

dem Vorschläge laßen.
Erbpächter und Erbzinsleute sind vom Kredit Systcin nicht ausgeschloßen. 

So weit sie es sind, erscheint der Eigenthümer auf dem Kreistage.
Staatsbeamte, die ländliches Eigentum besitzen, auszuschließen halte ich 

für ungerecht und zwckkwidrig. Hat der Adliche Gutsbesitzer A bis O und der 
Köllmcr P bis Z eine klare Ansicht in Gcsetzgebungs Angelegenheiten? Da es 
schwierig ist, hier einen Maasstab (und welchen) anzulegen, so muß wohl billig 
der Besitz des Gruudeigenthums entscheide«, es mag von den Wählern oder den 
Repräsentanten die Rede seyn. Nach bisheriger Erfahrung haben sich die Staats­

beamten eher entgegen als zugedrängt, und da durch den vorgeschlageneu Land­
tag der Einfluß nicht verstärkt wird, so möchte dies auch fernerhin geschehen.

In Ansehung der Städte wird die beabsichtigte Municipal-Berfaßung das 

Nähere bestimmen können.
8. ad 5. Das Präsidium eines commissarii regii halte ich nicht allein für 

entbehrlich, weil die Beschlüße ohne Königl. Sanction doch keine Gültigkeit haben, 
sondern auch für schädlich, aus den von H. G. F. R. v. Schön angeführten 
Gründen. Eben das gilt von seiner Anwesenheit überhaupt. Das Präsidium 
führe ein von der Versammlung selbst zu wählender Landtags Director oder 

Präsident.
9. ad G—10 finde ich nichts zu erinnern.
10. ad C auch nicht, nur daß der Landtags Director dem commissario 

regio, und ad 7 ein Secretair dem Syndikus substituirt werde.
Uebrigens scheint die ältere Benennung Landtag der Benennung Gene­

ral Landtag vorzuziehen. Letztere wurde in Angelegenheiten des Credit Sy­
stems gewählt, theils den Unterschied vom ständischen Landtage, theils anzudeuten, 
daß ein größerer Ausschuß gemeint sei.

Staegcmann.
19. August 8.
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2. Scharnhorst an (Hardenberg) über den Austritt der preußischen 
Offiziere von 1812').

Geh. Staats-Archiv.

Boyen glaubt darin des Königs Gnade verlohren zu haben, daß derselbe 1813 Febr. 8. 

ihm keine Antwort auf feine abgegebene Aufträge au vertraut hat*).  Es kamen 
jezt eine Menge Osficire, die sich anderwärts versucht haben, zurük. Hören 
Sie, daß der König gegen diese seine Ungnade über ihr Weggehen ausläßt und 
daß selbst Boyen diese trift, so verliehren wir sie, denn sie werden mit Freuden 

in der deutschen Legion in Rußland ausgenommen. Gerade in dieser Klasse von 
Offieieren fehlt es uns aber; diese sind für uns ein eben so großes Bedürfniß 
als die Vermehrung unsrer Streitkräfte. Aus diesen Gründen glaube ich mich 

verpflichtet, deu Umstand mit Boyen anzuzeigen, wo bei ich noch hinzufüge, daß 
nur die schlechteren sich eine ungnädige Ausnahme gefallen lassen werden. Uebri- 
gens will ich hier mit gar nicht das Benehmen dieser Herrn gegen den König 

vertheidigen; ich habe es nie gebilligt, und meine Bitte gehet nur dahin, daß 
der König seiner Empfindlichkeit keinen Raum geben möchte, weil die Zeit Um­
stände Verzeihung erfordern.

Boyen will Morgen weg.
v. Scharnhorst.

Den 8ten Febr. 13.

3. Kapitän Rocdcr rechtfertigt sich beim Könige wegen feines Abschieds- 
gcfuches. 18. März 1812.

Zu S. 63.

Ew. Königliche Majestät haben mir durch die Art meiner Entlaßung aus 1812März)8. 
Allerhöchstdero Diensten stillschweigende Beweise Allerhöchst Ihrer Ungnade ge­
geben. Mein Gesuch an und für sich kann diese deßhalb nicht veranlaßt haben, 
weil Ew. Majestät von mir in so stürmischen Zeiten wohl schwerlich Ausdauer 
in der unwandelbaren Treue gegen meinen rechtmäßigen Souverain erwarten 
könnten, wenn ich in meinem übrigen Leben die Consequenz meiner Ueber­
zeugungen unterbräche. Ich muß daher glauben, daß Ew. Majestät die Schnel­
ligkeit mißfallen habe, mit welcher ich jenes Gesuch angebracht, und mich hier-

*) Durch diesen Brief, der mir erst während des Druckes bekannt wurde, wird die auf 
S. 71 A nm. 2 erwähnte Ueberlieferung, daß Scharnhorst die Abschiedssorderungen nicht nur nicht 
Provocirt, sondern sogar gemisbilligt habe, zur Gewißbeit erhoben, und Knesebecks Erzählung 
aufs neue in einem entscheidenden Punkte widerlegt. Vgl. S. 44 f.

-) In einem andern Briefe aus dieser Zeit tadelt Scharnhorst Boyen wegen seiner 
Empfindlichkeit.

20*
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1812 März 18. über mit kurzen Worten rechtfertigen zu dürfe» bitte ich allerunterthänigst um 
Erlaubniß. Die Ehre gebot mir, mein Gesuch der Mobilmachung vorausgehn 
zu laßen; um so weniger durfte ich dabei Zeit verliehreu, da ich keine besondere 
Anstellung hatte und mit Fug und Recht erwarten mußte, mit darunter begriffen 
zu seyn, ich ulich auch uiemahls einem Schicksale, was würdigere Cameradeu x
trift, auf irgend einem Wege würde haben entziehen wollen.

Wenn ein König die meisten Erfahrungen über menschliche Undankbarkeit 
macht, so würde es mich tief schmerzen, wenn Ew. Majestät diese Erfahrung 
auch durch mich vermehrt zu sehu glaubten, und es ist daher einzig und allein 
der Zweck dieser Zeilen, Eiv. Majestät die ehrffrrchtsvolle Versicherung zu wider- 
hohlen, daß die gnädige Behandlung und das Vertrauen, deßen Allerhöchstdieselben 
mich bey verschiedenen Veranlaßungen würdigten, voir mir nicht nur niciuahls 
vergeßen werden kann, sondern meine rücksichtsloseste Ergebenheit an den König 
ineines Vaterlandes auch feruer wie bisher die ernsthafteste und unzweideutigste 

Prüfung zu keiner Zeit scheuen wird.
Mit diesen Gesinnungen ersterbe ich in Ehrfurcht

Gabow bey Lenzen b. 18. Märtz «“• äiglichm Majestät

. allerunterthänigster v. Roeder

vormahls Hauptmaun int General Stabe.

4. Berichte über das Benehmen der kriegführenden Heere und über die 
Stimmung in Ost- und Westpreuszen. Winter 1812/3.

Geh. Staats-Archiv.

Schön 11. November 18121).

i) Theilweise bei Pertz Stein III, 586. Das Schreiben ist an Hardenberg gerichtet; ebenso 
die übrigen, bei denen kein andrer Adressat genannt ist.

1812 Nov. 11. Pflichtmäßig muß ich hier meine Anträge wegen Anstellung Preußischer 

Gouverneure und Contmettdanten wiederholen. Darinn daß die Französische 
Officiere keine Ordnung halten, im Gegentheil sich Exzesse erlauben, scheint mir 
Grund genug zu liegen, die Macht wieder aufzunehmen, die Unserem Könige 
zustcht. Eben so nothweitdig ist eine bedeutende Vermehrung der Gensd'arnterie, 
wenn die Provinz nicht mit Preußischen Truppen besetzt werden kann. Beides 
würde selbst zum Bestell der Franzosen nothwendig seyn; denn sollten die Fran 
zosen hier durchretiriren, so ist, wenn beides nicht geschieht, der Aufstand höchst 
wahrscheinlich. Retirirende Truppeli halteit niemahls Btannszucht, und die Au 
maassung der Franzosen, au die sie seit Jahrcu gewöhnt sind, wird nicht nach 
laßen. Dagegen duldet diese Aumaassung hier Niemaud mehr; der Glaube au

—
r -
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die Uuüberwiudlichkeit ist durch die Aeusserung jedes Soldaten und jedes Juden, 1812 Nov. 11. 

der von der Armee kommt, erloschen, und der Gleichmuth, mit dem das Volk 
an andern Orteil Zurücksetzungen unseres Gouvernements erdulden mag, sinket 
hier, wo ein sehr großer Theil Menschen nicht viel mehr zu verliehren hat und 

überhaupt ntehr Regsamkeit statt findet, nicht statt ....
Als Belag der Stimmung darf ich nur folgendes bemerken. Der hiesige 

Kriegs Kommissair wollte die hiesige gelehrte Schule blos und allein aus Chi­
cane zum Lazareth nehmen. Er ließ von Soldaten und unter Wache Bettstellen 
hineintragen, und die Bürger warfen sie heraus. Dies machte Lernt, und als 
die Bauern auf dem nächsten Dorfe davon hörten, hielten sie sogleich einen 

Französischen Transport mit Gewalt an, und nur das kluge Benehmen des 

Land Raths hemmte den Fortgang.
Die Stimmung ist so, daß nur ein Funke nötig ist, um Flammen zu haben, 

und die Franzosen selbst fürchten, auf einer Retirade erschlagen zu werden. Und 
diese Stimmung, die bey allen Ständen allgemein ist, ist von Memel bis 

Johaunisburg, und sie ist um so lebhafter, weil Niemand mehr glaubt, daß wir 

nicht im Stande wären, den Gräueln zu begegnen.
Ohne mich in die Politik mischen zu wollen, habe ich das anzeigen zu 

müßen geglaubt.

Schön 5. Dezember.

Berichtet über russische Siege und fährt dann fort: „Und bey dieser Dezember 5. 

Lage der Dinge muß ich doch wieder zwei sehr grelle Anmaassungeu der Fran­
zösischen Autoritäten anzeigen:

1. Ein Schreiben des hiesigen Französischen Commendanten an den hiesigen 

Bürger Meister. Er giebt vor, den Befehl zu habe», jeden zu arretircn und 
nach Königsberg zu schicken, der den Franzosen unangenehme Dinge verbreitet. 
Der Bürger Meister hat ihm zwar sehr gut darauf geantwortet, aber die An- 
maassung ist wieder sehr stark, und sollte ein Exzeß dieser Art Vorkommen, so 
dürfte es nach der Stimmung in der Provinz zu sehr ernstlichen Austritten 

kommen.
2. Abschrift einer Anzeige des Polizey- Director Flesche zu Diemel vom 

2ten d. M., nach dem die Franzosen dort sich fortwährend in die Verwaltung 
der Hafen Polizey mischen und der General Loison sogar Confiscations Ordres 
einheimischer Schiffe, die zu Hause kommen, giebt.

Es ist zn viel verlangt, daß Menschen, welche 20 Jahre lang in der be 
kannten Art Krieg geführt haben, auf einmahl, selbst wenn ihre Lage sehr übel 
ist, die gewohnte Aumaassung ablegen sollen." Fordert abermals die Einsetzung 
vaterländischer Gouverneure uud Commandanten.
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Schön 13. Dezember.

1812 Dez. 13. Das höchst auffallende Benehmen des Marschall Macdonald gegen unsere 
braven Truppen übergehe ich, weil es speziell angezeigt sehn wird. Es empört 

Jedermann.

Schön 15. Dezember.

Dezember 15. Einzelne Franzosen änssern vertraulich Besorgniß, daß der hiesige Land 

Mann das frühere Benehmen jetzt würde empfinden lassen, und wirklich ist Auf­
merksamkeit nöthig, um bedcutcude Ereignisse zu verhüten. Die Franzosen be­
zeugen nun eine Langmuth, die im lebhaftesten Widerspruch mit der ehemaligen 
Anmaaßung steht.

Schön 16. Dezember.

Dezember 16. Ich muß wieder auf das Bild zurükkommen, das die zurükziehenden Trup­
pen hier liefern. Kein Mahler dürfte hier idealisiren. Das Elend ist kaum 
glaublich. Die Bürger hier waren sehr erbittert und empfanden die Anmaaßungcn 
gegen unser Gouvernement sehr tief, aber dieser Anblik, wo man den Einzelnen 

in der traurigsten Lage sieht, in der ein Mensch kommen kann, durch Frost ver 
stümmelt, ohne Bekleidung, verhungert, erschüttert selbst den gröstcn Feind dieses 
Volks, und man giebt dem Wehrlosen Obdach und Speisung. Eine so zurük- 
kommende Armee wird selten eine Generation sehen.

Schön 19. Dezember.

Dezember 19. Auf dem Lande erlauben sich die französischen Truppen doch manche 

Exzesse.
Die Stimmung im Inneren ist lebhaft für König und Vaterland.

Schön 20. Dezember.

Dezember 20. Die in Neustadt stehenden Cosaken sind gestern nach Schirwindt gekom- 
mcn und haben von der Stadt 200 Dukaten Contribution gefordert, und als 
man dieß nicht gleich bewilligen und geben wollte, die Stadt in Brand zu steken 
gedroht und einige Läden geplündert. Das letzte kann aber nicht von Bedeutung 

gewesen seyn....
Der Major v. Kall in Tilsit kann uns manches Nebel znfügen. Es haben 

sich einige unmondirte blos mit einem alten Pallasch bewafnete Pohlen nach Tilsit 

durchgeschlichen; dieß und die Behauptungen der französischen Machthaber, daß eine 
große Armee sich bey Königsberg sammele, haben den Major v. Kall veranlaßt, 
die Cosaken aus der Grenze bey Tilsit mit 70—80 Mann heute auzugreiffen. 
Als ich die Nachricht davon beute früh bekam, habe ich sogleich Jemanden nach 
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Tilsit abgeschikt, um den Major v. Kall von der Lage der Sache spezieller zu 

unterrichten.

Schön 21. Dezember.

Sendet Abschrift „des heutigen Rapportes von Stallupöhnen, der mehrere 1812 Dez. 21. 

interessante Thatsachen enthält."
In demselben heißt es: „Ich suche nach Möglichkeit die unbeschreiblichen 

Leiden der Franzosen zu mildern, finde aber ungemeine Schwierigkeiten, da die 

Herzen insgesammt gegen diese Unglücklichen erbittert sind, deren jainmervoller 
Zustand mir oft Tränen entlockt hat. Die niedrige Volks Klasse, insbesondere 
die Bauren, erlauben sich in ihrem Fanatismus die gräßlichsten Mißhandlungen 
gegen die im Elende verzweifelnden, und höchstens nur in der Stadt bin ich im 
Stande solches zu hindern; in den Dörfern und auf den Landstraßen läßt man 
alle Wuth gegen sie aus. Hätte ich schon meine Gensd'armerie, so könnte ich 

sehr viel gutes stiften.
Es hat auch alle Folgsamkeit der Bauern gegen die Beamten ausgehört. 

Kein Mensch stellt sreywillig Fuhren. Der Beamte Stentzler in Dargkehmen 
allein hat noch Einfluß, alle andern laßen mich im Stich, und ich muß mich der 

künstlichsten Operation bedienen, um mir Transportinittcl zu schaffen."

Auerswald 22. Dezember.

Blos in Kaschgkehmcn haben die Kosaken geplündert, außerdem sich aber Dezember 22. 

sehr gut betragen und sogar die Fourage bezahlt.

Schön 23. Dezember.

Berichtet den am 21. erfolgten Einzug Tettenborns in Tilsit. „Die Dezember 23. 

Mannszucht wird sehx gerühmt. Mau kränkt kein Eigenthum und bestraft den, 

der es verletzt. Major v. Kall hätte durch seine Gegenwehr, zu der er vou 
General Loison die strengste Ordre hatte, die Stadt und die Gegend unglücklich 

gemacht, wenn nicht der Oberst Tettenborn die Russischen Truppen fiihrtc, der 

aufs äusserste gelobt wird
Die Stadt Schirwiudt hat eüic Russ. Sauve Garde bekommen und hat 

Deputirte an den General Tutschkoff geschickt, um ihre Brandschatzungeu zurük 
zu erhalten. Selbst in Pohlen soll strenge Mannszucht seyn."

Schön 24. Dezember.

Jeder, der aus dem Herzogtum Warschau kommt, lobt die den einzelnen Dezember 24. 
Thatsachen nach wirklich höchst seltene Mannszucht. Alles wird bezalt, und der 
kleinste Exzeß wird bestraft. Die beiliegende merkwürdige Proclamation Sr. Maj. 

des Russ. Kaysers an die Armee trägt gewiß wesentlich dazu bey. Sie und das 

Benehmen ist des grossen Sieges würdig.



312 Beilagen.

1812 Dez. 24. Eben das Lob der vorzüglichen Mannszucht kommt aus Tilsit. Mir 
schreibt von dort Jemand: „Es kostet wahrlich Mühe, den Cosaken irgend Etwas 
ohne gleich baare Bezalung von ihrer Seite aufzudringen." Die Cosaken 
haben viel Geld, insbesondere Gold, man hat in Tilsit bey einem Cosaken 
2000 Napoleond'or gesehen.

General Kutusow hat durch den Obersten v. Tettenborn, den man überaus 
lobt, der Stadt Tilsit erklären lassen: er sey von Sr. Maj. dein Rufs. Kayser 
beauftragt, Tilsit vorzüglich zu schonen ...

In meinen früheren Berichten habe ich angezeigt, daß in der Stadt Schir- 
windt und in einigen Grenzdörfern Cosaken herüber gekommen sind und Geld 
erpreßt haben. Der Land Rath schickte deshalb einen Offizianten an den corn- 
mandirenden Obersten. Der Oberste gab die Antwort, ihm sei dieß schon durch 

Bauern bekanndt geworden, und die Cosaken waren, wie der Offiziant sich selbst 
überzeugen muste, schon sehr hart bestraft

Man verbreitet nach hier, daß 4000 Mann Franzosen allein in diesen 
Tagen in Gumbinnen einrüken würden und hat zu dem Ende den ehemaligen 
Französischen Commcndanten und Kriegs-Kommissair, die sich hier die Exzesse 
erlaubten und dafür biß heute noch nicht bestraft sind, wieder hieher geschikt. 

Es ist eine hohe Probe des Edelsinnes des hiesigen Publikums, aber es wird 
den wehrlosen Menschen nichts zu Leide thun

In diesem Augenblike wird mir gemeldet, daß die Franzosen aufs Neue 
zwei unschuldige Menschen in Gaudischkehmen arretirt haben und sich Erpressungen 

an Fourage erlauben, die man doch aus dem Magazin erhält.... Es ist kaum 
glaublich, daß Soldaten in dieser Lage sich solche Exzesse erlauben können, aber 

es war vorauszusehen. Der Intendant v. Blumberg zeigt mir ait, daß, obgleich 
hier Fourage lag, doch mehrere Dorffchaftcn so ausgezehrt sind, daß sie nicht die 
Saat haben; er versichert, daß selbst da, wo Bons gegeben sind, sie zu geringe 

gestellt sind. Im Amte Dargkehmen hat man eine Bauer Witwe ausgezehrt 
und zuletzt noch die Gebäude anngestekt. Da die Portionen jetzt regelmässig er­
folgen, so fängt die Anmaaßung wieder an. Gott müste auch ein Wunder thun, 
wenn es anders seyn sollte! Aber die Erbitterung nimmt immer mehr zu, und 
bleibt die jetzige Lage der Dinge noch einige Zeit, so wird es auffallende 
Spuren geben.

Schön 26. Dezember.

Dezember 26. Gestern etwa um 9 Uhr Morgens rüste ein Pulk Cosaken hier ein. Sie 

kamen von Schirwindt. Bey dem Einzüge riefen sie Hurrah, und als ein 
Bürger auf dem Markte hierum einstimmte, riefen sie ihm zn: Rus noch ein­
mahl' Hurrah für Deinen König, und sie riefen mit. Kein Mensch wurde be­
leidigt oder verletzt; man suchte nur den Französischen Eommeudanten und 
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Commissair, die entspringen wollten; aber selbst bey diesem Suchen geschah durch- 1812 Dez. 26. 

aus feilt Exzeß. Die Gensd'annes Offiziere sagten dem Obersten, wer sie waren, 
und die Cosaken Offiziere begrüssten sie mit Händereichen. Der Oberste kam 
mit seinem Gefolge gleich zu mir, fragte: ob ich die Proclamation an die 

Preussen und an die Armee bey ihrem Einmarsch in Preussen hätte und setzte 
hinzu: Er habe die Ordre, wie in Freundes Land zu handeln, jede Autorität 
zu schützen und die höchste Ordnung zu halten. Sein ganzes Benehmen zeigte 

die höchste Auftnerksamkcit. Den Gensd'annes gab er einen Schutzbrief und 
wieß seine Wache an, sie zu respectiren; der Post gab er einen Cosaken zur 
Disposition, und jetzt (es sind beinahe 24 Stunden verlaufen) ist kein Exceß, 

keine Beschwerde vorgekommen. Ich bat ihn um eine Sauve Garde für das 
Gestüt; er antwortete mir: wir sollen uns betragen wie in Freundes Land, es 
kann kein Exzeß vorkommen, wir bedürften keiner Sauve-Garden. Und diese 
24 Stunden sind wirklich ruhiger vergangen als viele vorhergehende

Eben das Lob der guten Mannszucht kommt von Tilsit und aus Pohle».
Der Cosakeu Oberste läßt mich eben bitten, ihm ein Zeugniß über das Be­
nehmen seiner Truppen zu geben. Ich bekenne die Wahrheit. Er äussert zu­
gleich den Wunsch, der auf Gründe und Instruktion zu beruhen scheint, daß 
das Betragen der Russischen Truppen bey uns bald und treu Allerhöchsten Orts 
in Berlin bekannt werde.

Auerswald 27. Dezember.

Durch Haidekrug ist den 25. d. M. ein Pulk Kosaken durchgegangcn . . Dezember 27. 
Selbige haben sich sehr gut benommen und die daselbst zur Fortschaffung der 
Preußischen Militair Effecten versammelte Wagen nach Hause geschikt. Uebrigens 

haben sie sehr viel Freundschaft gegen Preußen bezeugt.

Schön 28. Dezember, vermutlich an General Bülow.

Erzählt das Einrücken der Russen in Gumbinnen wie oben und fährt Dezember 28. 
dann fort: „Der Oberste zeigte die höchste Aufmerksamkeit gegen unser Gouverne­
ment, der kleinste Exzeß wurde mit übermässiger Strenge von ihm bestraft. 
Nur das französische Lazaret wurde geplündert, aber auch dieß hemmte der 

Oberste. Er konnte es nur nicht ganz, weil seine Cosaken darauf zu rechnen 
schienen. Er bat aber selbst einen Gensd'armes vorzustellen.

Den 26. früh kam von General Kutusow aus Tilsit der Auftrag hieher, 
die beiliegende Proclamations hier drnken zu lassen. Ich erklärte dem Obersten, 
daß unseren Gesetzen nach hier nichts Politisches gedrukt werden dürfe, ich also

1) Aufruf au die Einwohner Preußens: „Rußlands Krieger haben den schändlichen Ein­
bruch in ihr Land gerächt" u. s. w. und Wittgensteins Armeebefehl vom 3/15. Dezember.
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1812 Dez. 28. nicht den Druk veranlassen könne. Diese Antwort schien er nicht gerne zu haben 
und sagte: ich möchte ihm dieß schriftlich geben. Dabey batte ich kein Bedenken 
und schrieb daher unter das Manuscript: nach Preußischen Gesetzen darf Nichts 
politisches, also auch dieß hier uicht gedrukt werdens. Nun ließ er mir durch 

den Französisch sprechenden Offizier sagen, er würde jetzt seinen Befehl aus- 
führen und die Drukerey mit Cosakcn besetzen lassen. Und als er von mir war, 
schikte er einen Offizier und 10 Mann in die Drukerey und lies; das Ding mit 

Gewalt druken, befahl dem Bürger Meister es anzuschlagen und ließ es durch 
Cosaken in der Stadt vertheilen. Das Annschlagen unterließ der Bürger 
Meister

Ich besorge, daß die Affairen bey Tilsit einen übelen Einfluß auf das 
Benehmen der Russen haben können. Sie nehmen den Frieden mit uns als 
gewiß an, und Täuschung hierinn würde ein sehr übelcs Benehmen erzeugen.

Die Berufung der Beurlailbten und Krieger ist durch den Eininarsch der 
Russen ganz gehemmt. Sie erbrechen die Briefe, die mau durch Ordonanzen 
und Estafetten schikt. Es wäre also der einzige Weg, daß Ew. Hochwohlgebohrcu 
Unter Offiziere nach Masuren zu diesem Zwck schikteu. Die Russen hier mein­

ten zwar, wir wären Freunde, aber ich habe doch bemerkt, daß sie die Ein­
ziehung von Mannschaft nicht dulden würden und vielleicht die Landes Admi 
nistration an sich ziehen würden. Einige Beurlaubte solteu schon ausgeplündert 
seyn. Ich muß daher Ew. Hochwohlgebohren bitten, da von hier aus noch keine 
Sicherheit statt stundet, die Einberufung militärisch zu veranlasseu. Die Russen 

lassen nur Posten in den von ihnen besetzten Theilen gehen."

Schön 29. Dezember.

Dezember 29. Die Versicherung in dem (russischen) Aufrufe, daß Rußland im Verfolgen 
seiner Siege Preussen nur militärisch betrete, hat hier eilte angenehme Sensation 

erregt ....
Die in diese Provinz gekommenen Russischen Truppen sind in sehr gutem 

Zustande und sind oft mit der äußersten Strenge angelegentlich bemüht, die 
beste Mannszucht zu erhalten. Sic erklären laut, daß sie mit uns keinen Krieg 
haben wollen, und haben auch in Tilsit alle Sauve-Garden versagt, weil man 
nur im feindlichen Lande diese geben könne ....

Der Russische Obriste hier äußerte mehrmals sehr angelegentlich den Wunsch, 
daß das vorzüglich gute und delicate Benehmen der Russischen Truppen bald 
Sr. Majestät dem Könige angezeigt werde.

!) Nach seinem Bericht an Hardenberg vont 29. Dezember hat Schon noch den charakte 
ristischen Zusatz gemacht: „die militairische Maasregel könne ich nicht hindern." Er salvirte sich 
eben stets nach allen Seiten.
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Der Regierungs Director Schulz zu Gumbinnen 29. Dezember. 1812Dez. 29.

Die Russischen Truppen haben sich durchgehends vollkommen musterhaft 
betragen und nicht blos das Privat-Eigenthum, sondern auch das Königliche 
Eigenthum völlig respectirt.

Auerswald 3. Januar 1813.

Klagt über das Auftreteu vou Macdonald. „Doch übertrift ihn der Mar- 1813 Jan. 3. 
schall Ney bey weitem in der groben Manier bey allem, was er und immer mit 
Ausbrüchen von Wuth requiriren läßt. Er unterdrükt am wenigste» seine üble 
Stimmung gegen Preußen, die übrigens auch vou allen französischen Officiers 

und Soldaten jetzt schon laut ausgesprochen wird. Diese üble Stimmung hat 
auch schon mehrere Excesse veranlaßt, und so eben ist mir gemeldet, daß die 
preußischen Magazine erbrochen und der Magazinier und wachthabende Gens- 
d'arme gemißhandelt worden."

Auerswald 7. Januar.

Die Russcu betragen sich noch immer sehr freundschaftlich und begehen, Januar 7. 
einzelne Vorfälle abgerechnet, keine Excesse. Da indessen bis jetzt keine Ord 
nung in der Verpflegung und Bequartirung beobachtet wird, so entstehen da­
durch für einzelne Gegenden doch große Nachtheile.

Die Stimmung in der Provinz ist, da das Betragen der Franzosen noch 
unendlich viel drükkender gewesen, ganz für die Russen; doch es ist bis jetzt noch 
gelungen, öffentliche Ausbrüche dieser Stimmung zu verhüten. Fast allgemein 
hofft mau hier, daß man preußischer Seits sich au die Russen anschließcn und 
auf diese Weise die Provinz dem Preußischen Staate erhaltens und vor 

denl Wiedcrkommcn der Franzosen sichern werde, von denen nun die fürchter- 
lichsteu Ausübungen der Rache zu erwarten seyn dürften, da die fast allgemeine 
Stimmung für die Rnssen den Franzosen nicht unbekannt geblieben seyn kann 
und sie über die Convention des Gen. Lient, v. Uork aufs äußerste erbittert 
siud, wie sie sich vor dem Abmarsch auch häufig geäußert habeu.

Schön 9. Januar.

Die Maunszucht der (russschen) Corps, die von Generals geführt werden, Januar 9. 
ist fortwährend sehr gut, nur die Nachzügler und einzelnen Detachements trei­
ben viel Unfug, welches, wenn nur die dringend von mir erbetene Anzahl 
Gensd'armcs hier wären, durchaus verhindert werden könnte.

*) Eigenhändiger Zusatz von Auerswald.
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1813 Jan. 10. Auerswald 10. Januar.

Der General Major v. Sievers versieht hier gewissermaaßen die Geschäfte 
eines Gouverneurs, jedoch ohne diese Titel anzunehmen. Ein Commandant ist 

heute in der Person des Obersten Falck angesezt. Beyde benehmen sich mit der 
äußersten Discrétion und Gefälligkeit.

Die -Stimmung der Provinz und vorzüglich der Bewohner Königsbergs 

hat sich seit meinem Bericht vom 7ten unaufhaltbar und ungeachtet aller War­
nungen, die aber freylich nur indirecte geschehen konnten, bey mehreren Ge­
legenheiten sehr laut ausgesprochen, und mit allgemeiner Sehnsucht hofft das 
Publikum auf eine Verbindung mit Rußland. Die russischen Generale und 
Officiere thun auch alles mögliche, um öffentliche Beweise von Geneigtheit 
zu erhalten, auf welche sie einen hohen Werth legen, um in öffentlichen Blättern 

• .davon Gebrauch zu machen, welches sie auch bereits tu den hiesigen Zeitungen 
(znm Theil mit Uebertreibung) gethan haben. Alle Aufsätze in selbigen iibcr diesen 
Gegenstand sind vom General Grafen Siewers, unter dessen Censur die Zeitungen 
jezt stehen. Die höchst unbesonnene Bekanntmachung *)  des hiesigen Magistrats 
in der Zeitung vom 7ten d. M. hat den Ober Bürgermeister Heidemann zum 

Verfasser, dem ich auch seine Unbesonnenheit um so mehr sehr ernstlich verweisen 
lasse, als er schon mehrere Beweise von sehr unschiklichen Anmaaßungen ge­
geben hat.

Wißmann 12. Januar.

Januar 12. Das Benehmen der russischen Kommandeurs, die ich bis jetzt gesprochen, 

ist im höchsten Grade artig und wohlwollend gegen das Land und die Einwohner, 

und alles, was Preußisch ist, wird nicht im mindesten feindlich behandelt. Aber 
freilich ist den Russen auch keine Voraussetzung gewisser als die, daß Preußen 
mit ihnen gemeinschaftlich handeln werde; jeder Kosak ist hiervon überzeugt, und 
eben so sehr rechnet fast jeder im Volke hierauf und begünstigt sogar die Zwekke 
der Russen. Sehr entscheidende Beispiele hierüber werden bey einer andern Ge 
legenheit passender anzuführen sein als hier.

Von einer Antastung des Königlichen Eigentums oder von Beschlagname 

der Kassen ist noch nicht im geringsten die Rede gewesen.

1) Sie lautet: „Rußlands Krieger sind iu unserer Mitte. Sie sind dem friedlichen Bürger 
kein Schrecken, denn laut haben Sie es verkündet, daß Sie Unverletzlichkeit den Personen, Sicher­
heit dem Eigenthum versprechen. Schon haben mehrere Städte Preußens erfahren, daß Sie Ihr 
Versprechen heilig halten; auch wir werden so glücklich seyn, im Gefühl der Bewunderung aus­
rufen zu können: ,Edel ist das Benehmen der Russen im Frieden und gegen die friedlich ge­
sinnten!' Lasset uns, achtbare Bewohner dieser Stadt, durch unser Benehmen diese Güte ver­
dienen! Lasset uns dadurch dankbar seyn, daß wir mit Freundlichkeit und Liebe Ihnen begegnen, 
reine Ehrfurcht und Achtung gegen Sie hegen und willig das Wenige, was wir vermögen, leisten. 
Dann wird Ruhe und Sicherheit unter uns seyn." Das war dem ängstlichen Präsidenten schon 
zu viel.
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Die Gensd'armerie wird von den Russen nicht nur gänzlich respektirt, 1813 Jan. 12. 
sondern auch zu mancherlei Diensten in Anspruch genommen, welche ihr eigent­
lich in unserer Stellung gegen die russische Armee nicht zukommen; so habe ich 
heute einige Gensd'armen zur Aufsicht über die hier gemachten Gefangenen neben 

beit Kosaken anweisen müssen und konnte dies um so weniger ablehnen, da mir 
hierbei zugleich über hundert gefangene Rekruten und Krümper, auch einige ge­
fangene preußische Soldaten ausgeliefert wurden.

Die Magazine sind ebenfalls von den Russen unberührt geblieben; sie 
haben sich jedoch daraus verpflege» lassen und erteilen über das Genommene 
General Quittungen.

Auerswald 13. Januar.

Das Betragen der russischen Truppen ist, einzelne nicht bedeutende Un- Januar 13. 
ordnungen abgerechnet, noch immer sehr gut.

Der Ober-Laudesgerichts-Präsident Hoyoll zu Insterburg an den 

Justizminister. 14. Januar.

Unter dem Schutze der Rußen befinden wir uns hier sehr ruhig und zu- Januar 14. 
frieden. Man hört von keinem Exceße, Niemand klaget über Bedrückung, und 
Kosacken und regulaire Truppen beeis ent sich, den hiesiegen Einwohnern die Ueber­
zeugung zu verschaffen, daß Rußland den Preußen geneigt ist. Der General- 
Lieutenant Graf Woronzow, Ches eines hier eingerückten Regiments Jäger und 
Sohn des ehemaligen rußischen Gesandten zu London, an welchen p. Rostop- 
schin schrieb, besuchte mich, um, wie er sich ausdrückte, mir seine Dienste an­

zubieten.
Das 2te Justiz-Amt Oletzko beschwerte sich, daß die aus dem Warschauschen 

gekommenen und mit den ergangenen Proclamationen noch unbekannt gewesenen 
Kosacken den Ort gebrandschatzt und geplündert hätten, und liquidirte seinen 

Schaden zur Vermittlung deßen Ersatz. Da der Hetmann der Kosacken, Graf 
Platow, sich eben hier anwesend befand, so nahm das Collegium Beraulaßung, 
ihm den Bericht des Justiz-Amtes zur Rüge mitzutheilen. Er remittirte 
solchen, da der Exceß unter den Befehlen eines andern Corps, des Admiral 
Tschitschagow, geschehen sey. Ich verfügte mich hierauf selbst zu ihm, ward mit 

unaussprechlicher Güte von diesem Befehlshaber vou 80/m Kosacken ausgenom­
men, und nach meiner kurzen mündlichen Wiederholung, daß der Schaden durch 
Kosacken geschehen sey, ließ er mir den ganzen liquidirten Betrag durch den 
Kaiserlichen General Adjudanten Grafen Czernischeff in schönen Rand Ducaten 
baar auszahlen. Gerührt durch diese Gnade, konnte ich es nicht mißbilligen, 

daß man diesen respectablen Mann bey seiner Abreise von der vor seiner Woh­
nung versammelten großen Volksmenge ein dreymaliges Vivat zurief und ihn
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1813 Jan. 14. dadurch zu dem gerührtesten wiederholten Danke an das Publikum nöthigte. Der­
gleichen Auftritte und Vorfälle sollten des Königs Majestät nicht unbekannt 
bleiben.

Wißmann 15. Januar.

Januar 15. Ohnerachtct über manchen Unfug der Truppen geklagt wird, so sind doch 

bedeutende Excesse nicht zu meiner Kenntnis gekommen. Der russische Soldat 
kann sich in die Magazin-Verpflegung nicht finden, hat die Geduld uicht, die 
damit verknüpften Formen abzuwarten; überdies ist sein Konsumtionsbedarf stärker 
wie bei den Franzosen; das Publikum ist an die Behandlung der letzteren ge­
wöhnt, Unverständlichkeit der Sprache tritt hinzu: so entstehen ost Zwistigkeiten 
zwischen den Truppen und Quartierständeu, welche jedoch im Ganzen noch keine 
erhebliche Folgen gehabt haben.

Krauseneck Kommandant von Graudenz 15. Januar.

Die Rußen halten überall gute Disciplin. Die Kranken des mobilen 
Corps so wie die noch einkonnnenden Krümper laßen sie auch mit Waffen überall 

frei paßiren.

Schön 16. Januar.

Januar 16. Der Admiral Lschitschagoff hat die ernftlichsten Maaßregeln gegen die Excesse 

der Nachzügler getrosten. Unsere Gensd'arines werden respectirt und jede Polizey- 
Behörde ist förmlich authorisirt, die Nachzügler zu arretireu uud zur Strafe zu 
bringen. Hier ist ein Offizier zur Bestrafung der Frevler und deren weiteren 

Transport statiouirt. Im Innern ist die Stimmung fortwährend gut und ist 
selbst durch die Last der durchziehenden Truppen nicht geschwächt.

Bülow an den König 18. Januar.

Jauuar 18. Die gauze Nazion hat nur eine Stimme, Krieg gegen Frankreich ist der 
Wunsch aller. Dieser wird Sache der Nazion seyn. Freiwillig werden die 
größten Opfer gebracht werden, und Quellen werden sich öfueu, die man längst 
versigt glaubte.

Aucrswald 18. Jauuar.

Die Stimmung der Provinz spricht sich immer lauter in dem Sinne aus, 

den ich Ew. Excellenz schon früher gemeldet habe.

Wißmann 19. Januar.

Januar 19. Die russischen Truppen und vorzüglich die Kosaken fangen an, für das 

Land höchst drükkend zu werde», uud von allen Seiten gehen Klagen über Exceße 
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und unerträgliche Forderungen bei der Verpflegung ein. Ob es gelingen werde, 1813 Jan. 19. 

diese bei den irregulairen Truppen ordentlich aus den Magazinen zu besorgen, 

steht noch dahin.
Die Stellung der Landes Behörden ist unter diesen Umständen sehr mis- 

lich. Es ist nicht zu leugnen, daß die russischen Truppen, wenn sie als Feinde 
betrachtet werden können, sich musterhaft betragen, und vorzüglich die Ober 

Befehlshaber deshalb besonderen Dank verdienen. In dieser Beziehung müssen 
daher die einzelnen Unordnungen übersehen werden, und das Unbestimmte des 
Verhältnisses läßt das Verlangen eines entschieden srenndschaftlichen Benehmens 
nicht zn. Das Land aber leidet hiebei in einem hohen Grade von neuem nach allen 
schon erfahrenen Drangsalen, und wenn das gegenwärtige Kantonnement an der 
Weichsel lange dauert, so werden die Russen dereinst nur verwüstete Gegenden 

verlassen.
Wißmann 20. Januar.

Einzelne Excesse dauern in der ganzen Gegend fort, liegen aber gewiß Januar 20. 

nur in der Natur der Truppen und nicht in irgend einem bösen Willen. Sie 

werden strenge gerügt, und die Befehlshaber sind sehr gefällig und höflich; auch 
ist die Stimmung des Volks ihnen durchaus günstig.

Beide Teile sind überzeugt, daß die Fortsetzung des Krieges für Frank­
reich moralisch unmöglich sei. Die Russen werden aber täglich ungeduldiger 
über die Verzögerung eines öfsentlichen Anerkenntnisses in dieser Beziehung, und 
so viel ist außer Zweifel, daß bei dieser Ungewisheit das Land am meisten leidet.

Anonyme Notizen für Uork. ca. Januar 1813.

1. Ueber die Stimmung der Provinz. Daß die Rußen solche für sich be- Januar, 

nutzen würden, im Fall wir nicht früher Gebrauch davon machten; daß sich sogar 
schon eilte Menge Leute bei den rußischen Freycorps anwerben ließen.

2. Ueber die gute Stimmung in Danzig für die Rußen, theils ans dem 
Benehmen der Einwohner, theils aus den häufigen Auffläuffen sichtbar

5. Berichte über die Memeler Angelegenheit.
Geh. Staats-Archiv.

Polizeidirektor Flesche*)  an Hardenberg. Memel 25. Dezember 1812.

Ew. Excellenz muß ich noch ganz unterthänigst anzeigen, daß hier alles 1812 Dez. 25. 
mit Freuden die Russen erwartet und Niemand daran zweifelt, daß Preußen die 
Russen nicht inehr als Feinde wird behandeln lassen.

!) Vgl. Schöns Bericht vom 11. Dezember 1813. (Aus den Papieren Schöns I, 176 der
Anlagen.)
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1812 Dez. 27. Flesche an Hardenberg 27. Dezember.

Wo die Russen bis jetzt in den Staaten Seiner Königl. Majestät gewesen 
sind, haben sie sich sehr gut benommen und alle Herzen gewonnen. Hier glaubt 
der größte Theil der Einwohner, daß die Memel wohl wenigstens auf ewige 
Zeiten an Rußland verbleiben wird, und die Russen sollen selbst geäußert haben, 
daß wenn Preußen nicht selbst an seiner Erhaltung alle Kräfte setzen wolle, die 

Weichsel Rußlands künftige Grenze seyn würde.
Ew. Excellenz bitte ich ganz unterthänigst, mich nicht zu vergessen und 

mich unter jeden: Verhältniß als Diener meines Königs leben und sterben zu 
lassen. Ich war schon einmahl vom Baterlande verstoßen und kenne das harte 
Schicksal.

Flesche an Schuckmann, Chef des Departements der allgemeinen 

Polizei im Ministerium des Innern. 13. Januar 1813.

1813 Jan. 13. Den 27. v. M. capitulirte der Königlich Preußische Commandant Major 
v. Trabenfeldt mit dem Kaiserlich Rußischen General Lieutenant Marquis Pan- 
lucci, und es rückten den Abend circa 1800 Mann Rußen mit einige Artillerie 

hier ein. Des anderen Tages wurden die zu Kriegesgefangeuen gemachte preu­
ßische Besatzung nach Curland abgeführt, von wo aber sehr viele desertirten, sich 
hier einige einfanden und zuerst vou dem hiesigen Kaufmann Schumann entdeckt, 
angezeigt und arretirt wurden; es sind heute einige 70 Mann von diesen 

Kriegsgefangenen hier in der Citadelle, wo sie mit Lebensmitteln und warmen 
Stuben versehen sind und eine baldige Befreiung erwarten. Beim Einrücken 
der Rußischen Truppen versicherte der Herr General Lieutenant Marquis Pau- 

lucci, die beste Mannszucht zu halten und alles in seinen Formen zu belassen; 
ein lautes Hurrah war der Dank dafür. Er versicherte mir, und auf den Abend 
sämmtliche hiesigen Behörden, daß er Memel nur für Seiner Kaiserlichen 
Majestät en depot nehme, verlangte indessen von mir noch desselben Tages die 

Cassen-Magazin-Bcstände und Effecten der Franzosen und Rheinbündern zu 
wissen, welches auch geschehen mußte. Die Cassen-Bcstäude waren indeßen den 
Tag vorher alle abgeführt, und die Magazine blieben unter der Verwaltung des 
Bezirks-Verpflegungs-Directors Intendanten Kraus. Deu ersten Abend hatten 
die Einwohner, um den spät einrückenden fremden Truppen das Finden ihrer 

Quartire zu erleichtern, Licht an die Fenster der untern Etage gesetzt, den 
zweyten Abend befahl der Herr Marquis eine allgemeine Illumination.

Die Einmischungen der Kaiserlich Rußischen Militär Behörden in die Ad 
ministration nahmen indeßen zu, und es bildete sich chic Commission unter dem 
Vorsitz des Kaiserlich Russischen General-Major v. Emma, Obristen und Com- 

mandanten v. Ekesparre, dem interimistischen Bürgermeister Stadtrath Förster, 
dem Stadtrath Tolcksdorff und Kaufmann Schumann, der Rathsherr ist. Nach 
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den Beschlüßen dieser in alle Branchen, außer in die der Justiz sich mengenden 1813 Jan. 13. 
Commission kamen Verfügungen, teilte Gelder nach Gumbinnen zn senden, keine 
Compensationen bei den Cassen znzulassen, vom Iten d. M. neue Cassen Bücher 
zn führen, ein Repräsentations System einzuführen und die hier befindlichen 

Schiffe unter Beschlag zu nehmen; auch unternahm diese Commission mit vor­
beigehen aller übrigen Königlichen Ressorts die Untersuchnng der Schiffspapiere.
Ich war auf den Fall, daß die Communication mit Gumbinnen unterbrochen 
würde, vont Herren Gehcinien Staats Rath und Chef Präsidenten der Littauischen 
Regierung zum Stellvertreter der Königlichen Regierung ernannt, hatte mich als 
solchen gerirt, auch den Stadtrath Förster ausgesordert, mir anzuzeigen, was bey 
dem Magistrat vorgehe, was von ihm oder einzeln Mitglied des Magistrat ver 
langt, angenommen oder abgelehnt werde, erhielt aber keine genügende und über 
die Existence und Geschäfte dieser Commission gar keine Nachricht. Diese Sache 
ist dem Herrn Geheimen Staats-Rath v. Schön von mir angezeigt worden. Ich 
habe übrigens alle Anträge, diese Neuerungen und Abänderung in der Berfassung 

einzuführen von der Hand gewiesen, und es sind keine CassenBestände oder neue 
Eiunahme an die Kaiserlich Russische Behörde eiugeliefert, wohl aber auf An- 
weisung des Commandanten Obrist von Ekesparre die in der anliegenden Nach- 
wcisung aufgeführten Ansgaben aus der Accise Casse bestritten worden. Der 
Herr Marquis Paulucci hatte auch einen provisorischen Intendanten für die 

Stadt und den District Memel in der Person des Curländischen Regierungsraths 
v. Foelckersahm creirt, indessen gieng diese Charge bald ein, da der Herr 
v. Fölckersahm mit dem Herrn Marquis am 4teu d. M. nach Riga zurükgingen. 
Die Truppen wurden anfänglich von den Bürgern verpflegt, erhalten jetzt aber 
seit einigen Tagen die Portionen aus deu Magaziueu, und es stehen heute circa 

47 Officier und 900 Mann hier im Ort. Uebrigens haben die Russen einige 
Curländer bei einem zu errichtendeu Kosaken Corps engagirt, und da ich dagegen 

protestirte, so erhielt ich die Antwort, daß nur der angenommen würde, der sich 
freiwillig engagirte, das eigentliche Werben aber aufhören sollte

Hier ist ein Theil, der Memel nur unter rußischen Scepter floriren sieht, 
es giebt aber viel treue, dem Könige und Vaterland herzlich anhängende Ein­
wohner. Im Ganzen ist die Stimmung: Freyheit von dem Einfluß Frankreichs. 
Im Auslande sind die benachbarten Pohlen sehr furchtsam; man soll aber doch 
noch heimlich sortfahren, ihnen Hoffnungen zu machen. Die Juden waren jetzt 
in dieser Provinz die treusten Unterthanen des Kaisers.

Schön au Hardenberg 16. Januar.
In Memel will man die Einmischung in die Administration noch nicht Januar 16. 

aufgeben. Der Oberst Ekerspare zieht zwar Nichts ein, er fordert aber Abschlüsse 
nnd läßt Nichts nach Gninbiunen abschickem Der General v. Uorck hofft aber 
die Sacke bald in Ordnung zn bringen.

Lehmann, Knesebeck nnd Schön. 21
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(Flesche) an Hardenberg 22. Januar').

Den 22. Januar 1813.
1813 Jan. 22. Der Ncgicruugs Rath Schulz aus Gumbinnen war in Memel und hat 

sich dort verlauten lassen, daß er einen Bolks Aufstand in Masuren organisiren 
wolle. Er wurde schnell abberufen. Der Minister Herr Freyherr v. Stein war 
in Gumbinnen, ist jetzt in Königsberg, und ich irre nicht, wenn ich glaube, 
der Tugend -- Verein ist auserstanden, eine Bolksrcgierung wird hier bald 

erscheinen.

6. Friedens- und Frenndschaftsbriefe des Zaren. Januar 1813.

Geh. Staats-Archiv. Theilweise bei Duncker 788 f.

Kaiser Alexander an König Friedrich Wilhelm III. 6. Januar.

1813 Jan. 6. Je saisis, Sire, le premier moment favorable pour reitérer à V. M. 
l’expression de cette ancienne et tendre amitié qu’ aucune circonstance 
n’a pu ébranler en moi. Croyez, Sire, que malgré les évenemens peini- 
bles, qui se sont passés pendant cette année, mon attachement pour 
V. M. est resté toujours le même et depuis la tournure si favorable que 
la Providence Divine â fait prendre aux affaires, un de mes désirs les 
plus ardans est de Vous convaincre combien j’ai à coeur Vos interets et 
ceux de Votre monarchie. Par ma Religion, par mes principes j’aime à 
payer le mal par le bien et je ne serais satisfait que quand la Prusse 
aura repris toute Sa splendeur et Sa puissance. Pour y parvenir j’offre 
à Votre Majesté de ne poser les armes que quand ce grand but sera 
atteint. Mais il faut que V. M. de son côté se joigne franchement à moi. 
Jamais moment n’ y a été plus favorable. La grande armée Française 
est en grande partie destruite et ses faibles restes complettement dés­
organisés. — V. M. doit être informée que le Corps du Général York 
à la suite de tous ces évenemens â été séparé de celui de Macdonald. 
J’espere que le General Yorck en acceptant la convention que je lui ai 
fait proposer â agi dans le sens des intentions de V. M. — Je ne 
sçaurais assez Vous exprimer, Sire, le plaisir que j’éprouve en pensant 
que mes trouppes n’ ont plus a combattre les vôtres ; mais en même 
tems je suis trop vray pour ne pas vous dire que cet evenement me 
semble devoir renforcer tous les autres motifs que V. M. a de prendre

i) Diese anonyme, aber an der Handschrift leicht erkennbare Denunciation ist bereits von 
Pertz (Stein III, 306) veröffentlicht und wird hier nur der Vollständigkeit wegen wiederholt. 
Pertz vermutete irrig auf Auerswald als Verfasser; s. oben S. 156. 
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au parti vigoureux contre l’oppresseur de l’humanité. Elle doit sentir 1813 Jan. 6. 
tout ce que V. M. â à redouter de la vengeance de cet homme. En 
saisissant ce moment unique V. M. aura la gloire immortelle de sauver 
l’Europe en rendant à la Prusse son ancienne puissance. Que je serais 
heureux d’y contribuer de mon côté et d’accomplir par la un voeux que 
je nourois depuis si longtems. Je conjure V. M. de prendre en mure con- 
cidération tout ce que je viens de lui énoncer. Jamais décision n’a été 
plus importante que celle que vous allez prendre. Elle peut sauver 
l’Europe ou la perdre à jamais. Agreez, Sire, l’expression des sentiments 
de l’amitié la plus inviolable qui vous est vouée pour la vie

Sire
de V. M.

Vilna, le bon frère et ami
25. Decembre 1812. Alexandre.

Alexander an General (Uork).

Je m’empresse, Général, de Vous exprimer tout le plaisir que j’é­
prouve de ce que deux Nations lieés par l’estime et l’amitié ont cessé 
de s’entre détruire pour servir l’ambition insatiable de l’oppresseur de 
l’Europe. Mon tendre attachement pour le Roi est resté inébranlable 
et l’intérêt le plus vray pour la Monarchie Prussienne n’a fait que s’ac­
croître. Je joins ici une lettre que je trouve de la plus grande importance 
de faire parvenir au Roi le plus tôt possible. J’espere que vous voudrez . 
bien l’expedier tout de suite avec un officier de confiance.

Je vous prie en même tems, Général, d’etre persuadé de l’estime 
que je vous porte à vous et à la brave Armée que vous comandez, au­
près de la quelle je vous engage d’etre l’interprète de ces sentiraens.

Alexandre.

Vilna le 25. Decembre 1812.

P. S. Je rouvre ma lettre pour vous annoncer, General, l’arrivée 
du Général Kleist et pour vous remercier de la lettre qu’il m’a remis de 
votre part. J’espere que vous serez satisfait des arrangemens que je 
fais prendre pour le Corps sous vos ordres.

Kaiser Alexander an König Friedrich Wilhelm III.

Ayant mis le pied dans Vos états, Sire, il m’est impossible de ne Januar 21. 
pas vous adresser ces lignes pour Vous exprimer toute l’émotion que 
j’eprouve de me retrouver dans un pays où/j’ai été chaque fois comblé 
des marques d’affection les plus flateuses par Son Souverain et reçu en 

21*
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1813 Jan. 21. vray ami. C’est encore sous ce titre que j’y rentre cette fois ci, et 
j’espere dans la Providance Divine que je serais assez heureux pour 
vous en donner des preuves indubitables. — J’ai écrit à Votre Majesté de 
Vilna en priant le Gen. Yorck de envoyer ma lettre par un officier de 
confiance. Je ne sçais si elle est parvenue à Votre Majeste. J’en joins 
ici une copie.

Je crois aussi de mon devoir de Vous anoncer, Sire, qu’à la suite 
de la ligne de conduite scrupuleuse que je me suis tracée dans Vos 
Etats j’ąi revéti de mes pleinspouvoirs non un Dignitaire Russe mais un 
des plus fideles sujets de Votre Majesté, le Baron de Stein. J’espere par 
là avoir donné une preuve à Votre Majesté combien la concervation de 
Ses Etats à leur Legitime Souverain me tient à coeur.

Je dois de même annoncer à Votre Majesté qu’à l’entrée de mes 
trouppes à Mémel Königsberg se trouvant encore au pouvoir de l’en­
nemi et tout paraissant faire croire qu’il avoit intention de s’y maintenir le 
Comandant de mes trouppes à été obligé de régler une marche admini­
strative à Memel pour suppléer aux autorités supérieures qui se trou- 
voient dans des Chefs lieu encore occupés par l’ennemi. Dès l’instant 
que Königsberg s’est trouvé libéré, j’ai fait cesser cet ordre provisoire et 
tout est rentré dans la marche habituelle établie dans les Etats de Votre 
Majesté.

Le porteur de cette lettre, le Lieutenant Verner du 1er Regiment 
de Dragons est le premier officier Prussien que j’ai eu le plaisir de ren­
contrer sur Votre territoire, Sire, et il s’est prêté à etre mon comissio- 
naire auprès de Votre Majesté. — Je la supplie de croire à l’attachement 
inaltérable que je lui ai voué à tout jamais

Sire
Lyck de Votre Majesté

le 9. Janv. 1813. le bon frere et ami
et dans peu j’espere 

sincere allié
Alexandre.

7. Schön nu Hardenberg über die Ankunft des Zaren nnd über Steins 
Vollmacht. 30. Jannar 1813.

Geh. St.-Arch. Theilweise bei Pertz Stein III, 645.

Januar 30. Ich schreibe jetzt seltener, weil meine Berichte wenig Jntereßantes ent­
halten können.
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Des Ruß. Kaysers Majestät kamen am 19. d. M. nach Lyk, gingen von 1813 Ian. 30. 
da nach Drigallen, von da nach Johannisburg und von da am 26. d. Di. in 

das Ost Preußische Departement nach Willenberg. Sr. Majestät haben allen 

Personen, die Ihnen aufwarteten, Ihr Wohlwollen bezeugt.
Der würdige Superintendent Gisevius empfing Sr. Majestät in Lyk mit 

der beiliegenden Anrede, die einen so tiefen Eindruk auf den Kayser machte, daß 
der Superintendent sie im Manuscript geben mußte und mit einem Ringe beschänkt 

wurde. Bey den Worten: Nicht zu zerstöhren u. s. w. unterbrach der Kayser dem 
Redner und sagte ihm: „Nein! ich bin der Freund Ihres Königs und (Ihres)*)  
Volkes" und reichte, wie man mir meldet, (dem) würdigen Geistlichen die Hand. 
Auch die (von mir) abgeschikten Kommißarien, Major v. Plotho (und) Regie- 
rungs-Rath Kohlhoff sind mit Ringen (beschenkt). Der Kayser hat seine höchste 
Zufriedenheit (ausgesprochen). Wegen Diemel ist bereits der Marquis (Paulucci) 
angewiesen, sich nicht in die Administration (einzumischen).

*) Die in Klammern eingeschlossenen Worte sind zrgänzt. Der Brief ist am Rande be­
schädigt.

Der Baron v. Stein ist Bevollmächtigter des Ruß. Kaysers Majestät in 
allen Preuß. Administrations-Angelegenheiten, welche Bezug auf den Krieg und 
die Rußische Armee haben. Diesem gcmäs hat er bereits als militairische Maas­
regel die Häfen, excl. für Roggen und Hafer, geöfnet und den Continental Zoll 
suspendirt, auch die Güter des Herzogs von Dessau in diesem Departement 
unter Sequestration gesetzt. Er hat mir seine Ordre und Vollmacht deshalb 

vorgezeigt, und der militairischen Maasregel war nichts entgegen zu sezzen.

Die Stimmung des Volks ist lebhaft gut.
Gumbinnen den 30. Jannar 1813.

Schön.

8. Akten der ständischen Versammlung des 24. Januar.
Geh. Staats Archiv und Oberpräsidial Archiv in Königsberg.

v. Grveben-Plenseu an Landrath v. Conradi.

Die jetzigen so wichtigen für Preußens Wohl alles entscheidenden Ereign 1813 Jan. 18. 
niße haben mehrere resp. Mitstände bewogen, eine General Convocation aller 
Kreise unter Vorsitz Sr. Excellenz des General Lieutenant von 9)orcf den 24.
d. Di. in Königsberg im General Landschafts Hause zusammen zu berufen.

Der Zweck dieser Versammlung soll sein, durch Beschlüße des Ganzen die 
diensamsten Mittel festzusetzen, wie dem tiefgebeugten Vaterlande durch Gemcin- 
sinn und vereinigte Anstrengung Freiheit und dauernde Ruhe und mit dieser 
jedem Einzelnen Glück und Wohlstand wieder errungen werden können.
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1813 Jan. 18. Der jedem braven Preußen ewig denkwürdige Tag (der 24. Januar) wird 

geheiligt, die Manen unseres großen Friedrichs versöhnt sein, wenn wahre 
Vaterlandsliebe und hoher Gemcinsinn an diesem Tage unsere Beschlüße leiten 

werden.
Ueberzeugt, daß Ew. Hochwohlgeboren der guten Sache des Vaterlandes 

mit treuer Anhänglichkeit ergeben sind (denn nur wer dieses nicht ist, kann von 
dieser Zusammenkunft zurückbleiben) bin ich aufgefordert worden, Ew. Hochwohl­
geboren zu ersuchen, gefälligst obgedackter Convocation beizuwohnen und dem zu 
Folge bereits den 23. Abends im Hotel de prnß sich gütigst einzufinden, wo 
noch verschiedenes verhandelt werden soll.

Auch ersuchen wir Ew. Hochwohlgeboren gehorsamst soviel als möglich, 
wenn es die kurze Zeitfrist erlaubt, diese Aufforderuug in Dero Nachbarschaft 
und Kreise gütigst bekannt zu macheil und die dortigen resp. Herrn Mitstände 
zu ersuchen, zahlreich sich an benannten Tage und Orte beliebigst einzufinden.

Plensen d. 18. Januar 1813.

v. Groeben.

Das Comite der ostpreußischen und litthauischen Stände an 

Auerswald.

Januar 21. Auf Ewr. Excellenz verehrliche Verfügung vom 20. d. M. ') in Ansehung 
der auf den 24. d. M. zusamincnbcrnfenen Landstände zeigen wir ganz gehor­
samst an, daß wir eine solche Versammlung weder veranlaßt noch darüber von 
irgend jemand Mitteilungen erhalten haben, ob wir gleich dafür halten, daß 
gemeinschaftliche Berathungen in der Verfaßungsmäßigen Form jetzt lnehr als 
jeinals nothwendig seyn werden, jedoch vertrauen, daß Ewr. Excellenz die Gegen­
stände derselben und den richtigen Zeitpunkt dazu zu bestimmen belieben werden. 
Der Herr Hauptmann v. d. Groeben auf Plensen wird also seinen Vormann 
anzugeben haben, und wir werden die Anstalten, daß die Zusammenkunft in 
keinem Fall eher statt finde, bis Ewr. Excellenz Dero Beschluß in dieser An­
gelegenheit werden eröfnet haben, in der Art treffen, daß wir der General 
Landschafts Direction, in deren Hause die Zusammenkunft und Beschlüße ge­
halten werden sollen, Ewr. Excellenz Anweisung zur weitern Eröfnung bekannt 

machen werden.

Königsberg den 21. Januar 1813.

Comite der Ostpreuß. und Litthauischen Stände, 

v. Brandt. v. Äorff.

0 Vgl. dcn weiter unten folgenden Bericht Auerswalds an Hardenberg vom 23. und 
24. Januar.
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Oberbürgermeister Heidemann an Auerswald.

Aus einem so eben erhaltenen Botando des Committes der Stände in 1813 Jan. 21. 
Veranlaßung einer von Ewr. Excellenz erlaßenen Verfügung ersehe ich, daß ein 
Herr v. Groeben eine Generalversammlnng ans den 24ten d. ankündigt und an­
führt, daß auch die Bürgerschaft von Koenigsberg dazu ciugeladeu sey. In 

Gemäßheit dessen bemerke ich gehorsamst, daß mir von einer solchen Zusammen­
kunft und einer geschehenen Einladung nichts bekannt ist, daher die Letztere nur 
statt haben kbnnte, wenn man sie vielleicht unmittelbar an Bürger oder Kauf­
leute addreßirt hätte. Es scheint mir nothwendig, dies Ew. Excellenz gehor­

samst anzuzeigen. Königsberg den 21. Januar 1813.
Heidemann.

Stein an Auerswald.

Der Herr Landschaft Rath von Bodelschwingh haben mir mündlich den Januar 23. 
Wunsch geänssert, daß der Zusammenkunft, so auf den 24. Jan. a. c. von mehre 

reit seiner Mit Stände verabredet worden, keine Hindernisse in den Weege gelegt 
werden, da seiner und seiner Mit Stände Absicht sey, mehreres zu dem Landtag 
gehörige vorbereitend zu verabreden. In diesem Augenblick der Gefahr und der 
Crise körnt es darauf an, den Gemeingeist zu erhalten, zu beleben, das Inter­
esse und die Thätigkeit vieler Männer und Staatsbürger in die große Angelegen­
heit des Kampfs der Guten gegen die Schlechten zu verflechten und Formen in 

Hinsicht der Größe des Zwecks und der Reinheit der Gesinnungen zu verlassen;
ich ersuche also Excellenz, der Bersamlung der hier zusammentreffenden Herren 
Stände keine Hinderniße in Weeg zu legen, sie zuzulassen, und ich smeichele 
mich, bey einem Mann von Euer Excellenz Geist und Gemüth keine Fehlbitte 

zu thun.
Koenigsberg d. 23. Januar 1812 (sic).

' Stein.

Auerswald an das Comite der ostprcußischen Stände.

Königsberg 23. Januar 13.
An Einem Comité der Ostpreußischen Stände.
Da der Herr Staatsminister Frh. v. Stein Exc. mich heute ersucht hat, 

die auf Morgen beabsichtigte Versammlung einiger Mitglieder der Ostprenßischen 
Stände zu gestatten, so habe ich mich dadurch veranlaßt gesehen, die Erlaubniß 

hierzu zu erteilen, jedoch unter der ausdrüklicheit Bedingung, daß diese Ver­
sammlung unter Aufsicht und Mitwirkung des ständischen Comite geschehe. Ich 
beauftrage daher Denselben hierdurch, der erwähnten Versammlung beizuwohnen, 
und ersuche den Director eines p. Comites Herrn Geh. Justitz Rath v. Brandt 
das Präsidium in dieser Versammlung, welche^tn den Zimmern der General
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1813 Jan. 23. Landschafts Direction Statt finden kann, zu übernehmen. Von den Resultaten 

der Berathschlagungen sehe ich demnächst einem Bericht Eines p. Comite 
entgegen.

A(uerswald).

Abschrift der Königl. hochlöblichen Ostpreußischen General Landschafts Direc 
tion zur Nachricht.

A.

Die ostpreußische General-Landschafts-Direction an Auerswald. 

• 23. Januar.

Ew. Excellenz haben der General Landschafts Direction durch die Ver­
fügung vorn 21. huj. untersagt, morgen das Locale zu einer ausgeschriebenen 
unbefugten Versammlung der Stände einzuräumen; cs hat aber der Herr Land- 
scbafts-Rath von Bolschwing micb, den General Landschafts Director, so eben 
benachrichtigt, daß Ew. Excellenz diese Versammlung bewilligt hätten. Solchen­
falls müßen wir ganz ergebens! bitten, daß Ew. Excellenz das obgedachte Ver­
bot durch eine schriftliche Bekanntmachung wieder anfznheben die Gewogenheit 
haben wollen, damit die General Landschafts Direction dieserwegen außer Ver­

antwortung sey; so wie wir denn auch hoffen, daß Ew. Excellenz als Landhof- 
mcister und Königs. Commissarius das Präsidium bei dieser ständischen Ver­

sammlung zu führen geruhen werden.
Königsberg den 23. Januar 1813.

Königs. Ostpreußische General Landschafts Direction 

F. v. Körst.

Brandt an Auerswald. 24. Jauuar.

Januar 24. Ew. Excellenz überreiche ich das gemäß Dero gestrigem Auftrage in der 

heutigen Versammlung einiger Kreisstände verhandelte Protocoll abschriftlich mit 
dem gehorsamsten Anträge, im Fall dawider etwas zu erinnern wäre, mir sol­
ches Hochgeneigst zu eröfnen.

Königsberg den 24. Januar 1813.

v. Brandt.

Protokoll der Versammlung des 24. Januar

Actum Königsberg den 24. Januar 1813.
Es habeu einige HErrcn Krcisstände heute eine Versammlung veranstaltet, 

welche von dem HErrn Landhofincister v. Auerswald Excellenz genehmigt und 
wobei dem Directoro (sic) des ständischen Comité HErrn Geheimen Justitz Rath 
v. Brandt das Praesidium aufgetragen worden.

Derselbe eröfnet der zahlreichen Versanunlung, daß er von ihnen diejenige 
und solche Vorschläge und Anträge zu vernehmen hoste, welche eben sowol die 
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tiefste Dankbarkeit gegen Sr. Kaisers, ruß. Majestaet, als auch die innigste Treue 1813 Jau. 24. 
und Anhänglichkeit an unsern theuresten König und Landes HErrn ausdrüken.

Herr Landschafts Rath v. Bolschwiug schildert in einer Rede die Begeben­
heiten dieser Tage und macht darin folgende Borschläge:

1) Daß eine Deputation aus der Mitte der Versammlung an die HErrn 
General Lieutenant v. Uork und v. Kleist abzusenden, um deneuselben für ihr 

weises und edles Benehmen, wodurch das Laud erhalten worden, zu danken.
Die Versammlnng stimmt für diese Deputation, mit der Riaasgabe, daß 

solche int Namen der hier anwesenden HErren Gutsbesitzer abgesandt werden solle.
Ueber das Personale dieser Deputation werden sich die .Herrn Bersammlete 

besprechen und einigen.
2) Gleichermaaßen ist vorgeschlagen und von der Versammlnng einstimmig 

genehmigt, daß die hier anwesende HErrn GutsBesizzer auch au den Kaiserl. 
rnßischen General Lieutenant HErrn Grafen v. Witgenstein eine Deputation 

schiken wollen, welche demselben einen Dank für die beim Ein- und Durchmarsch 

der Trouppeu gehaltene gute Ordnung abstatten soll.
3) Aehnlicherwcise wird für eine Deputation an den HErrn Geheimen 

StaatsMinistcr Frei HErrn v. Stein gestimmt.
Hieruächst proponirt die Versammlung, daß
a. auf dem bevorstehenden Landtage zum Vortrage gebracht werden möchte, 

eine Requisition an das ruß. Kaiserl. Gouveruemeut zu erlaße», damit auf beit 

EtappeuPläzzen Commissarieu augestellt werden, welche die in ruß. Sprache 
erteilte Quittungen visiren und die Richtigkeit attestiren.

b. Damit die behufs der Wahlen zu haltende Kreis Versammlungen desto 
schneller int Lande bekannt und desto gewißer abgehalten werden, so wird der 

Antrag gemacht, daß der HErr Landhofmeister durch die morgende öffentliche 
Blätter die Oerter und Termine dieser Kreistage Selbst bestimmen möchte.

Im übrigen äußern Praesentes die einstimmige Gesinnung, daß sie im 
innigsten Gefühl der Treue, Liebe uud Anhänglichkeit für König und Vaterland 
und in ehrerbietigen Dankgefühl gegen Sr. Majestaet den Rußischen Kaiser und 
besten Gouvernement sich gern unb willig zu jebem Opfer verstehen wollen, 
welches ihre Kräfte nicht übersteigt unb auf beut Orbnungsmäßigen Wege von 
ihnen geforbert werden wird.

v. Brandt, v. Krafft. Kist. v. Korff. v. Domhardt. G. v. Kal- 
nein. v. Bardeleben. Schulenburg. Mirbach. Gostkofski. v. Treuck. 
Kurowski, v. Baruiko. G. v. Kaiserling. Fabeck. Lambruck. Sckeidt. 
Kurowski. G. v. Doeuhoff. Brederlow. G. v. Treuck. v. Kurowski. 
W. v. Bolschwiug. Glubitz. Scherres. v. Zychlinski.
Bolschwiug. v. Rehbinder. Oldenburg. Barklei. Lehndorff. Step- 
puhn. Groeben. Buddenbrok. Groeben. Oldenburg.
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1813 Jan. 24. Hierauf wurde die Wahl der HErru Deputirte durch Zettel angesiellt.
Herr Kist hatte.......................................29
„ Landschasts Rath v. Bolschwiug 27

„ v. Zychlinski.................................. 17
Stimmen und also die Pluralität. Es wird ihnen eine Abschrift dieses Proto 

colls ertheilt.
U. 8.

Scheltz.

9. Die Vorbereitung des Landtags. Steins Wirken in Königsberg.

Auerswald an Hardenberg über die Ankunft und ersten Anord­
nungen Steins. 23. 24. Januar. Geh. Staats-Archiv.

Januar 23. Ich benutze die Abreise des Rechnungs-Rath Rother, Ewr. Excellenz von 
dem, was in der hiesigen Provinz seit meinem Bericht durch deu Licent Rath 
Brahl vorgegangen, gehorsamst Nachricht zu geben.

Die Mißhelligkeitcn zwischen den Generalen von Wittgenstein und von 

Tschitschagof sind wieder beigelegt, und der General Graf Wittgenstein hat das 
Commando seines Corps unabhängig vorn Admiral Tschitschagoff wieder über­
nommen. Er operirt damit auf dem rechten Flügel nach Pommern und der 
Neumark zu uud soll selbst über die Oder gehen. Er geht in wenigen Tagen 
wieder von hier ab. Admiral Tschitschagoff dirigirt seine Operationen in das 
Herzogthum Warschau, auscheiueud gegen Thorn.

Der Kaiser Alexander trift den 26. oder 27ten in Willenberg ein. Ich 
habe den Geheimen Rath Frey und den Regierungs Rath Minuth iiiö Haupt­
quartier geschickt, um wegen mehrerer Gegenstände die militairische Ordnung be­
treffend, besonders aber wegen des mangelnden Geldes zur Lazareth Verpflegung 

beym Kaiser unmittelbar Anträge zu mache».
Der Minister von Stein ist gestern hier eingctrofsen und hat, wie die mir 

vorgezeigte Vollmacht des Kaiser Alexander besagt, den Auftrag vou demselben, 
so lange bis eine officielle Erklärung unseres Hofes erfolgt seyn wird, die Diittel 
znr Fortsetzung des Krieges in der hiesigen Provinz diesseits der Weichsel vor­
zubereiten , ohne jedoch die preußische Behörde in ihrer Administration zu 

stöhren.
Pillau wird noch immer vertheidigt. Die Besatzung hat ein paar Aus­

fälle ohne bedeutende Folgen gemacht. Die preußischen Truppen sind bey den 
Ausfällen mit gewesen. Seit heute ist indesseu Hoffnung, daß die Besatzung 
unter der Bedingung eines freien Abzuges capituliren werde.

Ein gewisser ehemaliger in sehr derangirtcn Umständen sich befindender 
Hauptmann v. d. Groeben auf Plensen bey Bartenstein hat die abschriftlich an- 
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liegende Aufforderung an mehrere Landräthe und Magistrate erlassen. Es ist, 1813 Jan. 23. 
als die Sache bekannt ward, mit Einverständnis; des Ober Landes Gerichts der 

Justitiarius der Regierung mit einem Gensd'armes Officier nach Plensen ge­
schickt, um den v. d. Groeben zu arretiren, herzubringen und dem Ober Landes 
Gericht zur Untersuchung zn übergeben. Auch der Landschafts Rath von Bol 
schwing, ein Hauptmann von Zieglinski und ein Herr von Ciesielski sollen 

gleiche Aufforderungen erlassen haben, welches die Untersuchung wohl ausmitteln 
wird. Uebrigens ist der General-Lieutenant von Uork von dem Vorhaben, eine 
General-Versammlung der Stände unter seinem Vorsitze zu halten, von Nie- 
mand unterrichtet worden und verlangte selbst die Arretirung des v. d. Groeben.

Es haben sich schon einige jungen Leute, besonders Studenten und Rcse- 
rendarien, bey der deutschen Legion der russischen Armee engagirt, und wahr 

scheinlich werden mehrere folgen.
Alle französischen Gewehre und sonstigen Armaturstücke, die aufgesunden, 

in der Provinz gesammelt und aus dem Pregel wieder hervorgcholt worden, 
sind von den Russen dem General-Lieutenant v. Jork zur Disposition gestellt.

Welche militairische Arrangements zur Verpflegung getroffen worden, 
geruhen Ew. Excellenz aus der Anlage zu ersehen. —

So weit war dieser Bericht geschrieben, als ich die Aufforderung vom Januar 24.
Staats Minister Fr.HErrn vom Stein erhielt, sogleich einen Landtag auf den 
5ten Februar hieher nach Königsberg auszuschreiben, und zwar ganz in der ge­

wöhnlichen Form; jedoch sollen nidif nur die Deputaten aus Ostpreußen und 
Litthauen, sondern auch aus deu landräthlichen Kreisen Wcstprcußcns diesseits 

der Weichsel hiezu berufe» werden. Die Ausschreibung hat heilte hier geschehen 
müssen, und wegen Litthauen und Westpreußen habe ich den dortigen Regierungen 
die Anffordcrung mitgetheilt; jedoch ist den Landräthen besonders gesagt, daß sie 

de» Kreis-Bersantmlungen eröfnen sollen, daß bloß eine Versammlung von Dc- 
putirten aus den Gutsbesitzern und Städten herberufen wird, uiib daß solches 
auf ausdrückliches Verlangen des Bevollinächtigten des Kaisers von Rußland 

geschehe.
Auch erhielt ich gestern vom Staats Minister Fr.HE. v. Stein die Auf­

forderung es nachzugeben, daß die auf Veranlassung der Herrn v. d. Groeben, 
v. Bolschwing und Consorten hier anwesenden Mitglieder der Stände sich 
heute zur Berathung versammeln könnten. Ich habe dies zwar thun müssen, 
jedoch verfügt, daß solches nur unter dem Vorsitz des Directors des ständischen 
Coinite Geheimen Justiz Rath von Brandt und in Altwesenheit der übrigen Mit- 

glieder des ständischen Comite geschehe, und von den Resultaten der Berathitngen 

Bericht erfordert.
Der Regierungs Präsident Wißmann ist^,gcstern hieher berufen worden.

Der Geheilne Staats Rath von Schön wird schon heute ankommen.
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1813 Jan. 24. Bon den hiesiegen Kaufleuten hat der Staats Minister von Stein heute 

ein Anlehn von 150/m. Rthl. negociirt, in 3 Terminen, der letzte in 6 Wochen 
zahlbar, um die Bedürsniße des Corps des Gen. Lieut. von Jork zu be­

streiten.
Die Häfen Memel und Pillau sollen den« Handel geöfnet und die Weizen- 

Ausfuhr erlaubt werden. Die eingehenden Handels Gefälle sollen benutzt wer­

den, um die ausgenommenen 150/m. Rthl. zu bezahlen.
Vor einiger Zeit ward verlangt, daß ich Fuhren gestellen lassen sollte, um 

etwa 800 bis 1000 französische Blessirte aus den Lazarethen, welche ihrer Wun­
den wegen dienstunfähig bleiben würden, auf und in der Nähe voir Pillau auf 

dem Felde abladen zu lassen, damit der französische Commandant irr Pillau 
solche holen lassen müsse. Da nun vorauszusehen war, daß er es nicht thun 
würde, und diese Unglücklichen auf dem Eis und Schnee im Felde umkommen 
müßten, so schlug ich es ab, zu dieser grausameu Maasregel die Hand zu bieten, 
und sie ist unterblieben.

Königsberg d. 24sten Januar 1813.
Auerswald.

Januar 23. Auerswald beruft im Auftrage Steins Wissmann nach Königsberg.

23. Januar. Oberpräsidial-Archiv.

Der Herr Minister v. ©teilt, welcher mit Vollmacht Sr. Majestät des 
Kaisers von Ausland versehen gestern hier angekommen ist, beauftragt mich, 
Ew. H. aufzufordern, Sich aufs schleuuigste hieher zu begeben, weil er mit 

Ihnen über mehrere wichtige Gegenstände Rücksprache zu nehmen habe.
Königsberg d. 23. Januar 1813.

A(uerswald).

Januar 25. Die westpreußische Regiernng an Anerswald über die Wahlen zum 
Landtage. 25. Januar. Oberpräsidial-Archiv.

Von Ew. Excellenz sind wir durch die geehrte Zuschrift vom 24t. d. M. 

aufgefordert, uach einer uns jedoch nicht mitgetheilten Veranlassung des Herrn 
Geheimen Staats Ministers Freiherrn v. Stein, Beauftragten Sr. Majestät des 
Kaisers von Rußland, die Wahl von Deputirten aus dem diesseits der Weichsel 
belegcneu Theil des Westpreußischen Regierungs Departements zu einem in Kö­
nigsberg zu berufenden Landtage einzulciteu. Dieses Schreiben ist uns indessen 
erst nach der Abreise des Herrn Regierungs Chef-Präsidenten zugckommcn.

Ew. Excellenz werden indessen Selbst gefälligst ermessen, daß wir in dessen 
Abwesenheit uns nicht für ermächtigt halten können, für unser Verhalten andere 
als die bestehenden allgemeinen Vorschriften zn befolgen.

Rach diesen liegt es nicht in unseren Befugnissen, General-Landtägliche 

Verbindungen zu veranstalten.
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Wir verkennen die großen Rüksichten keineswcges, die wir sowol der Macht 1813 Jan. 25. 
als der milden Behandlung der Russischen Autoritäten schuldig sind. Wenn indeß 
hiebei grade das mit besondern! Dank ausgenommen werden muß, daß in den 
wesentlichen Administrations Grundsätzen nichts geändert, sondern auch den Be- 

Hürden die Verbindung mit ihren obern Instanzen gestattet worden, so hegen 
wir die Hofnung, daß grade bei dieser in die inneren Staatsrechtlichen Verhält 
uisse so tief eingreifenden Angelegenheit von uns die Schranken unserer Befug­
nisse zu überschreiten, nicht wird verlangt werden.

Wir haben daher dem Herrn Regierungs Präsidenten Wissmann, der allein 
die Gründe würdigen kann, die eine Abweichung von den bestehenden Vorschriften 
rechtfertigen, überlassen müssen zn thun, was etwa die ihm besonders erteilten 

Bevollmächtigungen gestatten.
Ew. Excellenz ermangeln wir nicht, hievon ganz crgebenst Anzeige zu leisten.

Marienwerder den 25. Januar 1813.
Königl. Wcstprcuß. Regierungs Präsidium.

Würtz. Martins. Rothe.

Wissmann an Auerswald über deu Landtag. 28. Januar. Oberpräfi-- Januar 28. 

dial-Archiv.

Die in Marienwerder anwesenden Mitglieder des Westpr. Regierungs 
Präsidiums haben mir die urschriftlich beiliegende Antwort übersendet, um solche 

Ew. Excellenz zuzustcllcn.
So sehr ich mit dem Inhalt derselben, wenn von einem zu haltende» 

General-Landtag die Rede ist, einverstanden bin, so glaube ick doch, daß cs dein 
Minister Frh. v. Stein Exc. nicht versagt werden kann, wenn derselbe die Ver­
sammlung einiger Deputirten zu einer Berathung verlangt; und wird es sich 

nach den künftigen Beschlüssen und den derzeitigen Verhältnissen finden, welchen 
Anteil die Behörden an der Ausführung jener nehmen können. Hienach habe 
ich das Regierungs Präsidium bereits aufgefordert, für die Ernennung von De- 
putirten in diesem Sinne aus den Meisen diesseits der Weichsel in der bestimm­

ten Frist zu sorgen.
Königsberg den 28. Januar 1813.

Wissmann.

Das westpreußischc Regierungs-Präsidium an die beiden Kreis- Januar 30. 

behördeu diesseit der Weichsel (Landrath Besser und Rcgie- 
rungsrath RoScius) über die Wahlen zum Laudtage. 30. Ja 
nuar. Geh. Staats-Archiv.

Des Herrn Staats Ministers Freiherr» v. Stein Excellenz, Beauftragter 
Sr. Majestät des Kaisers von Rußland, besteht darauf, mit vertrauenswcrthen
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1813 Jan. 30. Personen aus den von den Kaiserlichen Truppen bereits besetzten und in deren 
Militair Gewalt befindlichen Provinzen und Gegenden vom 5ten Februar c. an 
in Königsberg in Conferenz zu treten. Da nach dem von Höchstgedachtcr Sr. 
Kaiser!. Majestät ausgesprochenen Grundsätze, daß in den von Ihren Truppen 
besetzten Preußischen Staaten außerhalb der auf den Krieg sich beziehenden Ver- 
bältuissc weder in der Verwaltung noch in der Verfassung etwas alterirt werden 
soll, der Chef des Königl. Westpreuß. Regierungs-Collegiums sich vollkommen 
überzeugt hat, daß die geordnete Conferenz nichts zum Gegenstand hat, was mit 
der Sr. Majestät Unserem Könige schuldigen unverbrüchlichen Treue und Unter 
thauen Eide unvereinbarlich wäre, vielmehr es von Wichtigkeit ist, daß rücksick't- 
lick der für die Armeen zu sodernden Kriegs Bedürfniße unterrichtete und zu 
verläßige Personen aus allen Provinzen und Gegenden befragt und gehört wer­
den, so haben wir nicht Anstand gefunden, Ew. p. hiedurch aufzutrageu, uach 
genommener Privat Rüksprache mit den achtbarsten und dem Staats Oberhaupt 
vorzüglich ergebenen Ritterlichen Gutsbesitzern des Marienwcrderschen (Marien- 
burgschen) Crcises Zwei aus deren Mitte zu vermögen, daß sie zu dem hieraus 
sich ergebenden und in seinen Schranken näher bezeichneten Zweck sich unverzüg­
lich nach Königsberg verfügen und des Weiteren halber bei dem HErrn Justiz 

Rath Schelz persönlich melden.
Da auch Sr. Excellenz der HErr p. v. Stein Personen aus allen Ständen 

vor sich zu scheu wünschen, so werden Sie auf ähnliche Weise fiir die Auswahl 
und Absendung eines köllmischen GrundstücksBesitzers nach Königsberg sorgen.

Was die Städte anlangt, so ist deshalb besondere Verfügung getroffen, 
da eine Convocation derselben nicht mehr möglich ist.

Die Kürze der Zeit kann die Sache nicht verhindern, da Sie an keine 
Form gebunden sind, indem Repräsentation und Vertretung nicht stattfinden.

Uebrigens versteht es sich, daß Reisekosten und Desrayirung von den Creis 

Eingesessenen aufgebracht werden müssen.
Von Befolgung dieses Auftrages erwarten wir Ihre Anzeige. 

Marienwerder 30. Januar 1813.

Königl. Westpreuß. Regierungs Präsidium.

Das westpreußische Regierungs-Präsidium an Hardenberg' über 

die Wahlen zum Landtag. 6. Februar. Geh. Staats-Archiv.

Februar 6. Ew. Excelleuz habeu wir mit unserm ehrerbietigen Bericht vom 25ten Ja­

nuar c. die zwischen dem Herrn Landhofmeister und Geheimen Staats Rath 
v. Auerswald und uns wegen des in Königsberg beabsichtigten General Land­
tages gepflogene Correspondenz mitzuteilen die Ehre gehabt.

Wenn indessen ich, der Chef-Präsident, bei meiner von dem Herrn Ge­
heimen Staats Minister Freiherr» v. Stein begehrten Anwesenheit in Königs
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berg Veranlassung gehabt habe, mich zu überzeugen, daß der Herr p. v. Stein 1813 Febr. 6. 

unter keinen Umständen von einer Versammlung der Deputirtcn ans allen 
Ständen abgchett würde, andererseits dabei von der anfänglichen Idee eines 
Landtages oder sonstigen Staatsrechtlichen Vereins ganz abgcgangen ist, so haben 

wir es nicht für zwekmäßig halten können, durch gänzliche Verweigerung unseres 
Beitritts zn dein, was von den beiden vorliegenden Departements ohne Bc- 

denken geschehen, unmittelbare Einmischungen in die Administration und durch­

greifende Maasregeln zu veranlassen.
Es ist daher beiliegende Anweisung an die beiden Creis Behörden diesseits 

der Weichsel von uns erlassen worden, in deren Gefolge sich zur Uebernehmung 

der Reise entschlossen haben:
Aus dem Marienburgschen Creise:

1. in Ansehung der Ritterguts Besitzer der Graf v. Szirakowski zu 
Waplitz und der Graf v. Rittberg zu Stangenberg,

2. für die Städte im gedachten Creise
der Kaufmann und Bürger Johann Nitykowski und

3. hinsichts der Freiköllmer
der Freiköllnlische Grundstücks Besitzer und Deich Geschworne Jadcmrecht 

aus Kuitzendorfs.
Aus Elbing

der Stadtrath Speichert und 

Kaufmann Kawerau und 
Aus dem Marienwerderschen Creise vvu den Städten 

der Kaufmann Roscnow aus Graudenz, 
wogegen über die Wahl der ländlichen Deputirtcn noch keine Anzeige einge­
gangen ist.

Der Vollständigkeit halber überreichen Ew. Excellenz wir auch das spätere 
Schreiben des Herrn Landhofmeisters von Auerswald.

Marienwerder G. Februar 1813.
Das Westpreußische Regierungs Präsidium. 

Wissmann. Würtz. Rothe.

Auerswald au Hardenberg über die Anleihe für das Uorksche Korps, 
über den Empfang des Zaren, über militärische Verwaltungs- 

Maßregeln. 2. Februar. Geh. Staats-Archiv.
Mit Bezugnahine auf mein Schreiben vom 24ten Januar dieses Jahres 1813 Febr. 2. 

verfehle ich nicht, Ew. Excellenz gehorsamst anzuzeigen, daß das von dem Herrn 
Minister von Stein für das von Aorcksche Corps von der hiesigen Kaufmann 
schäft mit 150,000 Rthl. geforderte Anlehn unter folgenden Bedingtmgen zu 
Staude gebracht unb zur Disposition des Herrn General Lieutenant von Aorck 

gestellt worden:
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181Z Febr. 2. 1. Das Anlehn ist für Rechnung des preußischen Staats zur Dispositiou
des mobilen Armee Corps gemacht.

2. Die Rükzahlung durch Verpfändung und Auszahlung aller Königlichen 
Gefälle für aus- und eingehende Schiffe und deren Ladungen ohne Unterschied.

3. Die Königlichen Licent-Kassen sind beauftragt, bey jedem Monatsschluß 
die Einnahmen nach Abzug der administrativen Ausgaben an den Comité der 
Kaufmannschaft auszuliefern. Das eingenoinmene Gold wird als dann tiach dem 
Börsen-Course berechnet, und sowohl der Betrag desselben als auch das cin- 
gcgangene Silber Courant auf die angelieheueu 150,000 Rthl. abgeschrieben; das 
eingcgaugene Münz Courant so wie die eingenommenen Tresorscheine bleiben 
bey dem Comité der Kaufmannschaft so lange in Deposito, bis das Anlehn der 
150,000 Rthl. völlig gebest worden.

4. Der Comité der Kaufmannschaft ist nicht berechtiget, den Umsatz des 
Münz Courants und der Trcsorscheinc nach dem Course zu verlangen, sondern 
muß sich gefallen lassen, daß dieses Geld mit den spätern Einnahmen der König­
lichen Cassen ausgewechselt und dadurch jeder Verlust vermieden werde.

5. Sollte auf diesem Wege die Berichtigung des Anlehns von 150,000 Rthl. 
bis zum Itcii Septbr. d. I. nicht erfolgt seyn, alsdann wird der Saldo mit 
6 Procent Zinsen unter fortdauernder Verpfändung der oben benannten Gefälle 
verzinset, bis das Darlehn vollständig abgetragen worden.

Die Nothwendigkeit, für die Berichtigung des rükständigen Soldes der 
Truppen zu sorgen und die bey der Einziehung und Einstellung der Cantonisteu 
vorkommendeu nothwendigen Kosten einigermaßen zn besten, haben bic Ausführung 
bet burd) beu Herr» Minister von Stein als Bevollmächtigter Sr. Majestät bes 
Kaisers (tu welcher Eigenschaft er fid) bnrch bic in Abschrift beygeheube Vollmacht 
legitimirt hat) befohlenen Maasregel nothwenbig gentacht, weshalb id) auch mit 
Zuversicht erwarte» kann, baß bic Ausführung berselben von Ew. Excellenz nicht 

wirb gemißbilliget werben.
Die nach Willenbcrg gcsanbten Depntirte ber Ostpreußischen Regierung 

sinb Sr. Majestät beut Kaiser von Rußlanb bis Friebrichshof, woselbst bas erste 

Nachtquartier im Ostprcußischeu Departement genommen würbe, entgegen ge 
gangen unb haben eine sehr gnäbige Annahme itttb bic beruhigenbsten Zusicherun­
gen mit ber schnteichelhastesten Versicherung ber ununterbrochenen Freunbschafts 
Gefühle für Sr. Aiajestäl bett König von Preußen empfangen. Es ist benselben 
burd) bett General - Felbmarschall Fürsten voit Kntosow-Smolenskoi bic Zusage 
gemacht, bie VerpflcguugS-Bcbürfnisse, sobald nur die Gewässer fid) öfnen, nad) 
zuschiebeu unb bie Genehmigung Sr. SNajestät bes Kaisers herbeyzuführen, baß 

bie so bebeutenben Administrations Kosten der Lazarethe ans Kaiserlichen Fonds 
nnterstüzt werden sollen, weshalb die Ostprenßischc Regierung sich schon jetzt in 
der drükkendsten Verlegenheit befindet; and) find die gemachten Vorschläge 
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wegen der Einhaltung der Militärstraßen, wegen Sicherung der Fuhrwerke, Un 1813 Febr. 7. 
antastbarkeit der Posten und Ausdehnung der Aktivität der Preußischen Gensdar 
merie über das russische Militair genehmigt worden.

Ueber die zur Berpfleguug der russisch-Kaiserliche» Truppen getroffenen 
Arrangements, welche noch durch den Geheimen Rath Frey während seiner An 
Wesenheit in Willenberg vervollständiget wurden, hat man volle Zufriedenheit ge 

äuffert, indem den russisch Kaiserliche» Verpflegnngs Behörden die volle Ueber 
zeugttilg geschafft wurde, daß die Bewohner des Kreises mit der größten Bereit 
Willigkeit alles selbst ohne Berüksichtiguug ihres eignen Bedarfs hingegeben hätten, 
um die Berpfleguug der Russisch Kaiserliche» Truppe» zu sichern.

Königsberg den 2ten Februar 1813.
Auerswald.

Auerswald air Hardenberg über die Freilassung Groebens iniD 
die Ernennung Brandts. 2. Februar. Geh. St.-Arch.

Der Herr v. d. Groeben auf Pleusen, der die iu meinem Berichte vom Februar 2. 
24teu »«gezeigte Aufforderung in die Provinz erlassen hat, ist auf Verwendung 

des Generals Grafen v. Wittgenstein und des StaatsministerS Freiherrn ». Stein 
vom Ober Landes-Gericht mit Einverständniß der Regierung aus dem Arrest 

entlassen, jedoch mit Vorbehalt der Untersuchung.
Zum Dirigenten der auf Aufforderutlg des Staats Atinisters Frh. ». Stein 

auf den bien d. Mts. berufenen Versammlung von Deputirten aus Ostpreußen, 
Litthaueu und Westpreußeu diesseits der Weichsel habe ich den Direktor deS 
ständischen Comite Geh. Justizrath v. Brandt mir substituireu müssen, da auch 
ich an dem hier in der größten Ausdehnung herrschenden nervösen Rheumatis­
mus seit einigen Tagen leide und also außer Staude biu, in den nächsten 8 
Tagen auszugehen. Ich habe inzwischen hellte erfahren, daß der Minister 
v. Stein auf die Nachricht von meiner Krankheit den Geheimen Staatsrath 

v. Schoen per Estafette zu dieser ständischen Versalnmlung herberufen hat.

Brandt bittet Auerswald, ihn von der Leitung der ständischen 
Versammlung zu entbinden. 3. Februar. Oberpräsidial Archiv.

Ew. Excellenz haben zwar durch Dero verehrliche Verfügung vom I teu Febr. Februar 3. 
a. c. mir das Directorium bey der auf den 5. d. M. berufenen Versammlung 
der Deputirten von Ostpreußen, Litthauen und Westpreußen zu übertragen be 
liebet, ich erfahre aber, daß Sr. Excellenz der Herr Geheiine Staats Minister 
Freyherr v. Stein den Herrn Geheiinen Staats Rath und Regierungs Presi­

denten v. Schön ebenfals auhero berufen haben, um diese Bersamlung zu leiten, 
auch daß derselbe schon angekomen ist. Ich halte cs dahero für Pflicht, um den 
Wünschen des Herrn Geheimen Staats Minister Freyherr» von Stein Excellenz

Lehmann, Knesebeck und Schön. 22
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1813 ftcbr. 3. zuvor zu komme» und denselben überall gemäS zu handeln, Ew. Excellenz ganz 
gehorsanlst zu ersuchen, den mir gegebenen Auftrag gefälligst zurückzunehmen und 
mich davon hochgeneigst zu diSpeusiren.

Königsberg den 3. Febr. 1813.
v. Brandt.

Auerswalds ablehnende Antwort. 4. Februar. Am Rande des vor­
stehenden Schreibens.

Februar 4. Dem H. G. R. v. Brandt vorzuzeigen.
Ich bin um so weniger im Stande, den Herrn G. I. R. v. Brandt von 

dem übertragenen Geschäfte zu dispcnsireu, als der Herr G. St. R. v. Schoeu 
mir mündlich erklärt hat, daß er nicht eigentlich zu dem in Rede stehenden Ge­
schäfte vom Herrn Staatsminister v. Stein beauftragt sey.

Auerswald
4. Febr.

vidi v. Brandt.

10. Die Verhandlungen des vom Landtage eingesetzten Ansschnsses. 
0. Februar 1813.

Nach der Abschrift im Nachlasse von I. Voigt.

Februar 6. Bon General-Lieutenant v. Aork wurde der Ständische» Versannnlung ei» 
Eutwlirf zu einer Landwehr znr Beurtheilung vorgelegt. Das dazu bestimmte 
Comite bestand aus dem Staatsminister Dohna, Präsidenten Schimmclpfennig, 
Major Grafen v. Lehndorf, Gutsbesitzer Kist, Justizrath Hinz, Superintendent 
Keber (später Justizrath Leiter^ und Oberbürgermeister Heidemann.

In 10 § wurde über die Organisation der Landwehr und in 4 § über 
Landsturm gehandelt.

Am 6. Februar 1813 wurde darüber die erste Berathung des Comite gehalten. 
Gras Dohna proponirte zuerst, daß pp. Aork eröffnet habe, daß er außer ben 
schon erhobenen 6000 Mann noch 13,000 Mann im Wege der gewöhnlichen 
Recrutirung ausheben lassen wolle. Der Comite überzeugte sich, daß dieß zwar 
für das Laud sehr schwer, jedoch nicht zerstörend seyn würde und nichts dagegen 

einwenden könne.
Dohna erwähnt ferner, daß York wünsche, daß ein Freibataillon von 

300 Mann Cavallerie und 400 sJ)t. Infanterie errichtet werde, welches aber 
bloß als freiwillige Sache angesehen werden müsse. ES solle dazu dienen, den 
guten Geist zu unterhalten, eine BildungSschule für angehende Officiere zu sey»
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und denen, die nicht auf gewöhnliche Art dienen zu wollen Lust haben, eine 1813 Febr. 6. 
ehrenvolle Gelegenheit zum Dienst darznbieten. Das es bloß eine freiwillige 
Sache seyn sollte, so hatte der Comite nichts dagegen, vielmehr möge sie von 
Seiten der ständischen Versammlung empfohlen und befördert werden.

Darauf wurde der Entwurf der Landwehr vorgclesen. Der Comite ist 

der Meinung:
ad § 1. Daß wenn Gutsbesitzer und angesessene Bürger zu Officieren 

gewählt sind, solche während der ständischen Administration keinen Sold erhalten, 
diese(r) vielinehr nur bei andern Officieren cintritt. Sowie die Landwehr (sich) 
des Kriegs wegen in wirkliche Bewegung setzt und am Kriege gleich andern Soldaten 
Theil nimmt, tritt sie in den Sold der Armee und wird vom Staat unterhalten.

ad § 2. u. 3. Detcrminirte (?) (der Comite) bestimmt sich dahin, daß 
Männer von 18 bis 45 Jahr die Landwehr bilden, mit Ausnahme der Gebrech­
lichen, Kriippclhaften und Unheilbar Kranken und außerdcin der Geistlichen und 
derjenigen, welche ein Lehramt bekleiden, ohne Unterschied des Grades derselben.

Da jeder Mann von Ehre, Geist und Herzen an dieser Landwehr Antheil 

nehmen und sich nicht gern ausschlicßen lassen wird, so wird zuerst jedem über 
lassen, sich freiwillig zu dieser Landwehr zn bestimmen. Diese Freiwilligen treten 
zuerst ein, und nur wenn dieß nicht genügt, wird zur Bestimmung durchs Loos 
geschritten. Es werden zu dem Ende alle obengenannten Männer ausgezeichnet, 
worauf nach einer näher zu bcstimmendeu Form — nach vorhergegangencr Ein- 

theilung des Landes — die Ausloosung geschieht.
Die Landwehr soll zwar nur auf 20,000 Mann gebracht werden, in­

zwischen wird außer deu Freiwilligen die Anlage noch auf 30,000 Maun 

gemacht, welche durch das Loos bestimmt werden müssen.
Was nun außer den Freiwilligen noch an 20,000 Mann fehlt, wird aus 

diesen 30,000 Mann nach dem besten Ermessen der Gutsbesitzer und Magistrate 

genommen. Die noch übrigen von diesen 30,000 Mann sind zur Reserve der 
Landwehr bestimmt, welche nur dann zur Laudwehr übergehen, wenn diese Ab­

gang erlitten hat.
Jeder zur Laudwehr freiwillig oder durchs Loos bestimmte Mann darf sich 

einen Stellvertreter ernennen, der die Qualification eines Landwehrnianns hat. 
Wcinl dieser Stellvertreter in Jahresfrist — mit Ausnahme des Todes oder einer 
im Dienst eingetretenen Dienstunfähigkeit — abgeht, so muß der eigentliche Land­

wehrmann einen neuen stellen, wenn er nicht selbst eintreten will.
ad § 5. Der Comite überzeugt sich, daß die Landwehr feine Cavallerie 

formtreu könne, da die Provinz dazu uicht die hiureicheudeu Mittel hat.
ad § 6. Zuvörderst ist der Comite der Meinung, daß zwar eine Militär- 

person Mitglied der Geueralcommissson, aber nicht Präsident sey und den übrigen 

Mitgliedern gleich stehe.
22*
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1813 Febr. 6. Ferner daß zu dein Coinite außer den 5 Mitgliedern noch 5 Substituten 
gewählt werden, welche die Qualität der Mitglieder haben. Wenn ein Mitglied 
verhindert wird, tritt der Substitut ein. Auch ist dein Präsideuteu überlasse», 
in wichtigen Angelegenheiten diese 5 Substitute zu der Versammlung einzuladen, 
welche dann zu erscheinen verpflichtet sind. Diese Modification kaun aber nie 
dahin erklärt werden, die Wirksamkeit des Präsidenten und des Comite zu lähmen. 

Uebrigens ist der Comite der Meinung, daß zwei von den Mitgliedern 
und so auch deu Substituten im Militär gedient haben und diese nur allein die 
unmittelbare Aufsicht über die Brigadiers haben.

Ebenmäßig hält der Comite es nothwendig, daß die Stabsofficierc, Grund 
eigenthümer und die andern Offieiere wenigstens Eingeborene oder Naturali 
sirte sind.

ad § 7. Der Comite wünscht, daß die Generalcommission dem General 
gouverneur die Subjecte, entweder eins oder mehrere, zu Brigadiers Vorschläge 
und dieser sie bestätige. Ebenso, daß die Bataillouschefs und andere Officiere in 
der Art ihre Stellen erhalten, daß die Gencralcommission drei Candidaten vor 
schlage und der Generalgouverneur hieraus Ein Subject wählt.

ad § 8. Man hält es für nothwendig, daß der Staat außer den Gc 
wehren auch Patrontaschen und Munition, so wie das zu deu Uebungen nöthige 
Pulver und Blei gebe.

Außer einigen andern Bestimmungen tritt der Comite dem Entwurf bei.

11. Schön an Hardenberg über seine zweite Reise nach Königsberg und 
über den Landtag. 10. Februar 1813.

Geh. Staats-Archiv. Grvßtentheils bei Dropsen II, 336 f.

Februar 10. Des Herrn v. Stein Excellenz forderte mich vor 8 Tagen auf, nach Kö 
nigsberg zn kommen und bey der Krankheit des Land Hofmeister v. Auerswald 
die auf deu 5. d. M. zusammen berufene ständische Versammlung zu leiten. 
Des Herrn v. Stein Excellenz bemerkten zugleich, daß die eingegangenen Nach­
richten meine etwannigen Bedenken dabey entfernen würden. Bey dieser An 
führung glaubte ich nach Königsberg reisen zu müßen. Ich unterrichtete mich 
bey des Herrn v. Aorck Excell. von dem, was eingegangen war, und fand zwar 

keine Veranlaßuug, die vou dem Laud Hofmeister v. Auerswald ausgeschriebene 
ständische Versammlung in Absicht der Proviutz Litthauen Polizeylich zu sistiren, 
aber auch für mich feine Befugn iß, mich in ständische Angelegenheiten, die nicht 
zu meinem Officio gehören, zu mischen. Auf diese Erklähruug abstrahirtc des 
Herrn v. Stein Excell. von ihrem Verlangen, und der Land Hofmeister v. Auers­
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wald sustitnirte sich den Geheimen Justitz-Rath v. Brandt. Ueber die Bersamm 1813 Febr. 10. 
lang selbst und was dort verhandelt ist, wird von Königsberg aus ausführlich 
berichtet seyn. Ich darf daher nur ansühren, was ich als Zuschauer bemerkt habe.

Die Antwort an des Herrn v. Stein Excell., daß keine fremde Macht die 
Stände zu einen Beschluß veranlaßen könne, entsprang aus Lojalitaet und Treue 
gegen unseren Landes Herrn. Die Berufung auf den General v. Horck als 
oberste Militair-Authoritact lag eben dies zum Grunde. Jedes Wort zeigte, wie 
man mir mitgetheilt hat, in dieser Versammlung unbedingt Anhänglichkeit an 
unsern Landes Herrn, die in einzelnen Fällen sich bis zum hohe» Enthusiasmus 
erhob. Es waren die bedentcndsten Guts Besizzer, welche sonst den ständischen 
Versammlungen feilten beiwohnen, versammelt.

Nachdem ich wegen der Verpflegung der rußischen Truppen und Bezah 

lnng der Lazareth - Kosten das Nötige mit des Herrn v. Stein Excell. regulirt 
hatte, reifete ich hieher zurük. Der Lieutenant v. Werner kam den Abend vorher 
noch in Königsberg an.

Gumbinnen d. 10. Februar 1813.

Schön.

12. Das Ausscheiden des Deputirten von Graudcnz aus dem Landtage
Obcrpräsidial-Archiv.

Der Graudeuzer Magistrat an den Kaufmann Rosenow, Deputirten 
der Stadt Grandenz.

prst den Stcit Febr. 1813
nachmittags 4 Uhr.

Euer Wohlgebvhrn benachrichtigen wir hierdurch ganz ergcbenst, daß der Februar 4. 
Commendant Herr Major v. Krausenek Ihre Ncyfe nach der Abfahrt inhibirt 
hat, weshalb wir Dieselben ergcbenst ersuchen, sich in soweit auf nichts einzu 
laßen, als dadurch die Lage unseres Orts in ein nachtheiliges Verhältniß gesetzt 

werden kann.
Grandenz d. 4. Febr. 1813.

Magistrat

Meyer. Hecker.

Rosenow an Brandt.
pst d. 10. Febr. 1813 Abends halb 10 Uhr.

Es ist in der gestriegcn Sitzung der Hochachtbaren Stände, welchen per Februar 10. 
sönlich beizuwvhnen ich durch Unpäßlichkeit abgehalten wurde, der Beschluß

!) In dem Protokoll vom !>. Februar (Droyscn II, 312) steht die Notiz: „Der Deputirte 
der Stadt Grandenz, Herr Rosenow, hat angezeigt, daß er Krankheits halber nach Hause reisen 
müsse." Die folgenden beiden Schreiben zeigen, daß noch andere Motive obwalteten. Bergt. 
Drohscn II, 75. 107.
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1813 Febr. 10. gefaßt worden: „jeder Eingabe einzelner Dcputirten, welche auf einen besondern 

Vorbehalt oder die besonders einzuhohleiide Genehmiegung der respective» Coin 
nlittenten tu die Beschlüße der Versammlung Bezug hat, die Aufnahme in das 
Tages Protocoll und den Acten schlechthin zn verweigern."

Ich bin — abgesehen davon, daß obicgcr Beschluß meiner BertretungS- 
Verbindlichkeit die geordneten Eckrauken sezt — überdies verpflichtet, mich der 
Majorität zn unterwerfen. Den Beschluß derselbe» kann aber jede Durch beson 
dere Umstände rnotivirte MaaSgabe nicht ausschließen, und in dieser ic'age glaube 
ich mich zu befinden.

Abgeschickt von der Stadt Graudenz habe ich als Deputirter derselben der 
ersten Session Einer Hochachtbaren Versainmlung der Stände mit beigewohnt, 
aber unterm 8tcn dieses Nachmittags ei» Schreibe» des Magistrats in Grau 
deuz erhalten, worin mir

1) angezeigt wird, „daß der Commandant der Stadt und Vestuug Grau 
deuz, Herr Major vou Krnseneck meine Weife nach Koenigsberg nach der Abfarth 
inhibirt hat."

2) mir «»befohlen wird, „mich insoweit ans nichts einzulaßen, als dadurch 
die Laage des Orts, welcher dlirch mich vertrete« werben soll, in ein uachthciliegcs 

Verhältniß gestellt werden könnte."
Die Stadt und Bestung Grandeuz ist bekanntlich in Belagerungs Zustand 

erklärt worden, und daher dem Commandanten (sic) die höchste Autoritaet, welcher 
dariit im Namen und auf Befehl des Königs Majestät uneingeschränkt gebietet.

Ich kann nach nähere^ Erwägung der Sacke, ohne den schnldigeu Gehor­

sam gegen den Commandanten der Stadt und Bestung Graudenz als Stellver­
treter des Königs Majestät und den Magistrat daselbst, als meine Comittenten, 

aus den Augen zu setzen, mein Amt als Deputirter uicht länger fortsetzeu, son­
dern muß Ew. Hochwohlgebohr» als Präsident der Hockacktbaren Versammlung 
der Stände unter urkundlicher Beifügung des allegirten Schreibens meiner 
unmittelbaren Behörde ganz gehorsamst ersuchen, „es hochgeneigst zu gestatten, 
daß ich ohne au deu etwanuigen weitem Deliberatiouen der erwähuteu Ver 
sammlung fernerhin Theil zu nehmen, von hier abreiseu und mein Comissorinm 

als aufgehoben anschen darf."
Ich glaube, daß dieser mir durch Umstände abgenötigte Antrag als dem 

gestriegelt Beschluß einer Hochachtbaren Versammlung der Stände entgegen 
laufend nicht angesehen werden kaun, und crstlchc daher Ew. Hochwohlgeborn 
ganz gehorsamst, „mich auf jeden Fall mit einer schriftlichen Resolution darauf 
zur Abwendung eigener persönlicher Verantwortlichkeit hochgeneigst zu ver 

sehen."
Koeuigsberg den loten Februar

1813. Rosen ow.
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13. Korrespondenz zwischen Alexander und Ludwig Dolina über die 
ostprenszische Landwehr. Februar und März 1813.

Nach der Abschrift im Nachlasse von I. Voigt. Theilweise von letzterem veröffentlicht, Leben 
Dohnas 29 f. !).

Alexander Dohna an Ludwig Dohna.
Die General Commission für die preußische Landwehr hat ihre Thätigkeit 1813Febr.26. 

seit einigen Tagen begonnen; es wird derselben aber dergestalt thätig von A. 
und von Sydow entgegengewirkt, daß aus alleiu nichts werden kann, wenn nicht 
schlellnig Sck. als Stellvertreter mit der außerordentlichsten Machtfülle ausge­
rüstet allftritt. Die Menoniten hatten fortwährend ihre Widerspenstigkeit gegen 
die Landwehr geäußert, und General Uork hatte daher noch vor seiner Abreise 
von hier sie von der jetzt bevorstehenden Formation der Landwehr entbunden, 
dagegen aber festgesetzt, daß sie binnen vier Wochen liefern sollten: erstens 
500 Pferde oder 70 Rthl. für jedes Pferd zürn neuen Cavalleria Regiment, 
zweitens die Summe von 25,000 Rthl. zur Errichtung der Landwehr. Diese 

Festsetzung des General Jork scheint mir sehr gut und zweckmäßig, denn es ist 
hart, auch nur dem Scheine nach, dem Glauben eines Menschen Gewalt anzn- 
thun, sogar wenn dieser Glaube schlecht wäre, und man hätte doch nichts von 
den elenden Kerlen gehabt. Da die Landwehr ein ächt christliches Institut ist 
und nur durch religiösen Geist siegen kann, so ist es gewiß nöthig, daß man 

keine Inden darin aufnimmt, dieselben aber mit dem Gelde, welches sie während 
und durch die Unglückszeit sich gesammelt haben, recht verhältnißmäßig bedeutend 
sich loskaufen läßt. Dies müßte vom König stark und deutlich bestimmt werden. 
Auch die Menoniten werden eher nichts thun, bevor eine solche feste Bestimmung 
nicht vom Könige erfolgt.

Ohne Sch. mit großer, größter Machtfülle ausgerüstet, bleibt hier alles 
int schlaffsten, unglücklichsten Gange, und höhere, edlere Dinge müssen ganz zu 

Grunde gehen.
Der Schlodier^) meynt, auf dem Kreuz möge stehen: Heilige Pflicht 

oder Gott mit uns (der alte Gruß unsrer Könige vom Thron an ihre 

Huldigungsmänner).

Ludwig Dohna an Alexander Dohna.

General Scharnhorst ist in's Hauptquartier gereist und dürfte morgen 511 März 2. 
rückkommen. Meine Abfertigung hängt von seiner Rückkehr ab. Die General 
Commission sollte uns Anfangs gestrichen werden; da ich aber die feste Ueber

i) Es tocrbcit hier nur die Briefe niitgethcilt, zu welchen sich im Nachlasse Voigts Er­
gänzungen fanden.

i) Graf Dohna auf Schlodicn.
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1813 März 2. Zeugung habe, daß sie zur Ausführung des Planes unentbehrlich ist, so habe idb 
ehrlich gesagt, daß ohne sie nichts aus der preußischen Landwehr würde. 9hm 
habe ich Hoffnung, daß man sie uns lassen wird. Nächstens erscheint eine Auf­
forderung an alle Provinzen, die Landwehr betreffend, und dieser sollte unserem 
Plane (sic) angepaßt werden, ohngeachtet der großen Berschiedenheit, die in der 
Berfaßung und dem Geiste der Bewohner der Provinzen stattfindet. Der G. S. 
und der König wünschen lebhaft, die Preußen möchten einen Theil ihrer Land­
wehr auf Kosacken-Art beritten machen. Ich habe versprochen, meinen Lands­
leuten diesen Wunsch bekannt zn machen, und wenngleich ich die Ueberzeugung 
hätte, es würde dieses immer eine höchst erbärmliche Cavallcrie bleiben, so 
würde ich alle möglichen Mittel anwenden, den Wunsch zu erfülleu.

Alexander Dohna an Ludwig Dohna.

März 4. Schön benimmt sich in Litthauen ganz vortrefflich und macht den größten 
Contrast gegen das Benehmen anderer. Wird nicht recht bald ein Civil Statt 
Halter für Preußen mit den ausgedehntesten, nnumschränktesten Bollmachten für 
die Zeit des Krieges ernannt, so ist hier alles verloren. Schön arbeitet redlich 
und erfüllt von hohem, edlem Geist für die Landwehr.

Zur Inschrift ans ans dem der Mütze der Landwehrmänner zn befestigenden 
Kreuze würde auch der Gruß unserer alten Könige an die Hnldignngsmänner von 
Throne: „Gott mit uns" passen. Aber vor allen Dingen muß man es fest 
halten, daß eine Landwehr ein ächtchristliches Jnstitnt ist und daß nur durch deu 
Glauben der rechte Geist in die Landwehr kommt, indem nur allein dadurch 
dieselbe fähig wird, ihre Bestimmung zn erfüllen. Mithin müssen diejenigen 
Christen, welche im Punkte der Vertheidigung des Vaterlandes einen verworfenen 
Glauben haben, nähmlich die Menoniten und die Unchristen, die Juden, von der 
Landwehr ausgeschlossen werden. Auch nach der Ueberzeugung von Schön ist es 
sehr weise, daß ?)ork bereits die Menoniten von der jetzigen Formation der 
Landwehr dispcnsirt hat.

14. Boycn an Graf Bülow über Schöns Aufsatz zur Landwehrfrage. 1819.
Nach der Abschrift im Nachlasse von I. Boigt.

1819April2O. Ewr. p. geehrtes Schreiben vom 4ten d. M., wonach es die Absicht ist, 

einen Theil der vaterländischen Geschichte und zwar der von Ost und West 
Preußen dem historisch genealogischen Kalender einzuverleiben, habe ich nebst dein 

diesfälligen Aufsatze des Herrn von Schoen zn erhalten das Vergnügen gehabt. 
Was die Frage betrifft, ob der Herr Graf von Dohna auf Schlobitteu oder der 
verewigte General Scharnhorst als Stifter der Landwehr zu betrachte« sei, so 
ist es mir nidjt allem aus meinen Amtsverhältnissen wohlbekannt, sondern es 
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geht auch aus eigenhändigen, in den Akten befindlichen Aufsätzen des verewigten 1819 April20. 
Scharnhorst hervor, daß dieser schon int Jahre 1808 die Idee einer allgemeinen 

Landesbewaffnung hatte und zur Sprache brachte.
Derselbe wollte neben dem stehenden Heere eine Landwehr zur Verthei- 

digung des Batcrlaudes errichtet wissen, die damals mit dem Namen einer Reserve 
von ihm bezeichnet wurde. Es sanden vielfache Verhandlungen und Vorarbeiten 

fortlaufend darüber Statt, auch blieb die Ausführung erst dem Jahre 1813 vor­
behalten. Hiedurch wird jedoch das Verdienst des Herrn Grafen von Dohna 
nicht geschmälert, dem als Minister des Innern der Scharnhorstsche Plan nicht 
unbekannt bleiben konnte und der denselben in Beziehung auf Preußen mit einem 
Eifer zu Stande bringen half, dem gewiß Niemand seine Achtung und seinen 
Dank versagen wird, wenn ich auch der unmaaßgeblichen Meinung bin, daß zu 
den den Kalender zierenden Kupfern wohl schicklicher verstorbene als noch lebende 

verdiente Männer zu wählen sein möchten.
Berlin den 20. April 1819.

v. Boyen.

15. Beyme an Schön über die Landmehrfrage und über den Charakter 
Scharnhorsts 1833.

Nach der Abschrift im Nachlasse von I. Voigt, welcher das Original in den letzten Tagen des 
Mai 1833 von Schön erhielt. Theilweise veröffentlicht bei (Gerwien) Errichtung der Landwehr 

in Ostpreußen 25.

Steglitz 21. May 1833.

Ew. Excellenz
freundschaftliche Geduld habe 'ich leider, durch einen Rückfall in das Podagra, 1833 Mai 21. 

das mich den Winter über gequält hat, genöthigt, aus eine große Probe stellen 
müssen. Nun benutze ich einen der ersten gesunden Tage, Sie um gütige Eut 
schuldiguug für die Verspätung meines herzlichsten Dankes zu bitte», deu ich
Ihnen für die interessanten Mittheilungen zu dem Werke des Professor Preuß 
über Friedrichs Lebeu schuldig biu, uachdem der Verfasser es seiner Seits auch 

schon selbst gethan haben wird.
Wo möglich noch herzlicher aber danke ich Ihnen für die vertraulichen Er­

gießungen Ihrer ungeschwächten geistigen Kraft über die Entstehung unsrer 

Landwehr, die einen so wesentlichen Bestandtheil unserer Landesbewachung aus­
macht, durch welche unser Vaterland in der Weltgeschichte so einzig sich aus­
zeichnet. Auch Mit- uud Nachwelt müße» es Ihnen danken, daß Sie durch 
Johauues Voigt dafür gesorgt haben, das Verdienst unseres verewigten Freun­
des, des Ministers Gr. Dohna um die Landwehr gegen die Anhänger Scharn­

horsts zu viudiciren. Ick kauu Ihnen noch einen lebenden Zeugen, dessen
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1833 Mai 21. Unparteilichkeit Niemand in Zweifel stellen kann, in der Person unsres Merckels 
nennen. Ich hatte ihm durch meinen Schwiegersohn v. Vincke Voigts und 
v. Boyens Schrift mittheilen laßen, weil imut (in Breslau! N beyde nicht in 

den Buchläden haben konnte. Bei Rückgabe derselben hat er Vincke geschrieben:
„v. Boyens Schrift hat mir zwar Wohlgefallen, auch ist der Zweck sehr 

edel. Nichtsdestoweniger bleibt es nach dein, was mir von Errichtung der 
Landwehr bekannt geworden, gewiß, daß solche von Preußen ansgegangcn. Bis 
zur Ankunft des Grafen Ludwig Dohna hatte man hier nicht daran gedacht. 
Ich selbst habe der Konferenz beigewohnt, welche wenige Stunden nach derselben 
bei deut seligen Scharnhorst deshalb gehalten wurde. Derselbe bezweifelte die 
Thnnlichkeit der Verallgemeinerung dieses Instituts auf deu Preußischen Staat. 
Seiue Idee war immer nur: höchstmögliche Verstärkung des Heeres und Land­
sturm; Linien-Armee und Landwehr, dieser sich nur nebeneinander dachte, schien 

ihm unverträglich. Der jetzt quicscirende General v. Röder war, soviel ich mich 

erinnere, der erste, der es übernahm, die Ausführbarkeit des Landwehr-Instituts 
durch eht allgemeiues Reglement darzulegen. Scharnhorsts Idee war die Pro­
duktion nicht, auch nie dazu vou ihm gearbeitet worden."

Herr v. Merckel wird es mir gewiß nicht übel nehmen, daß ich diese seine 
Aeußerung Ihnen vertraulich mittheile, da Sie gewiß ohne seiue Einwilligung 
keinen andern Gebrauch davon machen werden, als die Genngthuuug darin zn 

finden, daß Ihr Zeugniß für die Wahrheit bei Unterrichteten Eingang gefunden. 
Nur muß ich mir die Erlaubniß nehmen, an die auch Ihnen nicht unbekannt 
gebliebene Charakter-Eigenthümlichkeit Scharnhorsts zn erinnern, vermöge deren 
er Maßregeln, die er billigte oder wohl selbst in Anregung bringen ließ, aber 
gegen die hartnäckige Anhänglichkeit anderer voit Einfluß nicht durchsetzen zu 
sönnen glaubte, scheinbar bestritt, um sich und damit zugleich die besorgte Oppo­

sition anderer überwinden zu lassen. Ich wenigstens bin nach meiner gründlichen 
Kenntniß des Mannes und eigenen gemachten Erfahrungen bei anderen großen 
militärischen Plauen und Einrichtungen, wozu er meine geringe Mitwirkung 
wünschte, sehr geneigt zu glauben, daß auch sein Widerspruch gegen die Land­
wehr mehr scheinbar als ernstlich gewesen. Auf keinen Fall könnte ich aus 
eigner Kenntniß des Mannes Ihrem Urtheile über seine blinde Befangenheit im 
Standes-Borurtheilc des Liniensoldateu beystimmen. Ich habe vor Ao. 1806 
ein Mémoire von Ihm über die Idee des Königs zu einer allgemeinen Landes- 
bewafnung gelesen, das von gänzlicher Freiheit von diesem Vornrtheile zeugte. 

Sie haben indessen bei der Umarbeitung des sogenannten Cantons-Reglements, 
woran Sie später') mit ihm gemeinschaftlich gearbeitet haben, eine allerdings 
mögliche Sinnesänderung kennen gelernt, von der mir nichts bekannt geworden,

') Im Jahre 1809, s. oben S. 261. 
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weil ich von dieser Arbeit nur aus einzelnen Aeußerungen Sr. Majestät Kent- 1833 Mai 21. 
niß erhalten habe. Jin ganzen scheint mir die Stimme, welche sich aus Königs­
berg in der Neumark in der Staatszeitung darüber hat vernehmen lassen, aus 
sehr guter! Quellen geschöpft zu seyn, worüber die Akten des vormaligen Ober- 
kriegs -Collegium und der General-Adjutantur dereinst wohl hinreichenden Auf­
schluß geben werden, wenn die wenigen, die von den dabei bctheiligt gewesenen 
Männern noch am Leben sind, es nicht mehr verhindern können. Es scheint 

mir hierbey unserm Könige fast ebenso wie bey dein Edicte vom 9ten October 
1807 ergangen zu seyn. Die Quellen der Geschichte lassen sich aber nicht auf 
immer verstopfen, das sehen wir an der Eingangs erwähnten Geschichte Frie 
drichs, zu der sich täglich neue Quellen für den Verfasser eröffnen ....

Die von Beyme erwähnten Bemerkungen sind in die „Allgemeine Preußische 

Staatszeitung" (Jahrgang 1833 S. 495) aus dem „Märkischen Stadt- und 

Landfreund", welcher zu Königsberg in der Neumark erschien, übergegangen. 

Es heißt hier:
„Unter den Geschichtsfreunden mag die Meinung über den Stifter der 

Landwehr getheilt bleiben; das Volk aber, und das ist für das Herz jedes Bran­
denburgischen Preußen die erfreulichste Erscheinung, huldigt mit Enthusiasmus 
der Aeußerung v. Boyens, womit seine Schrift so schön schließt: ,Wäre ich ein 

begüterter Mann, der die Talente verdienstvoller Künstler angemessen belohnen 
könnte, längst schon hätte ich mir eilt Denkmal zur Erinnerung an jene glor 
reiche Zeit anfertigen lassen. Auf dein Altar des Vaterlandes die Büste des 
Königs, vor dem Altar Scharnhorst und Dohna, indem Beide sich die Hände 

reichen/
Dem Volke fallen in seiner Erinnerung zwar auch noch andere Namen bei, 

alle aber verschwinden in seinen Augen vor dem Namen, in dem cs, nächst Gott, 
den alleinigen Geber alles Guten verehrt, das dem Vaterlande von seinem aller- 
theuersten Könige in so reichem Maße zu Theil geworden ist. Das Volk weiß 
cs auch, daß sein König den Gedanken einer allgemeinen Landesbewaffnung, wie 
sie jetzt als die unerschütterlichste Stütze der Monarchie auf eine beispiellose 

Weise bewunderungswürdig dasteht, zuerst gehabt, ja schon mit auf den Thron 
gebracht und rastlos verfolgt hat, bis die verhängnißvolle Zeit es Ihm endlich 
möglich machte, ihn ins Leben zu rufen. Die Landwehr ist nur ein Theil, wenn 
gleich ein sehr wesentlicher, dieses großen Gedankens, der in seinem ganzen Um­
fange nur in dem Kopfe und Hcrzet^erSSkWS«u Landesvaters entstehen konnte."

ff t!
---------- .*£■- —
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